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Krieg gegen die Dritte Welt”? 


Zur Öl-Kampagne der Bourgoisie 


Die Bourgeoisie der BRD ist — nach zwei militärischen Niederlagen des deut- 
schen Imperialismus — wieder dabei, sich mit großmachtpolitischen Ansprü- 
Shen in den imperialisüschen Umverteilungskampf einzuschalten. Entspre- 
chend der Einschätzung, daß die BRD alle in keine ausreichende Basis it, 
um mit den Großmächten USA und Sowjetunion ernsthaft in Konkurrenz zu 
treten, strebt der deutsche Imperialismus nach einem „Vereinigten Europa 
unter deutscher Vorherrschaft. 
Die „Öl-Krise” nahım die deutsche Bourgeoisie in diesem Zusammenhang zum 
Anlaß, um ihre Ziele — Hetze gegen die Völker der Dritten Welt, verstärkte 
Aufrüstung, „europäischen Zusammenschluß” und faschisische „Volksge- 
meinschaft" © in einer breit angelegten Kampagne zu propagieren. 
Diese Kampagne ist keine verzweifelte Reaktion der westdeutschen Bourgeol 
"io auf unmittelbare ökonomische Schwierigkeiten, sondern eine „vorbeugen. 
de" Kampagne mit einer „Krise auf Probe” als Hintergrund. Der „arabische, 
Ölboykott'”, ausgesprochen von den arabischen Agenten des Imperialismus 
in Saudi-Arabien, Kuwait u.a., konnte die imperialistischen Interessen gar nicht 
emsthaft beeinträchtigen, aber umso wertroller war er als Hintergrund für eine 
in den letzten Jahren beispiellose Kampagne der Bourgeoisie. Mit begleitenden 
Eingriffen in die „persönliche Freiheit des Bürgers” (vor allem das Sonntags- 
fahrrerbot, aber auch eine Reihe weiterer Maßnahmen) wurde gleichzeitig ver- 
sucht, die „Krie”" glaubwürdig zu machen und die Bevölkerung an solche 
die „pemönliche Freiheit” zu gewöhnen, ebenso wie in den 
ietzten Jahren bereits daran gewöhnt wurde, daß Polizisten gelegentlich 
Menschen „in Notwehr” erschießen dürfen und daß Streikende von der Poli- 
zei zusammengeschlagen werden. 
In diesem Artikel sollen, wie in AK_ 38 bereits angekündigt, einige Aspekte 
der „Krisen-Kampagne” der westdeutschen Bourgeoiie, speziell in der bür- 
gerlichen Presse, untersucht werden. 


Pa reeT| (‚Hamburger Morgenpost”, 
Rassistische Hetze — 18.10.73: „Jetzt spielen die Scheichs, 
Die Araber als „Untermenschen” | sınz verrückt”). „Was wissen wir, 


was in arabischen Köpfen vorgeht? 
Wir werden uns in der nächsten Zeit 
wohl noch über manches wundern,” 
schreibt die „Frankfurter Allgemein 

mit ihrer wie stets unbeschreiblich 
vornehmen Arroganz (FAZ, 
26.11.73). Die „Welt” phantasierte, 
gehe beim „Öl-Boykott” um „alte 
islamische Machtträume”. Das’ sei 
„ein psychologisches, kein politi- 


Die Bourgeoiie erklärt „die Ara- 
ber” nicht nur zu Schuldigen der 
„Krie”, sondern diffamiert sie 
leichzeitig als „von Natur aus min- 
derwertig”. 

Die bürgerliche Presse spricht vor- 
zugsweise von den „Launen”. der 
Araber (z.B. „Bid”, 31.12.73),0der 
erklärt sie schlicht‘ für „verrückt” 


vornehmen Arroganz „.(FAZ, 
26.11.73). Die „Welt” phantasierte, 


Die bürgerliche Presse spricht vor- 


zugsweise von den „Launen”_der | es gehe beim „Öl-Boykott” um „alte 
Araber (z.B. „Bild”, 31.12.73),oder | islamische Machtträume”. Das sei 
erklärt sie schlicht für „verrückt” | „ein paychologisches, kein politi- 


sches Problem”, nämlich die „orien- 
talische Entfaltung des Irrationaleı 
(„Welt”, 28.11.73). 

Dies zielt letzten Endes darauf, 
„die. Araber” als „geistig minder. 
Wertig” hinzustellen, Herbert Kremp 
erweiterte dies dann noch in der 
„Welt” vom 24.12.73, indem er den. 
Völkern der Dritten Welt a1 L- 


gemein die Fühlgkeit zum 
„rationalen Denken” _ubsprach. 
Weiter schreibt Kremp: „Ob die 


Länder der Dritten Welt rechtzeitig 
begreifen, welchen Schaden sie sich 
selbst zufügen (wenn sie sich gegen 
die impenialistische Ausplünderung 
wehren — Anm, AK) erscheint bei 
der oft sternenhaft anderen Mental 
tät ungewiß,..Die Zeit des Kolonialis- 
müs war pädagogisch nicht sehr e- 
folgreich.” 

Da drängt sich doch der Gedanke 
auf, die Völker der Dritten Welt 
nochmals in die Schule des Koloni- 
alismus zunehmen, damit sie endlich 
ihre Lektion begreifen, daß sie 
„z’vilisierte Nationen” " nicht: „er- 
Pressen” dürfen. 

Und die Reaktioräre haben ja 
im Übrigen schon immer behauptet, 
die Völker der Kolonien seien „au 
früh in die Unabhängigkeit entlasseı 
worden und würden jetzt „mit ihrer 
Freiheit nicht fertig”. 

In dem ganzen Gerede über die 
„andere Mentalität” der Völker der 
Dritten Welt, über die „Entfaltung 
des Irrationalen” usw. wird die alte 
faschistische Rassentheorie_ erkenn- 
bar: Die „farbigen” Völker sind den 
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Über die „Entfaltung 
des Irrationalen” usw. wird die alte 
faschistische Rassentheorie_ erkenn- 
bar: Die „farbigen” Völker sind den 
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Unverschämte faschistische Provokation 


SPRINGER-PRESSE VERÖFFENTLICHT GEFALSCHTES „DOKUMENT“ 


Die „Welt” vom 17. Januar veröf- 
fentlichte ein „erregendes Doku- 
ment", das ihr angeblich „aus Kreisen 
der von den kommunistischen Aktio- 
nen der letzten Woche am stärksten 
betroffenen Universität Frankfurt zu- 
geleitet” worden war. Hierbei han- 


vom 17, Januar). Diese prompte Re 
aktion des „Bundes Freiheit der Wis 
senschaft” Üßt Schlüsse darauf zu, in 
welcher Ecke das gefälschte „Doku: 
ment” produziert worden ist 

Einiges zum Inhalt des „Doku 


„Stoßtrupps in den einzelnen F/ 
Bereichen” aufzubauen, wozu vor al 
lem „emotional Labile”" und „soge- 
nahnte ‘drop-outs’ ” (d. h. kaputte, 
ausgeflippte) heranzuziehen seien, 
Im weiteren werden Ratschläge ge- 


delt es sich um eine von Faschisten 
angefertigte Filschung, 


Das „Dokument‘“ enthält angebli 
che „Funktionärsanweisungen, her- 
ausgegeben vom ZK aller (!) kommu- 
nistischen Hochschulgruppen”. Es 
soll der Eindruck einer „großen Ver. 
Iwörung” erweckt werden: alle 
kommunistischen Gruppen und Or- 
ganisationen siecken in Wahrheit un- 
ter einer Decke und tun nur so, als ob 
sie untereinander uneins wären. Die 

zwischen 


„Bund Freihei 
‚Klürte dazu, das 


nt" habe „unzweideutig ber | ments”: Es heißt da, die Kommunt 

‚daß die“ „Kämpfe, unter | sten würden „der empifischen For 

en" nur „fingiert" seien. | schung und Ihren Methoden" den 

‚eine zentrale Kommandostel I dufan sogen Lab 

‚ebe, die „den Außerlich unter wollten „vor allem 

haoten’ | intensive Auseinandersetzungen mit 

und 'Ord koordiniere”, | dem Stoff der bürgerlichen Wissen 
dub die in Wahrheit von Ost: | schaften unterbinden" (? 1) 

be ziert” werde (laut „Welt” | His wird gefordert, systematisch 


Dokument 
Did 


Wieder eins „‚Enthüllung” der Springer-Presse 


geben wie etwa „Angriffe zunächst 
auf den wissenschaftlichen Nach- 
wuchs richten", „Meidet Auseinan- 


dersetzungen mit Hochschullehrern, 
die unnachgiebig entschieden auftre 
ten" (1), und im übrigen Ratschlige, 
.duß die „Funktionäre” „stärker als 
bisher soweit wie möglich im Hinter 
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England: 


Verelendung der Arbeiterklasse und 
Faschisierung der Gesellschaft 


Im Dezember 73 führte die Tory- 
Regierung ab Januar die Drei-Tage- 
Woche für die gesamte englische 
Industrie (bis auf einige Ausnahmen 
‚wie Lebensmittelindustrie usw.) ein. 
Die _demagogische „‚Begrändung’ 
Wegen der „Ölkrise” und der Streiks 
der. Bergleute müsse Energir gespart 
werden, 

Mit. dieser Maßnahme, die für die 
Mehrheit der Arbeiter und Angestell- 
ten ein Absinken ihres Lebensstan- 
dards unter das Existensminimum. 
(&u.) bedeutet, soll der Arbeiter- 
klasse. brutal gezeigt werden, wer 
der Herr im Haus ist, daß es gar 


keinen Zweck hat, gegen diese er- 
drückende Übermacht von Kapita- 
listenklasse, ihrem Stäatsapparat, ih- 
rer Regierung und ihren Unter. 
‚drückungsinstituten wie Polizei, Mi- 
litür usw. anzugehen. 

Durch weitere erpresserische Not- 
standsmaßnahmen (s.u.), die jeden 
‚Arbeiter, Angestellten — auch klein- 
bürgerliche Schichten — hart. tref- 
fen, soll jede Klassensolidarität, sogar 
die eiseste Sympathie mit den Kämp- 
fen der Bergarbeiter und Eisenbahner 
zerstört werden. 


Forts. nächste Seite 


Beleidigt und gefeuert 


— wieder politische „fristlose Kündigungen“ bei HSW 


Beleidigt und gefeuert 


- wieder politische „fristlose Kündigungen” bei HSW 


Bei den Hamburger Stahlwerken (HSW) startete die IGM-Führung einen do]- 


Zeit 


Innerhalb weniger Tage wurd 
krempelt, von einer mehrheitlich linken Bastion der Kollegen zum Tumme]- 


platz für Gefolgskute d 
setzt" und die Mitglieder 


m Im Vertfauanskörper (VLK) 

Mehrheitsverhältnisse in ihrem 
Sinn durchzusetzen, benannte die 
Hamburger IGM-Führung = bei Um: 
‚gehung der HSW-Kollegen und des 


1G-Chemie: 


Ausschlußantrn 


schluß ab, 


'duart Kolitsch gehört, ähnlich wie 


“der Hamburger IG Chemie-Sekre 
tär Ph. von Kodolitsch, ohne Zweifel 
zur schlimmsten Sorte von Gewerk 
schafisführern, jenen skrupellosen Ar 
beiterfeinden, die mit brutalem büro: 
kratsichen Terror und wilder anlı 
kommunistischer Demagople schon 


gegen den Westberliner Verwaltungmtellen-Vorsitzenden Edi 
rd Kolitsch. Wie nicht anders zu erwarten, lehnte der Hauptvorstand den Aus 


r derzeit Isufenden anti-kommunistischen Hetzc 


noch einigermaßen einmalig sein dürfte. 


‚gewerkschaftliche Vertrauenskörper umpr- 


Geschäftsleitung, der linke VLK-Vorstand abge- 
schowen und durch einen neuen — unter Vorsitz eines COU-Mannes 
‚alten (inken) VLK-Vorstanden nut, Aniras 
‚den Betriebarates (SPD) von der Geschäftslel 

mente aus dem Betrieb geschmisen. Die JG Metall 
den” ob sie den gefeuerten Kollogen Rechtsschutz gewi 


„et. 


bestehenden 


Vertrauenskörpers 
eine größere Zahl Ihr genehmer Kol- 
legen in den VLK nach, 
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Gewerkschaftsführer hestäti 
offiziell Zusammenarbeit 


trieben Schering AG 
‚ptvorstand der IG Chemie 


(Wer 


die geringsten fortschrittlichen Re 
‚gungen bei den Arbeitern und Ange 


stellten abwürgen, hei 08 und 
fon mit den Kapltalisten zusam. 
menarbeiten usw. 
Auf das Konto von Kolltsch 16 
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Fortsetzung England 


Gleichzeitig versucht die englische 
Kupitalistenklasse mit Hilfe ihrer Pro- 
pagsndamaschinerie den Nährboden 
für faschistisches Gedankengut von 
einer „Volksgemeinschaft” zwischen 
Arbeiterklasse und den Kapitalisten 
vorzubereiten, die jetzt — „wegen der 
Krise” — eng zusammenstehen müsse, 

Bel den gegenwärtigen Kämpfen 
‚gcht esum mehr alsum höhere Löhne 
und bessere Arbeitsbedingungen bzw. 
inderung. Die englische 


Kapitalistenklase will aufs Ganze 
sehen und der Arbeiterbewegung in 
diesem Jahr das Rückgrat brechen. 
Sie treibt die Faschisierung der eng- 


rekte Vorbereitung für die militäri- 
sche Zerschlagung der Arbeiterbewe- 
‚gung und zerstört für Millionen von 
Arbeiterfamilien die materielle Exi- 
 zgrundlage. 
D: Drei-Tage-Woche hat die Sen- 
ung des Lebensstandards der Ar- 
beiterklasse teilweise um 50 ® zur 
Folge: 
© Zwar bekommt ein größerer Teil 
der Arbeiter und Angestellten einen 
„Garantielohn", der vertraglich abge 
Sichert ist. Aber erstens sind gegen 
wärtig Überstunden verboten, so daß 
die nicht abgesicherten Überstunden- 
‚gekler wegfallen, die in der Regel 20, 
25 % des Lohns ausmachen 
Zweitens haben die Kapitalisten 
bereits gedroht, diesen Garantielohn 
nicht mehr zu zahlen, und z.T. diese 


streikender Arbeiter soll abge- 
schafft werden! 


familie das Recht, im Falle eines 
Streiks beim Sozialamt einen An- 
ragauf finanzielle Unterstützung $ 
zu stellen. In England werden 
nämlich nur in Ausnahmefällen 
— anders als bei uns in der # 
BRD - Streikgelder durch die 
Gewerkschaften gezahlt. Die Mit- 
sliedsbeiträge betragen in Eng- 
ang nur Pfennige } 

4 


Dh. die englische Arbeiter- 
klasse 'hat sich lange Zeit das 
Recht erhalten, für die Finan- 
zierung ihrer Kämpfe gegen die 
Kapitalisten einen Teil der von 
ihr eingezahlten Steuergelder in 
‚Anspruch zu nehmen. 

Dieses Recht ist natürlich den $ 
Kapitalisten ein Dorn im Auge, 
‚Seit einigen Wochen wird die 
Möglichkeit, dieses Recht per $ 

jesetz abzuschaffen, von den 
'Tories offen gefordert, „Mr. 
Heath wies darauf hin, daß sich # 
die Regierung nicht gegen die 
Möglichkei 


‚den abzuschaffen, verschließt. 
(„Daily Telegraph”" 29.1.74 ) 


beheizt werden, Inzwischen. 
wird „abgewogen”,ob die Einhaltung 
dieser Anordnung nicht durch regel: 
mäßige „Stichproben“ der Polizei 
überprüft werden sollte 

Kaum noch Ausgabe von Benzi 
© Die ständige Androhung von Ben. 
zinrationierung, obwohl längst -wie. 
auch in der BRD — bewiesen ist, daß 
es keine Ölkrise gegeben hat (wi 
AK 38) 

© Schwarzmarktpreise für Kohle, 
Holz, Heizöl, aber auch alle anderen 
Lebensmittel, die bis zu 100 ®, z.T 
sogar noch höher gestiegen sind 
@ Knappheit von Brot, nachdem 
Premier Heath angeordnet hat, daß 
die Blcker die Produktion um 5 % 
senken sollen, 

@ Knappheit an Milch, weil angeb- 
lich Flaschen fehlen sollen. 


Strategie der Bomben und 
antikommunistische Hexenjagd 


In England wurde die jetzt ver- 
stärkt einsetzende Antikommunis- 
mushetze in ähnlicher Weise vorbe- 
reitet wie in der BRD. Auch hier 
schaltete man die Phase der „Strate- 
gie der Bomben” und der Verketze 
rung der palästinensischen Befrei- 
ungsbewegung vor, bevor man zur 
Hetze auf die IRA (Irisch Republika. 
nische Armee) in Irland, dann schließ- 
lich auch der IRA und mit ih 
sympathisierender Organisationen in 
England selbst kam. Gegenwärtig ist 
die Kampagne bereits bei den biede- 
ren „Kommunisten” der revisionisti- 
CP (Communist Party) ange 


Das Schema ist immer das gleiche: 
erst nimmt man sich eine der Bevöl- 
kerung relativ entfernte, z.B. auslän- 
sche, politisch links stehende Grup- 
pierung vor, macht diese nach allen 
Regeln der bürgerlichen Demagogie 
„fertig”, geht dann zu einer Grup- 
pierung über, die dem Volk schon 
näher steht, und überträgt die erreich- 
te Verhetzung auf diese Gruppie- 
Tung usw. 

(In Westdeutschland begann die 
Neuauflage der antikommunistischen 
Hexenjagd mit der Verketzerung der 
linken und sozialistischen Studenten 
und — eine Stufe höher — mit der 
Baader-Meinhof-Kampagne. Die Ver- 
bindung ‘zu den palistinensischen 
„Bombenterroristen” wurde herge- 
stellt. In der Vorbereitung des ersten 
Antikommunismus-Beschlusses in der 
IGDruck brachte der Vorsitzende 
Mahlein die in den Betrieben und 
Gewerkschaften arbeitenden kommu- 
nistischen Gruppen in direkte Verbin- 
dung mit der Baader-Meinhof-Grup- 
pe.) 

Die im letzten Jahr in England und 
Irland ungeheuer verstärkte „Strate- 
gie der Bomben” konnte in Einzelfäl- 
len aufgedeckt werden (s. AK Nr.33) 
Seit dem Überstundenboykott der 
Bergarbeiter (!) geht ein regelrechter 
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Drohung auch bereits praktiziert 
Nur ein Beispiel: Die Chemiefabrik 
„Cowrtaulds” kündigte sämtlichen 
Angestellten mit ‚dem Hinweis, sie 


könnten wieder eingestellt werden, 
wenn sie mit der Hezahlung von nur 
drei Tagen einverstanden wären. 


© lür über ein Drittel der englischen 

Arbeiter und Angestellten, die keinen 

Garantielohn erhalten, reduzierte sich, 

der Lohn von Anfang Januar an um 
50% 


@ Auf die durch die Drei-Tage 
Woche produzierten Arbeitslosen 
kommt eine Verelendung zu, die man 


mit der Lage der Arbeiterklasse im 
talistischen England des vori 
rhunderts vergleichen kann 
Arbeitslose erhalten umpe 

DM 46,50, Verheiratete 


rechnet 
DM 7$,- in.der Woche!!! (Zahlen aus 


‚dem „Spiegel 1/2, 74). 
Diese Verelendung trifft nicht nur 
eine kleine Zahl: Bereits nach der 
ersten Januarwoche waren es weil 
über 1 Million, nach der zweiten 
Woche über 2 Millionen Menschen 
In Regierungskreisen spricht man da 
von, daß es bald rund.7 Millionen 
sein könnten! Die liberale bürgerliche 
Zeitung „Guardian” schreibt sogar 
von 10 Millionen Arbeitslosen. Da 
wären bei einer Zahl von etwa 25 
Millionen arbeitenden Menschen 40% 
der arbeitenden Bevölkerung! 
Erpresserische Notstands- 
maßnahmen 


© Tiglich werden seit zwei M 
ten Stromsperren in den p 
Haushalten durchgeführt 


Bombenregen auf London nieder. 
Bombenregen auf London nieder 
Die IRA hat bisher eindeutig festge 
stellt, daß sie mit diesen Bomben 
nichts zu tun hat, Gleichwohl werden 
sie ihr mit Selbstverständlichkeit 
untergeschoben, 

Woher die, Bomben kommen, las 
sen Aussagen von englischen Infan- 
teriesoldaten vor Gericht vermuten: 
Sie sind an der Infanterieschule in 
Warminster, _ Südwestengland, 
General Frank Kitson ausgebildet 


Kopitalistonklanne) 
worden, Dieser General ist bekannt 
geworden durch sein 1971 erschie 
nenes Wuch über die „Bekämpfung 
Unruhen” („Stern”, 17.1.74), 
Kitson vertritt in seinem Buch 
‚die Auffassung, die Armee müsse so. 
PseudoGangs" ausbilden, die als 
Streikführer oder aktive Terroristen 
tig werden, um die Armee mit In 
side-Informationen 


(„Stern 
Daß 


das keine bloßen theoreti 
beweisen 


© fix darf nur noch ein Raum pro 


schen Ausführungen sind, 


dle Aussagen der von Kitson ausge: 
bildeten Soldaten, ihnen seien „Ter- 
rormethoden”, das Anfertigen von 

mben usw. beigebracht worden, 

leichter in „Terroristen. 

schleichen können und wo 
solche „Kreise” nicht vorhanden sind 

warder Regelfall ist — gleich selbst 
welche aufmachen! 

Bereits im Herbst 73 wurde nach 
der ersten Bombenserie von Konser: 
vativen der Ruf laut nach der Wieder- 
einführung der Todesstrafe für „Bor 
benterroristen”, dem Verbot der IRA 
in England und nach Personalauswei 
sen für Iren in England (in England 
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laufenden Massenprozeß gegen 17 
Bauarbeiter, denen „ilegales Streh 
ken”, „Aufruhr schüchte 
rung" "von. Kollegen” vorgeworfen 
wird, gehen wir im nächsten AK ein 
© In einem offenherzigen Artikel 
im „Daily Telegraph” wird am 29.1 
über die Vorbereitung der Polizei 
auf „Unruhe unter großen Gruppen 
streikender Bergarbeiter” und 
vile Unruhen und Demonstratior 
berichtet: Jede Einheit habe eine 
bestimmte Menge von CS-Kampf- 
gas vorrätig, außerdem habe man 
„gute Erfahrungen” mit berittener 
Polizei und gedrillten Hunden ge 


nd 


die Verfolgung und 
zeiner Mensch 
dern die Ausrottung fanzer Arbeiter, 
viertel und Fabriken betrioben haben, 
ist klar, wo Kitson hin will 
Daß es hierbei sich nicht nur um 
„Vorschliige'" eines rechtsradikalen 
„Spinners" handelt, wird an der 
praktischen Vorbereitung der Armee 
auf den Einsatz im Inneren in den 
letzten Wochen deutlich: Unter dem 
Vorwand, Palästinenser hätten eine 
Boden-Luft-Rakete geklaut und ge 
droht, damit ein Flugzeug zu be 
schießen, wurde Anfang Januar das 
um den Londoner Flug 


Bergarbeiter in Wales: Ihre Erbitterung ist verständlich, während die Lebensmittel um 18 % (in den letzten Wochen so- 


‚gar um noch mehr) und 
beiter nur Lohnerhöhungen von 7 %. 


gibt cs bislang keine Ausweispflicht). 

Unter dem Vorwand der „Gefähr- 
dung der Öffentlichkeit durch Bom- 
benleger” werden seit längerem ver- 
stärkt linke und kommunistische 
Menschen und Organisationen beob- 
achtet, bespitzelt, kontrolliert, Haus- 
suchungen und Razzien mit „Kon- 
trollverhaftungen” durchgeführt. Die- 
ser verstärkte Zugriff des kapitalisti- 
schen Staatsapparates nach linken 
Organisationen hat klar vorbeugen- 
den Charakter. Die konservative Re- 
gierung konnte vorausschen, daß ihre 
Lohnsenkungspolitik seit anderthalb 
Jahren irgendwann auf spontanen, 
breiteren Protest in der Arbeiterklas- 
se stoßen würde. Mit der Verkündung 
der dritten Phase der „Antüinflations- 
politik”, die Lohnerhöhungen über 
7 % verboten, war es dann soweit 
Die Feuerwehrleute, Bergarbeiter und 
iseribahner meldeten höhere Forde- 
ingen an, die Feuerwehrleute setz- 


ee 


seit über zwei Monaten, 
Auf Situation 
die Kapitalistenklasse konkret im 
Ietzten Jahr gut vorbereitet 
© Es wurde in London ein 
es. Koordinierungskomitee fü 
industrielle Unruhen” gebildet. „Che 
ist Detektiv Habershon, 
Chef _einer Spezialabteilung 


Faschist Kitson (Bürgerkriegmpezialist der englischen 


Scotfind Yard 
schläge verhindern sollte 
haben in den letzten Monaten all 


htet 
chungen 
bücher beschlags 
17.174) 

© Zunehmend griff die Polizei in 
letäten Jahr auch bei Sureikati 


Arbeiter und An 
ihren Prozeß. Auf el 


ten ihre Forderung durch, die Berg- 
arbeiter und Eisenbahner kämpfen 


breiterer 
Kämpfe in der Arbeiterklasse hat sich 


Natio- 


bis dahin | 1 


die Sprengstoffan- 
ie Leute 


ikaradikal Verdächtigen durch. 
In. serienweisen Haussu 
allem Notiz 


au und verhaftete Streikposten. Zig 
auf 
wärtig 


macht. 

Verbrecherisch allerdings wäre es, 
zu meinen, daß damit die Mittel der 
Bourgeoisie im Klassenkampf gegen 
die Arbeiterklasse erschöpft seien. 


‚Vorbereitung auf den 
Militärputsch 


Die englischen Imperialisten berei- 
ten sich auf die militärische Zerschla 
gung der Arbeiterbewegung und die 
Abschaffung der parlamentarischen 
Demokratie zugunsten des Faschis- 
mus vor. Militärs wie General Kitson 
bieten sich ihnen dabei heute schon 
als Bürgerkriegstheoretiker und -prak- 
tiker an: In seinem bereits erwähnten 
Buch über die „Bekämpfung von Un- 
ruhen” stellt Kitson den Kapitalisten 
seine Vorstellungen über die neuen 
Aufgabengebiete der britischen Ar- 
ee vor: Die „neuen Kampfgebiete” 

des Kolonial- 


reichs, 


n| will, oder zu Dingen zwingen, 


nicht tun wolle 


ir | märsche und Gewal 
kleinem Umfang” („St 
on. Kitson 


„Situation 


dieser Vorwand wird gegenwi 


stößt — aufgebaut 


schaft McGahey, 


ten Parlaments zorst 
den Streik der Bergarbeiter 
jerung stürzen‘. Der ga 
das Werk ein 

Verschwörung 


die CP-„ Kommunisten” sogar 


Wahlen nicht über 0,4 % der $ti 
hinauskamen! Gerade die Ber 
ter sind trad 


gabe der Sol 
formation 


weisen ‚verdächtiger Bevölke 

rungskreise” zu sammeln. „So kön 
m nicht nur die Rädelsführer, son. 
a eine gesamte Gruppe ausge 


‚den.” („Stern“) 
bedenkt 


‚auf einem Schlachtfeld, das 
‚inneren Unruhen’ bezeichnet 
werden könnte. Der Einsatz werde 
fällig, ‚wenn ein Teil der Bevölkerung 
die Regierung des Landes stürzen 


und zwar „durch 
politischen Druck, Streiks, Protest. 


beschriebene 
tritt im Grunde bei je 
dem größeren Streik ein, Und genau 


wahrscheinlich „probehalber", um 
zu sehen, ob man auf Widerstand 
Heath. erklärte 
am 28.1,74 im Fernsehen, der Vize 
jent der Bergarbeitengewerk 

Mitglied der CP, 
Ie die Lohnpolitik des frei gewähl 
n und durch 
‚die Re. 
e Sireik sei 
„kommunistischen. 


Tatsache ist allerdings leider, daß 

n ih 
ren- „stärksten Gebieten (Schott 
land, Bergbaugebiete) in den letzten 


‚elle Labour-Wähler 
Ie| Kitson schlägt weiter vor, die Auf 
jaten müsse es sein, In 
über die Lebensweise 


daß die Fa 
schisten in Chile sich auch nicht auf 


‚Gewinne der Kapitalisten um fast 40 % stiegen, erlaubt die Heath-Rogierung für die Ar- 


hafen Heathrow militärisch abgerie- 
gelt. Was vor einigen Jahren noch un- 
‘denkbar war: Mit Maschinenpistolen 
ausgerüstete Ranger patroullierten 
durch die Straßen und Panzer fuhren 
in London umher. Schr schnell erwies 
sich die „Begründung” der Aktion als 
unhaltbar, Militärfachleute sagten. 
aus, die Aktion sei militärisch sinn- 
os, da man eine Rakete auch mitten 
in London abschießen könnte und 
insofern eine Abriegelung des Flug- 
hafens völlig idiotisch sei, D 


Dt 
Letzte Meldung: Ende Januar 
hat eine Abstimmung der eng- 
oder Ablehnung des Angebots 


lischen Bergleute über Annahme 
# der staatlichen Kohlenbehörde 
stattgefunden, das weit unter 
den Forderungen der Arbeiter 
Ä liegt. Die bürgerliche Presse 


{rechnet nach Auszählung mit 
# einer Ablehnung des Angebots 


Fund Zustimmung für Streik bei 
75% der Stimmen 
Damit wäre eine neue Stuf 
der fe erreicht 


Wisher 
haben die 
Überstun 


seit 10 Wochen 
Bergarbeiter nur die 
den boykottiert, jetzt wird 
möglicherweise voll gestreikt 
[= Im nächsten AX berich 


ten wir ausführlich. darüber 


Nachtrag zum letzten Teil der 
Artikelserie „Zur Außenpolitik 
‚der VR-China” 


Schhußteil des Artikels zur chl 
nesischen Außenpolitik fehlten Im 
AK 38 durch ein technisches Vers 
hen die Erklärungen für die letzten) 
Anmerkungen, Hier sind sie 

130.) Die „Wahrheit den ehemallgen) 
KB (jetzt m KBW) brachie dies bag 
\Ven «er KP Chinas und der PA Albankent| 
auf die Formal: „De diesen Parteien In die 
Lehre zu gehen und ihre Einschätuung] 


uni/dul 72) 

140.) „Alle Gegenaötze wind miteinander 
Wunden und Kosninieren 

er bestimmten Bedingungen ın 


141.) Vol. vor allem den Arukel, den eh 
nenmehe. journalinten nach ihrem Bewush 
Inder BAD schrieben (,.Wetlich wor Ri 
Find" in „Prankfurser Rundschau” wo 
er7) 
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Anläßlich der „Ölkrise" entfaltete die westdeutsche Hourgeoisie eine rassist 
sche Hetzkampagne gegen alle Länder di ten Welt”, deren Rohstoffe 
‚Ausbeutung offenstehen soll- 


wehindert den imperialistischen Staaten 


n. Sie stellte die Theorie auf, daß die Reichtümer dieser Länder nicht den, 
Völkern, sondern „der ganzen Wit“ gehörten, Zudem wurden als „Feinde 
der industrialisierten Welt" Leute hingestellt, die in Wirklichkeit Parasiten 
und Helfersheifer des Imperialismus wie z.B, die „Ölscheichs", die keines 


falls den Willen der Völker reprisentieren. 
Dadurch soll der wahre Widerspruch zwischen dem Imperialismus und der 
Dritten Welt“ durch einen konstruierten Gegensatz zwischen den „geben. 
‚n” (imperilistischen Ländern) und den „nehmenden“(„Entwicklungslän- 


dern") Nationen verdeckt und so die Solidarität der werkiätigen Bevölkerun; 
in den Imperllistischen Metropolen mit den Völkern der „Dritten Welt 
verhindert werden. Wenn außerdem ein selbst „beitelarmes“ Volk wie das 


Südjemens oder Dhofars die Lüge vom „Armen“ und „Nehmenden“ nicht 
glaubt, sondern seine wahren Feinde bekämpft, dann setzt der Imperialismus 
seine $täfthalter in Tran und Saudiarabien ein, um jede fortschrittliche Ent- 
wicklung zu stoppen und zu vernichten. Denn ihr antiimperialistischer Kampf 
macht Schule und könnte auf „reichere“ Gebiete übergreifen. 

In einer neuen Offensive von bisher nicht dagewesenem Ausmaß gegen die be- | 
freiten Gebiete von Dhofar und die DRV Jemen erproben der Schah vom Iran 
und König Feisal von Saudi-Arabien ihre „‚Gendarmenrolle“ im Persischen 
Golf, um jeden rechtmäßigen Anspruch der Völker auf ihren Reichtum zu 


unterdrücken. 


scheint, als ob das Gebiet zwi. 

schen der Meerenge Bab el Mandeb 
und der Straße von Hormuz keine 
große Bedeutung für die Weltpresse. 
hat, Nur sehr aufmerksame Zeitungs- 
leser werden ab und zu kleine Mel- 
‚dungen über die Staaten an der Süd- 
küste der arabischen Halbinsel ent- 
decken. 

Dochfinan erinnere sich! 


‚ADEN - vom britischen Pro- 
tektorat zum revolutionären 
Zentrum 


Erst nach mehr als einem Jahr- 
zehnt Guerilakrieg haben die Briten 
ihre 129jährige Kolonialherrschaft 
im Protektorat Aden beendet, nach- 
dem den ausländischen Besatzungs- 
{ruppen yon den Kämpfern der Na- 
tonalen Befreiungstront (FNL) die 
Stadt zur Hölle gemacht worden war, 
Seither ist Aden nicht mehr der 
„pulsierende” Transithafen für Frach- 
ter auf dem Weg in den Fernen Oster 
Aden ist heute Hauptstadt der De- 
mokratischen Volksrepublik Jemen 
(DRV Jemen) und ein Paradebeispiel 
für eine von den Imperilisten ausge- 
beutet zuröckgelassene Stadt. 

Die britischen Machthaber hatten 
das ganze wirtschaftliche Leben auf 
ihre Bedürfnisse abgestellt: 90% des 
Dienstleistungssektors waren in ihrer 
Hand, es gab keinerlei Industrie außer 
einer BP-Raffinerie; soziale Einrich- 
tungen wie Schulen oder Kranken - 
häuser waren kaum vorhanden. (200 
Volksschulen, 9 Oberschulen, insge- 
samt 717 Betten für 1,5 Millionen 
Einwohner). Von Hundert Jemeniten 
waren 95 Analphabeten, Nach der 


mokratischen Revolution. Mit Hilfe 
der VR China und der UdSSR bauen 
sie Straßen, Schulen, Krankenhäuser, 
verwirklichen die Agrarreform und 
arbeiten am Aufbau einer Leicht- 
industrie, 


‚Acht Jahre bewaffneter Kampf 
in Dhofar 


Die DRV Jemen ist für die arabi 
schen Völker die Alternative zu im- 
Derialistischer Knechtschaft gewor- 
den. Seit ihrem Bestehen ist sie eine 
feste Basis für den revolutionären 
Kampf der Volksfront zur Befreiung 
Omans und des Arabischen Golfes 
(PFLOAG), 

In der südlichen Provinz von 
Oman, dem der DRV Jemen benach- 
barten Dhofar, haben die Nomaden, 
die Bauern und die von Feudalen 
ausgebeuteten Sklaven schon 1965 
den bewaffneten Kampf gegen den 
britischen Imperialismus und seine 
Statthalter aufgenommen: 90% des 
Gebietes sind befreit, Die britischen 
‚Truppen und ihre Marionetten kön- 
nen sich nur noch in den befestig - 
ten Städten halten wie in Salala, der 
größten Stadt Dhofars, die - mit 
Stacheldraht umgeben und der Ver- 
ordnung, daß nur 64 Personen pro 
‚Tag von außerhalb die Stadt betreten 
und dort zu einem festgesetzten Preis 
genau festgesstzte Waren kaufen dür- 
fen — von den Freiheitskimpfern 
vollständig isolert gehalten werden 
soll, 


„Die Arabisierung 
des Konflikts” 


Volksschulen, 9 Oberschulen, insge- 
samt 717 Betten für 1,5 Millionen 
Einwohner). Von Hundert Jemeniten 
waren 95 Analphabeten. Nach de 
Schließung des Suezkanals ging de 
Hafenverkehr um 75% zurück; zudem 


wurden die Frachter in „politisch 
zuverlässige" Häfen umgeleitet wie 
Djibouti in französisch Somaliland 


oder Honeia in Nordjemen 


„Die Arabisierung 
des Konflikts” 
Da trotz ständiger Bombardements 
auf die Vieherden, Wasserstellen und 
Felder und trotz grausamster Unter 
drückung der Bevölkerung die bei 
schen Soldaten und die Söldnertrup- 
pen desSultans von Oman immer wie 


ER al 
„Meerenge von Bab el Mandeb‘” 


Ze 


Kein Wunder, wenn die wenigen | der Niederlagen erlitten, der Wider 


Besitzenden der einheimischen Be 
wölkerung den totalen Bankrott der 
Jungen Volksrepublik fürchteten und 
schnellstens sich und ihre Habe außer 
Landes brachten, 

Doch der wirtschaftliche und von 
den Imperialisten erhoffte Zusam 
menbruch fand nicht statt 

Unter ungeheuren Ans 
errichten de jemen 
und Viehzöchter un 
der FNL ihren St 


nsunge 
ischen 8 


der nationalde 


stand nicht ausgerottet wurde, 
dern im Gegenteil aus jeder Offensive 
gestärkt hervorging, versuchte es der 
smus im Jull 1970 
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Die Frauen sollen ihre Schleier wegwerfen! 


versuchte eran die tiefen Bedürfnisse 
der Bevölkerung nach landwirtschaft- 
licher, industrieller und sozialer Ent- 
wicklung anzuknüpfen und mit Ver- 
sprechungen die PFLOAG zu spalten. 
Doch drei Jahre nach seiner Macht- 
Übernahme gibt es in Oman weder 
‚ein Parlament noch eine Verfassung. 
„Ich sehe nicht ein, warum wir so 
Etwas haben sollten, da das Volk für 
die Demokratie nach westlichem Mu 
ster noch nicht reif ist.” (Qabus in 
„Le Monde“ vom 2.5.73) Wahr 
haftig, für die Verankerung des Op- 
portunismus, wovon der Parlamenta- 
rismus nur ein Teil ist, sind die Mas, 
sen in Oman und Dhofar nach acht 
Jahren Befreiungskampf „noch nicht 
reif“, Sie wissen, das Ziel von Qabus 
ist die Liquidierung jeglichen Wider- 
standes; dafür werden 60% des Staats- 
haushaltes ausgegeben, dafür die füh- 
renden Stellen in seiner Söldner- 
truppe mit Briten und im Kampf ge- 
gen den palästinensischen Widerstand 
geschulten Jordaniern besetzt. 

Durch die dauernden militärischen 
Niederlagen sah sich der Sultan von 
‚Oman gezwungen, weitere Hilfe vom 
Ausland zu fordern. Ganz im Sinne 
der „Nixondoktrin“, die die verstärk- 
te „Arabisierung“ des Konflikts for- 
dert, (siehe auch dazu: „Der US- 


Ausland zu fordern. Ganz im Sinne 
der „Nixondoktrin“, die die verstärk 
te „Arabisierung“ des Konflikts for 
dert, (siehe auch dazu: „Der US 
Militärapparat“ in DIE INTERNA 
TIONALE) sındte König Feisal von 
Saudi-Arabien im Sommer 19 
3.000 Mann, der Schah von Persien 
im Frühjahr 73 2 900 Soldaten und 
eine Staffel Hubschrauber. In der 
UNO beschuldigt Ende November 73 
das arabische Sultanat Oman die 
DRV Jemen „der Aggression zu Lan- 
de und in der Luft“, was der Vorwand 
für eine neue, noch größere Offensive 
der verbündeien Statthalter des Im 
perialismus ist 

Laut Meldungen vom Anfang die 
ses Jahres sind weitere Truppenkon- 
ingente aus mehreren tausend Mann 


e Einheiten der iranischen 
marine und _Luftstreitkr 
Kampf gegen die Befreiungsbewegung 
in Oman und Södjemen beteiligt 


Waffen für die 
„Gendarmen”. .. 


Die Völker Südjemens und Dhofars 
haben schon viele Offensivon der 
militärisch übermächtigen Reaktio 
näre zurückgeschlagen, aber das be 
deutet für die Imperialisten noch lan- 
ge nicht, ihr Ziel - die Vernichtung 
des Widerstandes und die Liquidie 
rung der DRV Jemen — aufzugeben, 
Denn sie haben in Vietnam 
daß ein Volkskrieg sie mil 
besiegen kann und 
tung und Unterd 
erschwert 


Mögen die Imperialisten unterein- 
nder in 


den. verschärften Kon 
um. Einflußgebiei 


anderen Methode, 

Nespotische“ Sultan Said 

wurde gestürzt und durch 

weinen Sohn Qubus ersetzt. Dieser 

war in Oxford zum „Gentleman 
und in Sandhurst zur” im; 
te augebil 


Die US-Regierung beliefert den 
Schah mit Waffen im Wert von 2,5 
Milliarden Dollar und verhilft ihm 
so zur stärkiten Kriegsmacht im Mitt- 
Ieren Osten, „„ ... um die Lebens- 
adern der Weltindustrie zu schützen“. 
(Schah in „Newsweek“ Mai 73) 

Vor allem aber die europäischen 
Imperialisten tun sich mit den Regi- 
mes zusammen, die ihr Vordringen 
bei der Ausbeutung der arabischen 
Völker politisch und militärisch ab- 
sichern sollen. Dabei beteiligen sich 
die BRD-Imperilisten direkt an den 
Versuchen, die arabischen Befreiungs- 
bewegungen zu liquidieren. Die BRD 
will an Iran neben einem Direktre- 
duktionswerk für die iranische Stahl- 
industrie 400 „Leopard”-Panzer mit 
den dazugehörigen „Militärberatern” 
liefen 

‚Auch die zweite Stütze des Im- 
perialiimus am anderen Ufer. des 
Persischen Golfes, König Feisal von 
Saudiarabien, wird von der US-Ad- 
ministration mit modernstem Krieps- 
gerät. beliefert; jedoch wollen. die 
britische und auch die französische 
Regierung mit dem „Herrscher über 
Mekka und Medina” wieder verstärkt 
ins Geschäft kommen. Schon im 
letzten Jahr wurde für 250 Mill. Ster- 
ling ein Fünfjahresvertrag zwischen 

(Regierung mit dem „Aerrscher uber 
Mekka und Medina” Wieder verstärkt 
ins Geschäft kommen. Schon im 
letzten Jahr wurde für 250 Mill Ster 
fing ein Fünfjahresvertrag zwischen 
London und Rind abgeschlomen, der 


den Ausbau des saudiarabischen Luft- 
verteidigungssystems mit britischem 
Material durch britische „Militär- 
und Elektronik-Experten” vorsieht. 


ienste der Imperialisten 


Den ersten, spektakulären Beweis, 
‚daß er die Lektionen der Imperialis- 
ten gut gelernt hat, erbrachte Reza 
Pahlewi am 29. November 1971, als 
er kurzerhand drei strategisch über- 
aus wichtige Inseln in der Straße von 
Hormuz überfiel. Von da an war völ- 
ig klar, daß er fortan den „Gendar- 
men” im Mittleren Osten spielen 
will (‚ch kann keine subversive T3- 
tigkeit dulden...” Schah in „News- 
weck”, Mai 73). Was der Schah und 
Feisal unter „subyersiver Tätigkt 
verstehen, geht schon aus der brui 
len Unterdrückung der Bevölkerung 
und Tausender politischer Gefange- 
ner in beiden Ländern hervor. 

Beide Regimes wollen die Regie- 
rung in Aden stürzen und den Be- 
freiungskampf in Dhofar zur tatalen 
Niederlage zwingen, genauso wie die 
Herrschenden Israels, Jordaniens 
(Septembermassaker 1970) und Li- 
banons (Mai 73) einen Ausrottungs- 
feldzug nach dem andern gegen die 

meuerge zwingen, genauso wie die 

Ierrschenden Israels, Jordaniens 
(Septembermassaker 1970) und Ls 
banons (Mai 73) einen Ausrottungs 
feldzug nach dem andern gegen die 
palästinensischen Feddajin starten. 


erscheint in Kürze 


Palästina 
Der Kampf geht weiter 
bis zum Sieg 


Die Massen sind die e 
Triebkraft der Revolution 


keit sind dabei 


ft 
kennenzulernen 


3. 100 Saiten 


Genpräche mit Kämpfern der PLO, Fatah, PFLP-Allgemeine Führung, 


Durch Interviews und Gespräche mit Kämpfern verschiedener paldsti 
nensischer Widerstandsorgenistionen in Libanon haben wir versucht, 
ein Bild der Praxis den revolutionären Kampfes zu erhalten, den cas 
palästinensische Volk für wine Befreiung führt. Von größter Wichtig- 
‚Austuhrungen der palästinensischen Genomen über 

die aktuolle Lage des palästinenuschen Volkes, über die Massenarbeit, 
die Einschätzung von Aktionen im Ausland und die Schaffung einer 
vereinigten Front der Widerstandhorganinationen. Wir hatten insbeson- 
dere die Möglichkeit, eine Sanititsstation der PFLP in einem Flücht. 
„lager zu besuchen und die Pranis und Theorie der Mamenarheit 
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Forstsetzung „Dritte Welt” 


„Weißen“ „von Natur aus unter- 
legen”, weil ihnen die Fähigkeit 
zum „rationalen Denken” fehlt, die 
ein Privileg der „weißen Rasse” ist. 
„Farbige” Völker handeln aus Lau 
ne, aus religiöser Verbohrtheit, viel- 
leicht sogar aus „politischem Fanatis- 
mus”, aber niemals „rational”, Frühe: 
re Ideologen des Rassismus formu« 
lierten das 2.B. so: „Nach allen vor- 
Iiegenden Erfahrungen (st der Neger 
‚gegenüber dem Weißen rusenhafı 
Inferior, darum gehört er unter die 
‚gerechte und humane Vormundschaft 
des Weißen,.Erst dadurch, daß der 
Eingeborene im Dienste der höheren 
Rasse, dh, im Dienste ihres und 
seines Fortschritts, Werte schaffen 
lernt, gewinnt er ein sittliches An- 
recht auf sein Dasein.” (Paul Rohr- 
bach, Deutschlands koloniale Forde- 
rung, Hamburg 1935) 

Oberhetzer Peter Bocnisch bringt 
die antr-arabische Kampagne in der 
Bild” auf die einprigsame Formel 
„Früher haben die arabischen Wästen- 
räuber Karawanen ausgeplündert. 
Heute erpressen sie die Industrie- 
länder.” („Bild”, 22.11.73). 

Die Beschimpfung der Araber als 
„Wüstenräuber” bringt den von der 
Bourgeoisie propagierten rassistischen 
Hochmut ebenso „treffend” zum Aus- 
druck wie die frühere Beschimpfung 
der Juden als „Krämer, Trödler und 
Betrüger.” 

An anderer Stelle heizt der ge- 
Ichrige Goebbeis-Schüler Boenisch: 
„Den Söhnen der Wüste weht ganz 
schnell Sand ins Gesicht, wenn wir 
‚gemeinsam ein bißchen pusten.” 
(„Bild”, 25.11.73) — Mit arroganten 
rolen dieses Stils wurden Deutsch- 
lands Werktätige in diesem Jahrhun- 
dert schon in zwei imperialistische 
Kriege gehetzt! 


Der neue Antisemitismus 


Abenteuerliche stories vor allem 
in der Massenpresse über das luxu- 
riöse Leben der „Scheichs” sollen mit 
sozialer Demagögie den „gerechten 
Volkszorn” gegön die „Ölscheichs” 


lenken. B 


neuen Palast bauen lassen kanı 
Parfüm baden kann usw. — 

Das Wesen der Sache, nämlich .) 
die Ausplünderung der Rohstoffe der 
Dritten Welt durch die Imperialisten 
und die sich daraus ergebende Inter- 
esseneinheit zwischen den unterdrück- 


gen der imperialistischen 
Ländern, soll so verdeckt werden. 


Die Lüge von der „Erpressung” 


Auf der einen Seite will die Bour- 
eoisie den Eindruck erwecken, daß 
„die. Araber" doch in jeder Hinsicht 
weit unter den „ziviliierten Natio- 
nen” stehen. Auf der anderen Seite 
wird dann demagogisch gejammert, 
daß „wir" von eben diesen angeb- 
lich „rückständigen” und „unbere- 
‚chenbaren” Arabern total abhängig 
seien, Die rassistische Stoßrichtung 
dabei ist offensichtlich! 

Auf den klarsten Begriff brachte 
wohl die „Quick” die Lüge von der 
„Erpressung” mit folgenden Sätzen: 
„Sechs ehemalige Beduinen-Scheichs 
(I) sitzen an der Ölquelle der Welt... . 
Die sechs Scheichs können bestim- 
men, ob der Ölhahn auf- oder zuge- 
dreht wird, In ihrer Macht steht es, 
ob in Europa die Lichter ausgehen, 
ob Millionen arbeitslos werden (1!) 
... Geld brauchen sie nicht, Wir 
haben ihnen soviel bezahlt, daß sie 
schon nicht mehr wissen, wohin da- 
mit.” („Quick"', 47/73, 19.11.73) 

Während der „Krisen”-Kampagne 
der westdeutschen Bourgeoisie wurde 
kontinuierlich gejammert über die 

Erpressung”, der „wir” ausgesetzt 
seien, über den „Würgegriff der Öl- 
Potentaten" („Welt”, 4.12.73), daß 

‚bhängig seien „von den Lau- 
der arabischen "Machthaber" 

id”, 31.12.73), daß „wir” ein 
„Spielball der Scheichs” seien (Boe- 
nisch in der „Bild” vom 11.11.73). 

lan hat langsam das Gefühl, daß die 
Herren mit Deutschland (!!) um- 
springen, wie sie wollen. Die Araber 
die Polen, die Tschechen... ." („Bild”, 
7.12.73). „Araber erpressen die Bun- 
desregierung” („Hamburger Morgen- 
post", 6.11.73). „Unsere Politik ge- 
stattet jedem, auf’ uns herumzutram- 


‚Arabisches Spielzeug 
Rasistische Hetze aus der „Bild“ (8.11.73) 


‚Auch dabei vergißt die Bourgeoisie 
nicht, neben dem ungeheuren Reich 
tum der „Scheichs” auch die angeb- 
liche „anders gearteie Mental 
und „geistige Minderwertigkeit 
Araber mit ins Spiel zu bringen 
Da hortet dann w ein „S 
Diamanten in Cola-Flaschen, der zwei- 
fe stapelt Banknoten unterm Bett 
(wo sie prompt von Mäusen ange- 
kmappert werden) und der dritte 
ist so blöd, daß er sich zu seiner 
Beiruter Bank fliegen läßt und sich 
stundenlang sein Geld vorzählen läßt, 
um sich zu verkewissern. daß noch 
alles da ist. Scheich Abdullah von Abu 
Dhabi wurde als Kind in Kamel- 
Pisse gewaschen, während er jetzt 
oft und gern in parfümiertem Bade- 
wasser schwimmt . . ‚ Und mit be- 
sonders penetranter Eindringlichkeit 
wird immer wieder hervorgehoben, 
daß die „Ölscheichs” auf „blonde”, 
„aroße”, „blaudugige” Mädchen ganz. 
besonders scharf sind. Wer Hitlers 
„Mein Kampf” gelesen hat, weiß, 
daß die „semitischen Untermenschen” 
auf „‚nordische” Mädchen schon 


„50 verjubeln die Ölscheichs un 
ser (17 Geld”, hetzte de „Quick“ 
vom 19.11.73. Indem die arabischen 
Völker mit den „Ölscheich 
gesetzt werden (die natürlich genau. 
#0 widerlich sind wie andere Kapita- 
Iisten auch), sollen die werktätigen 
Mawen mit sozialer Demanopie me 
aeführt werden: der kleine Mann 
soll auf sein Auto verzichten, damit 
„40 ein Scheich” sich dafür einen 


uns zu spielen” (Boe- 
Bild” .11.73). 


peln und 
nisch in der 
„Ölscheichs. 
ie Knie zwingen” (Schla 
„Bild” am 6.11.73). „Ist es nicht ein 
Verbrechen, wie wir uns erpressen 
lassen? Das beginnt bei Getty und 
hört beim Ölauf." („Bild”, 24.11.73) 

Auf diese Weise wird systematisch 
versucht, bei rückständigen Bevöl- 
kerungsteilen Gefühle _ nationalisti- 
scher Gekränktheit zu produzieren 
(‚alle trampeln auf uns rum”), die 
dann in nationalistische , Aggressiv 
tät umgesetzt werden sollen („. 
uns kann man sowas nicht machen. 
Wir zeigen don Burschen schon, wer 
der Stärkere ia"). 

Die Imperlalisten haben das Mittel 
der wirtschaftlichen Erpressung schon 
Das wichtigste 


„Röhrenembargo” von 1962. 
Auf Empfehlung des NATO-Rats hin, 
die unter Druck der US-Imperalisten 
zustande gekommen war, zog die 
Adenauer-Regierung damals eine mit 
der Sowjetunion vereinbarte Lieferung 
vor Großrohren zurück, Diese Erpres- 
sung hatte allerdings nicht den ge- 


union 
konnte (z.B, Japan), 
Wirtschaftliche Erpressung als w 
sentliches Mittel der Außenpolitik 
ist auch stets von den Ideologen der 
Bourgeoisie offen propagiert worden, 
$o_ schreibt der verstorbene CSU- 
Politiker Guttenberg in seinem Buch 
„Wenn der Westen will" (1964) 


| „Auch der Handel zwischen Ost und 


West ist ein Gefechtsfeld des Kalten 
Kriegen” und fordert, „die partielle 
Abhängigkeit. einzelner” Wirtschafts- 
bereiche des kommunistischen. La- 
‚gers von westlichen Lieferungen po- 
Jitisch auszumünzen.” ($ 114/115) — 
Daß dies angeblich nicht genug ge- 
schieht, war immer ein wesentlicher 
Punkt der Kritik der CDU/CSU an der 
„neuen Ostpolitik”. Ganz auf dieser 
Linie schrien die Hetzer der Bour- 
geoisie auch ‚anläßlich der „Öl-Krise”" 
nach einem „Gegenboykott" gegen 
‚die arabischen Staaten: „Boykott 
und Erpressung beantworten wir nicht 
mit Gegenboykott und Gegenerpres- 
sung . „ . Ohne Nahrungsmittel und 
‚ohne Maschinenlieferungen aus dem 
Westen tun sich die Araber schneller 
leid als unsere Autofahrer.” (Boc- 
nisch in der „Bild" vom 25.11.73) 


SS, 


Aussperrung 73 


Die westdeutschen Arbeiter sollen gegen die „Ölscheichs” aufgehetzt werden 


(aus „Handelsblatt-Industriekurier”) 


ie Bourgeoisie stellt die tat - 
sächliche Abhängigkeit der 
Länder der Dritten Welt vom Imperi- 
alismus auf den Kopf, um so zu ver- 
decken, wie auch hinter der „Öl- 
Krise” die imperlalistische Profitwirt- 
schaft steckt, und um Teile der 
werktätigen Massen gegen die Länder. 
werktätigen Mamen gegen die Länder 
der Dritten Welt aufzuhetzen, 


Offene Kri 


In dem Artikel „Die Vertei 
der Erdengüter” („Welt", 24.12.73) 
schreibt Herbert Kremp, daß der ge- 
genwärtige „Verteilungskampf um die 
Rohstoffe" möglicherweise der „Vor- 
läufer_ eines generellen Verteilungs- 
kampfes zwischen den industrialisier- 


ietze 


entwickelten Ländern der südlichen 
Zonen” sei 
kampf“ trage „Züge eines Vernich 
tungskampfes" 

Damit hat er aus imperlalistischer 
ht den Nagel genau auf den Kopf 
getroffen: nicht „arabische Erpres 
sung”, sondern imperialistischer Ver 
teilungskampf ist der Hintergrund der 
„Öl-Ktise”. Und dieser relativ be 
grenzte Verteilungskampf an einer 
bestimmten Front (arabische Erdöl- 
Länder) ist der Vorböte einen 
globalen Versuchs der Imperalisten, 
sich der Rohstoffe det Dritten Welt 
auch weiterhin zu bemächtigen, im 
‚Kampf gegen die Immer stärker wer 
denden nationalen Befreiungsbewe 
gungen der unterdrückten und aus 
geplünderten Völker. 

Die „Machtfrage” (1), so schreibt 
Kromp weiter, müsse „im Sinne der 
industrlalisierien Systeme" gelöst 
worden, Kr beklagt dann das „dra- 
matische Auseinanderfallen von po- 
itischer und wirtschaftlicher Macht" 


4b, die pr 
deutschen Imperialismus bleibt hin- 
‚ter seinem wirtschaftlichen (aber auch 
politischen) Expansion-Hunger zu- 
rück. 

„Die Machtlosigkeit Westeuropas 
in der Nahost-Krise muß alle seine 
Bürger konsternieren”, schreiht U 
‚Oycon in der „Welt” vom 16.11. 
. Alk Lösung "empfiehlt er, die 
iperialinten sollten endlich „die 
Milliarden erhalten, mit denen lange 
Kolonnen neuer deutscher Panzer 
und Flugzeuge und viele neue fran- 
zösische und britische Kreuzer und 
Atomraketen bezahlt werden.” 

Wozu diese Milliarden-Auf- 


rüstung dienen soll, schreibt Cyson 
im der „Welt” vom 29.11.73 unter 


ten Staaten der nördlichen Hemnis- | 
phäre und den wesentlich weniger | 


Dieser. „Verteilungs- | 


Zuerst bringt er die bekannte ram 
sistische Hetze: „Abendländern und 
Japanern, den großen Industriena- 
tionen, die drei Viertel der Güter die- 
ser Welt herstellen, wird mit dem 
'usammenbruch ihrer Wirnchaft ge- 
droht, wenn sie nicht auf dem Bauch 
riechen — vor Leuten, die, gäbe es 
die Abendländer nicht, kaum wüßten, 
war Ölist...” 

„Die Tendenz kann nur umgekehrt 
werden, wenn wir denen die Stim 
bieten, die uns so unerhört heraus- 
fordern, wenn wir zeigen, daß wir 
‚kämpfen können, wenn wir müssen.” 

« die Araber wissen ja genau, 
daß in der Geschichte wirtschaftliche 
Kriegserklärungen hundertmal mit 
militärischen beantwortet worden 
sind.” Ja, von den Imperlalisten und 
Faschisten, zu deren übelsten Kriegs- 
hetzern dieser Cycon gehört! 


Cycon schreibt, daß die Araber 
sich ihr Vorgehen nur deshalb „er- 
lauben” können, ohne gleich von den 
Imperialisten überfallen zu werden, 
weil die Macht der Sowjetunion hin- 
ter ihnen stehe: „Sie würden uns 
diese wirtschaftliche Kriegserklärung 
nicht überreicht hohen wenn ep eh | 
nicht überreicht haben, wenn ste sich 
nicht militärisch abgedeckt fühlen 
würden = durch die Sowjerunfon.” 

Schlußfolgerung: „Gäbe es heute 
westliche militärische Stärke statt 
westlicher Schwäche, dann würde der 
Sowjetunion eine militärische Röcken- 
deckung des Ölboykotis viel zu ris- 
kant erscheinen, und dann würden 
die Araber sich höten, uns mit der 
Ölwaffe zu bedrohen.” 


Die ramistische Hetze zeigt 
folge („Bild vom 8.11.73) 


In der für die werktätigen Massen 
bestimmten Presse („Bild”, faschi 
stoide Ihustrierte wie „Quick” u,4,) 
die Kriegdrohungen 
Ale 4, Ausführlichkeit 

elt dargestellt, sondern 


wird das Hauptgewicht darauf gel 
auf niedrigstem demagogischen 


orte Er- 


veau rassistische und naionall 
sche Emotionen zu schüren, 
in dem Sinn, daß „alle auf um 


umtrampeln können und 
machen, was sie wollen", wei 
zu schwach seien, um „uns zu weh" 
ven”, daß „wir“ also politisch-milith 


risch stärker werden müssen, und 
daß „alle“ dafür „Opfer „bringen“ 
müssen. 


Nein zur faschistischen „Volks- 
gemeinschaft” — Proletarier al- 
ler Länder und unterdrückte 
Völker, vereinigt euch! 


„Wir haben eine Anstrengung vor 

uns, die vergleichbar ist mit den An- 

‚die unser Volk nach dem 

Krieg auf sich nehmen mußte”, sagte 

SPD-Kanzler Brandt (zitiert nach 
„Welt“ vom 28.11.73). 

‚Nicht zufällig ziehen bürgerliche 
Politiker und Publizisten die Parallele 
zur Nachkriegszeit, denn so wie'da- 
mals soll auch jetzt das werktätige 
Volk dafür gewonnen werden, durch 
„eisernes Maßhalten“ und „gesteiger- 
te Anstrengungen” den Impepalisten 
die Karre aus dem Dreck zu zichen. 
Nicht zufällig „nostalgieren‘® die bür- 
gerlichen Publizisten mit scheinheili- 
ger Rührung die Zeit, „alssich die 
Hamburger noch überein Ei freuten“, 
(„Bild“, 21.12.73). Und Bundesprä- 
sident Heinemann rät den werktäti- 
‚gen Massen, sie sollten „auf übertrie- 
bene Lebensbedürfnisse” verzichten 
(zitiert nach „Bild, 24. 12.73). 

In der „Frankfurter Allgemeinen‘ 
vom 26.11.73 war zu lesen, es müsse 
doch endlich Schluß sein „mit den 


aller Gruppen bei sinkender Leistung, 
mit dem um sich greifenden Größen. 
wahn aller Schattierungen, mit dem 
Verlust jeden Sinns für Augenmaß, 
Proportion und Vernunft.” 

Inder „Bild“ vom 2.12.73, schrieb 


|, Boenisch: „Es. genügt..wenn wir alle 


von utopischen Ansprüchen zurück- 
kommen zu maßvollen Wünschen. 
Außerdem: Es genägt, Leistungswille 
und Leistungsfreude zu beleben. Zu 
modern sind Leistungsverweigerung 
und Leistungsunlust geworden ... 
„Maßhalten‘“ und ranklotzen, das 
fordert die Bourgeoisie von den werk- 
tätigen Massen. Und im selben Arti- 
kel schreibt Boenisch, die Deutschen 
sollten Zu einem Volk von „Krisen- 
soldaten“ werden. 
Der Appell an die „Volksgemein- 
schaft‘ ist wieder groß in Mode. ..Ge- 
schaft” ist wieder groß in Mode. „Ge“ 
 meinsam , schaffen wir es („Bild”, 


30.11.73), „Wenn wir alle zusammen 


stehen, werden wir die Lage meistern“ 
(„Bild*, 19.11.73), „Wer die Preise 
in den Griff bekommen will, darf 
nun einmal nicht davor Zurückschrek- 
ken, auch der breiten Masse der Kon- 
kurrenten gewisse Opfer zuzumuten. 
Wir alle haben zu hohe Ansprüche ge 
stellt.” („Hamburger Abendbla 
29.12.73). Bundespräsident Hein 
| mann wettert gegen „Einzelinteres- 
sen, die einer solidarischen Ordnung 
im Wege stehen” (nach „Welt“, 24 
11.73). Und er meint zweifellos nicht 
die Einzelinteressender Kapitali- 
sten, sondern seine Äußerung ist 


cher im Sinne der faschistischen Pa- 
role „Gemeinnutz geht vor Eigen 
nutz“ zu verstehen. Anders gesagt 


| die Arbeiter sollen auf ihre 
| „finzelinteressen” verzichten zugun- 
| sten der „Solidarität“ mit ihren Aus 
beutern 

Boenisch . bringt die Sache schr 
klar auf den Punkt: ...... wihrend 
man innenpolitisch um sich schlägt 
‚gegen Autos, Chefs, Soldaten, Pollal- 
sten, Christen und Bayern, beugt 
man sich außenpolitisch vor jedem 
‚auch vor jedem Ölscheich.” („Bild”, 
11.11.73). Umgekehrt wärees 
der Bourgeoisie viel lieber: vor Chefs, 
Polizisten, Militärs, Bayern etc, sollen 
wir uns beugen, und gegen „Öl 
scheichs” (gemeint ist: gegen die 
Völker der Dritten Well) sollen wir 
uns mobilisieren Iasen. = Das könn- 
te ihnen so passen! 

Die großbürgerliche „Frankfurter 
Allgemeine”, für den proletarischen 
Leser nicht bestimmt, formuliert 
schließlich den poliischen Zweck: 
„Nur unter Opfern wird es (Westeu- 
ropa — Anm. AK) Stärke‘ für den 
Schutz seiner eigenen Interene 
rückgewinnen können . Prieren wir 
uns zusammen und erfrieren wir uns 
Einfuß.” („FAZ F.11.73) 

Die Arbeiter können aber kein 
Interesse daran haben, zu frieren, zu 
verzichten, Opfer zu bringen, damit 
die Imperialisten ihres Landes „Ein- 
Nuß“ gewinnen. Nicht „Volksgemein- 
schaft" mit den Kapitalisten, sondern 
gemeinsame Front mit den unter- 
dröckten und ausgeplünderten Völ- 
kern der Dritten Welt, das it Interen- 
so und Aufgabe der Arbeiterklame der 
imperislistischen Länder " 
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Vom Blutbad des Staates zum Staat des Bluthads 


Im ARBEITERKAMPF Nr. 36 (November 73) berichteten wir darüber, 


in einem Faschistenversteck in der Nähe der norditalienischen Hafenstadt 
La Spezia eine Namensliste von 1617 Personen entdeckt wurde, die am „Tag X“ 
'von den Faschisten ermordet werden sollen. Fünf Leute wurden in diesem Zu - 


aammenhang unmittelbar nach dem Fund von der Polizei verhafte‘ 
schisten Ports-Casucci, De Marchi, Rampazzo, Sedona und Rizzato. Daß die | 


die Fa- 


Polizei ungewöhnlicherweise überhaupt so schnell „zugriff“ (was man von der 
Polizel nomt nur gegenüber den Linken, nicht aber gegenüber den Faschisten 
‚gewohnt ist), deutete von vornherein darauf hin, daß man hier ein paar „fa- 
natische Einzelgänger“ als „Alleinschuldige” präsentieren wollte, um größeren 
Enthällungen zuvorzukommen. Im übrigen erhoffte man sich wohl, den 
Stantsapparat durch diese Aktion mal wieder als „unpartesch“ und „über den 
Klassen stehend” zu profilieren, um der breiten antifaschistischen Bewegung 
in Italien ein bißchen Wind aus den Segeln zu nehmen. Aber bereits kurz nach 
der Verhaftung der fünf Faschisten wurden Tatsachen aufgedeckt, die die Be- 


hauptung von den „unschädlich gemachten 


“ schnell als Löge 


inzelgängern' 
entlarvien. Ein ganzes Geflecht von unter verschiedenem Namen zusammenar- 
beitenden faschistischen Gruppen, die einen Staatsstreich in Italien vorberei- 
ten, wurde erneut sichtbar. Einiges davon berichteten wir bereits im AK 36 — 
und wir schrieben in unserem Artikel: „Man kann sicher sein, daß noch wei- 
tere Hintergrände über die in Ortonovo gefundenen Attentats-, Mord- und 


Putschpläne ans Licht befördert werden 


Mittlerweile sind weitere Enthüllungen bekanntgeworden — und es ist alles 
andere als wenig und unbedeutend, was sich dort auftut: die Verbindungen 
der Verhafteten zu den Verantwortlichen des Mailänder Blutbads von 1969 
(Bombenanschlag auf eine Bank; „strage di stato“), zu den Verantwortlichen 
des Mailänder Blutbads vom Mai 1973 (als ein faschistischer Provokateur eine 
Handgranate in eine Menschenmenge warf), zu westdeutschen Faschisten in 
Bayern, die Deckung der faschistischen Aktivitäten durch den Polizeiapparat, 
ihre Finanzierung durch italienische Kapitalisten und durch kriminelle Coups, 
usw. Dasalles wird eingerahmt durch ebenfalls kürzlich bekanntgewordene Ak- 
tivitäten des US-Konzerns ITT (Chile!) und hoher NATO-Stellen in Richtung 
auf einen militärischen Umsturz in Italien. Das Wort von der „Partei des Put- 
sches“, die in Italien am Werk ist, füllt sich immer mehr mit explosivem In- 
halt. Wir weisen zu diesem ganzen Komplex noch einmal auf die im Juni 1972 
von uns herausgegebene Sonderbroschüre „Von Pinelli zu Feltrinelli — Politi- 
scher Mord in Italien” hin, die in unserer Zeitschriftenreihe UNSER WEG 
erschienen ist und beim AK-Verlag bestellt werden kann. 


D: fünfköpfige Gruppe, die im Ok- 
iober letzten Jahres nach dem 
Fund der Mordlisten festgenommen 


wurde, nennt sich italienische 
Legion“, Ihre Verbindungen zu den 
anderen faschistischen Organisationen 
in Italien sind wo vielfältig, daß sie 
im einzelnen hier gar nicht aufgezählt 
werden können, Insgesamt ergibt sich 
das Bild eines krebsartigen faschisti- 
schen Geflechts, das an verschiedenen 
Orten und zu verschiedenen Zeiten 
nur unter verschiedenen Namen fir- 
miert: sei es die neofaschistische MSI, 
die auch mit Abgeordneten im Parla- 
inent vertreten Ist, oder außerparla- 
mentarische Terrorgruppen wie 
„Avanguardia Nazionale“, „Ordine 


ienischen Legion" gehörige Rechts 
anwalt De Marchi, der gleichzeitig 
einer der MSI-Führer in der Provinz 
Ligurien ist 

Einige der Faschistenführer haben 
noch Blut aus der Zeit der Muso- 
ini-Herrschaft an ihren Händen kle- 
ben. Dazu gehören z.B. De Marchl, 
ein Verbrecher aus der Zeit der w- 
genannten „Sald-Republik” (Sal ist 
ein kleiner Ort in Norditalien, am 
Gardasee, wo das Mussolin-Regime 
in seiner zweiten Ara von 1943 bis 
1945 seine Terrorherrachaft fortsetz 
te) und auch der ebenfalls zu den 
fünf Verhafteten zählende Rizzato, 
ein alter Partisanenmörder. Auch der 
MSI-Chef Almirante und der zur Zeit 
in Spanien sich aufhaltende Junio Va 
lerio Borghese gehören noch zur Gar 
de der Alt-Faschisten und Partisanen 
mörder. Borghese darf übrigens nun- 
mehr völlig unbehelligt nach Italien 
zurückkehren: der Haftbefehl genen 
ihn wegen eines von ihm geleiteten 
Putschversuch im Dezember 1970, 
wovon wir noch in unserem letzten 
Artikel im AK 36 schrieben, wurde 
vor kurzem wieder aufgehoben — in 
einer Zeit, wo die Faschisten ihre 


Die in wichen Personen verkör- 
perte Kontinuität zwischen der Mus- 
soliniHerrschaft und der heutigen 
faschistischen Bewegung in Italien 
ist keineswegs zufällig, sondern ge- 
alı entwickelt worden. Der Beweis 
‚dafür wurde am 2. Dezember letzten 
Jahres von der demokratischen Wo. 
chenzeitung „L’Expreso” vorgelegt 
„A’lxpresso“ veröffentlichte ein Do- 
‚kument des mussolinischen Geheim- 
dienstes vom 21, März 1945 (also aus 
‚einer Zeit, wo das Ende des faschisti 


schen Staates unmittelbar bevorstand) 
über die Mildung von Spionage: und 
Provokationszentren,die im nach 


ehl 


schen Hallen tätig 


FASCHISTISCHE PUTSCHVORBEREITUNGEN IN ITALIEN 


Republik“ strömte ein ganzer Offi- 
ziersstab der Faschisten nach Veneto 
ein: Ministerialfunktionäre, Militärs 
und Verbrecher der „Schwarzen Bri- 
Baden“. Schon in den ersten Stunden 
nach der Befreiung Italiens von der 
faschistischen Herrschaft soll hier die 
Organisation ‚für das Überleben des 
Faschismus tätig geworden sein, 

Ein anderes Zentrum der Faschi- 
sten ist in Versilia in der Provinz 
‚Toscana. Hier begann seit 1972 eine 
neue Phase des faschistischen” Pro- 
gramms: Schlägerbanden gingen hau- 
fenweise zu direkten Angriffen auf 


und die Linken stärker entfaltet sind 
(vor allem die Region Toscana selbst 
und die angrenzende Emilia-Romag- 
ma). Die Provokationen und Veriet- 
zungen von Genossen, Arbeitern und 
Antifaschisten sind nicht zu zählen. 
Das in der Nähe von Versilia gele- 
gene Lido di Camaiore (wo am 18 
‚Oktober letzten Jahres die zur „18 
italienischen Legion“ gehörenden 
Rampazzo und Sedona verhaftet wur- 
den) wird dabei zu einem weiteren 
operativen Zentrum dieser Provoka- 
tionen. 

Am 27. August 1973 wurden in 
Lido di Camaiore fünf Genossen der 
PCI, die am Strand die „Unitä“ ver- 
kauften, von zahlreichen Faschisten 
angegriffen. Einer der Genossen, Po- 
letti, wird von vier Messerstichen 
schwer verletzt, In den folgenden Ta- 


lichen Staates und seine direkte Mit 
wirkung dabei. 


Die Deckung und Förderung 
der faschistischen Umtriebe 
durch den Staatsapparat 


Die linke italienische Tageszeitung 
„Lotta Continua“ berichtete am 17. 
November letzten Jahres, daß im 
Frühjahr 1972 im Hotel Baglioni 
in Florenz ein Treffen zwischen meh- 
reren Faschistenführern und einem 
Vertreter des Innenmi- 
nisteriums. stattfand. Dort 
wurde demzufolge der Plan disku- 
tiert, Aggressionen in den „roten Ge- 
bieten“ zu entfessein. Vor allem die 
Schlägertrupps von „Avanguardia Na- 
zianale“ sollten dazu eingesetzt wer- 
den. Als Belohnung sollten die Fa- 
schisten die großzügige Geldsumme 
von 60 Millionen Lire erhalten (nach 
heutigem Kurs etwa 260 000 DM, da- 
mals noch reichlich über 300 000 DM). 
In dieser ganzen Zeit finden noch zahl- 
reiche weitere Treffen auf „hoher 
Ebene“ in Lido di Camaiore und dem 
nahegelegenen Torre dei Lago statt, 
woran u.a. der MS-Chef Almirante, 
der MSl-Abgeordnete Nicolai und 
der „ausgediente“ (?) Admiral Bi- 
rindelli teilnehmen. Koordinator für 
die faschistischen Aktionen in die- 
sem Gebiet ist dabei Nicolai, der 
nebenbei bemerkt ein enger Freund 


werden sollten. In diesem Doku- 
ment heißt es unter anderem 

„Um diese Zentren aufzubauen, 
hat der politische Dienst der republi- 
kanischen. Nationalgarde in seinem 
Bereich ein. Sonderorgan gebildet, 
das schon funktioniert und noch ver- 
stärkt werden soll... Um die Organi- 
sation vollkommen zu machen, ist 
man dabei, die Möglichkeit zu über- 
‚prüfen, ein für die Herstellung von 
Talschen Dokumenten eingerichtetes 
Büro und ein Handelsstudium in Pa- 
dua zu gründen, dessen Bedienstete 
als Handelsvertreter auftreten.” 

Padua, das ist die Stadt, in der 
die „Rosa dei Venti“ tätig ist, wo 
die Öruppe um Freda und Ventura, 
zwei der Hauptverantwortlichen des 
Mailänder Blutbads vom 12. Dezem- 
ber 1969 und anderer faschistischer 
Bombenanschläge, „zu Hause“ ist — 
und Padus hatte auch in den bei 
Porta-Casucci gefundenen Putschplä 
nen eine besondere Bedeutung: in 
Padua sollte der „Tag X" des vor 
bereiteten faschisischen Staatsstrei- 
ches durch eine militärische Machter- 
'oberung ausgelöst werden, der dann 
die „Entfesselung eines Chaos“ auf 
nationaler Ebene folgen sollte. Padua 
war schon vom mussolinischen Ge- 
heimdienst als Heimstätte eines Zen- 
trums der faschistischen Bewegung 
vorgeplanmt worden — und dies 
ist. es heute auch. Dies macht noch 
einmalklar, wie langfristig die 
Dourgeoisie durch ihre schlimmsten 
Machtstützer die terroristische Nieder- 
werfund der Arbeiterbewegung plant 
und dabei vorgeht: der alte faschisti- 
sche Staat ist noch nicht ganz zerrüt- 
tet, die Bourgeoisie beginnt. ihre 
Herrschaft gerade dadurch zu retten, 
daß sie die genen den Faschismus 
aufstehende Arbeiterbewegung auf 
parlamentarische Abstellgleise zerrt 
und noch im gleichen Augenblick wer- 
den schon die Vorbereitungen für 
oinen gegebenenfalls wiederzuerrich, 
tenden faschistischen Staat geschaf 
fen. Natürlich ist dies nicht auf den 
Aufbau neuer faschistischer Terror 
gruppen durch die „alte Garde" be- 
grenat, sondern vor allem geht es 
hierbei auch um eine planmiige 
Rechtsentwicklung im „demokrati 
schen“ Saat selbst, demen I 
mente (vor allem Polizei, Militär und 
Justiz) zu immer größerer Unter 
dröckung der Arbeiterklasse und der 
Linken greifen — und gleichzeitig die 
Aktivitäten der offen faschistischen 
Terrortrupps weitgehend decken. Da 
rauf werden wir noch zurückkom 
men, 

Padua liegt in der Region Vei 
und diese ganze Region ist eines der 
stärksten Aktionsgebiete der Faschi 
sten in Italien. In der Zeit der Agonie 

nd des Zusammenbruchs der „Sald 


Sun De 
Ge: 


Die Anancnısren! Es 
AuarcısrEn 
wesen 


Ga 


gen kommt es daraufhin zu einer brei 
ten antifaschistischen Mobilisierung, 
vor allen in Pisa, das ca. 50 km von 
Lido di Camaiore entfernt ebenfalls 
in der Toscana liegt. In Pisa wird in 
dieser Situation eine noch größere 
Provokation verübt: und zwar von 
den Fallschirmjägern der 
„Folgore“ („Blitz“), eine der reaktio- 
‚ärsten Sonderabteilungen der italie- 
nischen Armee, Zahlreiche Offiziere 
und Soldaten strömten aus der Kaser 
me, um Pisa „von den Roten zu alu 
bern“. Sie begeben sich gezielt zum 
Garibaldi-Platz, der ein bekannter 
Treffpunkt von Genossen ist, und 
entfalten eine regelrechte Treibjagd, 
die von den italienischen Genossen 
als kleines  „pronunciamente“ 
(Putsch) bezeichnet wurde; die auf 
dem Garibaldi-Platz versammelten 
Genomen wurden brwtal zusammen: 
weschlagen, das Cafd eines Genossen 
nahezu ın Trümmern zerhackt. Alles 
geschieht unter den Augen 
der Polizei, die nicht eingreift 

Damit sind wir bei einem der 
Kernpunkte: die Deckung und Ab 
schirmung der (aschistischen Umtrie 


be durch die Machtorgane des bürger 


EISEN TEN 


Boupzu Sum Noch Gar Nıcr 
HocnapGanarn ! 


aus Alfredo Chiappori: Vado Yarresto 6 tomo 


von Porta-Casucci ist, Am 23. August, 
vier Tage vor dem Angri die 
PCI-Genossen, findet unter Anwesen‘ 
Imirante ein „Arbeit 
in der dortigen Pension 
Nach der Provokation 


Libia statt, 
vom 27. August werden diese Zum: 
menkünfte häufiger, 

Ähnliche Treffen finden auch an- 
‚dernorts statt. Beispielsweise im Au 
gust 73 ein Treffen zwischen Faschl 
stenführern und Armeeoffizieren (die 


ogens mit einem Flugzeug gckom 
men waren) in einem Lokal in Ver 
il, Beispielsweise ein Treffen zwi 
schen. Fachistenführern, Angehörı 
gen der Fallschirmjägerkorps, der 
"aschi neri“ (eine andere Sonderein 
heit der Armee) und Offizieren an- 
derer Abteilungen im Hotel $. Gior 
Bo in La Spezia (Region Ligura, 
wo in der Nähe in Örtonovo die 
Mordpläne in der Arztilla von Porta 
Casucci gefunden wurden). Bei di 
sem Treifen soll darüber verhandelt 
worden sein, Einrichtungen der Armee 
für militärische Ausbildungen der F 
sten zur Verfügung zu stellen 
ist seit längerem bekannt und wurde 
mehrfach enthüllt, daß die Faschisten 


in Italien mehrere eigene militärische 
Ausbildungslager untgrhalten, demen 
Material (Waffen, Lastwagen, Zelte 
usw.) aus Beständen der italienischen 
Armee kommt 

Einige aufschlußreiche Verbindun- 
gen der Faschisten konnten kürzlich 
enthüllt werden. Mitte November ver- 
jgangenen Jahres fand jemand in Pa- 
dun das Notizbuch eines aus Rovigo, 
stammenden und in Padua wohnen- 
den Faschistenführers und gab es im 
Büro der PCI ab. In diesem Buch fa 
den sich ua. die Namen und Adres- 
sen von 
© dem Generalkommandanten der 

Carabinierie (eine Art. Beriet- 
schaftspolizei); 
@ einem Oberst des NATO-Komman- 


1943 den abgesetzten Mussolini aus 
seiner Überwachung auf dem Gran 
Sasso befreite, damit dieser wieder 
an die Spitze des faschistischen Re- 
‚gimes treten und die Fortführung 
des Krieges an der Seite des Nazi- 
Reichs befehlen konnte (Italien hatte 
vier Tage zuvor, am 8. September 
1943, bereits ein separates Waffen- 
stilstandsabkommen mit den West- 
mächten geschlossen); Skorzeny 
wohnt heute in Spanien in Madrid; 

@ von mehreren Agenten des grie- 

chischenGeheimdienstes KYP; u.a 
won Constantin Plevris (Organisator 
von Faschistenreisen nach Griechen- 
land zur militärischen Ausbildung, 

enrtlicher  Verhiednermng. 

verantwortlicher Verbindungsmann 
zur Organisation „regimetreuer“ grie- 
chischer Studenten in Italien, ESESI, 
Kontaktreisender zu verschiedenen 
faschistischen Organisationen in an- 
‚deren westeuroplischen Ländern, wie 
‚Ordre Nouveau“, „Occident” und 
jeunesse de la nuit” in Frankreich, 
„Jeune Europe“ in Belgien und „Ni 
ion Europa“ in Westdeutschland) 
und dem Botschafter Pompuras; 
'® von den christdemokratischen Ab- 

geordneten Bartolo Ciccardine 
und Maria Pia del Canton und von 
anderen Funktionären der. italieni- 
schen Christdemokratie; 
@ von einem Offizier des italleni- 

schen Geheimdiensten SID. 

Das Notizbuch enthält desweite- 
ten genaue Angaben über eine Doku- 
mentation des italienischen Geheim- 
dienstes. 

Ein Beispiel dafür, wie die Staats 
organe die Tätigkeiten der Faschisten 
decken, ist der „Fall“ Molino. Sa 
verio "Molino war von 1968 bis 
1969 Chef der Politischen Abteilung 
der Polizei von Padua. Seit dem April 
68 führte er die Untersuchungen 
über eine Reihe von Attentaten, die 
zwölf Monate lang in Padua wüteten. 
Angeblich weil er „nichts entdeckt" 
hat, wird die Untersuchung ab April 
1969 von Pasquale Jullano, dem Chef 
Squadra Mobile weitergeführt und 
Molino wechselt an die gleiche Stelle 
nach Trento über. Tatsache ist, da 
Molino eine ganze Reihe von Hinwei 
sen „entdeckt” hat, die die Faschis 
ten belasten, und die entweder von 
ihm selbst oder teilweise auch „‚höhe- 
ten Orts” in den Safe zur Nichtver- 
folgung gelegt wurden. 

1. Während einer Hausdurchsuchung 
bei dem nun verhafteten Partisa- 
'nenmörder Eugenio Rizzato fand Mo- 
lino 1969 einen Plan für einen f 
schistischen Put ung 
sere ist wie der’ jetzt. bei Port 
Casucci gefundene, 
2. Molino ließ die Telefongespräche 
des Recht Freda abhören, 
der einer der Mauptschuldigen des 
späteren (12. Dez. 69) Mailänder 
Biutbads an der Piazza Fontana ist, 
bei dem 16 Menschen getötet und 
90 zum Teil schwer verletzt wurden. 
Molino behauptete jedoch, daß es 
sich nicht lohnen würde, die auf Ton 
band aufgezeichneten Telefongespri 
che zur Auswertung abzuschreiben. 
Als sie dann aber endlich an den 
Richter Stiz übergeben werden muß- 
ten, stellte sich heraus, daß sie die 
Gespräche von Freda über die Zeit- 
tünder der Faschisten-Bomben ent- 
hielten und die Gespräche über di 
m 18. April 1969 
chisten abgehaltene 
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Forts. Blutbad des Staates 


in Padus, wo über die Anfertigung 
des Bombenplans gesprochen wurde, 
Richter Stiz, der „allzusehr" in Rich, 
tung der Faschisten ermittelt hatte, 
wurde übrigens später vom Strafge. 
nicht ans Zivilgericht versetzt, wo er 
sich jetat nur noch mit Ehe- und 
Grundstücksstreitigkelten usw. he 
rumschlagen darf, 
3. Molino ließ die Anzeige der Ver 


käuferin eines Ledergeschäfts in 
Padua einfach „unbeachtet”. Die Ver 
käuferin sagte aus, daß in ihrem Ge 


schäft die Taschen gekauft wurden 
in denen die Bomben von der Piazza 
Fontana explodierten, 

Molino hat jetzt, am vergangenen 
19. November einen Brief an die 
jantsanwaltschaft von Padus ge 
schickt, in dem er sich von der öffent 
lich erhobenen Beschuldigung der 
Vertuschung der „achwarzen Spur” 
reinzuwaschen versucht. In diesem 
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Blutbad vom 12. Dezember -— und 
man hätte die faschistischen Umtrie- 
be abo stoppen können „wenn der 
sapparat die faschistischen Bom- 
ee nicht gewollt (mitge 
plant) und gebraucht (ausgenutzt) 
hätte, um sie den „Anarchisten” an- 
lasten zu können und darauf seine 
ganze „Strategie der Spannung”, die 
Verfolgungsjagd gegen die Linken 
und die Repression gegen die Kämpfe 
der Arbeiterklasse, zu kochen, Ge- 
stoppt wurde etwas anderes, nämlich 
der Polizeichef Juliano, der offen 
sichtlich seine Funktion „nicht rich. 
tig verstanden” und „‚zu eifrig” nach 
rechts anstatt nach links ermittelt 
hatte: er wurde von vorgesetzter 
Stelle des „Mißbrauchs von Unter 
suchungsmilteln” angeklagt, seines 
Amtes enthoben und ein Prozeß gegen 
ihn eingeleitet 
Molino hat sich dagegen in Trento 
offensichtlich besser bewährt im Sin- 
ne seiner kapitalistischen Brötchen. 


alien sagt NEIN zum Faschismus 


Brief schreibt er 

„Sofort nach der Hausdurch 
suchung bei Rizzato wurde am das 
Innenministerium und zur Kenntnis 
auch der Polizeibehörden von Como 
und Venezia ein von mir selbut wer 
faßier Bericht geschickt. Darin wurde 
de Gestalt von Rizzato beschrieben, 
Nachricht über den Fund der Pitole 
gegeben, und eı wurden detailliert 
alle bei Rizzato gefundenen Doku 
mente beschrieben, deren Fotoko 
pien beigelegt wurden.” 

Desweiteren will er auch Berichte 
über die Anzeige der Taschenverkäu- 
ferin geschickt haben, und zwar je 
einen an die Politische Polizei in Mai- 
land, an die Politische Polizei in Rom 
und an das Büro für „gcheimzuhalten 
de Angelegenheiten” („affari riserva- 
41”) des Innenministeriums, 

Diese Behauptungen werden wahr- 
scheinlich sogar stimmen — aber sie 
widerlegen natürlich nicht, daß Mo- 
lino die Faschistenspur tatsächlich 
nicht verfolgt und gegen die Fa 
schisten nicht eingeschritten ist. Was 
aber wichtiger ist: sie zeigen, daß es 
sich hier nicht nur um einen Kom 
plott „unterer oder mittlerer Dienst 
grade" mit den Faschisten handelt, 
sondern daß de höchsten 
Stellen des Staatsappa 
7a ts letztendlich dahinterstehen 
und die Anweisungen zur Deckung 
der Faschisten geben 

Der Nachfolger von Molino an der 
Spitze der Politischen Polizei von 
Padua, Pasquale Juliano, ist übrigens 
wohl nicht mit besonderem Geschick 
von seinen vorgesetzien Dienststellen. 
ausgewählt worden: Julian hatte 
nach einer zügigen Untersuchung 
festgestellt, daß die faschistischen 
Terroristen unter Pühr 
millano Pachini (rechte Hand w 
Freda) für die Bombenatte 
antwortlich sind, und er ber 
daß „eine noch gefährlichere Zelle 
im Veneto existiert, die von gewissen 
Freda und Ventura geleitet wird 
Das alles noch vor dem Mailänder 


EEE 2 3 2 ee je 
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seber: als 1970/71 mehrere Attentate 
und Attentatsversuche in Trento 
stattfanden (ua. Bomben in drei 
Kinos, zwei Tritolladungen an der 
Universität und ein Attentat gogen 
ein Widerstandsdenkmal) „entdeckt” 
er „wieder nichts”, obwohl die Atten- 
täter und Bombenleger aus dem fa 
schistischen Lager allgemein bekannt 
sind und „Lotta Continua” es sogar 
gelungen ist, deren Namen zu ermit 
ten und 'sie zu veröffentlichen 


Das teilweise „Nicht-Funktionie 
ren“ von Polizeioffizieren (wie z.B. 
Juliano) hängt nun nicht etwa damit 
zusammen, daß es im Staatsappara 
viele tatsächlich fortschrittliche und 
antifaschistische Beamte gäbe 

schon gar nicht in solch wichtigen 
Funktionen wie es die eines Chefs 
der Politischen Polizei ist. Vielmehr 
hängt dieses. „Nicht-Funktionieren” 
damit zusammen; daß die Bourgeoi 
sie und ihr Staat besonders bei einer 
Zuspitzung der Klasenkämpfe in 
verschiedenen Situatio 
nen undunter verschiede 
nen Bedingungen eineje 
weis unterschiedliche 
Taktik in ihrer Politik gegenüber 
der Arbeiterklasse einschlagen. Kon- 
kret sicht es zur Zeit so aus: Infolge 
einer selbständigen und guten polit' 
schen Enthüllungsarbeit der revolu. 
tionären Linken ist das Komplott 
des Staatsapparats mit den faschisti 
schen Terroristen und deren kapita 
Nistische Geligeber für größere Teile 
des Volkes sichtbar geworden und es 
hat sich eine relativ breite antifa 
schistische Bewegung entwickelt, die 
gerade auch von wichtigen Teilen 
der Arbeiterklasse getragen wird, Die 
Regierung (gegenwärtig eine sog 
„Mitte-Links- Regierung”, d.h, Christ 
demokraten und „Sozlalisten” mit 
einigen kleineren Parteien) versucht 


sich nun den Schein 
Kampfes a uch gegen die Faschis 
ten au verleihen, um dieser Bewegung 
kraft zu nehmen, bzw. sic an 


K 


die 


ren Entwick 


der weitere 


hung dieser Stoßkraft zu hindern und 
sie zurückzuwerfen. Deshalb läßt sie 


in  beschränktem Umfang „Unter 
suchungen und Maßnahmen‘ 
die Faschisten zu — und 
„passiert es, daß im Polizei, 
Justizapparat unterschiedliche Auf 
fassungen darüber auftauchen, wie 
weit man gehen m u 8 
Arbeiterklasse auch an die „antida 
schistische Haltung” der Kapitalisten 
und ihres Staates glaubt — und wie 
weit man nur gehen darf ‚damit 
die „Untersuchungen und Maßnah 
men” gegen die Faschisten nicht in 
ihr von der Regierung ungewolltes 
jegenteil, umschlagen und der Ar. 
beiterklasse größere Klarheit über die 
faschistische Gefahr verschaffen und 
zu einem verstärkenden Faktor der 
Mobilisierung werden. D a s ist der 
tatsächliche und hauptsichliche 
Widerspruch”, der sich in diese 
Frage im Staatsapparat zeigt; - und 
der teilweise dahin führt, daß die 


Bourgeoisie einige ihrer eigenen Leu 
te aus dem Verkehr ziehen muß (sei 
en es einerseits die Faschisten, von 
denen mal der eine oder andere zur 
Abwechslung hinter Gittern wandert 

oder sei es ein Polizeioffizier oder 
Staatsanwalt, der die Grenzen seiner 
Befugnisse im Vorgehen gegen die 
Faschisten nicht eingehalten hat). 


Verbindungen zu west. 
deutschen Faschisten 


Kehren wir noch einmal zurück zu 
den fünf im letzten Oktober verhaf 
teten Faschisten. Über einen von ih 
nen, den Arzt Porta-Casucei, laufen 
wichtige Verbindungen zu faschisti 
schen Gruppen in Westdeutschland 
wor allem in Bayern 

Porta-Casucci ist nicht 
glied verschiedener faschistischer 
Gruppen in Italien, sondern darüber 
hinaus Mitglied westdeutscher Fa 


nur Mit 


schistentrupps : der „Deutschen 
Volksunion” (deren Führer der 
Faschist Frey, Herausgeber der 


„ Nationalzeitung ", ist) und des 
Stahlhelm ", einer Organisation 
deutscher Kriegsveteranen. Am 8& 
September vergangenen Jahres er 
hielt er als ehemaliger Angehör 
der Nazi-Kriegsmarine eine Mods 
von seinen Komplizen in München an 
‚die Brust geheftet - dort wo er auch 
noch gerne, im Äußern wie im In 
‚ern, das MHakenkreuz trägt. Aus 
München, wo er entsprechend häufı 
ge Reisen hin unternimmt, kam er 
laut „L’Espresso" vom 2. Dezember 
auch mit neuen Anweisungen zurück 
ie westdeutschen Kı 
len sich „unzufrieden‘ 
lienern gezeigt haben 
Umtriebe „nicht genügend 
vieren“ würden. Daß die italienischen 
Faschisten sich von ihren westdeut 
schen Komplizen derartige „Rüffel 
gefallen lawen würden, mag zunächst 
rkwürdig ann 
Ihnen gegenüber 2 


plizen sol 
mit den Ita 
weil sie ihre 


r Zeit ja (m 


gegen 
dabei 
und 


, damit die 
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‚ein ganzes Stück „voraus” sind. Aber 
nach der Darstellung des „Espresso” 
erscheint es geradehin so, als ob die 
westdeutschen Faschisten in gewisser 
Weise einen führenden ideologi 
schen und theoretischen 
Einfluß auf die italienischen Rechts 
stürmer ausüben, Da fragt sich natür 
lich, bis wohin ‚bis zu welchen 
politischen Höhen” die Verbindun- 
gen zwischen den italienischen und 
westdeutschen Faschisten auf west 
deutscher Seite reichen 

Wir wollen in diesem Zusammen- 
hang an einen Artikel des CSU-Ideo- 
logen Emil: Franzel im „Bayernku- 
tier” vom 3.6.72 erinnern. Franzel 
zeichnete dort zunächst in grellen 


Farben die „zunehmende Macht der 
Linken” und gar die Gefahr einer 
‚Sozialistischen Europäischen Ge 


meinschaft” im Gefolge der Politik 
der Sozialdemokratie und der Revi 
sionisten auf, um dann die Frage zu 
stellen: „Und was steht diesem 


‚stärker und stärker werdenden lin 
ken Flügel gegenüber? Eine zwar da 
und dort angeschlagene, aber gerade 
noch repräsentable Mitte (!) — aber 
ist ein Körper, dem der rechte Arm 
{"). ein Vogel, dem der rechte Fl 
gel () fehlt „nicht doch eine 
leicht surealistische Konzeption? 
Franzel plädierte in seinem Artikel 
dafür, diesen „techten Flügel” aufzu- 
bauen, und zwar in ganz Westeuropa 

und dazu soll 2.B, auch der italieni 
sche MSI gehören: also die Konzep- 
tion einer europäischen faschistischen. 
Bewegung, die hier verfochten wur 
de. Speziell zu Italien versuchte Fran 
zei dann den MSI noch von seinem 
faschistischen Charakter „reinzu 
waschen”, und zwar in einer Weise, 
wo er nicht etwa schönfärbende LO 
gen über den MSI verbreitete (wie 
dieser das selbst über sich tut), son- 
dern indem er den italienischen Fa 
schismus unter Mussolini selbst schön- 
färbte 

„Ganz abgesehen davon, daß die 
Mussolinimaske auf Almiranıe (den 
MSI-Chef; AK-Red.) nicht paßt, ist 
sie heute für viele Italiener kein 
Popanz mehr, Man har die 
historische Bedingtheit 
des Faschismus erkannı, darf es daher 
wagen, seine Politik und seine 
Grundsätze sachlich zu 
kritisieren,ohneihn 
verteufeln zu müssen, 


und man kann auch ruhig a u f 
den vernünftigen Cha 
rakter mancher Refor 


men Mussolinis hinwei 

Und weiter heißt es dann noch 
summa rum in Franzels Art 
kel 


es kommt alıo darauf an, die 
konservative Ideologie, die einfach 
die der Erhaltung des Lebens ir, in 
Politik umzuseizen und der Anoma 
lie ein Ende zu machen, daß ei 
keine politische Rechte, sondern al 
henfalls (N rechte Mitte gibt 


Voll: ei m westdeutschen 


Ideologe und Theoretiker des Fa 
schismus mit europkischen Ambi 
tionen! 


Desweiteren wollen wir in diesem 
Zusammenhang an den CSU-Chef 
FJ, Strauß selbst erinnern 
wer wollte bestreiten, daß dieser 
Über ganz erhebliche 
und theoretische Qualitäten” zur 
Horrschaftssicherung «der Bourgeol 
sie verfügt? „Besondere Verdienste” 
hat Strauß sich dabei gerade mit seh 
nen „ÜuropaKonaeptionen" ver 
dient, an denen er bereits seit vielen 
Jahren rumfelt, und worüber er be 
reits mehrere programmatische BL 
cher veröffentlicht hat. Wir wollen an 
dieser Stelle nur kurz einen Absatz 
aus seinem 1969 herausgegebene 
Herausforderung und Antwort 
mm für Europa” zitie 
ren, aus dem trotz der Kürze und des 
hier nicht möglich wiederzugebenden 
menhangs schon ziem 
lich deutlich wird, welch ungeheure 
Bedeutung Strauß einem po liti 
schen Zusammenschluß der west 
europäischen Staaten für die Errin 
gung einer Weltmachtstellung der 
westeuropäischen Bourgeoisien. bei 
mist 
VIII man - was 
ist eine Strategie der ‚Kriegskunst 
Im Frieden" entwickeln, so kann man 
wenn man genügend Macht 
sie dem einzelnen Sıaat 
muß er sie im Verein mit an 
deren zu erlangen trachten, mit Län 
dern, deren strategische Interessen 
mir den seinen weitgehend identisch 
sind. Daraus schon ergibt sich die 
Forderung nach einer politischen 
Vereinigung Europas, da man von 
Amerika nur bedingt erwarten darf, 
daß es seine Konzeption völlig an 
den europäischen Bedürfnissen aus 
richtet, die mit den amerikanischen 
nur zum Teil identisch sein können.” 
5.7) 

Es stellt sich demnach die Frage, 
unter welcher Flagge, ein solches 
„vereinigtes (West-)Europa” Politik 
betreiben sollte nach der Meinung 
von Strauß, und welches entsprechend 
die Kräfte sind, die die Politik dabei 
steuern sollten (als Kapitän und Off 
ziere versteht sich, denn der „Reeder” 
dieses Schiffes steht ohnchin fest 
die Kapitalistenklasse), Al lge - 
mein ist vielen Arbeitern klar, daß 
Strauß ein ausgemachter Reaktionär 
ist — aber welcher Sorte? Sage mir, 
mit wem du verkehrst, und ich sage 
dir, wie du heißt! 

Bleiben wir beim Thema: bei den 
italienischen Faschisten, zu denen er 
offensichtlich gute Verbin- 


Gesamtzusam 


weifellos nötig 


das nur, 
hat. W 
fehlt 


öffensichtlich gule Verbin 
dungen unterhält. Das mögen 
zwei Tatsachen belegen (natürlich 
sind wir — gegenwärtig noch 
nicht in der Lage, die ganze Konkret. 
heit seiner Verbindungen zu offen 
faschistischen Organisationen darzu- 
iegen). Tatsache, daß 
Strauß italien 
schen faschist 

ghese" hat,der er kürzlich ein lingeres 
Interview „gewährte” Zweitens die Tat- 


sache, daß Strauß wine „Europa. 
Konzeption" auch in italienischer 
Sprache veröffentlicht hat — und 


zwar bei Giovanni. Volpe in Rom, 
einem unverhüllt faschistischen Ver 
lag. Volpe selbst ist der Sohn des 
chemaligen _„Hofhistorikers" von 
Mussolini und aktives MSI-Mitglied 
In seinem Verlag werden auch vor 


wiegend Bücher von international 
namhaften Faschisten herausgegeben. 
z.B. von de Stefani, dem ehemaligen 


Finanzminister Mussolinis, von Gra 
ziani, dem italienischen Oberbefahls- 
haber im Abessinien-Krieg und Ex 
Stabschef_ der norditallenischen Ar 
mee und Kriegsminister unter Mumo- 
43, von Gentile, der we. 
der rbeitung der 

cs 


lini nach I 
sentlich an 
Ideologie 
in Italien mitbeteiligt und unter 
Mussolini Unterrichtsminister war, 
von den Ideologen der französischen 
Rechten La Rochelle, M. Roc 
Darddche und Saint-Loup w 
Das ist eine Reihe von Persön- 
lichkeiten, in der wir Strauß nicht 
für fehl am Platze halten 
Tune Information aus neuerer Zeit 
ist unseres Erachtens auch nicht un: 
interessant in diesem Zusammen 
hang. Der schon häufiger erwähnte 
Eaprewo” berichtete kürzlich von 
einer „fast gleichzeitigen” Keise von 
F. 3. Strauß und Andreotti, dem 
Führer des ganz rechten Flügels der 
italienischen Christdemokraten und 
igon Ministerpräsidenten, in 
die USA. „L’Espreso" schreibt, daß 
diese beiden Herren dort die Bereit 
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schaft iher Parteien versichert hät- 
ten, in ihren Ländern für eine welte- 
re Rechtsontwicklung zu sorgen. Da- 
bei sind laut Espresso” auch Pläne 
diskutiert worden, in der BRD die 
andt-Regierung und in Italien die 
„Mitte-kinks-Rogierung” zu stürzen, 

‚Nun, ist os nicht möglich, daß der 
„Kspresso" mit seiner Andeutung 
fecht haben könnte, daß die Italienie- 
schen Faschisten bei. Ihren Umtrie- 
ben „führende Ideologen und Theo - 
retiker" in Westdeutschland finden 
könnten? 

Wir wollen aber noch kurz einen 
anderen Punkt der Verbindungen 
zwischen den italienischen und west- 
deutschen Faschisten erwähnen: und 
‚zwar wo. dieses Mal umgekehrt die 
italienischen Faschisten ihren wet- 
deutschen Komplizen etwas über 
praktische Erfahrungen 
zu sagen wußten, oder noch beser 
sie darin unterrichteten. 

Ein solches Treffen fand bereits 
am 17, August 1969 in Regensburg 
statt, die Zusammenkunft einer sog. 
Europäischen  Revolutionären 
‚ont“, Hier war auch der Faschis 
tenführer Freda (neben Ventura einer 
der Hauptschuldigen beim „strage 
di stato" am 12. Dezember 69 in 
Mailand usw.) anwesend, und seine 
‚Aufgabe war es, einen Vortrag über 
Infiltration in linke 
Gruppen zu halten, und dies 
den außeritalienischen Teilnehmern 
vorzuschlagen aufgrund der italieni- 
schen Erfahrungen. Desweiteren ent 
warf er dort einige „nützliche Tech 
niken für die Spannungstrategie” 

Was die Infiltration in linke Grup 
pen und den Aufbau von eigenen 
„linken” Gruppen anbetrifft, so ha 
ben die italienischen Faschisten hier 
in der Tat reichlich praktische Er- 
fahrungen;-allerdings auch nicht 
nur „positive”, sondern auch 


einige für sie negative, wo ihre sich 
einzuschleichen versuchenden Provo- 
kateure von den Genossen entlarvt 


bestraft wurden, wie z 


selbst, der dies 1968 bei der „PCE'l/ 


die in revolutionäre linke Organisa- 
tionen zu infiltrieren versuchen, ist 
es zum einen, diese Gruppen und 
ihre Arbeit auszuspionieren, und zum 
anderen, die Genossen zu provokato- 
tischen Aktionen zu treiben, die dann 
den geeigneten Vorwand für den 
Stastsapparat für eine Hetz- und Ver- 
folgunpsagd gegen die Linken 
liefern. Die ganze „Geschichte” des 
„strage di stato” in Italien enthüllt 
ine Fülle von konkret nachgewiese- 
n Beispielen dafür. Einer der be- 
kanntesten Fälle in diesem Zusam- 
menhang ist die Figur Mario Merlino, 
ein Faschist, der z.B. in dem anarchi- 
stischen Zirkel „Bakunin“ Genossen 
aur Durchführung eines Sprengstoff- 
anschlags auf eine Fiat-Filiale bewe- 
gen wollte und ihnen anbot, über 
einen Freund (Delle Chiaie, ebenfalls 
Faschist) einen Lehrgang zur Fabrika- 
tion von Sprengkörpern zu organisie- 
fen. Gleichzeitig hielt Merlino ständi- 
gen Kontakt zu seinen faschistischen 
„Kameraden“ und informierte bei 
verschiedenen Anlässen die Polizei 
über von ihm selbst veranlaßte Ak- 
tionen der Gruppe. 

Mit dem Aufbau pseudo-,revolu- 
tionärer“ Gruppen versuchen die Fa- 
schisten ihre Provokationen unter 
„sozalistischem” Firmenschild zu 
Verkaufen. Im Zusammenhang mit 
dem „strage di stato” trat in dieser 
Weise "beispielsweise die von Fascht 
sten aufgebaute  „Organizzazione 
Lotta di Popolo” (OLP = „Organisa- 
tion. Volkıkampf“) in Erscheinung. 
Diese Gruppe ist mittlerweile auch 
in Westdeutschland ttig, wo sie En- 
de Februar 1973 gemeinsam mit den 
westdeutschen Faschistengruppen 
Deutsche Aktionsgemeinschaft‘“ und 
Sozialrevolutionäre Kampfgemein- 
die „Aktion Deutscher 8: 
(ADS) gopründet hat. Seit 
März letzten Jahres vertreibt die ADS 
wa. in Erankfurt an Verkehrsknoten- 
punkten und auch vor Betrieben 
(Farbwerke Frankfurt-Hoschst) ihre 
Schmierschriften. Dabei werden s0- 
wohl in deutscher wie auch in italie 


nischer Sprache (wegen dex vielen 
Italienischen Arbeiter in Frankfurt) 
Parolen geschrien wie #.B, „Die Infla 
chlert. Die Rechnung be 
won Wu 


tion 
zahlı das Volk!", „Kampf 
ber und 

„Kampf dem 


amerikanischen Imperialismus!“. Die 
ADS bezeichnet sich auch als „ein 
‚Aktionsbündnis europäischer Natio- 
nalrevolutionäre“. Sie will „schwer 
punktmäßig regionale Basisarbeit“ lei- 
n. Hier deutet sich eine Entwick- 
hung an, daß die Faschisten verstärkt 
mit sozialer Ja mit „sozialistischer“) 
Demagogie auf Rattenfang gehen, vor 
allem unter Jugendlichen. Nach den 
Angaben ihres „I. Sekretärs“ Lothar 
‚Gottlieb hat die ADS „feste Bündnis- 
=“ mit anderen Gruppierungen in 
Bayern und Baden-Württemberg dazu 
geschlossen; mit_Gruppierungen im 
Rheinland und in Niedersachsen seien 
‚sie „im Gespräch“. Und weiter Gott- 
lieb! „Im europäischen Rahmen liegt 
der Schwerpunkt unserer Bemühun- 
gen in Italien und Frankreich ...” — 
was kein Wunder ist, denn dort sind 
‚die faschistischen Organisationen 
genwärtig am stärksten und „aktiv. 
sten” (Siehe zum Aufbau pseudo-,„so- 
zialistischer“ Gruppen durch Faschi- 
sten auch den in dieser Ausgabe des 
AK abgedruckten Artikel über den 
von der NPD-Jugendorganisation auf- 
gebauten RSB in Stade: „Faschisten 
‚gehen mit ‚linker‘ Tarnung auf Schü- 
lerfang“, $.26). 


Die Faschisten in Italien verfügen 
über reichlich Geld, um ihre Aktionen 
zu finanzieren - und es ist ja auch 
bekannt, daß der Kapitalist dort nicht 
knausert, wo es ihm eine Sicherung 
seiner Herrschaft einbringt 

Bei der Verhaftung der fünfköpfi- 
gen Gruppe um PortaCasucci und De 
Marchi fiel der Polizei auch eine 
Spendenliste der „18. italienischen 
Legion“ in die Hände. Die Namen der 
Spender (es waren alles Tausender- 
und höhere Beträge, in DM umge- 
rechnet natürlich) werden aber von 
der Polizei geheimgehalten. Durchge- 
sickert ist jedoch, daß auch der Che- 
mie-Konzern Montedison darauf ver 
zeichnet sein soll 

De Marchi war mit der Organisie 
nung und Finanzierung der Schläger 
der „Rosa dei Venti” von Padua be 
auftragt. Kurz vor seiner Verhaftung 
plauderte er gegenüber Journalisten 
aus, daß diese Gruppe (allein diese) 
über fünf bis sechs Milliarden Lire 
verfügt (das sind umgerechnet rund 
22 bis 26 Millionen ‚DM!).Die Han- 
ken, über die De Marchi die Finanz 
Jäfte der Gruppe abwickelte, wa 


ren vorwiegend Institute im schwei- 
zerischen Lugano (an der schweize- 
nisch-italienischen Grenze): Banco di 
Roma, Banca delle Province Lom- 
barde, Istituto Bancario Italiano und 
Banca Girardi aus Philadelphia. 
Durch eine Dokumentation der 
Zeitschrift „I mondo“ kam einiges 
Licht in die Finanzstützen der italie- 


vor, daß für die fü 
der Putschpläne wesentlich eine Kos- 
lition von Recder-Kapitalisten sorgte, 
an deren Spitze die Camel-Gruppe 
aus Genua steht. Der mit am hAufig- 
sten in diesem Zusammenhang auf- 
tauchende Name ist der des Reeders 
Efisio Cao (dessen Bruder Roberto 
Cao bereits in der Untersuchung der 
revolutionären Linken über das „stra- 
ge di stato” als Agent des Alt-Fäschi- 
stenführers Borghese angeklagt wur- 
de). Cao ist Generaklirektor der 
staatseigenen Kreditanstalt IMI (Isti- 
tuto Mobiliare Italiano), und seine 
Macht bei der Verwaltung der Öffent- 
lichen Gelder ist beinahe unbegrenzt. 
Mehrere Milliarden Lire hat er davon 
für andere Reedergruppen und für 
von ihm selbst geleitete Gesellschaf- 
ten abgezweigt. Unter anderem grün- 
dete Cao in der Vergangenheit durch 
den Credito Navale (Schiffskreditin- 
stitut, Teil der IMI) eine unter 
schistischer Führung stehende gelbe 
Gewerkschaft, die SNADI, Der rechte 
Arm_ dieses großzügigen Verwalters 
von öffentlichen Geldern ist übrigens 
der Ingenieur Fedelini, ein Vertrauter 
des Faschisten Borghese 

Die Kapitalistenbrüder Alberto 
und Sebastiano Cameli sind. offen- 
sichtlich. selbst Strohmänner von 
Agnelli, dem Boß des Fiat-Aw 
tokonzern: Die beiden Camelis stam- 
men aus einer aristokratischen Fami 
lie in Genua und wurden plötzlich 
Reeder, als Fiat die Aktien der Gru 
ben in Goa aufkaufte. Gemeinsam 
mit der Agnelli gehörenden IFI rüstet 
die CameliGruppe seitdem Schiffe 
aus. Ebenfalls gemeinsam mit Ayneili 
bauen sie jetzt in Melilli auf Sizilien 
eine der größten Affinerien (Werk, 
wo Metall aus Legierungen aunge- 
schieden wird) in Italien. Die Finan- 
zierungen der CameliGeschäfte lau: 
fon über das eben erwähnte Credito 


Navale der IMI, dessen Präsident 
Efisio Cao "Espresso" berichte: 
te darüber hinaus in einem Artikel, 


daß auch der Chemie-Konzern 
Montedison hinter der Cameli 
Gruppe steht, 


Weitere Hauptrollen bei der Fi 
nanzierung der Faschisten vollen laut 
„Lotta Continua" der Zamentkaps 
Ist Pesenti und der Erdölkapit 
list M o.n ti spielen. Desweiteren 
werden beispielsweise Ric 
cardo Garrone (ebenfal 
talist), Giacomo Berrino (Bauunter- 
nehmer), Logorio Serrä (Großgrund- 
besitzer), der Industrielle Guido 
nale und hohe Regierungsfunktionäre 
wie Francesco Catanoso. 

Eine weitere wichtige Figur ist der 
äsident des Rüstungabetriebes OTO- 
Melara, Gustavo Stefanini, der Mi 
nlied der christdemokratischen Partei 
ist. In seiner Villa in Lerici in der Nä- 
he von La Spezia fanden nach den 
Berichten von „Lotta Continua" häu- 
figere Zusammenkünfte über die F; 
schisten-Finanzierung statt, an denen 


auch „ein großer Reeder" und ein 
hoher“ _ Armeeoffizier, General 
Munaxhd, teilnahmen. _Stefanini 


selbst soll auch (ebenso wie Camel) 
die für.die Putschpläne bestimmten 
Gelder in der Banca Bertolli in Lucca 
in der Nähe von Pisa) hinterlegt ha- 
ben. 

Vor seiner (nunmehr beendeten? ) 
Auswanderung nach Spanien wurden. 
von Borghese Finanzierungsreisen un- 
ternommen. Über einige der dabei 
stattgefundenen Zusammenkünfte 
(und zwar in der Zeit vom April bis 
Juni 1969 in Genua) soll sogar ein g« 
gcheimgehaltener Bericht des ital 
nischen Geheimdienstes SID (Servizio 
Informazioni Difese) vorliegen. Ne- 
ben den Cameli-Brüdern nahmen u.a 
auch Giacomo Cambiaso, Präsident 
der „Sicula ligure“ (Schiffslieferun- 
gen), und Sacha Courir, ein ehemali- 
ger Fallschirmjäger und heutiger 
Schiffsversicherer, der an den größten 
Reeder Genuas gebunden ist, daran 
teil 

Über die Kontakte Camelis zu den 
Faschisten der „18. italienischen Le- 
sion“ und der „Rosa dei Venti“ wur 
de desweiteren bekannt, daß er im 
Sommer letzten Jahres mit seiner 
Yacht häufiger nach Finmaretta (Tos- 
cana) fuhr, dort neben dem Boot von 
Porta-Casucci anlegte und mit diesem 


Sammentraf. 
Aus weiter zurückliegender Zeit 
ein anderer Lichtstrahl in die Fa 
schisten-Finanzierung gefallen: Ven- 
‚tur, der tief in das „strage di stato"“ 
verwickelt. ist, erhielt 1970 (kurz 
nach dem Blutbad, das im Dezember 
1969 stattfand) eine Summe von 
sechs Millionen Lire (nach heutigem 
Kurs etwa 26.000 DM) über Domeni- 
© Grosso aus Genua, Inhaber der 
GMP, eine „Industrie für Erdölania- 
gen“. Nach allem Anschein ist die 
GMP aber nur ein Tarnunternehmen, 
über das die Faschisten einen Teil ih- 
rer Finanzgeschäfte abwickeln. „Lot- 
ta Continua” spekulierte über eine 
mögliche Herkunft dieser Abkürzung: 
Grosso, Massari (ein mit Freda und 
Ventura verbundener Verleger aus 
Padua), PortaCasucci, 


Langfristige Interessen der 
Bourgeoisie leiten die 
Putschvorbereitungen 


Nach dem Fund der Mord- und 
Putschlisten im Oktober letzten Jah 
res in Ortonovo sind Schritt um 
Schritt eine Fülle von Enthüllungen 
zu Tage befördert worden, die zusam- 
men mit den bereits bekannten Tat- 
sachen aus der zurückliegenden Zeit 
aufzeigen, in welchem Maße die Fa- 
schisten in Italien, gedeckt und unter- 
stützt durch den Stantsapparat und 
finanziert durch Kapitalisten, an der 
Herbeiführung eines Staatsstreiches 
arbeiten. Aber der größte Teil dieses 
Geflechts liegt weiterhin im Dunkeln 
und das betrifft vor allem die Kapita- 
listenklasse und ihren Staatsapparat 
selbst. 

Die Rolle der faschistischen Ter 
rorgruppen innerhalb dieser Westro- 
bungen ist mehrseitig 

Zum einen soll durch ihre Aktio- 
nen ein Zustand der allgemeinen Un 
sicherheit und der Angst: in der Ie- 
wölkerung hervorgerufen werden, die 
eine Stimmung entstehen lißt, daß 
es „so nicht weitergeht” und ein 
ikerer Staat” her muß. Dies 
;pannungsstrategie" wird seit la 
‚m betrieben = wie sich aber heute 
zeigt, war das Mailänder Blutbad vom 
12. Dezember 1969 nicht nur (und 
wohl auch nicht einmal in erster Li 
nie) ein „Höhepunkt" dieser faschi 

‚schen Spannungs-Stratepie, sondern 
es war gleichzeitig der Ausgangs 
punkt für die weitere Entwicklung 
Essollte nicht dabei bleiben, die zu der 


Zeit laufenden großen Tarifkämpfe 
der Arbeiterklasse durch Verbreitung 
von Angst und Schrecken vor den 
Linken (denen dieses Blutbad und a 
dere Bombenattentate der Faschisten 
ja angelastet wurden) abauwiegeln 
und zu brechen, sondern die Kapitar 
listen und ihre Terrorehilfen hatten 
schon damals weit mehr auf dem Zot- 
el. Gegenwärtig haben die Faschisten. 
ihre „Spannungs-Strategie” noch um 
vieles intensiviert, Seit Oktober/No- 
vember letzten Jahres haben sie eine 
rege kriminelle Tätigkeit vor allem im 
Norden Italiens entfaltet, um Uns- 
cherheit und Sehnsucht der Bevölko- 
rung nach „Ruhe und Ordnung” zu 
verbreiten. In der Lombardei finden 
mittlerweise mindestens zwei Raub- 
Überfälle pro Tag statt und. in der 
Toscana einer. In Piemonte und Im 
Veneto haben solche kriminellen 
Überfälle ebenfalls ein erschrecken- 
des Ausmaß erreicht. Dazu zählen 
auch enorm angestiegene Zahl der 
Entführungen und der damit verbun- 
denen Erpressungen. Die Täter sind 
in den meisten dieser Fälle Faschl- 
sten — junge Männer „aus guten 
milien“ (vor allem aus den bürgerli- 
chen Vierteln Mailands), die sich dann 
als Mitglieder der „Avanguardia Na- 
zionale“ und anderer rechtsextremi- 
stischer Organisationen erweisen (mit 
den Raubüberfällen und Erpressungen 
versuchen die Faschisten darüber hin- 
aus, neben ihrer Finanzierung durch 
Kapitalisten, an Geld heranzukom- 
men). Zu einem hauptsächlichen 
„Tätigkeitsfeld“ der Faschisten sind 
inzwischen die Schulen geworden. 
Besonders in Ligurla, in der Toscana 
und im Veneto treien seit einiger 
Zeit die „camicie verdi“ („Grünherm- 
den“) wieder verstärkt auf 

Zum zweiten übernehmen die fa- 
schistischen Organisationen neben der 
Repression durch den Staatsapparat 
den direkten terroristischen Kampf 
gegen die Linken, und dabei vor allem 
gegen die revolutionäre Linke. So 
werden in. der letzten Zeit immer 
häufiger Genossen von Faichisten- 
trupps überfallen, zusammengeschla- 
en. niedergestochen und teilweise 


KAMPF Nr. 36 (November 73) haben 
wir dazu exemplarisch von mehreren 
derartigen Fällen der letzten Zeit be- 
richten 

Zum dritten tragen die faschisti- 
schen Organisationen einen Teil der 
Vorbereitungen. für einen Putsch in- 
nerhalb von Polizei, Militär und Ju- 
stiz, Sie durchsetzen den Staatsappa- 
rat schrittweise mit einer offen far 
schistischen Ideologie und werden 
von hohen Offizieren, Polizeifunktio- 
nären, Geheimdienstleuten usw. zur 
‚Ausarbeitung der Pläne für eine offen 
brutale Unterdrückung der Arbeiter- 
klasse mit herangezogen. Es sind in 
diesem Zusammenhang auch Hinweise 
‚darüber aufgetaucht, daß die Namen, 
die auf den in Ortonovo gefundenen 
Mordlisten der „18. italienischen Le- 
gion“ standen, aus den Listen des Ge- 
heimdienstes 
ge Listen werden vom 
Geheimdienst seit Kriegsende zusam- 
mengeschrieben und ständig auf den 
„neuesten Stand” gebracht. 

Die Rolle der faschistischen Orga- 
nisationen bei der Unterdrückung der 
Arbeiterklasse ist also bedeutend. 
Darüber, wie weit ihre Aktivitäten 
und Verbindungen bereits in die Ar- 
mee hineinreichen, um wesentlich an 
der Ausrichtung des Militärs auf die 
Durchführung eines möglichen Staats- 
streichs mitzuwirken, wurde in den 
letzten Wochen ebenfalls weiteres be- 
kann. 

Im Rahmen der Untersuchungen 
über die „Rosa dei Venti“ wurden 
Mitte Januar der Oberleutnant Amos 
Spiazei und kurz darauf (am 20. Ja- 
nuar) der Oberst Angelo Dominioni 
verhaftet. Stantsanwalt Fais, der die 
Untersuchung darüber führt, versucht 
die Verbindungen der Faschisten 
der Armee natürlich auf „vier oder 
fünf schwarze Schafe" zu begrenzen. 
Hingegen ist es aber so, di 
Spiazzi und Dominkoni nur 
exemplarisch für 
schon nicht mel 
machenden Toll des italienischen Of- 
fiziers- und Unteroffizierskörpers neh- 
men muß. 

Spiazzi hat mit faschistischen Or- 
ganisationen (vor allem „Ordine 
Nuovo") gemeinsam Anthöwerilis- 
Übungen und Ausbildungen in para- 
militärischen Lagern organisiert und 
auch die entsprechenden Waffen da- 
für besorgt. In seiner Artillerisabtei- 
hung In der Kaserne „Duca” in Vero- 
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ist dort für den „Informations 
dienst“ zuständig. Das „Ufficio In- 
formazioni“ 


binieri (eine 
Art Bereitschaftspolizei) zusammen 
Daß $piazzı diese Funktion als „Off: 
zier 1" ausübt, ist zunächst von den 
Ermittlungsbehörden geheimgehalten. 
worden, wurde dann aber von „Lotta 
Continua“ enthüllt und später auch 
von der bürgerlichen Presse bestätigt. 

Über den anderen verhafteten 
Offizier, Dominioni, wurde bekannt, 
‚daß er vor ca. drei Monaten an einem 
‚geheimen Treffen in Biadena (Region. 
Emilia, bei Modena) teilgenommen 
hat. Dort wurde über die Bildung 
faschistischer Zellen innerhalb der 
‚Armee gesprochen, die einehitzartige 
militärische Terrorwelle (wie in Chi« 
Ic) organisieren sollen, falls es einen 
antiputschistischen Widerstand in der 
„Stunde X" geben wird, 

An diesem Treffen hat auch der 
Brigadegeneral Francesco Nardella 
teilgenommen, gegen den auch ein 
Haftbefehl ausgefüllt wurde — nach- 
dem er sich vorher „an einen. unbe- 
kannten Ort” abgesetzt hat. Nardella 
hat lange Zeit dem „Circolo Ufficial" 
in Verona als Präsident vorgestanden, 
wo sich vorallem hohe Nato-Offiziere 
aus verschiedenen Ländern die Hand 
reichten. Verona ist ein wichtiger 
Nato-Stützpunkt in Italien, und es ist 
bestimmt nicht zufällig, daß die Fa 
schisten u.a. gerade hier ihre Verbi 
dungen zur Armee aufbauten. Nardel- 
ia selbst hat auch längere Zeit den 
„Militärdistrikt Verona” als Kom- 
mandant befehligt — und er war Vor- 
sitzender des Büros „Psychologische 
Kriegsführung”, bevor der Vorsitz 
‚dann von dem erwähnten Dominioni 
übernommen wurde. 

Die „Rosa dei Venti” arbeitet 
bereits seit mehreren Jahren in der 
Armee, wahrscheinlich seit. 1965/ 
66. Zu jener Zeit bemühte sich ge- 
ade der Fallschirmjäger-Oberst Elio 
Massagrande, unter den Offizieren der 
italienischen Armee das Buch „Le 
mani rosse sulle Forze armate " 
(„Die roten Hände über der Wehr- 
macht”) in Umlauf zu bringen. Autor 


(Region Veneto) ist er „Offizier 1", 


Im letzten Jahr hat es in Italien wieder Gefingniskämpfe 
gegeben. Mit ihren Protesten wollten die Häftlinge die Öffentlichkeit auf 


dieses Buches ist Pino Rauti, MSI- 
Abgeordneter und neben Freda und 
Ventura der dritte Hauptbelastete 
‚des Mailänder Blutbr 

Die „Rosa dei Venti“ ist natürlich 
nicht die einzige Faschisten-Gruppe, 
die in der Armee arbeitet: es zeigt 
sich Immer mehr, daß bereits ein brei- 
tes und weit vorzweigtes Netz der 
Faschisten in den Streitkräften exi- 
tiert — Polizei, Carabinier | und SID 
mit einbegriffen, Und ebenso Justiz 
und Staatsbürokratie. 

Daß diese Entwicklung im Auf- 
trag und mit Finanzierung der Kapi- 
talisten erfolgt, dafür sind vorhin be- 
‚le aufgezählt worden. 

nur die italienische 
Bourgeoisie steht hier Im Hintergrund, 

Der US-Putschkonzern ITT, der 
schon die Errichtung der faschisti- 
schen Herrschaft in Chile mitorgani- 
siert hat, hat in Italien, wie Anfang 


ie Anzeichen der Putschvorbe- 

reitungen in Italien haben nach 
Fertigstellung unseres in dieser Auspa- 
be veröffentlichten Artikels weiter zu- 
‚genommen. Am 30. Januar berichtete 
auch die bürgerliche Presse in unserem 
Land darüber. 

Seit einigen Tagen finden „außer- 
gewöhnliche Überwachungsmaßnah- 
men" durch die italienischen Streit- 
kräfte statt, wie esin diesen Berichten 
heißt. Die „Unitä” der revisionisti- 
schen „KP" Italiens meldete, daß in 
mehreren Kasernen in Nord- und Süd- 
„Alarmzustand” bzw. ein 
„‚Voralarmzustand” angeordnet wur- 
de. Und die „Welt” schrieb von „hart- 
näckigen Gerüchten (? 1) über angebli- 
che Offiziersappelle und Ausgangs- 
sperren in einigen Kasernen Piemonts, 
der Lombardei, Venetiens, Latiums 
und Apuliens”, 

In Rom zogen in der Nacht vom 
26. auf den 27. Januar starke Polizei- 
einheiten, mit automatischen Waffen 
ausgerüstet, vor alle Öffentlichen Ge- 
bäude, vor den Sitz der staatlichen 
Rundfunk- und Fernsehanstalt RAI/ 
TV und vor die Privatwohnungen 
zahlreicher Politiker. Offensichtlich 


Januar bekannt wurde, ein neues 
Spionagezentrum ausgestattet, im 
Auftrag der Nato. Dieses Zentrum 
ist in der Lage, in Rom Tausende von 
telefonierenden Personen abzuhören. 
‚Ebenfalls von der ITT wurden auch 
die kürzlich entdeckten Abhörzen- 
tralen der Carabinieri und der Polizei 
aufgebaut. Und dies sicher nicht in 
in erster Linie aus dem Grund, weil 
ITT u.a. durch derartige Aufträge 
Geld verdient — sondern weil dies 
nicht nur im Interesse des italieni- 
schen Staates und der italienischen 
Bourgeoisie liegt, sondern auch im 
Interesse des US-Kapitals. „Lotta 
Continua” schreibt dazu am 8 

Januar: „Aus dieser täglich gewor- 
denen Fülle an massenhaften Spiona- 
getätigkeiten, die von den verschie- 
denen Zentralen der politischen und 
militärischen Macht geführt werden, 
wird die Tatsache bestätigt, daß eine 


Polizeitruppen proben Besetzung von Rom -Armee im 


Bevölkerung wurde von den Polize 
posten geantwortet, das diene deı 
„besseren Verkehrskontrolle", Des 


nuar, daß die „getroffenen Überwa- 
chungsmaßnahmen bei den Streit- 
kräften —— ebenso wie bei der Polizei 
und bei den Carabinieri — die Vertei- 
digung militärischer Einrichtungen ge- 
gen drohende Terrorakte” zum Ziel 


hätten, 

Das ist das Standardargument, das 
die sozialdemokratischen Politiker bei 
der Erprobung und Durchführung von 
polizeilicher und militärischer Repres- 
sion gegen die Arbeiterklasse von sich 
‚geben — und gleichfalls die Rechtfer- 
tigungsformelder Faschisten für einen 
Staatsstreich. Man denke an Chile, wo 
die faschistische Militärjunta ihren 
Putsch vom vergangenen Jahr damit 
begründete, daß angeblich ein „Putsch 
der Linken” geplant war, dem sie 


allgemeine rege Tätigkeit zur Vor- 


ständigung) von Infrastrukturen im 
Gange ist, die die technischen Vor- 
aumetzungen für einen autoritäten 
Staatsstreich in Italien herbeiführen 
‚sollen. In dieser Perspektive muß die 
progressive Eroberung des Telefon. 
‚sektors durch die ITT gesehen werden, 
und daraus auch lasen sich alle 
‚geheimen oder offenen polizeilichen 
Sondermaßnahmen der letzten Zeit 
erklären.” 

Welches Interesse kann die Bour- 
geoisi an einem faschistischen Putsch 

Italien haben? 

Die italienische Arbeiterbewegung 
hat in den letzten Jahren gezeigt, 
weiche enorme Kraft in ihr vorhan- 
den ist — eine Kraft, die die Bour- 
reoisie zu recht immer mehr fürchtet, 
die sie vor allem deswegen fürchtet, 
weil sie ihr bei wachsender politischer 


Alarmzustand 


die hier auch vom „Sozlaldemok: 
ten” Tanassi benutzt wird, und die 
nur ein Grund mehr ist, die gegenwär- 
tige Entwicklung in Italien sehr ernst 
zu nehmen. 

Ende vergangenen Jahres fanden 
bereits im norditalienischen Bergamo 
große Nachtübungen der Armee statt. 
Dabei wurden ebenfalls öffentliche 
Gebäude und die Wohnungen von Ge- 
werkschaftern und einigen Politikern 
umstellt und abgeriegelt. Mit einer 
Stoppuhr wurde die dafür erforderli- 
che Zeit gemessen. 


Das alles deutei darauf hin, daß die 
italienische Bourgeoisie mit der Ge - 
meralprobe des geplanten fa- 
schistischen Putsches beginnt. 
Die Bourgeoisie rüstet zum Krieg ge- 
gen die Arbeiterklasse - und das ein- 
zige Mittel dagegen ist der unbarm- 
herzige und bedingungslose Krieg 
der Arbeiterklassegegen 
die Kapitalistenk 


„zuvorkommen mußte”. Man denke 
‚daran, wie Hitler seinerzeit den Über- 
fall auf Polen durch einen zuvor von 
‚den Nazis selbst inszenierten Angriff 


blieben die Polizeitruppen dort auch 


grösseren Ausmaßes 


katastrophalen Lebensbedingungen aufmerksam machen. 


Ten sich die Gefingnistore hin- 
ter dem Strafgefangenen schlie- 
en, verliert er nicht nur seine st 
bürgerlichen Rechte, sondern auch 
das Recht auf Menschenwürde und 
Gesundheit, Zur Veranschaulichung 
spiele genannt 
: nach 72 Stunden auf 


maßnahme wird 
Haftling („aufsässig“ ist jeder, der 
sich nicht zu 100% anpassen kann) 
nackt auf eine Zementpritsche, die 
in der Mitte ein Loch zur Erledigung 
dringender Bedürfnisse hat, gebun- 
den und zwar so fest, daß er nicht 
‚einmal den Kopf heben kann und ge- 
füttert werden muß. Er darf sich auch 
nicht waschen, sondern wird einmal 
am Tag mit dem Gartenschlauch ab- 
‚gesprität. Diese Roßkur kann je nach- 
‚dem, wie „hartnäckig" der Fall ist, 
ein, zwei oder auch drei Monate dau- 
ern und hat zur Wirkung, daß der Ge- 
fangene drei oder vier Monate braucht 
immer vorausgesetzt, daß er sich kei- 
ne schwere Krankheit geholt hat), um 
sich physisch und psychisch wieder 
zu erholen. 
— Zanlungo: er starb an Gehirntu- 
mor, „behandelt"” wurde er mit 
Isolierhaft wegen „Krankheitsimu- 


hierung“. 
= G. Bertase: obwohl win Arzt er- 
klärte, daß er an einem Lungen- 


enphysem leidet, wurden ihm die 
Medikamente, die ihm seine Ange- 
hörigen schickten, nicht ausgehän- 
digt, Er starb in Untersuchungshaft; 
im Untersuchungsgefängnis war er 
‚gelandet, weil er eine Krawatte ge- 
(ohlen hatte, 

Das sind nur einige Beispiele (ke 
nesfalls Hinzeifälle"), wo das un- 
menschliche Gefängnisystem zum 
Tod eines Insamen geführt hat. Fast 


unüberschaubar sind die Fälle von 
schweren Gesundheitsschäden, die 
sich Häftlinge während der Haftzeit 
zugezogen haben. Bekanntestes Bei- 
spiel dafür ist der Anarchist Pietro 
Valpreda, der beschuldigt wurde, für 
das Blutbad vom 12. Dezember 1969 
in Mailand verantwortlich gewesen zu 
sein und deshalb drei Jahre (!) lang 
unschuldig in U-Haft saß (siche UN- 
SER WEG, „Von Pinelli a 
nelli — Politischer Mord in Italien“). 

Dazu kommen noch jedes Jahr die 
Dutzende ‚von. Selbstmordfällen in 
den Gefängnissen — die meisten wer- 
von U-Hiftlingen verübt. Die U- 
Häftlinge machen in Italien SS bis 
60% aller Strafgefangenen aus; 65% 
von ihnen müssen schließlich freige- 
sprochen werden. Aber bis zu einem 
Prozeß werden sie meist irrsinnig lang. 
im Ungewissen gelassen (manchmal 
Jahre). Auch ein Freispruch nutzt 
ihnen dann nicht mehr viel, weil sie, 
vorher schon kaputt gemacht worden 
sind. Ihre Gefängnisvergangenheit 
hat ihnen, ob schuldig (meistens han- 
delt es sich um Kleinigkeiten) odı 
unschuldig, einen Stempel aufge- 
drückt, Das Gefängnis bedeutet für 
sie einen Markstein, wo sie früher 
oder später wieder hinkommen, 

Die Repression innerhalb der Haft- 
anstalten, die die völlige Gefügigkeit, 
Ausschaltung der Individualität, 
nuaziantentum etc, beim Häftling be- 


ng, Wärter) ausgeübt, 
Einen Teil des Geschäfts bt er Nie: 
ber durch die organisierte Verbre- 
cherwelt („Mafia“) besorgen. D 
Leute haben auch im Knas 
vilegierte Stellung inne, 
„stillschweigend“ natürlich, 

Geld, Alkohol, Drogen und sogar 
Waffen, Es ist klar, daß ie aufgrund 
dieser ihnen zur Verfügung stehenden 


‚auf den Sender Gleiwitz „begründe- 
te". Das ist die Sprache der Faschi 


Mittel das Kommando führen und für 
massive Einschüchterung anderer 
Häftlinge sorgen. Auch der Kirche ist 
ein gebührender Platz im Gefängnis- 
wesen eingeräumt; die Kapläne sor- 
gen nicht nur für die regelmäßige Ab- 
haltung von Gottesdiensten, sondern 
sind auch bei der Ausarbeitung der 
Gefängnisordnung oder bei der Beur- 
teilung der „guten Führung“ eines 
Gefangenen beteiligt. 


Die Forderungen der Häftlinge... 


Bei den Protestaktionen der HAft- 
linge stellte der Hungerstreik das 
Hauptkampfmittel dar. Teilweise gin- 
gen die Gefangenen aber auch w vor, 
daß sie sich weigerten, in ihre Zellen 
zurückzukehren, oder sich in ihnen 
werbarrikadierten. In einigen Fällen 
organisierten Aie Angehörigen der 
Häftlinge stellvertretend für sie De- 
monstrationen. Da Stiafgefangene 
kaum Kontaktmöglichkeiten zur Aus- 
‚senwelt haben, war bei den Kämpfen 
der zentrale und zugleich schwierig. 
ste Punkt der, wie man die Öffent- 
lichkeit und andere Strafanstalten 
erreichen konnte, Der Hungerstreik 
in der Anstalt Regina Cocli in Rom, 
wo.die Häftlinge besonders ausdau- 
ernd und geschlossen kämpften, wur- 
de 2.B. folgendermaßen initiiert: Weil 
‚der Gefängnisdirektor nicht rechtzei- 
tig vorgewarnt worden war, konnten 
die Häftlinge im Fernsehen Ausschnit- 
te von einer Gefängnisrevolte in Ve- 
nedig sehen, Die Folge war, daß sie 
sich spontan mit dem Kampf ihrer 
Leidensgenomen wolidarinierten und 
ebenfalls den Hungerstreik beschlos - 
sen. 

Die Gefängnisinsassen wählten 
sich Kommissionen, die die Aktionen 
anleiteten und den Verantwortlichen 
des Justizministerlums in Anwesen. 
heit von Premelsuten die Forderun- 
gen ihrer Mitgefangenen überreich- 
ten. Die Hauptforderung, die a 


allen Gefängnissen kam, war die Re- 


und ihren Staat .Dafür 
braucht die italienische Arbeiterklasse 
schon heute die größtmögliche 
Unterstützung ihrer Klassenbrüder in. 
allen anderen Ländern. 

30.1.74 = 


Von Ende September bis An- 
fang November letzten Jahres 
lief der erste „Revoltenprozeß” 
über die Bühne. Gegenstand der 
Gerichtsverhandlungen war die 
Gefängnisrevolte von Pescara, die 
Ende Juli ausgebrochen war. Die, 
Häftlinge von Pescara hatten 
schon zweimal zuvor, nämlich 
im April und Mai 1973, versucht, 
die Öffentlichkeit mit friedlichen 
Mitteln (Hungerstreik etc.) auf 
ihre Situation aufmerksam zu 
machen. Als sie aber merktei 

daß sie nur mit leeren Verspi 
chungen abgespeist wurden, brach 
eine regelrechte Revolte aus, in 
‚deren Verlauf ein Flügel des Ge- 
fängnisses in Flammen aufging. 
Das Urteil für die SO Angeklag- 
ten fiel wider Erwarten ziem- 
lich milde aus: die meisten wur- 
den freigesprochen und vorläu- 
fig auf freien Fuß gesetat, der 
Rest wurde als „Rädelsführer” 
für die Sachbeschädigungen ver- 
antwortlich gemacht und durch- 
schnittlich zu fünf Monaten Ge- 
fängnis verurteilt (beantragt hat 
te die Staatsanwaltschaft fünf 
Jahre). Dieses Urteil kann aller- 
dings kein Grund sein, In eu- 
phorische Stimmung zu verfal 
len, indem es etwa alı Ergebnis 
einer grundlegenden Kräften 

schiebung gewertet wird (,„Lot 


form des faschistischen Rocco-Straf- 
gesetzbuchen und der Gefängnisord- 
nung. Insbesondere wurde die A 
schaffung der Rück 

‚der Untersuchungshaft und der be- 
sonderen _ Sicherheitsmaßnahmen 
(damit ist die polizeiliche Überwa- 
chung des Strafgefangenen nach EI 
lassung aus der Anstalt gemeint) ge- 
fordert. Weitere Forderungen aus ver- 
schiedenen. Gefüngnissen, die zum 
größten Teil vom nationalen An 
waltskollektiv für die Verteidigung 


bereitung (oder besser: zur Verwoll- 
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Bewußtwerdung und bei revolutiond« 
rer Organisierung den Garaus machen 
wird, Das ist heute noch nicht der 
ber die Bourgeoisie handelt 

ht „aus dem Augenblick 
heraus”, sondern läßt sich von ihrem 
langfristigen politischen und ökono- 
ihsichen Interesse leiten — das genau 
hat sie der Arbeiterbewegung 
wenwärtig noch voraus 
um hier das Rad der Geschichte auf- 
zuhalten, d.h. eine Veränderung die- 
ses entscheidenden Kräfteverhältnis- 
© zugunsten der Arbeiterklame zu 
verhindern, entwickelt die Bourgeoi- 
sie schon heute die Voraussetzungen 
einer „faschistischen Lösung” 

Die Tatsache, daß auch das US- 
Kapital und die Nato ihre Hände im 
Spiel} haben (und ebenso z.B, der 
US-Geheimdienst CIA, der ebenfalls 
schon seit langem Listen mit Namen 
von Kommunisten, linken Gewerk- 


schaftern usw. aus allen westeuro-" 


päischen Ländern führt), deutet zu- 
dem eine noch größere Dimension 
an. 

Der Nahe Osten ist ein wichtiges 
Einflußgebiet des US-Imperialismug, 
wo sich auch die imperialistischen' 
Staaten der „(West-) Europhischen Go 
meinschaft” immer mehr einschal- 
ten. Hier geht cs vor allem um 
Erdöl. In Griechenland und in der 
Türkei, die dem Nahen Osten gegen- 
überliegenden Mittelmserländer, hat 
der US-Imperialismus bereits faschisti- 
sche Staatsstreiche organisiert (1967. 
und 1971). Ebenso bereits 1953 im 
Iran, der ebenfalls ein wichtiger 
„strategischer Stützpunkt" des Impe- 
Fialismus ist (sowohl wegen des Erd- 
öls als auch gegen die Sowjetunion). 
Italien ist in der Kette der'europäi- 
schen Mittelmeerländer (wozu ja 
auch noch Spanien zählt, wo seit 
35 Jahren schon der Faschismus 
herrscht) gewissermaßen noch ein 
„unsicherer Faktor” für den Imperia- 
lismus, bzw. kann bei einer weiteren 
und bewußteren Entwicklung der Ar- 
beiterbewegung dazu werden. 

Für dic westdeutschen kommu- 
nistischen Organisationen besteht 
hier die dringende Aufgabe, in der 
westdeutschen Arbeiterklasse eine 
Solidarität zu organisieren, um den 
antifaschistischen Kampf der italieni- 
schen Arbeiterklasse und der italieni- 
schen Linken zu unterstützen. 


Niederlage der DC und der Fa- 
schisten", „aus dieser Schlacht 
ist der Klassenfeind mit seinen 
Verbündeten geschlagen hervor- 
gegangen”, „wir hatten den Klas- 
senfeind überbewertet, der Fels- 
block, den er auf das Proletariat 
geworfen hat, ist auf ihn selbst 
zurückgefallen”). Das relativ mil- 
de Urteil entspricht vielmehr ei- 
ner bestimmten Taktik der Hert- 
schenden: in Anbetracht desen, 
daß zur Zeit des Prozesses be- 
reits neue Gefängniskämpfe ent- 
brannt waren, war es sicherlich 
klüger, die Stimmung nicht noch 
durch ein scharfes Urteil anzu- 
heizen. Die Häftlinge haben da- 
mit ja nicht ihre Forderungen 
erfüllt bekommen, sondern sie 
haben nur erreicht, daß der 
‚Kampf für ihre Forderungen — 
jedenfalls für die meisten von 
ihnen — nicht zu noch längeren 
Strafen führt, Andererseits muß 
aber auch gesehen werden, 
dieses Urteil für die Gefangenen 
eine gewisse Ermutigung, den 
Kampf weiterzuführen, darstellte, 
zumal der Prozeß eine Art Pri- 
zedenafall war, der eine ganze 
Reihe von Prozessen über die 
Geschehnisse in anderen Gefäng- 
nissen eingeleitet hat 


der Häftlinge zusammengefaßt und 
dem Justizminister vorgelegt wurden, 
waren: 

sofortige Nominierung einer Kom- 

mission, die die wirklichen Zustän- 
de in den italienischen Gefängnissen 
untersuchen soll, wobei der Kommis- 
sion fünf Mitglieder des Anwaltskol- 
lektivs und zwei Vertreter der nicht- 
revisionistischen linken Presse ange- 


hören sollen. 
» 
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Forts, Gefängnisrevolte 


- mehr Aufenthalt im Freien, bese« 
res Ksen 
Verbot von Strafmaß'nahmen, wie 
das vorher erwähnte „letto di’con. 
tenzione" oder Transporte in andere 
Gefängnisse (+ azu später noch) 
Abschaffung der Briefzensur 
Möglichkeit regelmäßiger Gespri- 
‚che mit Journalisten 
umfassendes Informatlonsrecht, 
d.h. freier Zugang zu allen Zeitun. 
gen, Büchern und Fernsehsendungen 
Versammlungsrecht in allen Ge- 
fängnissen 
- Einrichtung von inneren Kommis- 
sionen, die von den Häftlingen ge- 
wählt werden und deren Interessen 
zu vertreten haben 
- Wahlrecht _ 
sofortige Lohnerhöhung, Anplel- 
chung an die Löhne der Arbeiter 
außerhalb des Gefängnisses (die 
fangenen erhalten nur 14% des übli- 
chen Lohndurchschnitts), Ermögli- 
chung von Arbeit in allen Gefängnis- 
sen, Wahl von gewerkschaftlichen Ver- 
tretern in die Ausschüsse, die für die 
Einhaltung der Arbeitsbestimmungen 
zuständig sind. 


Näßt auf einen fortgeschrittenen poli 
tischen Bewußtseinsstand der Gefäng. 
nisinsassen schließen. Es ist anzuneh- 
men, daß die politischen Häftlinge 
(in Haft befindliche Genossen) bei 
‚der Aufstellung der Forderungen und 
insgesamt bei der Diskussion unter 
‚den Häftlingen eine wesentliche Rol- 
Ic gespielt haben, 


... und die Antwort des Staates 


Die Antwort des Staates auf die 
berechtigten Proteste der Häftlinge 
stellt eine bunte Palette wechselnder 
Taktik dar: sie ging von Provokatio- 
nen über Reformversprechen bis zur 
Planung von Militäreinsatz bei Ge- 
fängniskämpfen. 

Provokationen erfolgten 2.B., in- 
dem bestreikte Strafanstalten durch 
starkes Polizeiaufgebot umstellt wur- 


den, um die ohnehin verbitterten 


Häftlinge, die jahrelang/mit der un: 
terdrückten Wut leben mußten, zu 
unüberlegten Handlungen herauszu- 
fordern. Das hätte den besten Anlaß 
gegeben, den Kampf der Gefangenen 
zu diffamieren, bzw. die Vorurteile 
ihnen gegenüber zu bestärken und 
sie dazu noch vor die Gerichte schlep- 
pen zu können. In den meisten Fällen 
gelang dies jedoch nicht 

ine wesentlich feinere Methode 
war der Versuch, die Häftlinge in 
ihrer Kampfkraft und Geschlosen- 
heit zu spalten, wobei der Hauptkeil 
zwischen die Insassen mit langen 
Haftstrafen und denjenigen, die nur 
ein paar Monate abzusitzen hatten, 
‚getrieben werden sollte. Geschickt 
pellierte die Gefängnisleitung bei 


”Schwedischer Sozialismus”- Deckmantel 


für Spionage und Provokation 


m Januar wurden die schwedi- 
schen Journalisten Bratt und 
Gouillou sowie der ehemalige Ge- 
heimdienstier Isacson wegen „Spio- 
je einem Jahr Gefängnis. 


Mit einer Artike-Reihe in der 
fortschrittlichen Zeitschrift „Folket 
i Bild/Kulturfront” hatten die beiden 
Journalisten hinter die Kulissen des 
„schwedischen Sozialismus“ geleuch- 
tet: Sie deckten Aktivitäten eines 
schwedischen Geheimdienstes na- 
mens „Informationsbüro“ (IB) auf. 
Das IB war 1964 in Zusammenarbeit 
von Regierung und Militär entstanden, 
es arbeitet vor allem mit dem US-Ge- 
heimdienst CHA und mit dem israc- 
lisch”zionistischen „‚Schin Beth“ eng 
zusammen. „Folket i Bild/Kultu 
front" deckte u.a. folgende Aktivk 
täten des 19 auf‘ 


© Spionage für Iarael in arabischen 
Häfen, w.a. in Alexandria; 

© Einbruch in die ägyptische Bot 

schaft in Stockholm, um Doku 

mente zu stehlen wa. 


@ Einbruch In Biroı verichldener 
hwodicher imperilutucher 
Orrenlationen 
Einchleunung von Spiteln und 
° Provokateuren vor allem in Solk 
Seriäorgenianenen fir Vier 
Am und Palins und In mar 
tachreniantche Orgentatlonen 
Be zuch Beipieling, von Mir 
eiedern der Soyuldemohreinchen 
Bee und der ewerkachaften 


© Zusammenarbeit mit dem CIA bei 
einer „Übung”, die als Thema 
einen Überfall auf Finnland hatte 


Die schwedische Bourgeolsie und 
ihre sozlaldemokratische Regierung 
waren durch diese Enthüllung völl 
bloßgestellt und versuchten, sich we 
tens an den Journalisten und 
m ihrer Informanten, dem früheren 


FORTSCHRITTLICHE JOURNALISTEN VERURTEILT 


Geheimdienstier Isacson, zu rächen. 
Am 23. Oktober letzten Jahres über- 
fiel die Polizei die Räume von „Fol 
ket i Bild/Kulturfsont“ und '„be- 
schlagnahmte” u.a. das Bild-Archiv 
der Zeitschrift. Gleichzeitig fanden 
Polizei-Überfälle auf eine Foto-Agen- 


Häftlinge demonstrieren auf dem Dach des Gefängnisses Uceiardone in Palermo (Sizilien) 


den letzteren an die Vernunft, 
sollten doch nicht so dumm sein und 
wegen der anderen ein Risiko einge- 
hen; die wollten sie ja nur für ihre In- 
teressen ausnutzen. Als ob bessere 
Haftbedingungen nicht im Interesse 
aller wären! Wie aus den obigen Bei 
spielen hervorgeht, reichen auch ein 
paar Monate, um sich im Gefängnis 
den Tod zu holen. Zwar war es tat- 
sächlich oft so, daß diejenigen Insas- 
sen mit den längsten Strafen die enga- 
giertesten und bewußtesten waren. 
Das rührt aber von ihrer langen Ge- 
ängniserfahrung her. 

Das gängigste Mittel, solche Ge- 
fangene zu isolieren, die in der Lage 
waren, die Kämpfe anzuleiten und 
ihnen eine politische Stoßrichtung zu 


tät“ des IB gegen die Demokratische 
Republik Vietnam aufdeckten. Wenn 
allgemein der Skandal um das IB die 
ıchenschaften der schwedischen 
Bourgeoisie aufhellt, so gilt das vor 
allem für die Tätigkeit gegen die 
DRV. 


N 
SUwED\ sche EN 
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tur und auf die 
Journalisten Bratt, Gouillou 
und Isacıon wurden fesigenommen 
und mit ihnen ein Fotograf und ein 
Student, die beide wieder freigelasser 
wurden 

In Schweden hat sich wwohl gegen 
die Spionage- und Provokationstätig 
keit wie gegen die Unterdrückung der 
Aufdeckung dieses Skandals eine brei 


peinlich muß es für die 
nokratische Regierung gewo- 
daß „Folket ı Bild/Kultur 
auch die Janglährige „Aktivi 


Schwedische Bourgeoisie und »0- 
zialemokratische Regierung hatten 
in der Vergangenheit durch scheinbar 
5 Gesten wie 
die Distanzierung vom US-Bomben- 
terror, „Hilfe" für die DRV, „Hilfe 
für afrikanische Befrelungsbewegun- 
fenyerltı Nan Hapt der G und 
ınykimperialistischen“® Eifer 
orten Spionage und Provokation, 
auf eigene Rechnung ebenso wie im 
Auftrag von US-Imperialismus und 
Zionlamus! F 


wa im September 1971 in Atticn In 
den USA, wo Polizisten und National: 
gardisten bei einer Häftlingsrevolte 
42 Menschen ermordeten und über 
100 verletzten), wurde erst kürzlich 
enthüllt, Die linke Ta 
manifesto" veröffent n 4. Sop- 
tember letzten Jahres einen Brief des 
Christ-demokratischen Innenministers 
Taviank an den Chef des Befehlsstaben 
des Heeres, Henke, Tavianı bezog sic 

darin auf einen Beschluß des „ 
sten Rats der Verteidigung”, wonach 
geeignete Einheiten der Streitkräfte 
bei „gewaltsamen Protestaktionen"“ 
in den Gefängnissen eingreifen sol- 
ien, „um die Wiederhersellung der 
Ordnung zu sichern“. Taviani über- 
sandte Henke eine Liste von Städten, 
in deren Gefängnissen größere Protest 

aktionen stattgefunden haben. Um- 
gekehrt wollte Taviani in seinem Brief 
von Henke wissen, weiche Heeresab- 
teilungen denn nun Über die „geeig 
neten“ Einheiten zum Einsatz gegen 
Gefängnisrevolten verfügen. 

Ich, Der Justizminister Zagari (ein „S0+ 
ru Er] | zislist“) versuchte nach Bekanntwer- 
YOSLIR Aakin den dieses Briefs in der Öffentlich. 

ZAGHRi 


keit sogleich alles abzustreiten (ein 
geschicktes Spiel mit verteilten Rol- 
en) und seine „Reformpläne“ anzu. 
preisen, die allerdings keine wesent. 
liche Änderung der bisherigen Lage 
in den Gefängnissen beinhalten, 

Zur Zeit gehen die Gefängniskämp- 
fe noch weiter, So wird in einer Mel- 
dung vom 29. Dezember von Prote- 
sten der Gefangenen während der 
Weihnachtsfeiertage berichtet. In vier 


geben, waren massenhafte Transporte 
in andere Gefängnisse, meistens in 
die Provinz. So wurde ein Häftling, 
der sich im Gefängnis San Vittore in | Städten (Cagliari, Florenz, Imperia 
Verona schr um seine Mitgefangenen | und Pistois) kehrten die Häftlinge 
bemüht hatte, indem er z.B. mit ihnen | nicht in ihre Zellen zurück, sondern 
über den Sinn der Strafe im bürger- | kletterten auf die Dächer, um’von dert 
lichen Staat diskutierte, fortlaufend | aus ihre Forderungen zu bekräftigen 
von einer Strafanstalt in die andere | In Cagliari gab es dabei einen regel- 
gebracht, bis erschließlich in 40 ita- | rechten Zusammenstoß zwischen den 
lienischen Gefängnissen zur „persona | Gefangenen und der Polizei mit Ver- 
non grata“ erklärt wurde. letzten auf beiden Seiten. In Florenz 
sahen sich die Häftlinge gezwungen, 
vom Dach herunterzusteigen, als sie 
Einsatz von Militär geplant von der Polizei mit Maschinenpisto- 
— | en bedroht wurden 
Daß. der Staat sich auch auf eine a 
blutige Niederschlagung zukünftiger 
Häftlingsrevolten vorbereitet (wie et- 


ITALIEN: 
KLASSENJUSTIZ GEGEN PRESSEFREIHEIT 


nem Jahr und acht Monaten be- 
straft wissen 

Andere Anklagepunkte gründen 
sich darauf, daß „Lotta Continua” 
zu wiederholten Malen, die Kompli- 
zenschaft zwischen faschistischen Pro- 
vokateuren und dem bürgerlichen 


(e italienische Klassenjustiz hat 
den ehemaligen Verantwortli- 
chen der kommunistischen Zeitung 
„Lotta Contiaus“, Genossen Fulvio 
Örimaldi, zu zwei Jahren und vier 

Monaten Haft verurteilt 
Dieses Urteil gründet sich auf ver- 
schiedene Artikel, die in der Zei 
tung erschienen. Die Anklage lautete 
auf Beleidigung der Streitkräfte, der 
Behörden und der „Ordnungskräfte” 
„Lotta Continua” hatte £.B, ge- | Staaten vor sich gehenden. Faschl 
schrieben: „In den Kasernen lamen | sierung und Militariserung, der fort 
sie uns wie Tiere leben." Allein die- | schreitenden Einschränkung bestehen. 
sen Satz wollte das Gericht mit ei- | der bürgerlich-Semokratischer Rechte 
“ 


Staat aufdeckte und anprangerte. 
Dieses Urteil ist ein weiteres Zei 


di 


haben diese Artikel nicht nach dem Prinzip ausgewählt, daiß sie unsere Mei- 


die INTERNATIONALE erscheint sechwwöchentlich 


Qiiie 
Intervıew mit Rene Cartahino 


Een Monate Kamst 
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„Nieder mit dem japanischen Imperialismus’ 


Zehn Tage lang bereiste der japanische Premier Tanaka die sidostasistischen 
Länder Philippinen, Thailand, Singapur, Malaysia und Indonesien. Diese Rund- 
reise, im Auftrage des japanischen Monopolkapitals, wurde zu einem vorher 
nicht geplanten „Spießrutenlauf”: In Bangkok, Kuala Lumpur und Djakarı 
otestierten Zehntausende von Anti-Imperlalisten gegen die Ausplünderung 
wer Völker durch das japanische Großkapital und gegen die Zusammenarbeit 
der reaktionär(aschistischen Cliquen des eigenen Landes mit dem Imperialis- 
mus. Aus den antkimperialistischen Protestaktionen entwickelten sich regel- 
rechte Straßenschlachten. In Djakarta, der Hauptstadt Indonesiens, gingen 
Polizei und Militär des faschistischen Regimes mit brutaler Waffengewalt ge- 
gen die Demonstranten vor (offizielle Berichte sprechen von mindestens 
zehn Toten und zig Schwerverletzten!). Die Demonstranten setzten sich ge- 
‚gen diese Überfälle mutig zur Wehr und steckten eine Reihe von Gebäuden 
japanische Firmen), sowie Polize-Stationen und Militär-Fahrzeuge in Brand. 
inliches ereignete sich in Bangkok, der Hauptstadt Thailands. 
Tanaka versuchte nach seiner Rückkehr auf einer Pressekonferenz in Tokio. 
die gegen den japanischen Imperialismus gerichteten mit der 
zynischen Bemerkung herunterzuspielen: „Auch bei uns gefallen sich die aka- 
demischen (!) Kinder darin, mit dem Feuer zu spielen.” Auf der anderen 
Seite versuchte dieser Imperlalisten-Knecht, die blutigen Zusammenstöße, die 
seine „Good-Will”-Reise a us gelöst hatte, dem „Unvermögen” seiner 
Gastgeber anzulasten, Namentlich die (faschistische!) Regierung Indonesiens 
habe es versäumt, „ihr eigenes Volk vom wahren Charakter der japanisch. 
indonesischen Wirtschafts- Zusammenarbeit zu unterrichten‘“, Diese Koopera. 
tion sei „für Indonesien (!) eine Notwendigkeit und durchaus gewinnbrin- 
gend (1) !” It. FAZ, 19.1.74). 
Diese unverschämten Propagandalügen Tanakas können den wahren Charakter 
des japanischen Imperialismus nicht verschleiern. Im besonderen die Völker 
Shdostasiens erleben gegenwärtig den zweiten Versuch des japanischen Groß- 
kapitals (im erbitterten Wettstreit mit dem US-Imperialismus!), die wirtschaft. 
liche und politisch-militärische Vormachtstellung in dieser Region zu erringen. 
Was das konkret heißt, werden wir im Folgenden zeigen. 


aus "Making Banana" 


Japanischer Imperialismus auf 
dem Vormarsch 


Vergleichbar der Entwicklung des 
westdeutschen Imperialismus, konn- 
ten auch die japanischen Kapitalisten 
mit massiver, allseitiger Unterstützung 
des US-Imperialismus nach der Nie- 
derlage im 2. Weltkrieg wieder ihre 
wirtschaftliche und politische Ord- 
nung über die Arbeiterklasse errich- 
ten. 


Mena Grundinge für umfangreiche Aufruniung und 
ang u sat 


Es dauerte nicht einmal zehn Jah- 
fe (seit der Kapitulation), da wurde 
mit massiver Förderung der sich neu 
formierenden Großindustrie mit No- 
busuke Kishi ein maßgeblicher Ver- 
{reter des alten, faschistischen Regi- 
mes zum Ministerpräsidenten ge- 
macht. 


Diese Entwicklung. die von deı 
Nachbarländern Japans sehr begrün- 
det alsbedrohlich empfunden wurde, 
brachte vor allem auch zum Aus- 
druck, daß die berüchtigten „Zaiba- 
tau” (die im imperialistischen Japan 
vor 1945 einflußreichsten Großkar 
telle) sich nach ihrer (ron den Yan- 
kees) erzwungenen Entflechtung im 
„Zaikai” (Wirtschaftselub) neu und 
auf höherer Stufe organisiert hatten. 


Zum 25. Jahrestag des Siges des | Die Konzentration von wirtschaft- 


des gesamten japanische 


chinesischen Volkes im Widerstands- 
krieg gegen die japanische Aggression. 
veröffentlichte die chinesische Presse 
eine längere Einschätzung dieses Fo 
mierungsprozesses — wir zitieren dar- 
aus die wosentlichsten Pamagen; 


licher und politischer Macht in den | deis kontrollieren. 
Händen des „Zaikai” hat ein derarti- 
ges Ausmaß angenommen, daß 17 | Kapitalexport 


seiner größten Konzerne nahezu 
alles produzieren und vertreiben 


Wie weit der japanische Im; 
— und bereits mehr als 50 (!) Prozent rap 


Djakarıa: Zehntausende demonstrierten gegon den japanischen Imporialiumun 


Hismus heute bereits in die sllbat 


ch Verne 1 Troppremlamdung much ar Au 
Ben nt ie mern. 40 


Fin dm RO nat ungen ander Linder yon 


IF baren Cm dpa öl ng 


atische Region vorgedrungen ist , 
läßt sich sehr deutlich an zwei Bei 
spielen zeigen 

Formoss (Taiwan): Die „Zaikai 
Unternehmen bauten hier im wesent 
lichen Konsumgüter- und Montagebe- 
iriebe auf (oder beteiligten sich an 
bereits bestehenden), die aus Japan 
eingeführte Teilprodukte einfach zu 
sammensetzen, Dadurch kamen sie in 
den Genuß_von Superprofiten (1 
durch horrende Investitionsprämien, 
2, durch das „Umgehen” von Schutz 
zöllen und 3. vor allon Dingen durch 
die unglaublich billigen Arbeitskrif- 
te). Auf diese Weise kontrollier 
die japanischen Großkonzerne heute 
nicht nur den gesamten Handel 
zwischen Japan und Talwan, sondern 
darüberhinaus noch 60 (!) Prozent 
des übrigen Außenhandels von Ta 
Südkores: Die Positionen der Japa- 
nischen Großindustrie in Südkorea 
sind nicht weniger fest etabliert, Der 


Zaikaj” investierte hier über eine 
Milliarde Dolla 
SO Prozent (!) des Imp« 


Prozent des Exports ( 
nend st, daß von Anträgen für Neu 
Investitionen für das Jahr 1973 nicht 
weniger als 99 Prozent (!) vom japs 

hen Großkapital AN 
Die Japaner geben mit der Rech- 
ten, aber mit der Linken nehmen 
sie das Doppelte wieder zurück : 
Ungleicher Handel 


Fraglos ist der Export von Kapital 
(aumeist in Form von Direktinvesti 


tionen) für das japanische Großikapi- 
tal der entscheidende Hebel zur wirt- 
schaftlichen Expansion und Kontrolle 
der Länder Südostasiens. Diese Län- 


Iagegebiete des „Zaikai” 
faschistische Regimes und Militär. 
Diktaturen bevorzugt werden!). 
75 Prozent des als „Wirtschaftshilfe” 
deklarierten Kapitalexports legen die 
„Gelben Yankees” in dieser Region an, 
(nur zwei Prozent gehen nach Afrika 
und etwa sechs Prozent in den Mitt- 
Ieren Osten). 


Neben den zunehmenden Anstren- 
gungen der japanischen Imperlalisten, 

’ölker dieser Region durch direk- 
te Investitionen auszupressen und 
die Länder in ihre Abhängigkeit zu 
zwingen, ist das ständige und zunch- 
mende Ungleichgewicht im gegonsel- 
tigen Handel für die Beziehungen 
Japans zu den südostaslatischen Län- 
"dern charakteristisch 


Die handelspolitische Abhängig- 
keit der Region von Japan wird deut- 
lich, wenn man sich vergegenwärtigt, 
daß 

Indonesien 78,7% 

Thailand 28,2 % 

Philippinen 50,2 % und 
Malaysia 24,9% 
all seiner Exporte mit Japan abwik- 
kein mu, 


Die Importe dieser Länder sind 
in ähnlicher Weise mit dem aufstre- 
benden japanischen Imperialismus 
verbunden: 


Indonesien 25,8 % 


Philippinen 41,6 % 
Thailand 34,7% und 

Malaysia 20,1% 

Daß angesichts dieser klaren, un- 


bestreitbaren Tatsachen der japani- 
sche Ministerpräsident Tanaka (der 
seinen Wahlkampf direkt von 


eine Kampag- 
bung des japanischen An- 
”” im der sidostanistischen Re 
in — wundert uns nich 
Die antimperilisischen K 
in den Ländern Sädostasiens haben 
mit ühren Protestaktionen anläßlich 
der Tanaks-Rundreise demonstriert, 
dab ua die aggremiven Plüne der 
inpanischen  Imperialisten durch. 
schaut haben und bereit ind, einer 
einer weiteren Ausplünderung und 
Unterdrückung seitens den Imperialis 
mus kampferuch entgegenzutreten 
Ihnen gilt unsere Sobdariiiı! MB 


all-Komitee 
KB-Gruppe Hamburg 


Anmerkung: Soweit nicht ausdrück. 


lich angegeben, sind. statistischen 
Material und Zitate dem „Kölner 
Stadt Anzeiger”, vom 22, Januar 


1974 entnommen, 
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Spalterisches Abkommen nach 
9 Monaten Kampf der LIP Arbeiter 


und die Führer der M 
Beendi 


haben die Vertreter des französischen Industrieministerkums. 
ifederation der CGT und CFDT ein Abkommen zur 
‚Lip-Konflikts“ getroffen. Die Uhrenfabrik Lip im södfran- 


in 
zösischen Besangon war im Juni letzten Jahres von den Arbeitern besetzt und 
die Produktion in die eigene Hand genommen worden, nachdem Pläne zur 
„Entflchtung“ des Betriebes bekannt geworden waren, die Massenentlassun- 


‚gen und Lohnkürzung bedeutet hätten, 


Zwei Monate nach der Produk: 
tionsübernahme durch die Arbeiter 
wurde der Betrieb durch einen mass 
von Pollzeieinsatz von 3.000 Mann 
der CRS-Spozialgarde gerät und 
seitdem von der CRSUbeset; Panne 
ten. Die Lip-Arbeiter hatten in Er 
wartung einer solchen Räumung grö- 
Sere Mengen bereits produzierter 
Uhren und Tolle der Produktionsan 
lagen in geheimen Lagern auferhalb 
des Betriebes sichergestellt. Nach der 
Polizeibesetzung führten sie die Pro- 
duktion noch für einige Zeit symbo- 
lisch in einer Sporthalle von Besan- 


son weiter 

Unterstützt besonders durch kom 
munistische Gruppen wurde in ganz 
Frankreich eine breite Solidaritätsbe- 
wegung mit dem Kampf der Lip-Ar 
beiter organisiert. Höhepunkt dieser 
Solidaritätsbewegung war ein Stern- 
marsch nach Besangon Ende Septem- 
ber vergangenen Jahres, an dem rund 
100.000 Menschen teilnahmen, 

Die Regierung ‚hatte bereits, ver- 
schiedene Pläne zur „Lösung des 
Lip-Konfliktes“ vorgelegt, die aller- 
dings bislang alle von den Lip-Arbei- 
tern (und teilweise entgegen dem 
verständnis der Gewerkschaftsführun- 
gen) abgelehnt worden waren. Die 
Regierung hatte sich vor allem gewei- 
rt, die Forderung der Lip-Arbeiter 
anzunehmen, daß keiner entlas- 
sen werden darf. 

Das jetzt zwischen der Regierung 
und den Gewerkschaftsführungen ge 
troffene Abkommen sieht folgendes. 
vor 
» das Gesamtunternehmen soll in 

Form einer Holding-Gesellschaft 
erhalten bleiben, wovon der eine Teil 
aus dem Uhrenbeirieb und der andere 
Teil aus der schon vorher angegliedert 
gewesenen Werkzeugmaschinen- und 
Rüstungsabteilung bestehen soll; 

» der Uhrenbetrieb soll ab. Ende 

März. die Produktion schrittweise 
wieder aufnehmen (die außerhalb von 
Besangon liegende Werkzeugmaschi- 
‚menabteilung produziert bereits seit 
einiger Zeit wieder, nachdem die Li 
Arbeiter dem zugestimmt hatten); 


Arbeiter dem zugestimmt hatten); 
» die Wiedereinstellung soll eben 
falls entsprechend schrittweise er- 
folgen 
in der Rüstungsabteilung sollen sofort 
120 Kollegen wieder eingestellt wer 
den (anstatt 210 vor Beginn des Lip- 
Kampfes); 
in der Uhrenproduktion sollen zu- 
nächst ca, 100 Kollegen wieder ein. 
gestellt werden, dann bis Ende Juni 
insgesamt 300 bis 400, um schließ- 
lich bis Ende Januar 1975 die Beleg- 
schaftsstärke auf 900 aufzustocken 
(vor Beginn’ des Kampfes waren 
knapp 1.000 in der Uhrenproduktion 
beschäftigt; ungefähr 200 der frühe- 


bedeutet ihr „prinziplelles Einver 
ständnis“ mit "diesem Abkommen, 
‚6 sie den aktiven Kampf ein- 
stellen werden, ohne daß sie genü- 
gend Sicherheit in der Hand behalten 

Die angekündigte Steigerung der 
Produktion wird zudem eine Steige- 


gung eindeutig beantworten müssen, 
um daraus die richtigen Perspektiven 
für den weiteren Wog der französi- 
schen Arbeiterbewegung zu entwik- 
kein, Langfristig konnte Lip als ein 
von den “Arbeitern geführter Betrieb 
iahmen einer kapitalistischen 
'haft und eines kapitalistischen 
Staates ohnehin nicht bestehen 

und die polizeiliche Räumung Mitte 
‚August letzten Jahres hatte dies auch 
sehr schnell klar gemacht, Was damit 
auch erneut Schiffbruch erlitten hat, 
ist das trotzkistische Konaept der 
„Arbeiterkontrolle“ und das revisio- 
nistische Konzept der „Di 


‚Auf einer Vollversammlung der LIP-Arbeiter u.a. CFDT-Sakratär Piaget (3.x.links) 


» die Uhrenproduktion soll in drei 

Jahren von 520.000 Uhren (Stand 
vor Beginn des ‚Kampfes) auf eine 
Million gesteigert werden. 

Die Gewerkschaftsführungen von 
CGT und CFDT haben dieses Abkom- 
men als großen Sieg gefeiert. Die 
Vollversammlung der Lip-Arbeiter 
hat sich mit dem Abkommen „prin- 
zipiell einverstanden“ erklärt, Die Be- 
richte der bürgerlichen Presse über 
diese Vollversimmlung lassen. eine 
Atmosphäre von Resignation unter 
den Lip-Arbeitern fühlen: viele 
ben sich skeptisch über das Abkom- 
men geäußert und die „Möglichkeit 
einer neuen Falle“ angedeutet, den- 
noch war keine einheitliche Bereit- 
schaft zur Fortführung des Kampfes 
gegen dieses Abkommen mehr vor- 
handen. Es ist spürbar, daß die neun- 
monatige Dauer des Kampfes und die 
Taktik der Regierung (einerseits hef- 
tige Repressionen, andererseits Hin- 
auszögerung) an den Kräften der Lip- 


auszögerung) an den Kräften der Lip- 
Arbeiter gezehrt hat 


Nach unserer Einschätzung ist die- 


ses Abkommen auch keineswegs als 


Sieg zu werten. Besonders die ausge- 
handelten Bedingungen der Wieder- 
einstellung (angeblich laut Mitteilung 
der Regierung „keine Entlassung“) 
sind ein hinterlistiges Spaltungsmand- 
ver, und sie gehen in keiner Weise 
über die zuvor noch von den Lip-Ar- 
beitern abgelehnten Regierungsvor- 
schläge hinaus. Die „stufenweise Wie- 
‚ereinstellung", "die sich über den 
Zeitraum eines ganzen Jahres (!!) er- 
strecken soll, wird viele Kollegen ver 
anlasen, sich woanders eine neue 
‚Arbeitsstelle zu suchen. Der Punkt, 


| 


uns selbst! (Parole an der Sporthalle in Benancon, die von den 
LIP-Arbeitern als Informations und Organisationszentrum be 


nutzt wurde) 
en Belogschaft, vor allem höhere An 
gestellte, Techniker, Sekretärinnen 
usw., haben sich bereits im Verlauf 
des Kampfes eine andere Arbeitsstel 
le gesucht); 
» für diejenigen, die nicht sofort 
wieder eingestellt werden, sollen 


dab die 
Kollogen für diese Zeit dennoch ihren 
Lebensun) 

ist erstens ohnehi 
gehalten, 


nicht. sofort eingestellten 
rhalt bekommen. sollen 

schr verwaschen 
und zweitens bedeutet er 
zunächst absolut nichts welter als ein 
hohles und trügerisches Versprechen, 


| 
i 


und CGT-Delegierter Mercet (2,v,rechts) 


Zufall. Der MIR 


rung der Arbeitshetze, eine Ver 
schlechterung der Arbeitsbedingun- 
gen mit sich bringen, 


Der neunmonatige Kampf bei Lip 
hat eine große Bedeutung für die Ent- 
wicklung der französischen Arbeiter- 
bewegung in revolutionärer Richtung. 
Dazu zählt nicht nur seine lange Dau- 
er von insgesamt neun Monaten (die 
seinerzeitige Produktionsübernahme 
durch die Arbeiter war natürlich nicht 
der Ausgangspunkt des Kampfes, son- 
dern ihm gingen wichtige Diskussio- 
nen, Versammlungen, Streiks, De- 
monstrationen, Festsetzung leitender 
Angestellter usw. voraus), sondern 
auch die unter Beweis gestellte Ts 

sache, daß die Arbeiter zur eigen- 
ständigen Produktionsführung fähig 
sind, und die im Verlauf des Kamp- 
fes entfalteten zahlreichen Aktivitä 
ten wie die Herausgabe eines eigenen 
wöchentlichen Informationsblattes, 
die Rundreise von Vertratarn dar Lin. 


die Rundreise von Vertretern der Lip. 
Arbeiter zu anderen Betrieben, die 
Mitorganisierung des Sternmarsches, 
die Aufstellung und Arbeit eines Ko- 
mitees gegen polizeiliche Repression 

Es ist die Frage, wie der gesamte 
Verlauf des Kampfes als Erfahrung 
auszuwerten ist. Diese Frage wird die 
französische kommnnutische Bewe- 


Freiheit für 


| Bautista van Shounven ! 


Von der PCBR (Revolutionäre Brasilianische Kommunistische Partei) erhiel- 
ten wir einen Aufruf des chilenischen MIR und einen Aufruf der in Paris ver- 
tretenen Parteien der chilenischen Linken zugeschickt, mit der Bitte um brei- 


te Veröffentlichung in unserem Land. 


‚An die Arbeiterklasse 
und das Volk 


Wir erfüllen die Pflicht, die 
Arbeiter von Chile und die 
Welt darüber zu informieren, daß 
BAUTISTA VAN SHOUVEN VASRY 
Mitglied der Comirton Politiea, Be 
rufsrevoluriondr, Aglıaror undPro- 
paganist im Dienste des Volkes, 
30Jähriger Arıt, am Donnerstag 
Nachmittag, den 14. Dezember in 
der Kirche Capuchinos in der Straße 
Catedral in Santiago durch die Goril- 
la-Diktatur verhaftet wurde. 
2 Unser Genosse und Freund wur 
de verhaftet bei Erfüllung seiner‘ 
Aufgaben; die Verhaftung war ein 
1 nicht ins Asyl. 


dern, 


dern und seine und die Freiheit von 
allen Gefangenen der Gorille-Dikıe 


rung der Betriebe“ im Rahmen der 
von ihnen proklamierten „Demokr: 
tisierung von.Staat und Gesellschaft 
(beide, Trotzkisten und Revisionisten, 
schen sich aber nicht gehindert, ihre 
iche Medizin weiterhin zu ver- 
schreiben). 
Lip ist kein sozialistischer Betrieb 
‚gewesen und konnte es auch nicht 
sein. Es ist demzufolge auch einseitig, 


HIP-Rntriehes am 14. Ausust 1973 


LIP-Betriebes am 14. August 1973 


den Arbeitern in den anderen Betrie- 
ben lediglich als Lehre zu präsentie- 
ren, sie sollten es „genauso machen, 
wie bei Lip“. Lip hat unseres Erach- 
tens nicht nur gezeigt, welche Kraft 
heute bereits in der französischen 
‚Arbeiterbewegung vorhanden ist (eine 


Folterungen unterworfen. Er wird 
physisch fertiggemacht und seine Er- 
schießung und Ermordung durch die 
Gorille-Diktatur steht unmitjelbar be- 
vor. 

4 


Die Folterer und Mörder, sie 
und ihre Chefi, konnten histo 
risch gesehen niemalı ihrer Sırafe 
entkommen, sei es in Chile oder in 
Nürnberg, sei es In Spanien oder in | 
Argentinien. 
$. Mir rufen die Arbeiterklasse 
und das chilenische Volk, die 
Arbeiter und die revolutionären und 
währhaften Demokraten der Welt auf, 
die Beendigung der Folerungen an | 
BAUTISTA VAN SHOUVEN zu for 
seine Erschleßung zu verhin- 


schen Arbeiterklasse dan Niveau der 
westdeutschen Arbeiterbewegung 
noch weit übersteigt), sondern Lip 
hat auch die gegenwärtigen Grenzen 
der französischen Arbeiterbewegung 
verdeutlicht. Und dies Ist für das Rr- 
kennen der Aufgaben, vor denen die 
Kommunisten auch in Frankreich 
siehen, heute mindestens abenso 
wichtig, Es ist eben eine Tatsache, 
daß die Arbeiterbewegung auch In 
Frankreich noch unter dem herr“ 
schenden Einfluß des Reformimus 
steht (der seine Heimstatt nicht nur 
bei den Sozialisten hat, sondern auch, 
bei den Revisionisten’ der „KPF"), 
wenngleich Lipein Narksteln 
dafür sein mag, daß es den revolutior 
nären Gruppen in einzelnen 
Kämpfen heute gelingt, ein größeres 
Vertrauen bei den Arbeitern zu 
ringen. Das kann man weder abstr 
ten, noch darf man sich davon blen- 


Staat verfügt heute über noch 
ausreichende Mittel, Kämpfe wie bei 
Lip zu seinen 

sen", Das ist keine Schicksalsfrage, 
sondern eine Frage des gegen 
wärtigen politischen 
Kräfteverhältnisses, 
gesichts dessen die Revolutionäre die 
Frage nach dem richtigen Weg seiner 
Veränderung stellen müssen, Das Ziel 
dieses Weges muß der Sturz der kapl 
talistischen Herrschaft sein (und nicht 
die tröpfchenweise „Demokratis) 
rung" der Gesellschaft, wie es die Re- 
visionisten propagieren), und der Weg 
wird nur dann gefunden werden, 
wenn in der Arbeiterklasse ein klares 
Bild über Freund und Feind besteht 
(was die Aufgabe der kommunisti- 
schen Presse ist, dies herauszubilden), 
und wenn sich eine revolutionäre 
Organisation der Arbeiterklasse 
formt, die ihre Fähigkeit zur erfolg- 
reichen Führung des Kampfes prak - 
tisch unter Beweis stellt. = 


Ein etwas ausführlicherer Artikel zum Ver- 
auf des neunmonatigen Kampfes bei Lip 
findet sich in der gerade erschienenen 
N. 2.der INTERNATIONALE. Zeitung des. 
KB für den proletarischen. internatlona- 
Iismus (dieser Artikel wurde noch vor Zu- 


standekommen des von den Lip-Arbeitern 


Demonstration nach Besancon nach der Polizeibesetzung des 


angenommenen Abkommens geschrisben). 
Desweiteren enthält diese Ausgabe der 
INTERNATIONALE noch zwei Artikel über 
die Ausrichtung des französischen Multärs 
und der Polizei auf ihren Einsatz gegen die 
Arbeiterbewegung, die wir der Zeitung 
„‚Rövolution!”” der gleichnamigen (ranıd- 
ischen kommunistiichen Organation ent. 
Rommen haben. 

nenn 
AN DIE LEBENSHALTUNGSKO- 
STEN 


DER WIDERSTAND DES VOLKES 
GEGEN DIE GORH.LA-DIKTATUR 
WIRD SIEGEN 


Nationalsekreiariat des MIR 
20. Dezember 1973 


DIE IN PARIS VERTRETENEN 
POLITISCHEN PARTEIEN CHILES 
RICHTEN EINEN DRINGENDEN 
APPELL 


© an die politischen 
Frankreich 
© an die Arbeiter 
© un das französische Volk 
damit sie auf die internationale Met 
mung Druck auhüben, um die fa 
schistische Junta zur Beendigung aller 
moralischen und physischen Folie 
rungen an BAUTISTA VAN SHOU- 
VEN VASEY zu zwingen, der Mit 
glied der Politischen Kommission des 
MIR (Bewegung. der revolutioniren 
Linken) ist, Kämpfer im Dienste der 
Revolution, revolutiondrer Führer, der 
am 14.12, verhaftet wurde, während 
er in der Nlegalitdt gegen die brusale 
faschistische Repression kämpfie 
© um seine Erschießung zu verhin- 
dern 


Parteien in 


Überbröskungsgelder“, teilweise ver- | mit dem die Kapitalisten und ihre Re- # Der Rest der Führung des MIR bleibt | tur zu fordern ee. 


bunden mit beruflichen Fortbiktungs 
werden (dieser Punkt 

Vereinbarung ist relativ ver 
men in den französischen 


Presseberichten!); 


gierung noch nie gegeizt haben, Die 
Vollversammlung der Lip-Arbeiter 
hat dazu erklärt, daß man über die 
Finhaltung dieser Versprechen wach. 


sam sein muß, Aber zunächst einmal fr 


auf seinem Posten, 
ner Aufgaben. 


" Erfüllung sek 


% Jetzt wird BAUTISTA VAN 
SHOUVEN ichon seit mehre 


'en Tagen und Nächten grausamsten 


F 
HKIT IN CHILE 


‚FÜR DIE DURCHSETZUNG KINBR 
1008-IGEN LOHNANGLEICHUNG 


'R DEN KAMPF UM DIE FREI 


FREIHEIT FÜR BAUTISTA VAN 
SHOUVEN UND ALLE POLITI 
SCHEN GEFANGENEN “ 
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ARBEITERKAMPF NR. 39/6. Febr. 1974 


Militarismus im Vormarsch 


In den vergangenen Ausgaben des 
ARBEITERKAMPF ist schon häufi- 
ger auf die forcierte Milltariskerung in 
Westdeutschland wor 


‚die blutige Unterdräckung der Ar- 


$ 
I 
} 
H 
Ä 


- 


zip ? 
Ib 


Gründung T 
erstmals 1971 unter dem sozialdemo- 
kratischen Kriegsminister Helmut 
Schmidt ins Auge gefaßt. Im Auftrag 
des Bonner K: ie erar- 
beitete. eine „Bildungskommission” 
Vorsitz von Prof. Ellwein ein 
‚Gutachten zur „Neuordnung der Bil 
Ausbildung in der Bun- 
deswehr 
„Die Kommission setzte sich bei 
Ihrer Arbeit folgende Ziele: 
> Erhöhung der Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr, 
> Verbesserung der Stellung der 
Bundeswehr In der Gesellschaft, 
> Steigerung der Attraktivität des 
Dienstes in der Bundeswehr.” 
(Zitiert nach „Die Bundeswehr” 
771, 8. 309, herausgegeben vom 
Bundeswehrverband). 
'Zur Erreichung dieser Ziele sollen 
‚die Hochschulen der Bundeswehr bi 
tragen. 
In der Hansenten-I 
burg-Wandsbek studieren bereits 282 
„Offiziersstudenten”. In München 
find es etwa ebenso viele Offiziere. 
Die 
soll bis 1976 in Hamburg auf 2,100 
und in München auf 2.500 erhöht 
werden 
Studieren können die Offiziere 
folgende Fachrichtungen 


Organisationswissenschaften, 
Biektrotechnik, 
Maschinenbau. 

in München zusätzlich noch: 

Informatik, 

Bauingenieurswesen mit 

Vermessungswesen. 

‚Die Bundeswehrhochschulen ste- 
hen offen für Offiziersanwärter, die 
sich für mindestens zwölf Ja 
pfüchten. Nach nur |Smonatiger 
tärischer Ausbildung kann die 
Elite bei  Lautnantsgehalt (über 
1000 DM) ihr Studium aufnehmen. 
Wohnungssorgen werden diese Herren 
Studenten auch nicht haben, denn sie 
werden im Collage leben.” 
(Zitiort nach „Solidaritit” Nr.7, 8.0) 


age die Beplirfnisse der Bunderwehr 
berücksichtigen, gleichzeitig durch 


einen anerkannten berufsqualifizie- 
renden Studiercbschluß (Diplom) 


einen reibungslosen Übergang in das 
zivile Berufsleben ermöglichen und 
den Studiengängen an allgemeinen 
Hochschulen soweit entsprechen. daß 
später dort ein Weiterstudium mög- 


„Die Bundeswehr" 


in Köln eine Erfolgsmeldung abgeben: 
‚Die Aussichten auf ein Studium hat 


wroße Wirkung‘. 

Demagogisch wird von den unifor- 
mierten Rattenfängern die allgemeine 
Ausbildungsmisere für ihre miltärl- 
schen Pläne ausgenutzt. Demnächst 
soll eine Werbekampagne anlaufen 
unter dem Motto: ‚Bei uns können 
sie in Ruhe studieren.‘ " (SOLIDARI- 
TAT 7773) 

Über die Ziele der Ausbildung 
schreiben die Militaristen in der Zei- 
tung „Die Bundeswehr“ (7/71) fol- 
gendes: „Die gesellschaftliche und 
technische Entwicklung erfordert ei- 
ne wissenschaftliche Ausbildung für 
den Offizier, ... um 
> ihn zu wissenschaftlicher Arbeit 


Die westdeutsche Bourgeoisie.hat 
die Faschisierung des Staatsapparats 
seit einiger Zeit auf die Tagesordnung 
gesetzt. Mit der Gründung der Bun 
deswehrhochschulen ist ein weiterer 
Schritt in diese Richtung getan. 


Mit einem Erlß vom Oktober 
1970 wurde im Bonner Kriegs- 
ministerium der „Informations- und 
Pressestab” gegründet. 

Dieser hat die Aufgabe, durch ge- 


gerieben 

1945 schon einmal der Fall war und 
wie es heute auch in den USA zu be- 
obachten ist 

So wird in einem Artikel von 
„Loyal” (8/73) auch direkt an die 
vorbildliche” Öffentlichkeitsarbeit 
Yon Admiral Alfred von Tirpitz hin- 
gewiesen und dieser als der Begründer 
„moderner Öffentlichkeitsarbeit in 
Deutschland” hingestellt. Tirpitz war 
maßgeblich am Aufbau der kaiserli- 
‚chen Marine beteiligt, Hauptschuldi- 
ger am ersten Weltkrieg. Er gründete 
1917 zusammen mit dem späteren 
Putschisten Kapp die „Deutsche Va- 
terlandspartei” und landete bei der 
DNVP. Als seine bekannten Erfolge 
in der Öffentlichkeitsarbeit werden 
genannt: „Im Binnenland wurden 
Marinevereine gegründet. Kriegsschif- 
fe legten in Lesebüchern der Schulen 
an. der Marineanzug wurde Mode. Und 
ganz nebenbei wurden Abgeordneten 
und Parteien, Industrie und Arbeitern 


und zum Erkennen von Problemen 
zu befähigen; 

> Ihn auf seine komplexen militäri- 
schen Täigkeine vorzubreen; 

> ihm einen zivilberufsbefählgenden 

Abschluß zu vermitteln. 

Nur s0 wird der Offizier in der Le- 
ge sein, sich mit rasch wechselnden 
Problemen auseinanderzusetzen, Men- 
schen nach modernen Grundsätzen 
zu führen, technische Systeme zu ple- 


nen und zu handhaben und die viel- 
fültigen weiteren Führungsaufgaben 
zu erfüllen. 
(„Die Bundeswehr“, 7/71) 
Die „Offiziersstudenten” sollen 
besser als bisher auf die hochentwik- 
kelte Technik der modernen Vernich- 
tungswaffen vorbereitet werden. Ent- 
sprechend dem Stand der modernen 
Kriegsgeräte soll die Arbeitsteilung 
und Spezialisierung in der Bundeswehr 
vorangetrieben werden. 
Darüberhinaus will man sich auch, 
wie das „Management” eines großen 
Industriebetriebes, der „modernen 
wissenschaftlichen Führungsmetho- 
den" bedienen, um die Arbeiter in 
der Bundeswehr reibungsloser unter- 
drücken zu können. 


Schlagkräftige Waffen und 
„schlagkräftige” Offiziere 


Für die Ziele der westdeutschen 
Kapitalisten ist-es wichtig, eine 
schlagkräftige Armee zu besitzen. An 
‚den Hochschulen der Bundeswehr wer- 
den militärische Kader ausgebildet, 
die mit der politisch-ideologischen 
Waffe genauso gegen die Arbei 


klasse kämpfen, wie gegebenenfalls 

mit: der Maschinenpistole. Offiziere, 

die bereit sind, alle Verbrechen der 
unteı 


hau 


Bourgeoisie militä 


bildung hinaus kann der 
einen „berufsqualifizierenden 
dienabschluß erreichen. 

Geht man davon aus, daß ein Teil 
der Offiziere nach zwölf Jahren 
Dienstzeit aus der Bundeswehr aus, 
scheidet, um als „Führungakrä 
in die Industrie und den Staatsdienst 
zu gehen, w wird deutlich, daß 


eine reaktionäre Elite heranzuzücl 


der Unternehmensführung”“ 
dureh die 
lüre Entscl 


jungen gegenüber Unter. 
zusetzen“, auszeich 


„Das Studium muß In seiner An 


der Bourgeoisie auch darum geht, 


ten. Diese wird sich später im Beruf 


durch „absolute Loyalität gegenüber 
und 


ähigkeit, auch unpopr 


die Vorstellungen Tipitzscher Marine- 

politik beigebracht.” 
Die Öffentlichkeitsarbeit der Bun- 
heute jedoch mehr am 


der Presse, Gewinnung strategisch 

wichtiger Persönlichkeiten, umlang- 

teicher Kauf von Radio- und Fern 
sehzeiten, Seminare und Konfaenzen 
mit ausgewählten Leuten, vor allem 

Journalisten und Angehörige von ein 

deutigen Organkationen. Zu diesen 

‚gehören: 

D back ıtop asoclations (aivile Or 
anisationen, deren Zweck die Un- 
terstützung der Streitkräfte ist; 
geschätzte Mitgliederzahl: sechs 
Millionen), 

D Veteranenorganisationen (chema 
ige Soldaten und Kriegsteilneh- 
mer, z.B, 

> American Legion (2,6 Mio. Mit« 


lieder), 
> American Legion Auxiliary (eine 
Mio. Mitglieder, © vornehmlich 


Frauen, Mütter und Töchter von 


| Militarisierung soll der „Informations- 
und Pressestab” auch in der BRD bei- 
tragen. 

Der Stab ist demnach in verschie- 
dene Abteilungen gegliedert: Das 
„Pressereferat” des Stabes hat die 
Aufgabe, Presse, Funk und Fern- 
schen ständig mit militaristischem Ge- 
dankengut zu versorgen. 

__Neben der „Unterrichtung der 
Nachrichtenträger und der anderen 
Organe der öffentlichen Meinungsbil,; 
dung” hat das „Premereferat” die 
‚Aufgabe, „Planungen von Informa- 
tions- und Pressereisen sowie von 
Konferenzen für in- und ausländische 
Journalisten” vorzunehmen. 

(Zitiert nach „Bericht zur Neuord- 
nung der Informations- und Presse- 
arbeit in den Streitkräften”, 8. 447) 

Das Referat soll gewährleisten, 
daß nur Nachrichten in der Presse er- 
scheinen, die dem Bonner Kriegmini- 
sterium genehm sind. 

So werden die Bürgerkriegsvor- 
bereitungen, der ständige Ausbau der 
Bundeswehr nach Innen wie nach 
Außen, systematisch beschönigt und 


Offiziere und Jugendoffiziere heraus- 
gegeben, die sich mit Fragen der 


nach Krippendorff: Die Amerikani- 


schon 
war 


Propagandaarbeit 


Faust. So verfügte Gener 
damals bereits über einen Propaganda 


Zivilisten. 


f 
sten 


Macht, die sie repräsentieren " (zitiert 


sche Strategie, Suhrkampverlag 1970, 
erhältlich im „Arbeiterbuch”‘). Wie 
im deutschen Kayerreich 
auch hier die Militärs die 
Protagonisten dieser militaristischen 

Die Generäle be- 
gannen mit dieser Arbeit auf eigene 
Eisenhower 


stab von 44 Offizieren und 113 


Das Pentagon verfügt heute durch 
weine Verkettung mit einem Batallion 
nationaler Organisationen über ein 
‚bliertes Kommunikatlonıny« 
amerikanischen Volk, Die 
Methoden sind: gezielte Information” 


tigen in der Bundeswehr befassen. 
So gibt der IP-Stab regelmäßig 


„Mitteilungen für Offiziere in der 
Presse-, Öffentlichkeits- und Jugend- 


Gruppen, wie die Organisationen d 
Kriegsdienstverweigerer und Brstz- 
dienstleistenden. Darüber hinaus 
formationen über sog, „linkaradikale” 
Organisationen wie Jungsozialis 
Jungdemokraten, SDAJ, 
schaftsjugend u, Diese Ar 
ben die Aufgabe, die Jugendo 
politisch’ideologisch auf die Ausein 
andersetzungen mit diesen Gruppen 
vorzubereiten 


Gewerk- 


Sich dessen bewußt bezeichnete 
‚Oberst Hülsmann die Jugendoffiziere 
als „den „Atomsprengsat 
nationaler Verfügungsgewalt der Bun- 
deswehr” (Zitiert nach „Wehrkunde, 
Militär an den Schulen”) 

Darüber hinaus werden Truppen: 
zeitungen herausgegeben. die für die 
Masse der Soldaten bestimmt sind 
Diese sind ansprechend gestalteı und 
haben die Aufgabe, milltaristisches 
Gedankengut unter den jungen Kol 
kegen in der Kaserne zu verbr 
Referat „Öffentlichkeitsar 
beit” des „Informations- und Prese- 
stabes”" hat die Aufgabe, den Mil- 
tarismus in die Bevölkerung hinein 
zu tragen. Dabei richtet man wein 
besonderes Augenmerk auf den jun- 
‚sen Teil der Arbeiterklame. Das Re- 
ferat koordiniert „, die Arbeit der 
Jugendoffiziere und Unteroffiziere, 
die durch die verschiedenen „Wehr- 
kundeerlasse” freien Zutritt zu den 
Schulen haben. 

Der Oberstleutnant „ Lutz Wolf 
schreibt in der Zeitschrift „Truppen- 
praxis”,daß „..mit Öffentlichen Vor- 
tragsveranstaltungen wehrpolitischen 
Charakters, dem Besuchdienst im 
Ministerium, wehrpolltischen Semins- 
ren, Lehrgängen und internationalen 
Informationstagungen in Zusammen- 
beit mit Kultus- und Schulbehör- 
den. Jugendverbänden, Studenten- 
und Schülervereinigungen, Jugend- 
Presse und wehrpolitischen Verbän- 
den aktiver Kontakt gepflegt wird.” 

Unter dem Deckmantel der „Ge- 
fahr der nachlassenden Wehrbereit-. 
schaft” = so der neue Kriegsminister 
Georg Leber = wird die militaristi- 
sche Propaganda zur Zeit um ein viel- 
faches verstärkt. Über das Ziel dabei 
äußerte sich „Friedenskanzler” Willy 
Brandt ineinem Brief an die Minister- 
präsidenten der Bundesländer vom 
19.11.70: Es „..muß beim jungen 
Menschen Verständnis geweckt wer 
den über die Notwendigkeit einer 
ausreichenden Verteidigung als Vor- 
Aussetzung jeder Entspannungspoli- 
ry 

Dazu sollauch das Referat „Wer- 
bung des Informations und Presse- 
stabs” beitragen. Es arbeitet schwer- 


erstellt Anzeigen, 
Filme, die im Wesentlichen die Auf- 
‚gabe haben, lingerdienende Soldaten 
für die Bundeswehr zu gewinnen, 


„und setzt das einzige Bundeswehr“ 
Schauorchester mit dem Ziel ein, 
Bundeswehr als Instrument 
riedenssicherung in ihrer vielgestal- 
tigen Funktion darzustellen”. (Nach 
Oberstleutnant Lutz Wolf in „Trup- 
penpraxis”) 

Die forcierte Militarisierung in der 
BRD spiegelt sich in der Gründung 
und in den Aufgaben des Informa- 
und Presentabs wider. Diese 
serung ist Teil des 


Bourgeoisie sul 
sellschaftlichen Lebens. Sie geht ein- 
her mit der verstärkten Ausrichtung 
der Bundeswehr auf einen. Bürger 
krieg ” 
Militarlımus Kommission des * 
K/Gruppe Hamburg 


ARBEITERKAMPF NR. 39/6. Febr. 1974 


Folterforschung an der 
Hamburger Universitätsklinik 


‚Ahnungslose Wehrpflichtige als Versuchskaninchen mißbraucht 


Selt Anfang des Jahren 1973 be- 
steht an der Hamburger Universitäts- 
klinik Eppendorf (UKE) unter streng- 
lungsberih 115. Ober die Ziele 
ungsbereich 115. ie 
des Sonderforschungsbereiches wur- 
de der Öffentlichkeit lediglich mit- 
geteilt, es gehe um „Grundlagen der 
Asgressionsforschung”, die die Ver- 
besserung des „Arzt-Patienten-Ver- 
haltnisses” zum Ziele haben soll 


Unterdrückungsmasch 
stiz und Militär zielen. Durch „Ver- 
wissenschaftlichung” soll hier eine 
Foltermethode erforscht und erprobt 
werden, die vor der Arbeiterklasse 
besser verschleiert werden kann, da 
die Opfer dieser Foltermethode nicht 
#0 sehr körperlich mißhandelt wer- 
den. Vielmehr soll durch gezielte 
1solationahaft, vor allem bei polit- 
schen Gefangenen, das Mittel der Ge- 
ständniserpressung „verbesert” wer- 
den. Die „wissenschaftliche” Folter- 
forschung am SFB 115 wurde und 
wird z.Zt. in der Praxis an Mitglie- 
dern der „Baader-Meinhof-Gruppe” 
„erginz: 

r „Sonderforschungsbereich 115" 

‚de im Rahmen der „Deutschen 

Forschungsgemeinschaft" ‚eingerich- 
tet und mit bisher 2,8 Mio. DM 
finanziert 

Die DFG ist eine Einrichtung, 
die zentral auf Bundesebene For- 
schungsufträge an Universitäten und 
wissenschaftliche Institute vergibt 
und diese Auftrige gleichzeitig finan- 
ziert und kontrolliert. Vertreter der 
großen Monopole, Regierungsmit- 


glieder und Vertreter 
verwaltungen der Ländi 
Kuratorium und Hauptausschuß der 
DEG sitzen, vergeben, ihren Etat 
(1972: 459,7 Mio.) an. die Projekte, 


(1972: 459,7. Mio,) an. die Projekte, 
die. am besien, in das.Konaept des 
westdeutschen Imperialismus passen. 
Der SFB 145 arbeitet ferner eng 
mit der Bunderwehr zusammen, die 
natürlich auch davon profitiert. Es 
Sxistieren zahlreiche Querverbindun- 
gen zwischen dem Eppendorfer For- 
Schungstsam, der Bundeswehr und 
der NATO, 
© Das Vertekligungsministerium ge- 
stattet den Mißbrauch von jungen 
Soldaten als Versuchskaninchen. 
© Die Bundeswehr erhält Einsicht 
in alle. sonst wo streng gehteten 
Forschungsergehnise 
© Professor Meyer, ein weiterer Mit 
arbeiter im Folterforschungsteam 
führt. auf Kosten des SFB 115 zu 
einer NATO-Tagung nach Monte Car 
io. wo er mit Angressionsforschern aus 
anderen NATO-Staaten seine Erfah 
ungen austauscht 
ol. Gros, der Leiter des SFB 
115, wurde in das Bundewverteidi 
ungsministerlum ziert, nachdem 
die (aschistische Zielsetzung seiner 
Forschung bekannt geworden war 
Konkret geht es bei den Enperb 
menten im SB 115 um die Erfor 
schung der Auswirkungen der totalen 
solation einen Menschen von der 
Umwelt, um die sog. „sensorische 
Deprivation” (Beschränkung sinnli- 
cher Wahrnehmung) 


Folterforschung — 
Im „wissenschaftlichen” 
Gewand 


Unter „sensorischer Deprivation' 
versteht die Psychiatrie die totale, 
künstlich herbeigeführte Isolation ei- 
ner Person. Über längere Zeit auge: 
übt, führt sie zum Verlust jeglicher 
Orientierung, zur Unmöglehkvie, die 
Realität von eigenen Vorstellungen 
zu unterscheiden und zu Wahnvorstel- 
kungen. Im SFB .I1$ versuchen die 
Psychiater Professor Grom, der Ps 
chologe Dr. Kempe und der Psychister 
Professor Wallis (Bürgerschaftsabge- 
‚ördneter der CDU in Hamburg), Auf: 
schluß über Verhaltensweisen und 
Reaktionen von Pernen, die dieser 
„sensorischen Depri 
werden, wissenschaftlich zu messen. 

Demerkenswert ist, daß Prof, Jan 
‚Gros seit Anfang der sechziger Jahre 
auf dem Gebiet der „sensorischen 
Deprivation” tätig Int, und zwar vor 


1967 in Bran(CSSR) (Dort studier- 
te Gross sehr ausführlich vor allem die 


fische Deprivation” und die in die- 
‚som Zusammenhang angewandten Un- 
tersuchungsmethoden. Eine grund 
sätzliche Kritik daran hielt er natär- 
lich nicht für nötig. Br führte sogar 
selber ähnliche Experimente durch. 
Ex ist daher nicht verwunderlich, 

davon ausgeht, daß er Im We- 
sten sich bei diesem Forschungsthe- 


ma noch, hesper entfalten" kann, Für 
a 
‚schungsergebnisse sind ihm reichhal- 
ige Betäigungsmöglichkeiten garan- 
den 
Daß dies Fonchungsrbeiten nicht 
Misnten zugute kommen sc 
a nun der Versuchsanord. 
ung klar esihlich: im Mittelpunkt 
der Experimente steht die sog. „Ca 
(stille Kammer). Das 
ist ein schwingungsfrei aufgehängter 
‚Raum, der lediglich mit einem Sessel 
für die. Vernuchsperson nugestttet 
ist. In dieser „Camera silens” herrscht 
völlige Dunkelheit und völlige 
Lautlosigkeit. Über zwölf Laut- 
Iorscher kann oin gieichmäßiger Ton 
IR die Zeile oingespklt werden, der 
jedes _ Wort der _ Versuchsperson 
Yehuckt, Die Versuchseiter dagegen, 
‚können mittels einer Infrarotkamera 
ihf Opfer während des ganzen Ver 
Sucher beobachten. Elektroden 
Körper der Versichsperson, mann 
I6dC "Kömpersaktion. Der Kontakt 
Tischen "den Versicheitern und 
Ihrem Testmateral” kann lediglich 
durch ne Sprechanlage hergeselt 
Werden. Mehrere Stunden Aufenthalt 
In dieser unmenschlichen Zelle sind 
geplant, ein Zeireum, der gnlghsak 
16 Tesiperson in sine ungeheure 
Angst und’ Fanlkstimmung zu ver 
Sstzen, de dauernde poyehlche Bü, 
rungen zur Folge haben können. 
Daß dies Experimente sind, die ei 


Daß dies Experimente sind, die ei 
ner verbesserte. ärztliche‘-Versorgung 
nicht einmal ‚als Abfallprodukt ab- 
werfen, liegt auf der Hand. Gross, 
der Leiter des SFB 115, sieht selber 
andere Nutzanwendungen. Er schreibt 
über seine bisherigen Isolationsexpe- 
rimente: „Dieses Moment (das der 
Isolation, der Verf.) kann sicher eine 
positive Rolle in der Poenologie (Be 
strafungskunde) spielen, und zwar 
dort, wo es um die Umerzichung des 
Einzelnen oder einer Gruppe geht 
und wo die empfindliche Ausnutzung 
derartiger einseitiger Abhängigkeiten 
und Manipulationen mit solchen Zu- 
ständen wirksam den Prozess der Um. 
erziehung beeinflussen können.” 
(Gross und $valı: Soziale Isolation 
und sensorische Deprivation und ihre 
gericht ologischen Aspekte, Prag. 
1967.) 


Geständniserpressung 
la spD 


Ähnliche Situationen wie in der 
„Camera silens” finden wir zwar in 
keinem Krankenzimmer, aber dafür 
Im Strafvollzug, speziell bei der Iso- 
lierhaft politischer Gefangener. Die be: 
lchtigte „Glocke” im Hamburger 
Untersuchungsgefängnis, oder die Iso- 
Nerzelle des Kölner „„Klingelpüta”, 
sind von ihrer baulichen Beschaffen- 
heit her nicht ganz ebenbürtige 
Exemplare einer „Camera silens”, 
Zahlreiche Todesfälle in diesen „Be- 
ruhigungszellen” beweisen deren be- 
stialischen Charakter. Die von der 
SPD/FDP so hoch gepriesene Reform 
‚des Sirafvollzuges, auch „Human 
sierung(!) des Vollzugwesens” ge- 
‚nanat, schließt den Bau von Isolier 
hellen und sogar ganzen -trakten ein. 

$0 hat man a.B. in der „Reform 
Haftanstalt” Köln-Ossendorf gleich 
einen ganzen Isollerirakt eingerich- 
tet. Dieser Trakt ist ein einstöckiger, 
am Rande des Anstaltgebäudes geie- 
jebäudeflügel, ein eigener Hof 
steht zur Verfügung. In dieser Umge- 
bung verbrachten Ulrike Meinhof und 
Astrid Proll, beide als Mitglieder der 
sog. Baader-MeinhofGruppe ange 
klagt, fünf und acht Monate Kinz« 
haft. Kein Kontakt zu Mitgefangenen, 
kein 


und Bücher, das sollte neben den 


normalen Belastungen der Haft ein 
übriges tun, die beiden U-Häftlinge 
körperlich und seelisch zu zerbre- 
chen, um sie endlich „aussagebereit 
u machen, 

Diese Methode der Geständniser“ 
pressung durch totale Isolation wird 
zur Zeit an allen U-Häftlingen der 
sog. Baader-Meinhof-Gruppe und des 
Sozialistischen Patienten-Kollektives 
durchgeführt, man hofft, sie dem- 
nächst ıder Öffentlichkeit in Schau- 
prozessen als. „geständige Terrori- 
sten” vorführen zu können. Mit den 
bisherigen Methoden wird ihnen das 
aber kaum gelingen, wie die Beispiele, 
von Margit Schiller und Werner 
Hoppe gezeigt haben. Die Justiz ist 
doppelt auf die Maßnahmen der Iso- 
Iationsfolter angewiesen, da es sich 
gezeigt hat, daß ihre „Kronzeugen” 
wie z.B. Ruhland, sich vor Gericht 
immer mehr in Widersprüche ver- 
wickeln und schließlich eher zu einer 
peinlichen Belastung für die bürper 
liche Justiz wurden. 

Und der hessische Justizminister 
Haempfler sagt in einem Fernsehin- 
terview auf. die Frage, ob er Isolat 
onsfälle von 6 Monaten bis zu 1 1/2 
Jahren für angemessen hält: „Das ist 
nicht angemessen, aber das legt zum 
Teil ja selbst in der Person der Be- 
troffenen, die durch ihr hartnäckiges. 
'Weigern oder die Tendenz, alles zu 
verschleiern und auf keinen Fall hier 
die Wahrheit zu sagen oder die Wahr- 
heitsfindung zu erleichtern, sich das 
selbst zuzuschreiben haben..." 

Also entweder Generalbeichte — 
oder Folter 

Die prinzipiell gleichen Folterme- 
thoden — allerdings erheblich grausa- 
mer durchgeführt — werden von den 
portugiesischen Faschisten berichte 

In einem Konzentrationslager auf 
einer Kapverdischen Insel werden 
Gefangene monatelang völlig isoliert 


berpiloten usw, Diese Spezialeinhei- 
ten werden ebenfalls ollert und 
extremen Bedingungen ausgesetzt, um 
im Kampf gegen ihren „Feind 

die Arbeiterklasse — gerüstet zu sein. 
Das trifft sowohl für Bomberpiloten 
zu, die in Vietnam ihre Einsätze flo- 
gen, als auch für die amerikanischen 
Elitetruppen. Auch die Spezialeinheit 
gegen den „inneren Feind” in der 
BRD, der Bundesgrenzschütz, übt 
unter solch extremen Bedingungen. 

auf der Übung „Südbayem” wurde 
die Gefangennahme von BGS-Solda- 
ten durch amerikanische (!) Offiziere 
erprobt. Dazu heißt es in einem Be- 
richt: 

“Härtemaßnahmen: 

@ Ein Tonbandgerät gibt besondere 

Geräusche ab, die mittels Laut: 
sprecher in die Gefangenenzellen 
übertragen werden. Es sind dies unan- 
genchm grelle und störende Laute. 
© Über längere Zeitabschnitte biei- 

ben die Zellen völlig dunkel. 

Einzelhaft kann auferlegt werden, 
© Gefangene, die sich weigern, kön- 

nen gefesselt werden und für kurze 
Zeit in einen Schrank oder einen 
hölzernen Kasten gestellt werden.” 
(„Genscher-Bericht” vom 14.3.73) 

Diese Reihe ließe sich beliebig 
fortsetzen. Solche Manöver dienen 
einzig und allein dazu, die gedrillten 
Killer psychologisch auf ihren Einsatz 
gegen die Arbeiterklasse vorzuberei- 
ten. 

Daß die Folter zum „Diens 
der NATO-Atneen gehört, dafür gibt 
es tausende Beispiele, Die Militärs 
werden ihr Interesse an der Isolations- 
folter nicht auf die Behandlung ge- 
fangener Gegner beschränken. Die 
Gefügigmachung Widerstand leisten- 
der Soldaten, die Verhöre durch den 
militärischen Abschirmdienst, das 
Härtetraining von Einzelkämpfern u. 
3. sind weitere denkbare Einsatzmög- 


Totale Isolation erzeugt Realitätsverlust und Angstzustände: 


„Camera silens” 


Sie dürfen weder Briefe noch Bücher 
erhalten. In den Zellen, die zum Teil 
unter Meerwasser gesetzt werden 
können, dringt kein menschlicher 
Laut. Einzelne Gefangene werden 
monatelang in Zysternen gefangen- 
‚gehalten. Gefangene, die nach zwei 
jähriger Untersuchungshaft entlassen 
wurden, waren aufgrund der schwe- 
ren psychischen Schäden keiner 
‚Form politischen Widerstandes mehr 
fähig...” („Rote Presse", Sondernum- 
mer zum SFB 115, „Foltermetho- 
‚den im NATO-Staat Portugal 

Neben der „wissenschaftlichen" 
Methode der Einzeihaft gab und gibt 
es ein breites Spektrum von (ach 
stischen Foltermethoden, die gegen 
die Unterdrückten eingesetzt wer. 
den. 

In Südvietnam hat das Thieu-Re- 
gime mit Unterstützung amerikanl 
scher Militärs die sog. „Tigerkäfige” 
gebaut. Gefangene Genossen der FNL 
aber duch des Kommunismus ‚rer 
dächtige” Zivilisten werden zur „Po 
litischen Umerziehung” und zur Ge- 
ständniserpressung in 2,70 m x 1,50 m 
gtoße Betongruben geworfen. Dort 
bleiben sie, oft fünf Menschen in ei 
ner Grube, jahrelang angekettet. Die- 
se Gruben sind unterirdisch und der 
art beengt, daß man sich nur hin 
hocken, nicht aber hinlegen kann. 

Ein weiteres Anwendungsgebiet 
der Forschung über das Verhalten von 
in der Isolation ist für die 
Imperialisten die Heranbildung von 
entsprechenden Elitetruppen, Bom- 


lichkeiten der „sauberen Folter” 
Zwei „Camera silens” in Fürstenfeld 
bruch und Kiel stehen der Bundes 
wehr, nach Angaben des „Komitees 
gegen Folter an politischen Gefange 


nen in der BRD” bereits zur Verfü- 
ung, 


Soldaten als Testmaterial 


Für ihre Experimente In der 
mera silens” haben Gross, Kempe und 
Wallis sich bei der Bundeswehrfüh- 
rung die Genehmigung geholt, junge 
Rekruten als Versuchspersonen zu 
verwenden. Warum es gerade Solds 
ten sein müssen, können wir ihren 
Internen Forschungspapieren enineh- 
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men; „..körperliche Fitness in gro: 
Ber Verbreitung, geringste Selektion 
(Vergleich im Unterschied dazu hö- 
here Schule — Studenten), geringe 


rmuchspersonen 
schiedenen Kasernen)", 

Warum ein geringer gegenseitiger 
Informationsaustausch. für die Durch« 
führung der Experimente eine ent- 
scheidene Bedeutung hat, erfahren 
wir an anderer Stelle ebenfalls aus Im 
ternen Papieren des Foltertoams; 
„Das Experiment mit den Versuchs 
personen als „Versuch zur experi- 
mentellen Selbstbeobachtung unter 
Ausschaltung störender Umwelti 


ze"... Klar, den Rekruten wird das 
Blaue vom Himmel heruntergelogen, 
was mit ihnen passieren soll und da« 
mit diejenigen, die Erfahrung haben, 
was für Schweinereien man mit ihnen 
vorhat, die Kollegen nicht aufklären 
nimmt man sich Rekruten 


können, 
au 

de, 
Gefahr, daß die Soldaten außerhalb 
der Kaserne über die wahren Ziele 
des SFB 115. aufgeklärt werden, ist 
vergleichsweise gering, da sie diese 
nur recht selten verlassen können, 
Auch daß ein Soldat, der bereits in 
der „Camera silens” war, die üblichen 
Praktiken der Uniforscher an die 
Öffentlichkeit trägt; oder gar den 
Versuch abbricht, weil er merkt, 
daß er total belogen wurde, ist so gut 
wie ausgeschlossen, da im Hinter- 
grund seine Vorgesetzten mit einem 
ganzen Paket militärischer Strafen 
warten. Versuchspersonen, die wis- 
sen, wozu sie getestet werden sollen, 
können die Folterforscher nicht ge- 
brauchen und schließen sie von der 
Teilnahme am Versuch aus. 

In der Praxis sah das dann so aus! 
Für die Fragebogen vor dem Test 
stellte die Bundeswehr Räume‘ in 
ihren Kasernen zur" Verfügung und 
befahl (1) dem größten Teil ihrer 
Rekruten, „freiwillig” daran teilzu- 
nehmen. Während des Vortestes 
mußten die Wehrpflichtigen einen 
umfangreichen Fragebogen (ange- 
setzt mit 4 Std.) ausfüllen. Die an- 
wesenden Folterforschungsassistenten. 
nannten ihnen als Ziele ihrer For- 
schungsprojekte die üblichen Lügen, 
Selbstbeobuchtung ohne störende 
Selbstbeobachtung ohne störende 
Umweltreize, Erforschung der Ma- 
genmobilität, _ Zusammenhangsfor- 
schung von physischen und psyehi- 
schen Erkrankungen u.A, In der Uni- 
versitätsklinik Eppendorf sollten die 
Soldaten, sofern der Vortent pasitiv 
verlaufen würde, angeblich einer ge“ 
zielten Einzelbefragung unterzogen 
wersen. 

Bei den Vorschungen im SFB 115 
handelt es sich also um die Umtersur 
chung von neueren, „wissenschaft 
lichen”, vor der Arbeiterklasse besser 
zu verschleiernden F 


der Regel 
ischen Gefangenen v 


Sie zielt darauf ab 
die pol 

übrigen Gefangenen zu isolieren und 
gleichzeitig durch 

handlung” („camera sie 
nisse zu erpressen oder die Ze 
rung des Gefangenen zu erreichen. 
Diese Methode richtet sich haupt 
sichlich gegen die bewußten Teile 
der Arbeiterklasse, die Kommunisten 
und andere Linke. Andererseits bil- 
den die Kapitalisten ih 'ruppen. 
(8GS, Bundeswehreinhelten usw.) 
Methoden der Isolation aus, um 
sie vor allem psychologisch gegen die 
‚Arbeiterklasse auszurichten. Die zZ 
betriebene Folterforschung und die 
gegenwärtig praktizierte Verschär « 
fung der Einzelhaft gegen Mitglieder 
der „ Baader-Meinhof&iruppe "seitens. 
der SPD-Regiorung im Auftrag der 
Kapitalisten int ein weiterer Bestand« 
teil der Faschisierung von Staat und 
Gesellschaft ” 


‚besonde 


Militarismus-Kommission 
KB-Gruppe/Hamburg 


[Redaktnur: Kai Under, Aufinge: 14800) 


[Encneinungweine _ dreimöchenntih, 
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ARBEITERKAMPF NR. 39/6. Febr. 1974 


Die Amtsenthebung des Pastors 
Gallmeler in Ellerau bei Hamburg 
ist das vorläufig letzte Glied ein 
Kette von reaktionären Maßnahmen, 
mit denen der Klerus in den vergan- 
genen Monaten _ von sich reden 
machte. Im Februar 1973 wurde die 
„Evangelische Studenten- 
(ESG) wegen ihrer Biut- 
sendenktion für Vietnam gemahire- 
galt. Gegen die Reform des Abtrei- 
bu 218 hatten die 
Pfaffen an die 100.000 Menschen 
auf die Straße gebracht. Und im 
Oktober 1973 wurde dem RBJ die 
Durchführung einer antifaschist- 
schen Veranstaltung in den Räumen 
der Kirche in Hamburg-Quickborn 
verboten. Der folgenden Hetzkam- 
pagne der Kirchenmänner gegen den 
RBJ fiel auch der Diakon der Ge- 
meinde, Paulsen, zum Opfer. Welche 


Die Religion ist das Opium des 
Volkes. Diesen Sachverhalt haben die 
Reaktionäre nie ungenutzt gelassen — 
s0 oder so. Dort, wo die Religion 
großen Einfluß hat, ist die Unter- 
drückung der Menschen am stärksten, 
das soziale Elend am größten. In 
Griechenland, _ Chile oder Israel, 
das die Rechtfertigung seiner ve 
verbrecherischen Expansionspoli 
direkt aus der „Heiligen Schrift” be- 
Zieht. Andererseits betrieben die 
Nationalsozialisten die Verdummung 
der Menschen gerade auch mit einem 
spektakulären Propagandafeldzug ge- 
gen den Klerus und die christliche 
Religion, ohne deshalb auf allerlei 
religiösen Hokuspokus zu verzichten, 
wie etwa Hitlers diverse „übermensch- 
liche” Eigenschaften, die „Vorrrse- 
hung” usw. Dieser demagogische 

‚Religionskrieg” bildete seinerseits 


eine der Voraussetzungen dafür, di 
der Klerus nach 1945 als ornsthafter 
Antifaschlst herausgestellt werden 
konnte (obwohl er der faschistisch en 
Machtergreifung” sılnen Sagen goge 
n hatte), während die Bourgeoisie, 
über deren Verantwortung an Kriey 
und Faschismus kein Zweifel bestand, 
die Kirche tatsächlich zur erneuten 
Organisierung der politischen Reak 
tion ausnutzte (Gründung der CDU/ 
'SU als klorikale Masseny 
Nicht selten findet man selbst bei 
antiklerikal und atheistisch einge- 
stellten Menschen die Auffassung, 
die Religion stelle doch Irgendwie ein 
ıt der Kultur dar. Das Gept 
t der Fall: die Religion war im- 
mer ein Element der geistigen und 
sitlichen Verrohung der unterdrück- 
ten Menschen. Gerade das Beispiel 
des  Zionismus führt deutlich vor 
Augen, daß der Gedanke des „auser- 
wählten Volkes” eben nichts anderes. 
ist als total übergeschnappte Veracl 
tung und Haß gegenüber dem „Rest 
der Menschheit, Die christliche Re- 
ligion, das hieß für die „Gläubige 
immer sklayischer Gehorsam für die 
Regierung, und gegenüber den 
släubigen” bedeutete sie Brutalität, 
‚Aggression, Rassismus. Wenn heute 
der Klerikalismus eine Massenbasis. 
in der Anhängerschaft der CDU/CSU 
hat, so heißt das nicht, daß die 
Bourgeoisie es bei der christlichen 
Religion hätte bewenden lassen. Die 
Massenbasis des Klerikalismus ist be- 
grenzt, während die Eignung religi- 
öser Ideologien für die Organisation 
von Unwissenheit und Vorurteilen 
in allen gesellschaftlichen Bereichen 
unbestritten ist, Die Kapitalisten un- 
terstützen daher die verschiedensten 
„Ersatz”-Religionen, wie die Popmu- 
ik mit ihren Superstars, die porno- 


Der MAD (= Miltärischer Abschirm- 
dienst), Kontroll- und Spitzelorgen 
der Bundeswehr, hat seit einiger Zeit 
‚eine Public-Relations-Kampagne ge- 
startet, Unter dem Motto „MAD — 
Der bessere Weg” will sich dieser Ge- 
heimdienst bei den Soldaten als Ober- 
wächter der „Demokratischen Grund- 
ordnung” einnisten. Dabei geht es 
dem MAD in Wirklichkeit darum, Sol- 
daten zu freiwilligen Spitzekliensten 
D: Kollegen zu aktiviere 


jer MAD ist ein wesentliches 

IKontrollorgan der Bundeswehr 
führung. Er verfügt über 2,500 Offi 
ziere und ca. 25.000 Spitzel (!) in den 
Kasernen, aber auch in den Rüstungs- 
betrieben der BRD. 

Seit dem Bestehen des MAD wur 
den nach seinen eigenen Angaben 
mehr als 3,000 „Nachrichtendienstli 
cbe Fälle" bearbeitet und mehr als 
800 „Täter” festgenommen. Diese 
Abschußzahlen will der MAD wohl 
‚noch steigern, denn er verfügte 1973 
über $8 Mio, DM an Steuergeldern 
dreimal mehr als 1964 und doppelt 
soviel wie Ihm 1969 zur Verfügung 
stand, 

Jeder Wehrpflichtige, ob Soldat 
‚oder Reservist, muß damit rechnen, 
daß er vom MAD schon einmal be 
spitzelt wurde 

„Ständig überprüft werden vom 
MAD sogenannte Sicherheitsgefähr- 
dungen von rund 760.000 Soldaten 
und Zirilbediensteten der Bundeswehr 

einschließlich der jährlich einberu- 
‚fenen 105.000 Reservisten - und von 
mehr als 12.000 Infrastruknurprofek- 
ten (zur Aufgabe des MAD gehört 
‚auch die Überwachung von militärisch 
wichtigen Industriebetrieben) erwa in 
Häfen oder 655 Garnisonen und 72 
‚EinödStandorten, Der Miltärische 
Abschirmdienst hat seit seinem Be 
ntehen mehr alı drei Millionen (!) Sk 
‚cherheitsüberprüfungen  abgeschlor 
bt, 

(Zitiert nach „Die Welt" vom 20.11. 
I) 

Besonderes Augenmerk richtet der 

MAD natürlich auf die Kommunisten 


Militarismus. 80 „observi 
aelte) der MAD 1973 vorwiegend ge: 
gen die DKP und ihre Jugendorganisa- 
tion (SDAN) und gegen die „Aktion 


Agenten, Denunzianten... 


Demokratischer Soldaten” (ADS); ge- 
gen die „KPD" und den Kommunisti- 
schen Jugendverband; gegen die 
„KPD/ML" und deren „Rote Garde”, 
‚ber auch gegen die pazifistischen 
Kriegsdienstverweigerungs -Organisa- 
tionen, Der MAD brüstet sich damit, 
daß er im Sommer 1973 eine Gruppe 
von 12 Kollegen in einer Heeres-Divi 
sion in Niedersachsen „ausgehoden‘ 

hat, die der „KPD“ nahegestanden 
haben soll. 

Was der MAD hier zynisch „Aus- 
heben” nennt, umschreibt stunden- 
lange Verhöre, Haft und hohe Frei 
heitsstrafen. Nicht umsonst werden 
die MAD-Gangster in Lehrgängen gr 
schult über „Befragungstechniken”, 
„Antisabotage"" und „Abwehropera 
fionen‘ 

In der letzten Zeit hat der MAD 
seine Spitzeltätigkeit in der Bundes- 
| wehr erheblich verstärkt. Entgegen der 
üblichen Praxis von Geheimdiensten 
geht er jetzt sogar dazu über, im Stile 
einer reaktionären bürgerlichen Part 
offen neue Agenten anzuwerben, Das 
Denunziantentum“in der Armee zu 
verstärken, ist dabei der erste Schritt, 
Denn jeder Denunziant ist für den 
MAD ein potentieller Agent. Der erste 
Kontakt ist hergestellt und durch ge 
schickte Taktik von finanziellen Zu- 
wendungen, schnelleren Beförderun- 
gen und Erpressungen (Beschuldigung 
als Doppelagent, Gefährdung der be 
ruflichen Aufstiegsmöglichkeiten oder 
sogar des Arbeitsplatzes, Preisgabe 


persönlicher Belange, um die Familie 
au ruinierem, u. 3.) wird os häufig ge- 
lingen, ihn immer mehr für Spitz“ 
tigkeiten zu verpflichten, 
Die hier begonnene Kampagne hat 
‚atürlich auch noch das besondere 


Ziel, ideologisch die „Notwendigkeit‘" 
des MAD für die Bundeswehr in der 
Masse der Soldaten zu verankern, Die 
Kampagne wendet sich in erster Linie 
an mehr oder weniger bewußt reaktio- 
näre Soldaten und an besonders naive 
Kollegen, di 
Denunzlantentum verleiten I 
'n des MAD reiht 
sich ein in die Vorbereitungen zum 
ia der Bundeswehr als Bürger 


KB:Gruppe Hamburg 


"es Versuche des Klerus gegeben, 


wraphische Presse, wie z.B. die 
„Praline", oder die Anbetung des 
technischen Fortschritts. Jedenfalls 
droht der Weltuntergang: für die „Pra 
line“, weil die Orgien sogar schon im 
Pfarrhaus stattfinden, für den Pfaf- 
fen wegen. der entsetalichen „Ver 
wilderung der Sitten“. 

In den vergangenen Jahren hatte 


‚dürch eine gewisse Duldung liberaler 
und ‚demokratischer Aktivitäten. in- 
‚nerhalb der Kirche Einfluß unter den 
Menschen zu gewinnen. Diese: Ver- 
suche werden heute offenbar als 
fruchtlos angesehen, denn die Bun- 
destagswahl vom November 1972 
hatte gezeigt, daß Teile der tradi- 
tionell klerikalen Wählerschaft für 
ein SPD-Votum gewonnen worden 
waren. Nicht zuletzt jene liberalen 
Versuche betrachtet der Klerus an- 
scheinend als eine der Quellen der 
Unsicherheit, die unter seinen An- 
hängen bestand. ‚Die jüngste „Säu- 
berungswelle” zeigt, welche Konse- 
quenzen der Klerus gezogen hat. 
‚Was die Bourgeoisie heute von ei- 
nem vorbildlichen Mann Gottes er- 
wartet, erläuterte ‚Springers „Welt” 
im Dezember vergangenen Jahres. 
anläßlich des Geburtstages des Ham- 
burger Landesbischofs Wölber. Lo- 
bend wird Wölbers „Warnung vor ei- 
ner einäugigen Diesseitigkeit kirch- 
lichen Engagements” hervorgehoben. 
Nun.hat eine solche „, 
lich im Klerus nie bestanden, aber 
die demagogische Übertreibung der 
Dinge ist eben die Aufforderung, mit 
liberalen Aktivitäten in der Kirche 
Schluß zu machen und die Verdum- 
mung des „Kirchenvolkes” durch 
dessen „Verankerung im Glauben” 
voranzutreiben. Mit viel Beifall sei 
‚dann zwar kurzfristig nicht zu rech- 


man müsse „manchmal auch 
‚die Gefahr auf sich nehmen, aufrecht 
zwischen allen Stühlen zu stehen” 
dafür aber sei man der „Achtung des 
Kirchenvolkes” gewiß, 

Religion ißt sich nicht verbieten. 
Weil sie Produkt der ständigen, 
scheinbar blinden Bedrohung der Le- 
bensverhlltnisse der Menschen In der 
Ausbeutungsgesellschaft ist, weil sie 
Produkt ist des Ausschlusses der Men- 
schen von der selbständigen Gestal- 
tung des eigenen Lebens; weil dies 
die Bedingungen sind; "unter dench 
die Religion überhaupt nur eine ge - 
wisse Verbreitung finden kann, aus 
diesem Grunde wird die Religion nur 
absterben, indem diese Bedingungen 
aus der „Welt geschafft werden. 

Der Kampf gegen die Religion 
wird daher erfolglos bleiben, wenn 
er die Frage des wissenschafllichen 
Atheismus in den Vordergrund rückt— 
genauso erfolglos, wie die Pfaffen 
blieben, sollten sie allein mit ihren 
langweiligen Predigten die Menschen 
zur Religion „bekehren”. Das be- 
deutet nicht, das für Kommunisten 
die Religion Privatsache wäre. Das 
heißt eben, daß wir den politischen 
Kampf so führen müssen, daß dabei 
auch Kirche und Religion zurückge- 
drängt werden. 

Politisch bedeutsam ist es aller- 
dings, daß die Regierung der Kirche, 
die vielfältigsten Unterstützungen zu- 
kommen läßt und staatliche Verp- 
flichtungen in den, verschiedensten 
Bereichen an die Kirche überträgt. 
Wenn der Kirche bei der Reform der 
Scheidungsgesetze, des Abtreibungs- 
Paragraphen 218, des Sexualstraf- 
techts usw. umfangreiche Mitsprache- 
rechte eingeräumt werden, dann be- 
deutet das doch die Anerkennung 
‚des durch und durch undemokrati- 


schen 
volk EN us Pänhli 
„weltanschauli inzipion auf- 


zwingen zu können! Nichts anderen 
ist os, wenn die Regierung die von 
ihr zu verantwortende Misere in der 
öffentlichen Kindererziehung dar 
durch „bekämpft, daß sie den kle- 
rikalen „frelan Trägern” von Kinder- 
wachsende Subventionen über- 


Wenn wir daher für die vollständi- 
ge Trennung von Staat und Kirche 
eintreten, s0 liegt uns nicht daran, 
die Kifche und die Religion der poll- 
tischen Unterstützung durch die bür- 
erliche Reaktion zu entledigen, um 
sie dann in einem „reinen“, weltan« 
schaulichen Dispui zu widerlegen, 
Diese Aufgabe ist von den Materla- 
listen aller Zeiten glänzend erledigt 
worden. Heute führt ein solcher nur- 
weltanschaulicher: Antiklerikalismus. 
nicht zu einer merklichen Schwächung 
von Religion und Kirche. Stattdessen 
lenkt er die Aufmerksamkeit rück- 
ständiger Schichten auf drittrangige 
Fragen, und nicht auf die wichtigen 
politischen Ereignisse, 


Die Verbannung der Religion aus 
‚dem öffentlichen Leben ist vor allem 
die Beendung einer undemokrati- 
schen Bevormundung der Menschen 
in weltanschaulichen Fragen. Und sie 
ist eine Vorbedingung für die Be- 
freiung aller politischen Fragen von 
religiösem Plunder, Diese Klarheit ist 
eine der billigsten Voraussetzungen, 
unter denen eine politische Einfluß- 
nahme der Menschen für ihre Inter- 
essen. auf. breitester Basis überhaupt 
möglich ist. ‚Es ‚zeigt, gerade den 
reaktionären Charakter .der Bour- 
geoisie, daß sie durch die religiöse 
Einnebelung der politischen Fragen 
die Menschen von einer selbständigen 
Interessenvertretung _ ausschließen 


will. 
# 


Bündniskommission des KB, 
‚Gruppe Hamburg 


Handelsschiffe an Kriegsmanöver beteiligt 


fe aus nebenstehenden, im vol- 

len Wortlaut _abgedruckten 
Schreiben des Verbandes Deutscher 
Reeder hervorgeht, beteiligen sich 
westdeutsche Handelsschiffe an Nato- 
manövern bzw. an Notstandsübun- 
gen, wie hier in offen-unverhällter 
Weise diese Übungen bezeichnet wer- 
den. Das zeigt, daß die Handelsschif- 
fahrt, die sich ja auch gern ein ziviles, 
Mänteichen umhängt, so 2ivil gar 
nicht ist, wie sie tud, Die geschichtli- 
hen Erfahrungen — gerade des impe- 
rialistischen Deutschland haben ge- 
zeigt, daß die Handelsmarine immer 
aktiv an der Vorbereitung und Durch- 


4 NATO-Nanon 
hier: Pas. 


(7O-Dbung 
Zeit von 


kaber 1975 in den arei wittler 
Atlantik statt, In welohne als 
1 


Zur die Beantvorkung von 
Herr Lindemann zur Verfügung. 


Mit fremalı 


führung der imperialistischen Politik. 
beteiligt gewesen ist, mit der Kriegs- 
marine immer schr eng zusammenge- 
arbeitet hat und — sowohl in Kriegs- 
wie in Friedenszeiten arbeitsteilig 
und in Absprache mit der Kriegama- 
fine direkte Kriegsaufgaben übernom- 
men hat. Die bekanntesten Fälle die- 
der Kooperation sind der Umbau von 
Handelsschiffen zu Kriegsschiffen, 
die natrlich als Handelsschiffe fuh- 
ren, aber nach militärischen Gesichts- 
punkten eingesetzt wurden. Auch 
die umgekehrten Fälle kamen vor. In 
Friedenszeiten eigneten sich Handels- 
schiffe natürlich besonders gut zur 


Verband Deutscher Reeder 


3 
fon’ NATO-Defehl 


‚ueht Innen de Verband 


VERBAND DEUTSCHEN NREDEN 


hy ns 


Spionage. Ganz logisch ist es dann 
auch, daß schon sehr frühzeitig die 
Besatzung dieser Schiffe, ‚vor allem 
die Schiffsführung, auf die’ durch die 
Kooperation auf sie zukommenden 
‚Aufgaben vorbereitet werden. 

Daß solche Manöver dem Schutz 
der Handelsschiffahrt dienen, wie es 
in dem Schreiben heißt, ist reine Ide- 
ologie. Die NATO-Manöver ste 
natürlich in Zusammenhang mit der 
‚samten NATO-Politik und das ist 
bei Gott keine Vertekdigungspolitik. 
Was hier als „Schutz der Handels- 
schiffahrt”" ausgegeben wird, ist der 
im Kriegsfall unvermeidliche Kampf 
um die Beherrschung der Secwege, 


Häfen, in denen Schiffsführungen 
von Handelsschiffen unter der Flagge 
der NATO-Mitgliedsstaaten von Offi 
zieren der NCSO rg unterrichtet wor 
den sollen: 


Brost 
Bermuda 

Nassau/Bahamas 
Bosten/Mass, 
Charleston/SG 

Now Orleans h 
New York 

Norfolk/VA 


1 um Rohstoffe und Waffen nach Mög: 
lichkeit ungestört an die strategisch 

wichtigen Punkte bringen zu können 
und dem Gegner den ‚Nachschub ab- 
auschneiden, natürlich auch der zive 
in Militarismus Kommission 
" KD/Gruppe Hamburg 


San Vincente/Cap Verden 
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Sosoll die innergewerkschaftliche Demokratie weiter abgebaut werden. 


m Zusammenhang mit der Ein- 

führung gewerkschaftlicher Be- 
reiche Vertrauenaeute auf der Ham. 
burger Werft Blohm + Vos wurde 
von singen Vertrauensleuten bereit 
im August 73 gefordert, einige sich 
daratı ergebende Fragen vor Orln- 
dung der Bereiche zu klären: die 
Mindestzahl für Bereich» und Ge- 
samtvorsammlungen festzulegen; klar- 
Aunollon, daß Jurch die Bereiche 
atzungen nicht die Hauptveramm- 
hung liquidiert werden darf; die Rech« 
‚te der Dereichssprecher und der Ver 
Hrauensleute In den einzelnen Bere 
chen und Im Verhältnis zur Haupt. 
versammlung festzulegen. Die Kolle- 
gen wollten mit ihrer Forderung 
nach klaren Festlegungen verhindern, 
daß nach Einführung der Bereiche 
Wieder die VKeltung allein 
entscheidet, ob eine Haug ‚oder 
ine Dereichsversammlung. oder Bar 
keine Vertrauensleute-Versammlung 
sat findet, 

Der entsprechende Antrag der Kol- 
k wurde mit der Lüge zurückge- 

lan, eu werde schen ein Ger 
‚schilftsordnungs-Entwurf von der VK- 
Leitung erstellt, der die angespro- 
ehenen Punkte enthalten würde. 

Drei Monate später erst wurde 


dann der Entwurf zur Geschäfts- 
ordnung (GO) an die Vertrauens- 
leute verteilt. Um Kritik am. GO- 
‚Entwurf abzublocken, hatte die VK- 
Leitung sich folgendes Verfahren aus- 
Änderungsvorschläge soll- 
alb. einer Woche (11) zur 
VK-Leitung gebracht werden. Die 
würde dann „unter Berücksichtigung 
der Änderungsvorschläge” einen end- 
tigen. Entwurf zur GO vorlegen. 
diesen sollte dann möglich 
schnell abgestimmt werden, „denn 
„wir wollen uns ja nicht ewig mit 
Geschlifisordnungen beschäftigen. 
Dies. Manöver ist bezeichnend: 
erst wird die Sache monatelang ver- 
‚schleppt, dann aber Ist sie plötzlich 
‚ganz eilig und muß möglichst schnell 
durchgepeitscht werden. Die VK-Lei- 
tung rechnete darauf, daß bei so 
einem Vorgehen die inhaltliche 
Diskussion um den GO-Entwurf und 
die Änderungsvorschläge abgewürgt 
werden könnten. Die meisten Ver- 
trauensleute würden die Änderungs- 
vorschläge anderer Kollegen gar nicht 
eret zu Gesicht hekammen wandern 
vorschläge anderer Kollegen gar nicht 
erst zu Gesicht bekommen, sondern 
sich mit dem Hinweis abspeisen las- 
sen müssen, „daß die VK-Leitung 
ichon alles geprüft und verarbeitei 
at", 
Um dieser krummen Tour entge- 


frau den Antrag, den GO-Entwurf 
der VK-Leitung in allen Bereichs- 
VK’s gründlich zu diskutieren, Än- 
‚derungsvorschläge zu erarbeiten und 
diese Anderungsvorschläge v or der 
abschließenden Diskussion den Ver- 
trauensleuten bekannt zu machen, 
um so überhaupt die Grundlage für 
eine breite, demokratische Diskussion 
zu schaffen, 

Die VK-Leitung konnte diesen 
trag mit demagogischen Einwänden 
(„unterscheidet sich kaum von dem 
Verfahren, was wir vorgeschlagen ha- 
ben“, „Jetzt ist es dafür zu spät") 
abschmeitern. Vielen Vertrauensleu 
ten war der Unterschied zwischen 
dem Antrag und der von der VK. 
Leitung befürworteten Verfahrens- 
weise anscheinend nicht klar gewor 
den, Ein anderer Grund ist, daß 
die meisten Kollegen immer noch 
darauf vertrauen, daß die Gewerk- 
schaftsführer sich schon an die „de- 
mokratischen Spielregeln” halten 
werden, 


Die VK-Leitung hatte allen Grund, 
eine breite Diskussion über die GO 
zu verhindern, wie sich auch an ihrem 


Einschränkung der 
Vertrauensleute zugunsten eines wer. 
teren Ausbaus der Rechte der Orts- 
verwaltung ‘und der Betriebsräte 
(= VK-Leitung!). Die Rechte, die sich 
die Betriebsratsfürsten in der neuen 
‚GO „rechtmäßig” garantieren lassen 
wollen, haben sie sich freilich mehr 
‚oder weniger auch bisher schon her- 
ausgenommen. 

Einige Vertrauensleute ‚aus dem 
Bereich der Angestellten arbeiteten 
einen Gegenentwurf zum GO-Ent- 
wurf der VK-Leitung aus, der aller- 
dings beim jetzigen Kräfteverhiltnis 
im VK kaum Chancen hat, ange 
‚nommen zu werden, aber dazu bei- 
tragen kann, die Diskussion über die 
anti-demokratischen Machenschaften 
der Gewerkschaftsführer voranzutrei- 
ben. 

Wir wollen im Folgenden die bei- 
den Entwürfe gegenüberstellen. 


Das Wichtige fehlt 


Als erstes ist festzustellen, daß 
über die Rechte der Bereichs-VK im 


Die „Fürsten” haben alle nur denk- 
baren Rechte: sie können quasseln, 
wann und solange sie wollen, sie 
können die „einfachen Arbeiter" 
unterbrechen oder ihnen auch ganz 
„das Wort entziehen" 

‚Das sollen die „Rechte" der Ver- 
trauensleute sein: 

„4. Wortmeldungen sind bei der 


reichen.” = „5. Die Redner erhalten 
dus Wort in der Reihenfolge ihrer 
Meldung . . . Worterteilungen sollen 
in einer Sache höchstens zweimal an 
den gleichen Redner erfolgen.” „6. 
die Redezeit in der Aussprache be- 
trägt in der Regel drei Minuten für 
leden Redner.” 

Und das sollen die Vorrechte 
der Betriebsrats- und Gewerkschafts- 
fürsten sein: 

„3. Vertretern der Ortsverwaltung 
ist jederzeit und unbeschränkt das 
Wort zu erteilen .... 7. Referen- 
ten und Berichterstattern ist auf Ver- 
langen das Schlußwort zu erteilen.“ 

„8. Der Verummlungsleiter hat 
nicht zur Sache gehörende Ausfüh- 
rungen zurückzuweisen. Fügt sich ein 
‚Redner den Anordnungen des Ver- 
‚sammlungsleiters nach zweimaligem 
Hinweis auf die Geschäftsordnung 
nicht, s0 kann Ihm das Wort ent- 


Die Gewerkschaftsführung bei der Arbeit. 


Die Gewerkschaftsführung bei der Arbeit. 


GO-Entwurf der VK-Leitung nichts 
gesagt wird. Dies war aber doch ur- 
sprünglich der Ausgangspunkt für die 
ganze Geschäftsordnungs-Debätte ge- 
wesen. In einem „Organisatlonsplan”, 
der dem GO-Entwurf der VK-Leitung 
beigefügt ist, heißt es dazu ledig- 
lich: „Die Bereichssprecher werden 
aus der Gruppe der Vertrauensleute 
der Bereiche gewählt. Ansonsten gilt 
(die Richtlinie für Vertrauensleutearbeit 
der KG Metall". - In den Vertrauensleu- 
te-Richtlinien gibt es aber weder Be- 
reichssprecher noch Bereiche VK’s. 
Was es nicht gibt, hat keine Rechte, 
baw, das Daseinsrecht dieser Gre- 
mien hängt einzig und allein von der 
VK-Leitung und vom Kapitalisten 

. Da die Sitzungen während der 
Arbeitszeit stattfinden, müssen. sie 
nämlich auch vom Kapitalisten ge 
nehmigt werden, 


Das Rederecht 


Der dickste Hammer im GO-Ent 
wurf der VK-Leitung ist die Hand 
habung des Rederschts, Hier gebär- 
den sich die Gewerkschaftsführer 1 

sächlich wie mittelalterliche Poten- 
taten gegenüber ihren Untertanen, 


zogen werden.” — „9. Dem Ver 
‚sammlungaleiter sind kurze Bemer- 
kungen, die zur Richtigstellung und 
Förderung der Aussprache dienen, 
lederzeit gestattet. Zu diesem Zweck 
darf er den Redner unterbrechen, 

Der Gegenentwurf der Angestell- 
ten-Vertrauensleute geht dagegen da- 
von aus, daß für einen Vertrauens- 
mann allein die Interessen der Ar- 
beiter, Angestellten und Lehrlinge 
maßgebend sind. „Um diese Auf- 
gabe so gut wie möglich durchführen 
zu können, ist es uneräßlich, daß 
inder Beratung, Beschlußfassung und 
in der Durchführung der Beschlüsse 
demokratisch verfahren wird", heißt 
es in der Präambel zum Gegenent- 
wurf, 


Es liegt natütlich nicht im Inter 
esse der Kollegen, wenn Ihre Ver- 
rauenaleute nicht einmal ausreden 
dürfen und nur „zur Sache” reden 
dürfen, wobei die Interpretation die- 
sos Begriffs allein in den Händen der 
Gewerkschaftstührer liegt. In diesem 
Zusammenhang Ist erwähnenswert, 
daß der Betriebsratsvorsitäende bei 
B + V, der Rechte Knödler, gleich- 
zeitig (und neben vielem anderen) 
auch Mitglied der Ortwverwaltung der 


IGM in Hamburg Ist, also zum Kreis. 
‚derjenigen gehört, die berechtigt sind, 
„jederzeit und unbeschränkt" sich 
auf den Vertrauensleute-Versamm- 
hungen zu Wort zu melden. 

Der Gegenentwurf der Angestell- 
ten-Vertrauensleute fordert die prin- 
zipielle Gleichberechtigung 
aller Teilnehmer einer gewerkschaft- 
lichen Versammlung, ohne Privil 
für einzelne Gewerkschafts- und 
triebsratsfürsten: „Die Redner erhal- 
ten das Wgpt in der Reihenfolge der 
Meldung. Dies gilt für alle Anwesen. 
‚den ohne Ausnahme ... Der Versamm- 
Tungsleiter kann mit Mehrheit jeder- 
zeit abgewählt werden.“ 


Das Antragsrecht 


Auch das Antragsecht wird Im 
GO-Entwurf der VK-Leitung schr 
weigehendeingeichrinkt. Zwar tes 
im Verirauenskörper be B# V schon 
jetzt 10, daß viele Anträge durch ge 
Biest nit 
Zerreden von Knödler & Co. gar 
nicht erst durchkommen, Jetzt wird 
Au Hoheingen vor Anekomae Re 
Atlich erehwert, 

‚1. Änderungsvorschläge zur Ta- 
Gmerämang med HERE TBE Veh. 
Versammlung der VErbeitung vr 
ch simareichen: Sie werden Zen 
VeremaDgen 2 Ablens 
vorgelegt.“ — „12. Anträge und Ent- 
UchleBungen mänien zu Sache geh6- 
Ten und schnftich einen Tag var der 
Versammlung der VK-Leitung vorlie- 
‚gen. Sie sind der Versammlung be- 
kanntzugeben, werden aber zur Be- 
handlung nur zugela wenn min- 
destens 25% der Versammlungsteil- 
mehmer si unterstist, Anzige, di 
als besonderer Punkt zur Tagesord- 
nung behandelt werden sollen, be- 
dürfen der Zustimmung der VK-Lei- 
tung und sind s0 rechtzeitig bei dieser 
einzureichen, daß sie mit der Be- 
'kanntmachung der Versammlung ver- 
‚Öffentlicht werden können.“ 

Diese Bekanntmachung muß fünf 
Tage vor der Versammlung raus sein. 
Das heißt in der Praxis, daß kurzfri- 
stige Stellungnahmen zu aktuellen Er- 
eignissen, wie etwa eine Solidaritäts- 
erklärung mit dem chilenischen Volk 

deinen 
erklärung mit dem chilenischen Volk 
nach dem Putsch, überhaupt nicht 
mehr eingebracht werden könnten, 
da.20 etwas" eiengplicht zur Sache 
gehört“ und zweitenfrechtzeiig ein. 
Bericht werden muß und der Zusim, 
mung der VK-Leitung bedarf. Und 
wie die darüber denkt, hat Willy 
Höppner, VK-Vorstzender, mil den 
Worten ausgedrückt, daß soviese 
„nicht mehr soviel politische Dinge 
auf VK-Sitzungen besprochen werden 
sollen, da die Geschäftsleitung das 
nicht gern sieht.“ 

Auch im der Frage der Antıige 
muß davon ausgegangen werden, daß 
S nur Im Taler dar Keen sin 
Kann, wenn Antje, de Detieblch 
oder ulgemelpolien fe die Ar 
elebracht und diekuliert werden 
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oder wird sie zum Faschismus 


Staat und Gesellschaft") Zu lesen, 
32 Seiten 


können, 

Deshalb heißt es im Gopenentwurf: 
„Ergänzungsvorschläge zur Tagesord« 
ung sollten einen Tag vorher bei der 
PK-Leitung eingereicht werden. Sie 
kann auch bei der Eröffnung der Sit- 
zung auf Antrag ergänzt oder gedn- 
dert werden.” — „Anträge und Ent- 
schließungen sollten der Versamm- 
hung schriftlich vorliegen. Unabhän- 
ig davon können zu jedem Tagesord- 
ungspunkt. Initlattv-Anträge gestellt 
werden.” 


‚Gegen den Abbau 
innergewerkschaftlicher 
Demokratie! 


Da von der VK-Leitung nicht zu 
erwarten war, daß sie den Gegenent- 
wurf verteilen würde, um eine Dis. 
kussion darüber zu ermöglichen, er- 
griffen einige Angestellten-Vertrau- 
ensleute die Initiative und verteilten 
den Gegenentwurf soweil ihnen mög 
lich unter einem Teil der Vertrauens 
leute. Denn es besteht längst nicht 
zwischen allen Vertrauensleuten ein 
‚Kontakt, was ja eigentlich eine VK- 
Leitung organisieren sollte, So wurde 
zumindest erreicht, daß ca. einem 
Viertel der Vertrauensleute auch der 
Gegenentwurf zur GO bekannt ist. 
Außerdem fand auf Initiative einiger 
‚Angestellten-Vertrauensleute mit Un- 
terstützung der anderen Angestellten- 
Vertrauenseute für die beiden Ange- 
stelltenbereiche eine außerordentli- 
che Bereichsversammlung statt, wo 
nur über die GO diskutiert wurde, 

‚Wie bekannt wurde, reichten ver- 
hältnismäßig viele Kollegen Ände- 
rungsvorschläge ein. u.a. gab es noch 
einen Gegen-Entwurf der Jugendver- 
tretung. 

Der Gegen-Entwurf der Angesteil- 
ten-Vertrauensleute wurde zwar von 
vielen Vertrauensleuten gutgeheißen; 
zu einer aktiven Unterstützung konn- 
ten sich jedoch nur wenige entschlid- 
ßen. Klarheit, was die neue GO für 
den VK bedeutet und was die VK-Lei- 
tung damit vorhat, ist bei den mei- 
sten Kollegen noch nicht vorhanden. 
Sie hoffen, die VK-Leitung werde 
nige der undemokratischen Punkte 


Sie hoffen, die VK-Leitung werde el: 
nige der undemokratischen Punkte 
von sich aus ändern. 

Insgesamt ist zu erwarten, daß die 
Betriebsräte (= VK-Leitung) in eini- 
gen zweitrangigen Fragen „Zugeständ- 
nisse“ machen werden, um ihren an. 
tidemokratischen Entwurf insge- 
s am t dann doch durchzusetzen. 
Für die fortschrittlichen Vertrauens. 
leute wird es darauf ankommen, ver- 
stärkt die Funktion der neuen GO als 
Teil des Abbaus der Innergewerk- 
schaftlichen Demokratie aufzuzeigen, 

Interessant ist noch zu erwähnen, 
daß die vorgelegte GO der VK-Leitung 
bis auf wenige Punkte wortwörtlich 
mit der „Geschäftsordnung für Ge 
werkschaftsversammlungen” der IC 
Metall übereinstimmt. D 
Betriebszellen Blohm + Voß, 
KB/Gruppe Hamburg 


ung mit Positionen des NRF, KBB (ietzt KBW) und 
SSG-Hamburg zu den Fragen: „Will” die Bi 
gezwungen” 
schistische Massenbewegung? Suche nach dem „Wesen des Haschis 

'"_Wiederlogung der faschistischen Gefahr? Es empfiehlt sich vor 
her die Faschismusartikel aus ARBEITERKAMPF 16, 
(nachgedruckt im Buch „Gegen die schrittweise Faschixierung von 


rreoisie den Faschismus 
Woher kommt die fa 


17 und 18 
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Redaktionelle 
Anmerkung 


In beiden Wereichen Ist di 
Gang”. Während die Kollegen andı 
Tarifrunden einzelnen Unternehmern, 
bänden formal gegenüberstehen, sind d 
stellten und Beamten (ohne Streikrecht! 
Apparat bzw 
‚konfrontiert. Auf der andı 
her für uns erkennbar 


AUSZUBIL DENE 


Taritkampf” in „vollem 
r Branchen In ihren 


bzw. deren Ver 
‚Arbeiter, Ange 
mit dem Staats- 


'inen politischen Vertretern (SPDI!, FDP) 
Seite haben 
die Gewerkschaftsführer (el 


soweit bis 


falls SPD!!) die Aktivitäten auf Seiten der Kollegen (be-In mehreren Sudd 


sonders Post) fest im 


PREISE 


ft, mehr noch, teilweise müssen £-T. stundenlang den Verkehr der Innenstädte lahm. 


die Gewerkschäftimitglieder und ander 
durch wild-radikalistische Reden der Gewerksch 
uf die Noine gebracht werden. 

Neben der zumeist 
tretern beider „Tarifwiten‘ 


führ 


Kollegen er 


iben Parteizugehörigkeit von V. 
" muß noch die besonders 


enge Bezichung der Führer von OTV- und Post-Gewerk- 


schaf 


Mallwi 


‚zum Staatsapparat gesehen werden. 
Trotz einzelner spontaner Aktivi 
» und beachtlicher Demonstrationen der Post 
Kollegen (in Frankfurt, 
Düsseldorf und anderen 

gen für die Kollegen nichts 


ın bei ÖTV (a.B 


stadt, Hamburg, Hannoveı 
'ädten) lasen diese Bedingun- 
Ihnen, hinsichtlich Ver 


lauf und Ergebnis dieser Tarifrunden sowie der „Signal 


wirkung“ für d 


auffolgende (M 


alleic.) 


nisse dieser Tarifrunden berichten. 
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nmittelbar vor Weihnachten er; 
hielten vier von fünf HDW-Ju- 


sie Mitglieder angeblich 
schaftsfeindlicher, gegnerischer Orga- 
nisationen” seien. Dan vier Kollegen 
wurde mit Ausschluß gedroht. 

Die angegriffenen Jugendvertreter| 
beschlossen daraufhin die Herausgabe 
einer „Offenen Antwort an die Orts 
verwaltung der IG-Metall”, die vor 
‚dem Betrieb, an Berufsschulen usw. 
verteilt wurde. (Siehe AK 38, wo gro- 
$e Teile der „Erklärung“ und der Do- 
‚kumente abgedruckt sind.) 

Im folgenden soll über den Verlauf 
‚der letzten Vertrauensleuteversamm- 
lung auf HDW, wo auch diese Sache 
zur Sprache kam, berichtet werden. 
Ferner soll die Politik der DKP/SDAJ 
und der „KPD/ML” bzw. „Rote Gar- 
de" eingeschäizt werden. Zum Schluß 
‚ein Bericht über die angelaufene Soli- 
‚darität. (Zur Vorbereitung der HDW- 
Gewerkschaftsausschlüsse siehe AK 
36 und 37.) 

Am 23. Januar fand auf der HDW 
‚die erste Vertrauensleuteversammlung 
im neuen Jahr statt. Mitglieder der 
Jugendvertretung verteilten gleich 
am Anfang der Sitzung einen Ent- 
‚schließungsantrag der JV an die Ver- 
trauensleute, die Kontroverse mit der 
IGM-Ortsverwaltung betreffend (siehe 
Faksimile-Abdruck). Obwohl die Kol 
legen einen schriftlichen Antrag auf 
Erweiterung der Tagesordnung 
‚den Punkt „Gewerkschaftsausschlüsse‘ 
gestellt hatten, wurde das vom VK- 
Leiter ©. Kock übergangen, so daß 
‚erst eine halbe Stunde vor Ende der 
‚der Versammlung unter dem Punkt 
„Verschiedenes“ (!) dieses Thema an- 
‚gesprochen werden konnte. Das Be- 
mühen der VK-Leitung, möglichst viel 
"Zeit herauszuschinden, um die Ge- 
werkschaftsausschlüsse nur kurz dis- 


kutieren zu können, war offensicht- 
lich. 
mh nennen 

JV-Kollegen am Anfang über die Aus- 
einandersetzung zwischen Jugendver- 
tretung und Betriebsrat: 
@Eine von der Jugendvertretung 

und den Kollegen geforderte Lehr- 
lingsversammlung zur Diskussion der 
‚Ausbildungslage auf der HDW und 
der Tarifrunde wird seit Monaten 
vom Betriebsrat als „nicht erforder- 
lich" abgelehnt, Erst eine Unterschrif- 


werkschaftsfeindlichen Organisatio- 


nen“ zu belegen und inder 
Aal dr Pederueer Are »e 
werkschaftsfeindlichkeit” zu belegen. 


Dazu kam allerdings, in der an- 
‚schließenden ‚Diskussion‘ kein Wort. 


— Wie auch! 

Stattdessen die altbekannte Taktik: 
‚Abheben der Diskussion von der kon- 
kreten Auseinandersetzung zwischen 
Jugendvertretung und Betriebsrat 
(bzw. VK-Leitung) um die Politik 
einer Arbeitervertretung im Ausbil- 
dungsbereich auf die Ebene der „ab- 
strakten ‚Diskussion' “ über die angeb- 
lichen Ziele der „Liksextremisten“, 


tensammlung rang diesen „Gewerk- | Dazu Kostproben: Ein VI 
schaftern“ eine mündliche (!) Zusage | Leiter Untertdem starken Beifall der 
für (eventuell) Mitte März (!) ab. SPD-Betriebsgruppe: 


@ Während (und nach) der Jugend- 
vertreter-Wahl lief eine wahre Hetz- 
kampagne der rechten SPD-Demago- 
gen gegen die Jugendvertretung ab. 
Gezielt wurden Gerüchte vom „roten 
Meinungsterror“ in der Lehrwerkstatt, 
den „roten Gewerkschaftsspaltern in 
der Jugendvertretung”, der angebli- 
chen Mitgliedschaft mehrerer Jugend- 
vertreter in der „„KPD/ML" unter der 
Belegschaft in Umlauf gesetzt. 
© Um die angebliche „Gewerkschaft, 
feindlichkeit“ der Kollegen zu „be- 
weisen“, wird — insbesondere vom 
VK-Leiter Kock — immer wieder ein 
‚ominöses Protokoll einer Jugendver- 
sammlung beschworen, in dem „ge- 
werkschaftsfeindliche Äußerungen“ 
der betroffenen Kollegen festgehalten 
sein sollen. Aufgrund von Nachfor- 
schungen der JV stellte sich heraus, 
daß dieses „Protokoll“ wohl in den 
‚Köpfen dieser Herren existiert, nicht 
aber in Wirklichkeit. 

‚Allein diese wenigen Fakten legen 
Zeugnis ab von der ganzen Nieder- 
trächtigkeit und Verlogenheit dieser 
‚echten wzlaklomokratischen Gewerk- 
schaftsführer und Betriebsräte, die 
offenbar keine Mühe scheuen, um 
klassenbewußte Kollegen fertigzuma- 
‚chen und aus den Gewerkschaften zu 
feuern 

Die Kollegen wiesen auf die Aus- 
schlußwelle auch in den anderen Ge- 
werkschaften hin, die gerade in Zeiten, 
in 
ihre Angriffe auf die Rechte 
beiterklasse verstärken, nur zur wÖlll- 
gen Auslieferung der Gewerkschaft 
bewegung an das gewetzte Menser des 
Kapitals führen. Die Kollegen forder- 
ten sie VK-Leitung auf, in sachlicher 
Form zu antworten, auf der Versamm- 
lung ihre Behauptungen über die an- 
gebliche Mitgliedschaft In sog. „ge 


„Die politischen Schmierer (1) in 
unserer Organisation, die nur die Auf- 
‚gabe haben, die Betriebsräte und die 
VK-Leitung zu diffamieren, haben bei 
uns nichts mehr zu suchen, die sollen 
Ihre eigene Gewerkschaft aufmachen!" 
@ Otto Mohr von derOrtsverwaltung: 

„Über diese Resolution kann gar 
nicht abgestimmt werden, das ist kein 
‚Antrag, das ist eine Zusammenfassung 
verschiedener politischer Positionen 
(wer hätte das gedachtg Frage d. Verf.) 
Die ganzen vor dem Beirieb verteilten 
Fiugblätter sind gewerkschaftsfeind- 
lich, das ist ganz klar. Wir sind nicht 
‚gegen die Auseinandersetzung (1). Wir 
kind eine demokratische Organisation. 
Ihr könnt ja die Gewerkschaftaführer 
abwählen. Aber wenn unsere Organi- 
sation verleumdet wird, dann müssen 
wir und werden wir uns zu wehren 
verstehen. Im DGB dürfen sich keine 
politischen Gruppen austoben (!}. 
Jeder der die IG Metall für se 

persönlichen [1] Spielchen [1] in An 


Ein starkes Stück leistete sich 
dieser Domagoge, alser sagte, daß den 
vier Kollegen „bedauerlicherweise (!) 
ein Verfahren angehängt wird, weil 
‚ie die Einheit unterminieren (}) wok 
len. Ich bitte die Jugendlichen, nicht 
länger die Arbeitgeber zu unterstür- 
zen (!}, Ihr werdet ein faires Verfah- 


ren bekommen,“ - Gtenzenloser 
Zynismus. z 
Der Betriebsratsvorsitzende W. 


Peters unter starkem Beifall 

„Diese Resolution Ist kein Anırag, 
das ist ein einziges Geschreibsel mit 
böswilligen Unterstellungen. Die Jw- 
‚gendvertretung hat die Zusemmenar- 
beit abgelehnt (!). mit Ihnen ist keine 
Gewerkschafwarbeit mehr möglich. 
Wenn wir das so welter dulden, sind 


wir bald am Ende mit unserer demo- 
kratischen Organisation. Wir dürfen 
unsere Gewerkschaft nicht zerschlagen 
lassen. 1965 fiel der Unvereinbarkoits- 
beschluß gegen die NPD {!!!) und da 
‚sugte keiner was. Wenn es heute wie: 


der Urganısauonen guör, ds vr m 
Statut, Wortlaut und Zielen gleich sind 
(damit meint dieser Lump die Kom- 
munisten! Anm. d. Verf.), dann ist 
deren Mitgliedschaft auch unverein- 
bar“ 


‚Auch das wieder ein altbekannter 
Trick der bürgerlichen Ideologie: Die 
Kommunisten werden mit den Faschi- 
sten, den größten Feinden der Arbei- 
terklasse, auf die selbe Stufe gestellt, 
während es in Wahrheit die Giewerk- 
AehmenTachicher Methoden be 
nel ır Methoden be- 
dienen. 

Die zweifellos widerwärtigste Het- 
ze kam von Rasmus Süchtig — ein frei- 

triebsrat, der, wenn es 
essen der Kollegen geht, 
nie die Zähne auseinanderkriegt. Hier 
hatte er aber offensichtlich sein rech- 
tes Betätigungsfeld gefunden, auf dem 
er sich weillich austoben konnte: 

„Solche Meinungsverschiedenhet- 
ten zwischen Betriebsrat und Jugend- 
wertretung haben im VK nichts zu 
suchen (!}, Aber wenn sie schon ein- 
mal reingeiragen werden: Wir kennen 
‚la die Flugblätter, in denen zur Sabo- 
lage aufgerufen wird, ‚schmeißt Sand 
in die Kugellager, schneidet die 
Schweißkabel durch' usw. Daß die 
Jugendvertreter sich davon nicht dir- 
Tanzieren, zeigt, daß sie diese Sachen 
richtig finden (}}. Hier werden Be 
triebsrdte und VK-Leiter als Arbeiter- 
verräter und Kapitalistenknechte be- 
schimpft. Aber wer kennt nicht die 
Verdienste von Werner Peters, den 
Weg von Otto Kock (das sagte er zu 
seinen Parteifreunden vom BR ge- 
wandt, Anm. d. Red.) Wir missen 
hier die VK-Leitung und den Betriebr 
rat gegen die ‚Linksextremisten‘ ver- 
teidigen. Die Jugendvertrerung will 
Euch in die Sache reinziehen. Die 
„Linksextremisten‘ wollen hier den 
Boden schaffen für Ihre Politik und 
ihre Ziele und wollen die Kollegen 
von ihren gewlhlten Vertretern trem- 
‚nen. Arbeiterfeindliche und interne 
Auseinandersetzungen sollen in den 
YK getragen werden. Die Jugendver- 
treter haben sich hier demaikiert", 
schrie dieser Demagoge mit hysterl- 
scher Stimme, 

Wollten die VK-Leiter anfangs noch 
die Abstimmung über den Antrag der 
Jugendvertretung vorhin weil 
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ihnen offensichtlich die Stimmung der 
Kollegen noch nicht ganz klar war - 
jetzt konnte O, Kock getrost In den 
VK schreien: „Wollt Ihr abstimmen? ", 
um sich durch das eindeutige „Nein“ 
noch einmal den Erfolg der Hetze 
bestätigen zu Iase 

Insgesamt hat der Verlauf der Ver- 
sammlung gezeigt, daß es den Jungen 
Kollegen nicht gelungen It, einem 
größeren Teil der Vertrauensleute den 
Inhalt der Auseinanderetzung zwi. 
schen Betriebsrat, VK-Leitung, Örts- 
verwaltung ejnerselts und Jugendver« 
iretung und Lehrlingen anderersei 
sowie den Hintergrund der geplanten 
Ausschlüsse deutlich zu machen. Es 
ist den rechten SPD-Einpeitschern 
zweifellos gelungen, durch ihre Hetar 
iraden die Mehrheit der Vertrauens- 
leute von der sachlichen Auseinan- 
dersetzung und Beschäftigung mit 
den Standpunkten der angegriffenen 
Kollegen vorerst abzuhalten. Es wäre 
allerdings falsch, dies für den ganzen 
VK zu behaupten: Ein Teil der fort- 
schrittlichen Kollegen war allein 
durch die Massivität der Hetze und 
Drohungen so eingeschüchtert, daß 
sie es nicht wagten, dagegen Einspruch 
zu erheben und eine sachliche Dis- 
kussion zu fordern. 


DKP/SDAJ: Immer tiefer in den 
Dreck 


Die beiden einzigen „linken“ Or- 
ganisationen, die bisher zum geplanten 
Gewerkschaftsausschluß Stellung ge- 
‚nommen haben, sind die DKP/SDAJ 
und die „KPD/ML“ bzw. ihre „Ju- 
gendorganisation“, die „Rote Garde 
(auf deren ganz besonders rrrrevolu- 
ionäre Betriebsamkeit bei HDW wir 
im nächsten AK eingehen wollen). 
Der KBW hat es bislang vorgezogen, 
sich zu diesem Thema auszuschwei- 


gen. 

Auf die Rolle der DKP/SDAJ 
speziell ‚der üblen Rolle des DKP- 
Führers Müller-Goldenstedt bei HDW 
— sind wir bereits im ARBEITER- 
KAMPF Nr. 36 und 37 eingegangen. 
Dieser Bursche hat sich nicht gescheut, 
aktiy durch Spitzelei und Denunzi 
tion, durch antikommunistische Flug- 
blätier und Hetze seinen Teil zur Vor- 
bereitung des Gewerkschaftsausschlus- 
ses der Jugendvertreter und der Zer- 
schlagung der HDW-Jugendbetriebs- 

eb aid lit ı 
ben, daß die DKP-Leute sich in ihrer 
Betriebszeitung zur Kontroverse IGM- 
Führung — Jugendvertreter „Außern”“ 
würden. 


Besonders an dem im Faksimile 
abgedruckten „Werftecho“ (Betriebs- 
zeitung der DKP) wird die ganze Nie- 
derträchtigkeit der Politik dieser „Ge- 
nossen“ deutlich. Hier spielt diese 
Partei scheinheilig die Rolle des un: 

und „erschrockenen“ is: 
gbachters, der den „irregeleiteten” 
Jugendvertretern fünf Minutes 
zwölf noch den „gut gemeinten‘ 
schlag zuruft: "Ändert den Kurs! 
‚Damit der HDW-Vorstand nichts mehr 
zum Lachen hat.“ 

Zur selben Zeit, am 11. Januar 74, 
begrüßt der DKP-Führer Mügo aus- 
drücklich im OJA (Ortgugendausschuß 
der IG Metall) den geplanten Gewerk- 
schaftsausschluß der Kollegen und be- 
rät dort mit den Jüngern der Hambur- 
ger Gewerkschaftsführung, wie man 
am besten die‘ Stintfang-Gruppe zer- 
schlagen kann. Hier beschwert sich 
dieser Bursche auch darüber, daß einer 
‚der OJA-Mitglieder den HDW-Kolle- 
gen „verraten“ hat, daß er unter den 
Linken für die Gewerkschaftsführung 
spitzeln soll (!). 

Mit einer bodenlosen Demagogie 
werden von der DKP die Tatsachen 
auf den Kopf gestellt, wenn es im 
obigen „Werftecho” heißt: „Die HDW- 


pinschen Reaktion‘ 
russische Proletariat, 


Schlägen der Reaktion ausgesetzt 


ig sind, die sich in Zeiten des 
Klanme 


erhältlich: im ARBEITERBUCH 
2 Hamburg 13 
Grindeihof 45 


Nacht verging 


Der Roman umfaßt einen kurzen Zeitraum genen Ende der „Stoly« 

ieser schwersten und finstersten Zeit für das 
ie auf die Revolution von 1905 folgte. Wie 
immer in Zeiten, in denen die Arl 


hen Tondenzen der Resignation und der Schwankungen geltend, 
ie besonders die bürgerlichen und kleinbürgerlichen Elemente anfäl- 
ufschwungs auf die Seite der Arbeiter- 
It haben, Der Kampf gegen die Liguidatoren und Men- 
schewiki, der Wiederaufbau des weitgehend zerschlagenen Paftelappa- 
rates unter den schwieriasten Bedingungen der Negalltät, das Wieder: 
gewinnen der revolutionären Arbeiter durch die Bolschewikl, 


Lehrlinge haben bei der Neuwahl der 
Jugendvertretung von euch erwartet“ 
"aber ihr! Hier wird die Verantwor- 
tung für die allerdings nicht überragen- 
‚den Erfolge der neuen Jugendverire- 
tung allein den Kollegen untergejubelt, 
dio Ja nichts anderes zu tun hatten, alk 
immer häufiger die Vermauenskör- 
‚Perleitung, den Betriebsrat und sogar 
aktive Gewerkschaftskollegen wüst(!) 
zu beschimpfen(!.“ 

‚Kein Wort darüber, wer 
bisher ständig eine aktive 
treter- und Gewerkschaftsarbeit unter 
den, Lehrlingen auf der HDW zu hin- 

ben versucht hat, wer tatadch- 
lich eine, Lehrli ung für 
„nicht erforderlich“ hält, wer tatsich- 
lich die widerwärtigste antikommu- 
nistische Hetze gegen die JV unter den 
älteren Kollegen in Umlauf setzt 

Zum Verlauf der letzten Verti 
enskörperversammlung war im ..\ 
echo“ zu lesen: „Zu kurz kamen 
‚andere betriebliche Belange .... Das 
lag mit an den Jugendvertretern, die 
wieder einmal (!} versuchten, Ihre 
‚große Auseinandersetzung mit der 16 
Metall (!) in die Vertammlung zu 
tragen. Die Antwort der Vertrauens“ 
leute war jedoch einheitlich: ‚Wir wol- 
len keine Auseinandersetzung jetzt, 
sondern gemeinsames Handeln, um 
unsere berechtigten Forderungen 
durchzusetzen.“ 

— Triumph über den Erfolg anti- 
kommunistischer Hetztiraden rechter 
SPD-Demagogen. 

Die DKP/SDAJ hat bei HDW hit- 
eichend bewiesen, daß sie mit den 


* rechten wziallemokratischen Gewerk- 


schaftsführern durch „dick und dünn“ 
marschiert, wenn es gegen die Kom- 
munisten und andere klassenbewußte 
Kollegen geht. 


Praktische Solidarität 


Es wäre falsch, die Reaktion des 
Vertrauenskörpers bei HDW - in dem 
die SPD-Betriebsgruppe noch großen 
Einfluß hat — auf die gesamte Belcg- 
schaft zu übertragen. 

Besonders unter den Lehrlingen 
auf der HDW, aber auch in den Berufs- " 
schulen und einigen anderen Betrieben 
in Hamburg löste dieser Schritt der 
Ortsverwaltung Empörung aus. Aus 
‚einigen Betrieben und Berufsschulen 
innen Eplideritätssdraseen Inter 
Geldbeträge an die betroffenen Kolle- 
gen. Auf einer OJA-Versammlung am 
24.1. im Gewerkschafishaus verab- 
schiedeten rund 150 Lehrlinge (gegen 
die Stimmen des OJA, der DKP und 
SDAJ) die auch dem HDW-VK vorge- 
legte Entschließung. (Zum Verlauf 
der Versammlung s. Artikel in dieser 
Ausgabe.) , 

Anders die Reaktion der älteren 
Kollegen bei HDW. Hier löste das Be- 
kanntwerden der Pläne der Ortsver- 
waltung keine ähnlichen Reaktionen 
wie bei den Lehrlingen aus. Nur in 
einzelnen Gewerken begrüßten die 
Kollegen ausdrücklich die „Offene 
Antwort der JV an die Ortsverwal- 
tung“, während in anderen Gewerken 
eine — von dort arbeitenden Betrieb» 
räten geschürte — Anti-Jugendvertre- 
terstimmung herrscht, die sich in ih- 
ren Extremen in solchen Äußerungen 
wie „Rote Schweine” zeigt, 

Insgesamt zeigt sich hier immer 
noch eine starke Trennung der jungen 
Kollegen von ihren älteren Kollegen 
in den Gewerken. Es wird deshalb 
wichtig sein, stärker alle Möglichkei- 
ten zu nutzen, um die älteren Kolle- 
‚gen mit den Problemen der Lehrlinge 
bekannt zu machen und umgekehrt 
die älteren Kollegen in allen Fr 
stärker als bisher zu unterstützen. 
Zallen-Leitung Werften 
KB-Gruppe Hamburg 


terklasse dem härtesten Sc] 
machen sich auch in den Re 


Teil d und Teil 2je um 
100 Seiten 
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Berufsschulkampf 


DIE ENTWICKLUNG DER LEHRLINGSARBEIT AN DER GEWERBESCHULE 


FÜR MASCHINENBAU (G 1) 


Die Notwendigkeit, politische Arbeit 


‚Jugend (vor allem such unter den ‚Auszubildenden‘) in 
‚den Betrieben zu leisten und die Belange dieser Jugendli- 


‚chen im gewerkschaftlichen Kampf 
wohl allgemein merken. 


ben der verschiedensten Branchen, mi 
ger delen Genossen. 


Alle Lehrlingsgenomen des KB sind Mitglieder in den 


‚Aufbau starker gewerkschaftlicher Betriebsorganisatio- 


in einer ganzen Reihe von Artikeln des 


Dagegen haben bisher nur sehr wenige Genomen aktiv 
an der politischen Arbeit in den Berufsschulen teilge- 
‚nommen. Der Tatsache, daß die Fragen, die einen Lehr- 


ie G 1 (Staatliche Gewerbeschule 
Maschinenbau, Angerstr,) ist eine 
von 14 Hamburger Gewerbeschulen 
mit etwa 1 200 Schülern, davon rund 
die Hälfte Berufsschule, der Rest teilt 
sich auf in Borufsaufbauschule, Fach. 
‚oberschule und Technikerschule, wo- 
bei jeder Bereich noch in sich vielfach 
untergliedert ist. Die Zusammenfas- 
Sung verschiedener Schulzweige unter 
einem Dach und die weitere Auftei- 
hung jedes Schulzweiges in verschle- 
dene Schulformen führt zu' einer gro- 
Sen Zersplitterung der Schüler, die 
einen einheitlichen Kampf sehr er- 
schwert und der Schülbürokratie vic- 
Ic Ansatzpunkte zur Spaltung gibt. 
Für die Berufsschule bedeutet das 
konkret: je sechs der insgesamt 18 
Blockklassen haben in jedem der 
drei direkt hintereinander liegenden 
Blöcke, die zusammen Yenaw“ ein 
Schulhalbjahr bilden, _Blockunter- 
richt. D.h. der Unterrichtsstoff eines 
Schulhalbjahres ist zu 6 1/2 Wochen 
Schule. hintereinander zusammenge- 
faßt worden. In dem Schulhalbjahr 
davor gab es jede Woche 12 Stunden 


wurden: an einem sieben, am ande- 
ren fünf Stunden. An diesem Tag 
mußten die Lehrlinge in der zweit 
Tageshälfte außerdem noch in die 
Firma gehen, In der Zeit davor gab 
es nur einen Schultag pro Woche 
mit 8 Stunden (Teilzeitunterricht). 
Neben den 18 Blockklassen gibt 
es I1 Klassen, die auch jetzt noch 
Teilzeitunterricht haben (die einzel 
nen Klassen jeweils an verschiedenen 
Wochentagen). Darüberhinaus gibt es 
seit dem 1.2.73 zwei Klassen des Be- 
rufsgrundbildungsjahres, die eine ein 
jährige Vollzeitausbildung ‚genießen“ 
(nur Schule). Diese Kongeption des 
Hamburger Senates ist zu verstehen 
als Teil und Voraussetzung der allge- 
meinen Entwicklung zur Einführung 


Schüler 
Volksschulklassen und Mittelschul- 
Klassen (nur Schüler mit Vorhildung 
ab Renlschulabschluß aufwärts). 
Diese allgemeine Aufsplitterung 


Aussortieren. der ine 


führt dazu, daß Kollegen, die in ve 
schiedenen Klassen oder Blöcken 
sind, kaum noch zusammenkom- 
men, such nicht mehr innerhalb ihres 
Betriebes. Hier legt die Schwierigkeit, 
aber auch di® Aufgabe einer aktiven 
SV (Schülervertretung), organisierend 
einzugreifen und eine Einheitlichkeit 
herzustellen, 


Politik der Schulbürokratie 


Die allgemeinen Ziele der Schul 
bürokratie bestehen darin, die Inte- 
memen des kapitalistischen Staates 
durchzusetzen, d.h. die Ausbildung 
nach den langiristigen Interessen der 
Kapitalisten zu formieren, die selb- 
ständigen Kämpfe der Schüler zu un- 
terdrücken, die Dewegung auf refor 
mistische Ziele zu orientieren, gleich 
zeitig vorbeugende Maßnahmen ge- 
gen später zu erwartende Verschä 
fungen der Kämpfe zu treffen. 

Die G 1 it voll in das reformist 
sche Konzept des SPD-Senats enge 
‚gliedert und übernimmt dabei offen, 
bar eine gewisse Vorreiterrolle, Die 
Schulleitung. bereitet Ihre Maßnahe 
men sehr langfristig vor und aglert 


(bzw, eine seiner früheren Vorläuferorganisatio- 
nen, das SALZ) arbeitet z.T, bereits seit mehreren Jah- 
ron in praktisch allen Hamburger Mittel- und Großbetrie- 


r Arbeiterjugend und streben die Verbindung und 
Einheit mit Ihren älteren Kollegen im Kampf um die ge- 
meinsamen Klasseninteressen an (hierüber wurde bereits. 
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ır der Arbeiter- 


betonen, wird 


Mit diesem Artikel 
6 1 demonstrieren, 


it mehr oder wenk- 


konnte. 


AK berichtet). 


dabei 
schick, 

Herausragendes Beispiel dafür ist 
die Tatsache, daß die SV (Schülerver- 
{retung) der Berufsschule im Mai 
1972 von der Schulleitung selbst ins. 
Leben'gerufen wurde - welt über ein 
Jahr vor inkrafttreten des neuen SV 
(Schulverfassungsgesetz). (Der erste 
SPD-Entwurf zum SVG, vom 299.71, 
war einige Zeit nach seiner Veröf- 
fentlichung wieder zurückgezogen 
worden, ein neuer in Arbeit.) Die Ab- 
sicht war dabei, für diesen Zeitpunkt 
schon eine funktionierende Schäler- 
vertretung (SV) zur Verfügung zu ha- 
ben, um die Bewegung gleich in die 
„richtigen“ Bahnen lenken zu kön- 
nen. 

Bis zum Sommer '73 war die G 1 
eine der wenigen Schulen, die über- 
haupt. über eine einigermaßen funk- 
onsfähige SV verfügten. Verstärkt 
wird die reformistische Ausrichtung 
der G 1 durch die personelle Ver- 
flechtung der Schulleitung mit Par- 
ei (SPD), 

Der Schulleit 


mit großem taktischen Ge- 


und di 


ling bewegen, nicht 
nannten ‚Ausbildungsvergütung‘ usw.) sind, sondern daß 
der Lehrling auch $ c hüler ist — woraus sich eine 
ganze Reihe von Problemen ergibt — wurde bisher zu 
wenig Beachtung geschenkt. 


rufsschulkampf® von Bedeutung waren und sind — und 
wie wir den Kampf um die unmittelbaren Belange in die- 
sem Bereich organisiert haben und inwieweit die Verbin- 
dung zum allgemeinen Klassenkampf hergestellt werden 


Hier können selbstverständlich noch keine allgemein 
Schlüsse gezogen oder ‚Richtlinien® zur Anwendung 
‚empfohlen werden — unsere Erfahrung ist dazu noch viel 
zu begrenzt, die Lehrlingsarbeit insgesamt noch zu un- 
entwickelt, Erreicht werden soll jedoch, daß sich alle Ge- 
nossen und fortschrittlichen Kollegen mit diesen Fragen 
befassen und daß die Lehrlingsgenossen des KB aktiv 
am ‚Berufsschulkampf‘ teilnehmen, damit sich unsere 
zahlenmäßige Stärke auch in politischen Einfluß umsetzt. 


die des Arbeitsplatzen (der soge- 


ollen wir am konkreten Beispiel der 
weiche Fragen im ‚Be- 


über den Betrieben Fortschritte zu er- 
feichen (Sozialstastsillusionen). Die 
Orientierung auf Reformen, gesetzli- 
che Änderungen und den parlamen- 
tarischen Weg nehmen hierbei einen. 
wesentlichen Teil ein. 

Bei allen Punkten geht es der 
Schulleitung danım, selbständige Ak- 
tionen der Schüler (und natürlich 
so weit vorhanden, auch der Lehrer) 
abzuwürgen und in die reformisti- 
schen Kanäle zu lenken. Dabei wird 
versucht, die aktivsten Vertreter von 
ihren Kollegen abzuspalten und mög- 
lichst eng an die Schulleitung zu bin- 
den(durch intensive persönliche Ge- 
spräche, „volle“ Einbeziehung in die 
Diskussion bei vielen Kleinigkeiten, 
Aufbau eines persönlichen Vertrau- 
ensverhältnisses), 

Eine besonders üble Methode ist 
der Aufruf zur „Selbsthilfe“, z.B. 
bei Forderungen, die finanzielle Be- 
Iastungen mit sich bringen (Lehrmit- 
telfreiheit), wird bedauert, daß dafür 


leider kein Geld mehr vorhanden sei. 
‚Aber man könne sich ja an den Schul- 
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‚werkschaft un 
sten. Der Schulleiter und der Abtel- 
lungsleiter der Beruffächule sind teide 
Mitglieder von SPD/GEW (Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissenschaft) 
und des Berufsbildungsausschußes 
der Industrie- und Handelskammer 
(also einem Kapitalisten-Organ). Der 
Schulleiter Schmiedgen war sogar im 
Vorstand der GEW Hamburg, der Ab- 
teilungsleiter Höpfner bis Sommer "73 
im Schulbeirat (paritätisch Arbei 
inchmer/Arbeltgeber), er sitzt in ver 
schiedenen Behördenausschüssen usw. 
Die Politik der Schulleitung an der 
G N unterscheidet sich vom offen 
reaktionären Vorgemen an manchen 
anderen Schulen. An der G I herrscht 
das Konzept, durch „Mitbestim 
mung”, „Demokratisierung“, 
trauensvolle Zusammenarbeit 
liche“ Diskussion, Verzicht auf 
Kampfmaßnahmen und Aufruf zur 
„Selbsthilfe" die Kollegen einzufan 
ie tatsichliche Absicht dieses 
Verhaltens klar zu machen, stellt an 
die Kommunisten natürlich besonde: 
re Anforderungen. Zum großen Teil 
verfängt diese Taktik noch bei den 
Kollegen. Die besondere Gefährlich 
keit dieser Politik besteht darin, daß 
der reaktionäre Kern immer mit ei 
nem liberalen, demokratischen Män. 
teichen umgeben wird, das viele nicht 
durchschauen, Die Schulbehörde hat 
in dieser Hinsicht an der G I recht 
qualifizierte Vertreter, 
t sich u.a. darin, daß diese 
Inder Lage sind, auch recht kritische, 
unternehmerfeindliche Strömungen 
aufzunehmen, Dabei „profilieren“ 
sich diese Herren als angebliche In 
teremenvertfeter der Schüler und der 
Schule allgemein gegenüber den Be- 
trieben, Ist aber dann einmal eine Ak- 
tion im Anlaufen, die auf den Wider- 
‚nd der Betriebe stößt, dann heißt 
‚Wir sind ja auch dafür, aber das 


kriegen wir bei den Betrieben jetzt 
noch nicht durch. Da müssen wir 
erst vorher diesen oder jenen Schritt 


machen”, Damit wird versucht, die 
Sache abzuwürgen. 

An der G ) it die Schulleitung 
relativ häufig gezwungen, dies Me- 
thode anzuwenden, Dabei werden 
tig die Ilusionen gefördert, 
tor gegen: 


verein wenden. Dieser — ein privat- 
rechtlicher Verein mit Lehrern, Schü- 
lern, Eltern und Wirtschaftsvertre- 
tern als Mitglieder, der sich aus Min- 
destbeiträgen und Spenden finan- 
ziert — wird als „Feuerwehr“ einge- 
setzt, um die gröbsten Löcher zu 
stopfen. Mit allen Mitteln wird ver- 
sucht, die Schüler und ihre Vertre- 
tung dafür zu mobilisieren, Mitgl 
der zu werben und Gelder einzutrek 
ben. 

Die erste Aufgabe, für die die 
Schulleitung die gerade neu gegrün- 
dete SV der Berufsschule mißbrau- 
chen wollte, war, dafür zu sorgen, 
daß der Geldstrom von den Schülern, 
der immer spärlicher geworden war 
wieder dicker werden sollte. Wo die 
Kollegen nicht davon zu überzeugen 
waren, daß es sinnvoll wäre, für den 
Schulverein zu spenden, wurde auch 
mit härteren Methoden der direkten 
Erpressung gearbeitet. In manchen 
Klassen wurden Zahlscheine verteilt 
ohne darauf hinzuweisen, daß. dies 
alles freiwillig sei; Schüler wurden 
von bestimmten Lehrern massiv ein 
geschöchtert; es erschienen Spenden- 
aufrufe am Schwarzen Brett, auf 


nen flschlicherweise die SV der De- 


rufsschule als Mitherausgeber be: 
zeichnet worden war, Nach einem 
Beschluß der SV, den Schulverein 
nicht zu unterstützen, wurde der SV 
‚prinzipiell jede finanzielle Unterstüt- 
zung verweigert, nachdem Ihr 

dem Beschluß — noch einige ver 
lugte Materialkosten erstattet wor- 
den waren. 


Geschichte der 
‚Schülervertretung (SV) 


Wie. schon oben erwähnt, wurde 
die SV der Berufsschule im Mai 72 
ins Leben gerufen — auf Initiative 
der Schulleitung. Entsprechend ih- 
em reformistischen Konzept sollte 
eine partnerschaftliche Interessenver- 
tretung aufgebaut werden, 

Dafür erreichte man bei den Be- 
trieben auch eine Regelung, nach der 
Klassensprecher für SV-Sitzungen 
vom Betrieb freigestellt wurden 
wohl wissend, daß es hierfür keinen 
eindeutig festgelegten Rechtsampruch 
gibt. Bemerkenswert, zu welchen An- 
strengungen diese Herren fähig sind, 
wenn es ihren Interessen entspricht! 


‚Schulverein 


Die erste Aufgabe, die die Schul- 
leitung der neuen SV zugedacht hat- 
ge, bestand in der Mobilisierung der 
Schüler, um die Spendenfreudigkeit 
für den Schulverein wieder zu bele- 
ben. Aberschon dieserwies sich in.der 
weiteren Entwicklung als Fehlschlag. 
‚Auch sonst entpuppte sich im Laufe 
der Zeit die SV immer mehr als ein 
Kuckucksei der Schulleitung. 

Im weiteren Verlauf der Diskussion 
wurde Ver prinzipielle Charakter des 
Schulvereins aufgezeigt; dadurch soll 
von den eigentlichen Mißständen ab- 
gelenkt werden und durch das Stopr 
fen der dringendsten Löcher auf- 
kommender Widerstand besänftigt 
werden, Die Aktivitäten sollen in 
Richtung „Selbsthilfe“ kanalisiert 
werdı 

Das heißt, nicht nach den Ursa- 
sachen zu fragen, sondem die Ver- 
säumnisse von Staat und Kapitalisten 
selber wieder wett zu machen. Kon- 
kret: von dem eigenen kargen Lohn 
noch das bezahlen, wozu Staat und 
Kapitalisten sich weigern. Diese Dis- 
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sammenkämen, ebensowenig mit den 

Kollegen aus dem eigenen Betrieb, 
die in einem anderen Blockabschnitt 
sind, Dies würde eine weitere Spak- 
tung unter den Kollegen und eine er- 
hebliche Erschwerung. der gewerk- 
schaftlichen Arbeit bedeuten, 

Daher wurde gefordert, daß de 
Block aufgeteilt wird: jeweils Immen 
eine Woche Schule und zwei Wochen 
Betrieb (12). Der Unterricht wäre 
dann immer noch zu zusammenhän- 
genden Einheiten zusammengefußt, 
Aber in den Zwischenräumen könn- 
te man Versäumtes nachholen und 
sich auf wichtige Dinge vorbereiten. 
Wenn man z.B. einige Wochen krank 
war, könnte man diesen Zeitraum 
wieder ausgleichen, ohne gleich die 
Klasse wechseln oder einen Block 
wiederholen zu müssen. 

Es wurde vor allen Dingen die Me 
hode der Schulbehörde verurteilt, 
solche wichtigen Änderungen von 
‚oben durchzusetzen, ohne die direkt 
Betroffenen vorher zu informieren, 
geschweige denn mitwirken zu las- 
sen. Es wurde beschlosen, eine Kam- 
pagne gegen den vorgesehenen Block- 
unterricht in Gang zu setzen, um für 
die Kritik und mögliche Aktionen 
eine breitere Basis zu schaffen, 

Eine Klasse erstellte ein Flugblatt, 
das vor der Berufsschule verteilt wur- 
de, Daraufhin setzte eine breite Dis- 
kussionsbewegung um die Einführung 
des Blockunterrichtes an der Schüle 
ein, die im wesentlichen von der SV 
und einigen Klassen getragen wurde, 

Um die Kampagne auf die anderen 
Berufsschulen auszudehnen, wurden 
alle Hamburger Berufsschulen zu 
einer Berufsschulkonferenz eingela- 
den, um die Probleme auf dieser Ebe- 
ne zu besprechen und Maßnahmen 
zu diskutieren. Gleichzeitig wurden 
ie Ortsjugendausschüsse von IG Me- 
tal} und IG Chemie, der Kreisjugend- 
ausschuß usw. informiert, 

Nach einer anfangs erfreulichen 
Teilnahme von über 30 Vertretern 
der verschiedensten Schulen und Be- 
iriebe, überwiegend aus dem Metall- 
und Chemiebereich, ebbte die Betei- 
igung allmählich wieder ab, Die dritte 
und letzte Konferenz dieser Art muß- 
te wegen mangelnder Beteiligung ab- 
gebrochen werden. 

Immerhin war die Bewegung gegen 
die Einführung des Blockunterrichts 
sostark geworden, daß die Gegenseite 
sich gezwungen sah, auf die Kritik 


kussion fand in einem entsprechen- 


den Mehrheitsbeschluß der SV ihren 
Niederschlag, in dem dem Schulvo 
ein nachdrücklich die Unterstützung, 
die von der SV verlangt worden war, 
abgelehnt wurde. Die Folge war ein 
weiteres Sinken der Schülerbeiträge, 


Blockunterricht 


Kurz vor den Sommerferien 72 
erfuhr eine Berufsschulklasse aufah 
ig, daß mit Beginn des Schuljahren 
nach den Ferien der Blockunterricht 
eingeführt werden sollte. 

In einer ausführlichen Diskussion. 
kam die Klasse zu dem Ergebnis, daß 
der Blockunterricht im Prinzip zwai 
sinnvoll ist, aber nicht in der vorgese- 
henen Form: 6 Wochen Schule, dann 
12 Wochen Betrieb (6:12). Die prak 
tische Arbeit im Betrieb und die Iheo- 
retische Ausbildung in der Schule lau 
fen sowieso schon ohne Verbindung 
nebeneinander her. 

Dies würde durch die vorgesehene 
Anderung noch mehr verschärft wer 
den. Außerdem hätte das 6: 12:System 
zur Folge, daß die Schüler etwa drei 
bis vier Monate hintereinander nicht 


mehr mit ihren Klassenkameraden zu 


% 


einäugehen, Die 1G Metall-Führung 


Gemeinsam kämpfen Lehrlinge für ihre wirtschaftlichen Forderungen (Emden) 


führte eine Informationsveranstaltung 
im Gewerkschaftshaus durch, auf der 
etwa 100 bis 120 Teilnehmer anwe 
send waren — Schüler, Lehrer, Ause 
bilder, Vertreter von IGM und GEW, 
Ausbildungsleitungen und Schulbe 
höre. Auf dieser Veranstaltung wu 
de der Standpunkt der Lehrlinge 
recht deutlich vorgetragen und konn- 
te sich auch gut gegenüber den Vor- 

jungen von Schulbehörde etc. und 
den Abwiegeleien von Dr. Wunder ab- 
grenzen (Vonitzender der GEW in 
Hamburg). 

Weiterhin fand im Rathms eine 
Versammlung statt, zu der Schulse- 
Apel alle Hamburger Jugend 
vertreter geladen hatte, um nach sch 
nem Vorschlag in insgesamt zwei 
Stunden fünf verschiedene Fragen 
komplexe zu diskutieren, darunter 
auch den Blockunterricht 

Von der Minderheit der kaufmän- 
nischen Lehrlinge abgeschen (in die- 
sem Bereich gibt es den Blockur 
nicht schon sit einigen Jahren) wurde 
auf dieser mit etwa 200 Jugendvor- 
retern recht gut besuchten Versamm- 
hung der Protest der Lehrlinge gegen. 


» 


Seite 18 


ARBEITERKAMPF NR. 39/6. Febr. 1974 


Forts, Berufsschulkampf 


den Blockunterricht und vor allen 
Dingen die,Art und Weise seiner Ein- 
führung in massiver Weise vorpeira 
gen, Bei fast allen herrschte große 
Empörung, die sich in scharfen Wort 
beiträgen und Zwischenrufen Luft 
machte, Itin Ausdruck dafür war die 
Tatsache, dab entgegen der Planung 
von Apel und seinen Helfershelfern 
die Diskussionszeit auf vier Stunden 
verdoppelt werden mußte und die 
Diskussion fast ausschließlich über! 
‚den Mlockunterricht geführt wurde. 

Dies zeigt auch, daß die Behörde 
auf eine Protestbewegung nicht vor 
bereitet war, Inzwischen hat sie aller 
dings aus diesen Fehlern gelernt und 
bereitet: ihre Maßnahmen allgemein 
propagandistisch beser vor. Beim Be- 
einn des Blockunterrichts am 1.2.73 
wurden z.B, an alle Lehrer, Eltern 
und Schüler Informationsblätter ver- 
teilt, in denen in leuchtenden Farben 
die Vorzüge der neuen Unterrichts- 
form gepriesen wurden. Damit sollte 
von vornherein dem Vorwurf verspä- 
teter oder unvollständiger Informa- 
tion entgegengewirkt werden, um eine 
‚Kritikbewegung wie bisher von An- 
fang an zu verhindern bzw. ihr die 
Spitze abzubrechen. 

Die Bewegung um die Einführung 
des Blockunterrichts führte auch da- 
dazu, daß vom Kreisjugendausschuß 
des DGB ein Arbeitskreis eingerich- 
tet wurde, der sich mit diesem Pro 
blem beschäft 
beit mit 
vom ZDF-Magazin „direkt” (,‚kri- 
sches” Jugendmagazin) eine Fern- 
sehsendung darüber gedreht. Dabei 
wurden Teile der Apel-Veranstaltung 
mitgeschnitten, außerdem Diskussio- 
nen in zwei Klassen an der G 1. 

Allgemein kann man zu der Be- 
wegung sagen, daß sie spontanen 
‚Charakter trug. Im wesentlichen wur- 
de sie durch die, verbreitete Empd- 
rung über das Verhalten der Schul- 
behörde hervorgerufen, Die Erkennt- 
nis über den beschränkten, sponta- 
nen Charakter setzte sich nur schr 
langsam durch, Es gelang nicht, von 
Anfang an die Empörung mit der 
Aufklärung über die Hintergründe 
dieser Maßnahmen, ihrer Einordnung 
in das allgemeine Vorgehen der Ka- 
pitalisten und ihres Staates zu ver- 
binden, dem Kampf eine klare Ziel- 
richtung zu geben und Illusionen 


binden, dem Kampf eine klare Ziel- 
richtung zu geben und Illusionen 
konsequent zu bekämpfen, man 
könne durch gemeinsame Anstren- 
gung die Einführung des Blockunter- 
richtes vielleicht doch noch verhin- 
dern, 

Pösitiv daran ist, daß es gelang, 
die Bewegung aus einer Klasse in die 
gesamte Schule und danach aus die- 
ser Schule hinauszutragen und Dis- 
kussionen auch in anderen Schulen, 
Betrieben und Gewerkschaften in 
Gang zu bringen. 

Für die langfristige Entwicklung 
einer überschulischen und überbe- 
trieblichen Politik sind diese Erfah- 
rungen jedenfalls von Bedeutung. 


Die Lehrer 
ja A 
Die Einführung des Blockunter 
richtes wurde an der G 1 von den 
Lehrern überwiegend. unterstützt, 
wenn auch 2.T. mit gewissen Vor- 
behalten. Dabei ließen sich die 
meisten voll von dem reformistischen 
Mäntelchen einwickeln, mit dem die 
Schulbehörde ihre Absichten umhüll. 
16. Es wurden mit dem neuen Block 
unterricht Reformen, Verbesenun- 
gen, Projekte etc. die Hülle und 
Fülle versprochen. Die harte Praxis 
entlarvte dies recht bald als leere 
Versprechungen. Was blieb, war für 
die Lehrer ein enormer Arbeitsauf- 
wand und viel Eigenarbeit, Was der 
ockunterricht nicht schaffte — auf- 
grund der objektiven Bedingungen 
uch gar nicht schaffen konnte 
mußten sie durch Eigeninitiative 
und zusätzliche Arbeit wieder weit- 
machen, Das Resultat war bei vielen 
eine wachsende Unzufriedenheit, 
Der Druck wurde so stark, daß ck 
ine Sondersitzung der Lehrerkonfe- 
Fenz angesetzt werden mußte, zu der 
auch zwei Oberschulräte erschlonen, 
was sonst völlig unüblich. ist, Dies 
zeigt, wie brenalich die Situation 
eingeschätzt wurde. Erstaunliche: 


weise (und bei den Lehrern als den 
fast schon „klassischen” Kleinbür 
gern schr selten) gab es eine ge 
schlossene_ Front aller Lehrer geı 

Te Vertreter der Schulbehörde, b 


der sich ihr Unmut und ihre Ent 
äuschung in recht drastischen Bei 
trägen bemerkbar machte 


Daß sich daraus nichts Weiter 
gehendes entwickelt hat, lag nicht 
an den Oberschulräten, die überhaupt 
kein Land gewinnen konnten, son- 

tigkeit, dem 
mus und der Perspektive 


ferenz wurden von 
anwesenden Schülervertretern 
die gemeinsamen negativen Auswir 
kungen der Behördenmaßnahmen auf 
Schüler und Lehrer und der prinzi- 
pielle Hintergrund der Maßnahmen 
aufgezeigt. Dabei wurden dem Re- 
formgeschwafel der Oberschulräte 
die schlechten Erfahrungen mit der 
Wirklichkeit des Blockunterrichtes 
gegenübergestellt. Hier ergab sich 
die Möglichkeit für eine Aktionsein- 
heit zwischen Schülern und großen 
Teilen der Lehrerschaft, da von die- 
sen Maßnahmen der Schulbehörde 
beide Gruppen betroffen sind, Jedoch 
muß man sich über die Beschränkun- 
gen dieser Aktionseinheit von vorn 
herein im Klaren sein. Die Lehrer 
sind — von ihrer kleinbürgerlichen 
Klassenlage her — nicht in der Lage, 
rundlegend die Mißstände und ihre 
Weichen zu bekknpfır, sondem 
tun dies mur insoweit, als auch ihre 


eigenen Privilegien gefährdet sind, 
Te de acht aufacben'wollen. 


Sportunterricht 


Ein Bonbon bei der Einführung 
des Blockunterrichtes war die Ankün- 


digung, Jetzt sei die Möglichkeit ge 
geben, Sportunterricht zu erteilen. 
In der von der Schulbehörde erstell- 


ten Stundentafel wurde eine 3/4 

ie Sportunterricht als ‚Kann- 
vorschrift” aufgenommen, sofern die 
Bedingungen dafür vorhanden seien 


(Turnhallen, Sportplätze, Sportlchrer 
usw.). Wie jedoch schon vorher klar 
vorauszusehen war, blieb der Sport 
ein totgeborenes Kind, Jedoch die 
Forderung _ vieler Schüler danach 
führte zu vielen Diskussionen in den 
Klassen und auch In der SV, Dabei 
ing es einmal darum, den. prinzi 
piellen Charakter solcher reformisi- 
schen Versprechungen aufzuzeigen, 
zum anderen konkrete Aktionen zu 
organisieren. 

Zuerst wurde an Schulsenator 
‚Apel ein offener Brief geschrieben, 
in dem sich die Schüler über die 
Ieeren Versprechungen beklagten, 
entsprechende _ Sportmöglichkeiten 
forderten und auf die Benachteili- 
‚gung vor allem gegenüber den Ober- 
schülern hinwiesen, Als Antwort kam 
ein freches Schreiben von untergebe- 
ner Stelle (Baureferat), daß die Schl- 
Ier auf einen Turnhallenneubau im 
Frühjahr. des nächsten Jahres ver 
tröstete, 

Nachdem die Forderungen einer 
Klasse nach Erteilung von zwei Stun- 
den Sport in der Woche und ent- 
sprechender Umiegung des Stunden- 
planes nichts fruchteten, organisierte 
die Klasse, daß sie — vorher ange- 
kündigt - während zweier bestimm- 


wog 


ter Schulstunden zur Alsterschwimm: 
halle zum Schwimmen ging und da- 
nach wieder vollständig und pünkt‘ 
lich zum Unterricht erschien. Bis auf 
zwei machten alle mit, Die gesamte 

ich zwar umgehend 
vom Schulleiter ein, 
m „Dammbruch” ist 
es üblich, daß die "Klassen nach Ab- 
sprache mit einigen Fachlehrern alle 
zwei Wochen eine Doppelstunde 
Sport organisieren können. 

Im Laufe der Zeit sind noch zwei 
weitere Klassen eigenmächtig zum 
Sport gegangen. Nachdem di 
gemeine Regelung nicht mehr aufzu- 
halten ist, werden 2.T, andere Metho- 
den angewandt, um das Vorgehen der 
Klassen zu erschweren, In einem Fall 
verlangte ein Lehrer von den Eltern 
unterschriebene Erklärungen, daß 
mit dem Schwimmunterrichi einver- 
standen seien. Ein anderer Lehrer 
meinte in einer anderen Klasse, diese 
könne erst dann Sport machen, wenn 
sie im allgemeinen gute Leistungen 
zeige‘ was er alleine beurteilen 
wollte. Die SV hat dafür gesorgt, daß 
beide Klassen inzwischen allein ent- 
scheiden, ob sie zum Sport gehen 
wollen oder nicht, 

Parallel zu diesen Aktionen rich- 
tete die SV als Antwort an die Schul- 
behörde ein Protestschreiben mit der 
Forderung nach Sportunterricht — 
das zuch einstimmig von der Lehrer- | Te 
konferenz inhaltlich unterstützt wur- | 


Klasse handelte 


ihre finanzielle Unfähigkeit erk 
und den schwarzen Pater an di 
trieb zurückschob, der wiederum. 
usw. usf, 


‚de nach einigen Dis- 
SR (Schülerrat) be- 
schlossen, einen Antrag zu stellen, 
der an alle Betriebe genchlukt wer 
den soll, von denen Lehrlinge an der 
G 1 Unterricht haben, Darin wird ge- 
fordert, den Lehrlingen mit Dognn 
des Ausbildungsverhältnisses einen 
Nettobetrag von DM 200,- auszusah 
len, Diese Pauschalsumme soll zur 
Anschaffung von Lehrmitteln diene 
Mit diesen Anträgen soll auch eine 
breite Diskussion danım In Gang ge 
setzt werden. Daher sollen sie auch 
an die Betriebsräte, Jugendvertretus 
gen und die anderen Berufsschulen 
verschickt werden und auch In die 


Diskussion in den Gewerkschaften 
eingebracht werden, 


Wichtigstes Ziel dabel lat, für das 


Prinzip einzutreten, daß die Ausbil: 
dungskosten voll von den 

sten selber bezahlt werden, Sehließ- 
ich stellen diese ja Lehrlinge nicht 
aus 

oder Wohlwollen für deren berufliche 
Zukunft ein, sondern weil se für ihre 
Produk: 

Facharbeiter 
langfristig (ZT. 
fristig) von d 


_Kapı 


reiner Menschenfreundlichkeit 


on eine bestimmte Anzahl 
brauchen und somit 
auch schon kurz- 
Lehrlingen profitie- 
Mit dem Lehrmittelgeld. sollen 
Lehrlinge selber bzw. deren EI- 


de - und einem Ultimatum bis zum | !em entlastet werden, die einen Teil 
Oktober 1973, Zur Unterstützung | der Ausbildungskosten selber tragen 
wurde eine Unterschriftensammlung | müssen. Dies tnfft besonders die 

Arbeiterfamilien hart, aus deren Krei- 


Qurchgeführt, an der sich fast alle be 
Heligten (fast 600). Diese wurde v 
zwei Sehlerverieiern dann In der 
Schulbehörde überreicht, 

Solche Aktionen wie offene Brie 
fe, Protestresolutionen oder Unter 
sehrifielsten. sind zwar schr san. 
Sal, sofern se yoo, einer Mehrheit 
der Schülerschaft unterstützt werden 
und Ausdpick Ihres Kampfwilens 
sind. Aber es ist wichtig: Klarheit 
Garübes zu verbreiten, daß sich dar 
durch allein nichts ändern wird, Emt 
de 


fa 
bieten die unbedingte Voraussetzung 
dafür, daß diese ihre Interessen auch 
durchsetzen können. 


Lehrerkonferenz 


sen die überwiegende Mehrheit der 
Lehrlinge stammt, 


Nachdem im Dezember 1972 die 


Lehrerkonferenz auf Vorschlag der 
Schull 

künftig mehrere Verti 
‚Ohne Stimmrecht an ihreı 
teilnehmen zu lassen, soweit es um 
sie interessierende Fra 
men seitdem an fast allen Lehrerkon- 


itung beschlossen hatte, zu- 


ginge, nah- 


enzen mehrere Vertreter der SV 


teil, 


Als nach Inkrafttreten des Schul- 


verfassungsgesetzes und Konstitule- 
ung der Schulkonferenz dieses Recht 
wegfiel, stellte der Schülerrat (SR) bei 


Lehrmittelfreiheit der Lehrerkonferenz den Antrag, 
mn MEET 
Lehrmittelfreiheit der Lehrerkonferenz den Antrag, 


Schon recht lange wurde unter 
den Schülem die Frage der Lehr- 
mittelfreiheit diskutiert, schon im. 
Rahmen der ersten Auseinandersel- 
zungen um den Schulverein. Tat- 
sache ist, daß den Schülern ein Teil 
der Lehrmittel nicht bezahlt wird 
(Zirkel, Zeichenplatte, Schablonen, 
Rechenschieber usw.), bzw. ihnen 
billiges Zeug zur Verfügung gestellt 
wird, was eine sinnvolle Arbeit — und 
damit auch die Grundlage für gute 
Zensuren - nicht möglich macht. 
(Im Staate Hamburg gibt es die 
„Lehrmittelfreiheit”!) Damit sind 
die Schüler gezwungen, das Geld für 
die Lehrmittel von ihrem kargen 
Lohn abzuzweigen oder auf diese 
Sachen ganz zu verzichten, was in der 
Regel eine Verschlechterung. ihrer 
Leistungen (und ihrer Zensuren) zur 
Folge hat. Bisherige vereinzelte Ver- 
suche, alle Lehrmittel bezahlt zu be- 
kommen, scheiterten meist daran, 
daß der Betrieb das Problem auf die 
dafür zuständige Schule schob, diese 


As ongendre 


auch weiterhin. die Teilnahme von 
Schülervertreiern zuzulassen. Dieser 
Antrag wurde mit großer, Mehrheit 
abgelehnt. Dabei spielte auch das 
Argument eine große Rolle, daß es 
jetzt ja die Schulkonferenz gäbe, in 
der die zentralen Entscheidungen 
fielen und wo der richtige Ort zur 
Zusammenarbeit der ‚Gruppen’ sei. 
Hier dient die Schulkonferenz wieder 
einmal als Vorwand, um eine sinn- 
volle Interessenvertretung bzw. in 
diesem Fall Zusammenarbeit zu ver- 
hindern. Denn jeder auch nur einiger- 
maßen Informierte weiß genau, daß 
die wesentlichen Diskussionen und 
Entscheidungen, die immer noch in 
der Lehrerkonferenz fallen — bzw. 
direkt bei Schulbehörde oder Schul- 
leitung — sich in der Schulkonferenz 
Überhaupt nicht oder nur sehr 
schwach widerspiegeln, 

Bei der Teilnahme von Schüler 
vertretem an der Lehrerkonferenz 
wurden die Möglichkeiten wahrge- 
nommen, bestimmte Initiativen der 
Schüler auch hier einzubringen, um 
die Unterstützung bzw. klare Stel- 
lungnahme der Lehrer zu erreichen, 
Bei den Auseinandersetzungen um 
den Sportunterricht schickte die SV 
einen Protestbrief mit Unterschrif- 
tenliste an die Schulbehörde, der vor- 
her der Lehrerkonferenz mi it 
te um Zustimmung vorgelogt wurde, 
Einstimmig beschloß die Lehrerkom- 
ferenz, diese Initiative Inhaltlich zu 
untersiützen und schickte parallel 
dazu ein entsprechendes eigenes 
Schreiben an die Behörde. 

Als es bei den Wahlen nach dem 
/G um die Vorbereitung der 
Kiternrates ging, versuchte 
die Schulbehörde, einen Teil der 
item aus den Blockklassen auszu- 
schließen, Nine von der SV in der 
Lehrerkonferenz eingebrachte Pro« 
testremolution, in der die Absicht 
der  Schulbehörde als undemok) 
tisch zurückgewiesen wird, fand eine 
große Mehrheit, Die Initiative der 
der SV zur Wahl des Elternrates 
fand falls « die Unterstützung 
dor Lehrerkonferenz 

Auf der anderen Seite nahmen di 
Schülervertreter auch die Möglichikels 
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ten wahr, fortschrittliche Initiativen 
‚der Lehrer zu unterstützen. Hermus- 
mgendes Beispiel ist hier die Sonder- 
altzung, auf der der Lehrerprotent 
‚geren | den Blockunterricht vorge- 
dracht worden war (siehe weiter 
unten), 


Kantinenproise 


Aufgrund der Kritik vieler Kolle- 
‚gen an den hohen Kantinenpreisen 
wird Im Schülerrat (SR) diskutiert, 
was man dagegen unternehmen kann. 
ieben dem kurzfristigen Ziel, nied- 
rige Preise zu erreichen, muß man 
auch dies Problem einordnen in die 
allgemein recht schlechten Ausbil- 
dungsbedingungen in Schule und Be- 


Politische Information 


Kurz nach dem Putsch der Fa- 
schisten In Chile Im September wur- 
de auf einer Vollversammlung der 
Berufsschüler zur Wahl des Block- 
sprechers initiativ von einer Klasse 
eine  Solldaritätsbotschaft an d 
chilenische Volk eingebracht und ı 
Abstimmung gestellt. Nach einer 
kurzen Diskussion über den Putsch 
wurde die Erklärung mit knapper 
Mehrheit beschlossen und an die 
chilenische Botschaft In Bonn ge- 
schickt, 

Danach wurde von manchen Kri- 
tik. gedußert, daß die Mehrheiten 
falsch ausgezählt seien. Besonders 
einige Lehrer nahmen dies zum will- 
‚kommenen Anlaß, dem Schülerrat 
(SR) Manipulation vorzuwerfen und 


stellt und verteilt. Dies stellt einen 


richtigen Schritt In die Richtung dar, 
beit. einer Schülervertretung 

nicht auf die internen Probleme der 
‚Schule einzuengen und sich von den 
übrigen politischen Vorgängen zu 
isolieren, sondern auch hier die Inter- 
essen der Kollegen wahrzunchm« 
Eine fortschrittliche Politik: be- 
deutet, auch bei allgemeinen politi- 
schen Vorgängen klar Stellung zu 
beziehen. Gerade diejenigen, die uns 
dies Recht absprechen und uns auf 
die rein schulischen Belange einengen 
wollen (eine Zielsetzung, die sich 
durch das ganze neue SVG zieht), 
wissen selber sehr gut, daß selbst“ 
verständlich auch die Politik in der 
Schule nur Teil der allgemeinen po- 
Nitischen Verhältnisse ist und eine 
Trennung unmöglich ist. Sie selber 
sind es auch, (z.B. die Schulbehör- 


trieb, für die hohe Kantinenpreise 
nur eines von vielen Änzeichen sind. 

Hauptgegner ist hier nicht der 
Kantinenpächter, sondern der Staat, 
der es versäumt, die entsprechenden 
Voraussetzungen für eine gute Aus- 
bildung und soziale Leistungen zu 
schaffen, hier konkret: für ein gutes 
und billigen Essen. Aber die Forde- 
rung richtet sich auch an die Betrie- 
be, in denen die Lehrlinge meist für 
das Kantinenessen relativ wenig oder 


in denen 
das Kontinenessen relativ wenig oder 
nichts bezahlen müssen, während sie 
in der Berufsschule für ein etwa 
Bleichwertiges Essen (sofern üben 
haupt vorhanden) ein Mehrfaches 
zahlen müssen. Hier haben die Be- 
tnebe bisher jegliche Zuschüsse ve 
weigert. 

In den Diskussionen erwies sich 
ein Kantinenboykott als eine möglk- 
‚che Kampfform. Dabei ist eine Ko- 
Ordination mit den anderen Schulen 
schr sinnvoll, da dort die gleichen 
Probleme bestehen, In der letzten 
Zeit gab cs auch verschiedentlich 
Versuche, gegen diesen Mißstand vor- 
zugehen und z.B. einen Kantinenboy- 
kott durchzuführen, Jedoch blieben 
diese Versuche bisher immer ver- 
einzelt und kamen über den Bereich 
einer Schule nie hinaus. 


iesen Titel tigt eine Broschüre 
„Schulakti- 
ei (Hamburger 
Uni) über die Hamburger Elterniniti- 
ative „Aktion Kleine Klasse”, die sich. 
‚demnächst in „nationalem Rahmen“ 
konstituieren will, Anhand der Ent- 
stehung, der Forderungen, anhand 
der Organisationsstruktur und des 
öffentlichen Auftretens der AKK s0- 
wie ihres Verhaltens gegenüber den 
bürgerlichen Parteien auf der einen 
Seite und gegenüber selbständigen 
Schulkämpfen auf der anderen Seite 
wird eine konkrete Einschätzung die- 
ser Bürgerinitiative gegeben 
Dabei kommt die Projektgruppe, 
zu folgenden Schlußfolgerungen 
Ihrem Klassencharakter nach ist 
die AKK in erster Linie den ehrgeizi- 
gen Aufstiegaplänen verpflichtet, die 
Eitern aus den Mittelschichten ihren 
eigenen Kindern zugedacht haben. 
Das zeigt sich u. a. an den spalteri 
‚derungen der AKK,die sich 
die Gnindschulen 
ar mur auf die 1 
ind die Arber 


mit diesen Vorwürfen überall hau- 
sieren zu gehen, Der SR der Berufs- 
schule brachte daraufhin ein. Flug- 
blatt heraus, das selbstkritisch zu 
‚den Vorwürfen Stellung nahm und 
eigene Fehler bei der Stimmenaus- 
zählung nicht ausschloß, jede Ver- 
dächtigung der bewußten Manipula- 
ion jedoch scharf zurückwies, 

Dies ist ein gutes Beispiel dafür, 
wie man immer eigene Fehler be 
handeln sollte: ichler 


de als Vertreter des Staates), die ihr 
Vorgehen langfristig und aufgrund 
ihrer allgemeinen politischen Ziel- 
setzungen planen. Z.B. ist das nach 
jahrelanger Vorbereitung eingeführte 
Schulverfassungsgesetz (SVG) ein 
klarer politischer Angriff auf die 


mokratischen Rechte der 
Lehrer und Eltern. 


Schulverfassungsgesetz (SVG) 


wie man immer eigene Fehler be- 
handeln sollte: die gemachten Fehler 

;gestehen, die Ursachen klar be- 
nennen, dafür sorgen, daß gleiche 
Fehler in Zukunft vermieden werden. 
Mit. dieser Zielsetzung kann jede 
Kuitik_ nur hilfreich sein, Dabei muß 
man sich allerdings klar von denen 
abgrenzen, für die solche Fehler nur 
ein gefundenes Fressen sind, um ihre 
eigenen Absichten an den Mann zu 
bringen: die Arbeit einer unliebsamen 
Interessenvertretung der Kollegen zu 
behindern. Das Wichtigste bei allem: 


offene Diskussion vor allen Koll 
Nür’so kann man sun den Fehlern 


lernen und die Arbeit verbessern. 

Weiterhin wurde zur Vertiefung 
der Diskussion vom Schülerrat der 
Berufsschule ein mehrseitiges Infor- 
mationsblatt zu den Vorgängen und 
Hintergründen des Chile-Putsches er- 


Schulkampf oder "Aktion Kleine Klasse’? 


terklasse an der Behebung der Schul- 
misere (vor allem auch an 
Haupt- und Berufsschulen) interes- 
siert is. Vor allem aber zeigt sich das 
‚die AKK inzwischen soweit 
Hund gekommen ist, dem 
Hamburger Senat „Selbsthilfeaktio- 
nen” von Eltern anzubieten. D. h.al- 
so eine Politik, die der Arbeiterklasse 
versperrt ist und die objektiv vom 
Kampf um die Verbemerung der 
Schulsituation abrückt, um wenigstens 
das eigene Kind „durchzubringen”“ 
Die AKK orientiert auf die bürger 


führungen - und bekämpft selbstän- 
ige Aktivitäten der Eltern an den 
Schulen. Anstalt systematisch an der 
Mobilisierung der Basis an den Schu- 
Ion zu arbeiten, zieht sie die aktiven 
Eitern von dort ab und „beschäl 
sie mit. Unterschriftensammlungen, 
iugblattverteilen und ähnlichen 
hen Aufgaben. Politische Dir 
austausch 
age an den einzelnenSchu- 


‚Schulverfassungsgesetz (SVG) 


Am 1.8,1973 trat in Hamburg das 
neue SVG in Kraft, das das alte 
Schulverwaltungsgesetz abgelöst hat. 
Dies von SPD/FDP durchgesetzte Ge- 
setz entspricht im Großen und Gan- 
zen dem Betriebsverfassungsgesetz 
auf betrieblicher Ebene: Einschrän- 
kung der demokratischen Rechte, 
Behinderung selbständiger Aktivitä- 
ten von Schülern, Lehrern und Eltern. 
(Zur genaueren Einschätzung des 
SVG siche auch die beiden Sonder- 
broschüren des SSB - Sozialistischer 
Schülerbund) 

Die wesentlichen Punkte des 
neuen SVG kurz zusammengefaßt 
@ Verbot des imperativen Mandates, 
(imperatives Mandat heißt, daß ein 


gewählter Vertreter jederzeit an die 


ken haben in der AKK nichts zu su- 
‚chen bzw. sind Privileg der Führungs- 
‚gruppe. Wer sich der „großen” AKK 
nicht unterordnet und stattdessen 
darum bemüht ist, daß die fortschritt- 
lichen Eltern die Sache ihrer Kind. 
ie Hand nehmen, wird 


der AKK: Eine Schul, Lobby! 
schaffen, die in den lament 
ichen Wändelhallen auf die Abgeord- 
‚neten „Druck” ausübt (sollen wir das 
wirklich wörtlich nehmen? Dann 
wüßten wir jedenfalls, wohin die 
Spendenbeitrige der AKK Mitglieder 
fließen! Wie eine „Lobby" traditio- 
nel „Druck” auf Parlamentarier aus- 
it, st doch bekannt ..), Das kann 
für die Arbeiterklase kein Weg sein, 
der Schulmlere wirksam etwas ent- 
gegennuseizen 

[Die Analyse der Projektgruppe be 
stätigt unsere Auffassung, daß © sich 
bei der AKK um ein gefährliches Un- 
ternehmen handelt, das dazu geeignet 
ie. die ersten Ansdize von Unzufrie 
denheit und Protest an den schul, 


schen Mißständen aufzufangen und 


\s 


Meinung und die Beschlüsse seiner 


Wähler gebunden ist) 

Verbot der jederzeitigen Abwähl: 

1 der gewählten Vertreter 

(Öffentlichkeit von Sitzungen 
Schweigepflicht für gewählte Vi 
ter in bestimmten Fällen 
Verbot politischer  Betktigung 
© Einengung auf Interessenvertre- 
tung „in der Schule” 

@ jederzeitige Absetzbarkeit unlieb- 
samer Vertreter „bei vorsitzlichen 
Verstößen gegen "zwingende schul- 
rechtliche Bestimmungen in Aus- 
übung ihres Mandates” ($ 53, 2,3) 
© Einrichtung einer drittelparitätisch 
zusammengesetzien  „Schulkonfe - 
venz” Ge 1/3 Lehrer, Eltern, Schi- 
ler, ein Vertreter vom übrigen Per- 
sonal und der Schulleiter als Vor- 
sitzenden), deren Rechte allgemein 
recht gering sind, Dazu gehört 2.B. 
geplanten Entlassungen von Schl- 
lern zuzustimmen und Schülergrup- 
pen sowie Arbeitsgemeinschaften zu- 
Zulassen bzw, zu verbieten. 

© Beanstandungsrecht der Schul- 
leitung, mit dem jegliche Beschlüsse 
aller Gremien erst einmal aufs Eis 
gelegt werden können und dann mit 
Hilfe der Schulbehörde ganz vom 
Tisch gewischt werden können 

@ Das Recht von Vertretern der 
Schulbehörde, auf Sitzungen 
aller Gremien zu erscheinen und je- 
Ferzeit das Wort zu beanspruchen. 
© Aufsplitterung der Schülervertre- 
tung in eine Vielzahl von Posten und 
Gremien, die eine einheitliche Inter- 
essenvertretung behindern 

@ Beschrinkung der Aufgaben der 
Kammern auf „Beratung” der Be- 
hörde 

Diese Liste erhebt keinen An- 
spruch auf Vollständigkeit. 

In mehreren Schülerrätsitzungen 
wurde heftig diskutiert, wie das SVG 
einzuschätzen sei und wie man damit 
arbeiten sollte, Nach breiter Diskus- 
sion und mehrmaligen Änderungen 
wurde mit großer Mehrheit eine Ge- 
schäftsordnung verabschiedet, Den 
Bestimmungen des SVGs, die die de- 
mokratischen Rechte 


die Beschlüsse ihrer Wähler gebunden 


neu gewählt werden 
@ Alle Sitzungen sind öffentlich 
© Es werden 


Die Wahl eines geschäftsführenden 
Schülerrates anstelle eines Schul- 
äprechers - bestehend aus sieben 
Schülern, die in den verschiedenen 
Schulzweigen gewählt werden - ist 


gegen einigen Widerstand der Schul- 
behörde durchgesetzt worden, deren 
Rechtsabteilung in. ein 
terpretation” diese Möglichkeit zu- 
erst verbieten wollte. 

Bei der Wahl des Efternrates woll- 
te die Schulbehörde 2/3 der Eltern 
von Blockschülern, deren Kinder ge- 
sade keinen Blockunterricht hatten, 
vom aktiven und passiven Wahlrecht 
ausschließen. Dies konnte verhindert 
werden, Dabei half auch die Unter- 
stützung der Lehrerkonferenz, die 
auf Antrag der SV-Vertreter beschloß, 
alle Eltern zur Wahl einzuladen. 


in der „großen” AKK im Sande ver 
laufen zu lassen, Hier bietet der Rı 
formimus und Sozialdemokratiumus 


objektiv fortschriutlichen Eltern eine 
scheinbare Alternative an, in der nie 
sich zwar „ausmotzen” können, aber 
dennoch bei der Stange gehalten wer 
den. 

In viflen Bürgerinitiativen kann 
man ähnliche Erscheinungen, Metho- 
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Durch gute Vorbereitung, die im 
wesentlichen von den Lehrern getra- 


‚sen wurde, wobei sich einige durch 
‚echt aktiven Einsatz auszeichneten, 
‚gelang es immerhin so gerade eben 
noch, die Wahl von Klassenelternver- 
tretern und eines Elternrater 
de zu bringen, Die allgemeine Do- 
teiligung der Eltern war noch so 46- 
ring, daß die Mindestzahlen für di 
Wahlen nur mit Mühe erreicht werden 
‚konnten. Dies allgemeine Desinter- 
esse ist darauf zurückzuführen, daß 
es bisher an der G 1 überhaupt noch 
keine Elternvertretung und auch nach 


keine Aktivität in dieser Richtung 
gegeben hat. 

Es muß verhindert werden, daß 
sich der Elternrat zu einem Gremium 
entwickelt, das immer mehr unter 
den Einfluß der Schulleitung gerät. 
Vordringliches Ziel muß sein zu er- 
reichen, daß die Eltern stärker in die 
‚Auseinandersetzungen an der Schule 
Singrifen und zwar im Interegund 

‚Seiten ihrer Kinder, der Schüler. 
“ Die Aktivität des Elternrates der 
Schule Arnkielstraße und von Eltern- 
ratsmitgliedern aus anderen Schulen 
des Bezirks Altona ist hier ein posi- 
tives Beispiel, Sie hatten ud. zu- 
sammen mit dem Schülerrat zu einer 
Demonstration gegen die Schulmi- 
sere und die Versuche der Schulbe- 
hörde, sie in ihrem demokratischen 
Kampf zu behindern, aufgerufen. Die 
am 19.11.73 mit etwa 800 Teilneh- 


mern durchgeführte gemeinsame De- 
monstration von Schülern, Lehrern, 
Eltern und Studenten kann als Er- 
folg betrachtet werden, da hier zum 
ersten Mal in Hamburg eine Demon- 
stration von Elternräten veranstaltet 


ternräten veranstaltet 
— gegen heftigen Wider- 
stand der Schulbehörde (siche auch 
Artikel im AK 36). 


Der zweite Teil des Artikels er- 
scheint in der nächsten Ausgabe des 


Jugendkomminsion des Metall- 


Komitees, KB/Gruppe Hamburg 


Eitern, Schüler, Lehrer auf einer Demonstration 1972 


den und eine grundsätzliche Ver 
wandtschaft zur „Aktion Kleine Klas- 


trag. zur prinzipiellen Binschät 
dieser Gruppen (erhältlich im ARBI 
TERDUCH, Preis: I DM) 


ng 
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Bündniskomminion des 
KB-Gruppe Hamburg 
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Machtkampf in der Kölner IG Metall 


SOZIALDEMOKRATISCHE GEWERKSCHAFTSFÜHRER KAMPFEN UM EINEN ‚PLATZ AN DER SONNE’ 


tsames und schwer Durchschau- 
en spielt sich zur Zeit in der 
ölner IG-Metall-Ortsverwaltung ab: 
SPD-Mitglied Kuckelhorn stellt einen 
Antragauf „Verfahren wegen gewerk- 
schaftsschädigenden Verhaltens" ge- 
‚gen. seinen SPD-Kollegen Tolusch, 
1. Bevollmächtigter der Kölner IGM- 
Ortsverwaltung. 

Wir wollen versuchen, etwas Licht 
in das Diekicht aus Korruption, Cr 
quenwirtschaft, Meineiden, Mausche- 
sion usw, usf. zu bringen. 


Tolusch ein „Linksextremist”? 


Der Jugendvertrauensmann Johan- 
nes R., Lehrling im 1. Lehrjahr und 
fexihlier, Vertrauensmann, ‚il, ak 

itglied der „KPD“ oder „KPD/ML“ 
— d.h, einer nach dem IGM-Beirats- 
beschluß „gegnerischen Organisation‘ 
‚Nach dem Streik der Fordarbeiter im 
‚August benutzten die Kapitalisten die 
Gelegenheit, Johannes R. zu feuern 
Wie auch in einigen anderen Fällen 
‚von Entlassungen bei Ford, befürwor- 
tete Betriebsrat Kuckelkorn diese 
Entlassung und war für die Ford-Ka- 
pitalisten sogar ein wichtiger Zeuge: 
Er schwor nämlich an Eides statt, daß 
Johannes R. kein IGM-Vertrauens- 
mann sei. Damit wurde den Kapitali- 
sten der Rausschmiß erleichtert, der 
für Vertrauensleute geltende bei 
Kündigungsschutz galt nicht mehr. 

Es folgte der Auftritt Toluschs 
Der 1. Bevollmächtigte stellte R. eine 
Liste der gewählten Vertrauensleute 
zur Verfügung, auf der er als gewähl- 
ler Vertrauensmann verzeichnet war. 

Kuckelkorns Meineid drohte auf- 
zufliegen und er startete die Flucht 
nach vorn: Tolusch wird zum 
werkschaftsfeind“ wegen Unterstü 
zung von „Linksextremisten". Kuckel- 
korn versucht seine Position dadurch 
zu  untermauern, daß er nachweist, 
daß R. zum Zeitpunkt der Wahlen 
‚noch nicht ein Jahr Mitglied der IGM 
6 und damit kein Vertrauensmann 


sein kann (die mangelnde Dauer der 
Mitgliedschaft ist bei Lehrlingen im 
1. Lehrjahr die Regel, für solche Fälle 
sicht die Satzung Ausnahmen vor) 


Die rechte Clique hat zunächst 
abgewirtschaftet 


Warum aber nun dieser Bruder- 
zwist? 

Es ist an sich nichts Neues, daß 
innerhalb der sozialemokratischen 
Gewerkschaftsführung Postenjägerei 
und persönliches Karrierestreben ih- 
ven Ausdruck in Fiügelkämpfen fin- 
den. 

$0 auch in Köln, einer Ortsverwal- 
tungsstelle mit 60.000 Mitgliedern, 
vor allem aus den Großbetrieben 
Ford, Felten & Guillaume (F & G) 
und Klöckner/Humboldt/Deutz 
(KHD). 

Binschneidendes Datum für den 
momentanen Ausgang dieses Flügel 
kampfes ist der Streik der Ford-Ar- 
beiter vom August letzten Jahres ge- 
wesen. Eine besondere Rolle spielte 
in ihm der rechte sozialdemokratische 
Flügel 

Betriebsratsvorsitzender und SPD- 

Stadtrat Lück, 

Betriebsrat, Vorsitzender des VK, 

Vorsitzender der Kölner „Ausschuß 

der VK-Leitungen“ und seit seiner 

Wahl zum Jugendvertreter nur frei- 

gestellt im Betrieb: Wilfried Kuk- 

kelkorn, 

schließlich der 2. Bevollmächtigte 

der Kölner IGM, Wientgen, che- 

mals BR-Vorsitzender bei KHD. 

Alle drei waren entschiedene Geg- 
ner des Streiks der Ford-Arbeiter und 
halfen bei dessen Zerschlagung. 


‚linken’ Flügel. Bis vor kurzem war 

benfalls einstiger Wahlhelfer von 
Tolusch, mit diesem noch verkracht. 
Er wirft ihm vor, seine Kandidatur 
für die SPD-Bundestagswahlen verhin- 
dert zu haben. Angesichts der in 
Nordrhein-Westfalen bevorstehenden 
Landtagswahlen wird der Krach al- 
lerdings zurückgestellt. Feckler unter- 
stützt Tolusch und stärkt mit seinem 
nicht geringen Einfluß, dessen Stel- 
lung. Er erhofft sich davon eine 
Landtagskandidatur auf der SPD- 
Liste. Dazu braucht er die Stimmen 
der Tolusch-Anhänger, der Jusos, 
AA usw. Schließlich braucht er spl 
ter natürlich auch die-Stimmen der 
Arbeiter. 

Zumindest von Lück ist be- 
kannt, daß er beim Schläger-Ein- 
satz gegen die Arbeiter aktiv mit- 
geschlagen hat, Wientgen tauchte 
während des Streiks wiederholt mit 
Lautsprecherwagen vor dem Betrieb 
auf und forderte den Streikabbruch, 


Reünfer Tolusd 


hr Verhalten reichlich an Kredit ver- 
loren und stoßen auf große Ableh- 
nung. 

Das wird auch in der Reaktion 
auf Kuckelkorns Vorstoß gegen To- 
husch deutlich: in zahlreichen Be- 
trieben sind Solidaritätserklärungen 
für Tolusch aufgegeben worden, die 
Jusos und die SPD „Arbeitsgemei 
schaft für _Arbeitnehmerfragen” 
(AfA) stehen hinter Tolusch, schließ- 
lich mußte Kuckelkorn auch im 
„Ausschuß für Vertrauenskörper- 
Leitungen” eine Niederlage hinnch- 
men: der Ausschuß stimmte mit kla- 
rer Mehrheit für Tolusch und gegen 
seinen eigenen Vorsitzenden. 


Wasser auf die Mühlen der 
„links”sozialdemokratischen 
‚Gewerkschaftsführer 


Die_ berechtigte Empörung über! 
das_säuische Vorgehen. der ‚Rech! 


Und noch ein Gauner 


Zu guter Letzt noch ein Fall, 
Im Gefolge der Sympathiewelle für 
Tolusch versucht auch der Betriebs- 
ratsvorsitzende von F & G für sich 
abzusahnen. Benno Feckler vom 


IGM Rechtsvertreter hauen entlassene 


da dieser von „Chaoten” inszeniert 
sei, Kuckelkorn schließlich als ent- 
schiedener Gegner des Streiks tut 
sich besonders bei Entlassungen und 
dem Versuch, gewerkschaftliche 
Rechtshilfe zu verweigern, hervor. 

Doch die rechten Gewerkschafts, 
‚führer in.der Kölner IGM haben durch 


Mannesmann-Arbeiter vor Gericht in die Pfanne 


Am 14. Januar begann der erste von 
drei Prozessen, in denen 22 Mannes- 
mann-Arbeiter gegen ihre fristlose 
Kündigung nach dem spontanen 
Streik vom Oktober letzten Jahres 
klagten (vergleiche zu dem Streik AR- 
BEITERKAMPF 35, 36 und 38). 

Ein befreundeter Genosse war am 
ersten Verhandlungstag anwesend und 
hat zusammen mit den Genossen des 
Meall-Komitees in Hamburg folgen- 
den Bericht geschrieben: 

u Absichten mit den Kündigun- 


;en hatte der Mannesmann-Vor- 
fand deutlich klar gemacht 
1. Durch die Kündigungen soll „m 
Interesse der Gesamtbelegschaft“ für 
die Zukunft sichergestellt sem, daß 
‚der Betrieb vor weiteren Streiks be 
wahrt bleibt 
2. Allein zehn der Entlassenen waren 
schon wiederholt an Streiks bei Man 
nesmann beteiligt und „werwart” 
worden. 

3. Die übrigen hätten sich hartnäckig 
geweigert, die Arbeit wieder aufzu 
nehmen 

(Pressekonferenz des Mannes 
mann-Vorstandes am 6.11.73). 

‚Also, es sollte ein „Exempel st 
tulert” werden, die „Rädelsführer“ 
sollten gefeuert worden und darüber 
hinaus eine Zahl bellebig ausgewähl- 
ter Kollegen, um vor allen übrigen 
Kollegen zu dokumentieren: so wie 
es deinom Kollegen heute ergeht, 
kann es morgen dir ergehen, wenn 
‚du dich an solchen Streiks betelligst 
Denn die „hartnäckige Arbeitsverwei 
‚gerung” ist ja nichts weiter, als die 
Unterstützung des Streiks, an dem 
sich 3.000 Kollegen beteiligten. 

Die yeköndigten Kollegen sind 
nämlich alles alte „Mannesmann-Ha 


Jahre Im Betrieb 
ihnen, ein 60-jähriger Arbeiter — be 
reits 30 3 

Schon vor dem Beginn der Ver 


handlung um die Klage von sechs der 
22 Arbeiter hatten sich etwa 100 An- 
‚gehörige, Freunde und Kollegen an 
einem Protestzug in Duisburg betei- 
ligt und vor dem Verhandlungssaal 
versammelt. Erst nach einigem Zö- 
gern ließ die bürgerliche Justiz etwa 
60 von ihnen als Zuschauer an der 


MANNES 
4 


Versammlung teilnehmen, nachdem 
sie ursprünglich den Prozeß unter 
„Ausschluß der Öffentlichkeit" 
durchführen wollte. Die Anwesenden 
standen solidarisch hinter den Ent. 
Iassenen und riefen den Vertretern 
‚der Mannesmann-Hosse und ihren 
Zeugen zu: „Ihr lügt! Was wollt ihr 
denn noch alles werden? 

Zu den ‚Zeugen‘: es waren neun, 
darunter vier Diplom-Ingenleure, ein 
Ing.-Ansistent, zwei Erste Assistenten, 
ein Assistent und ein Leiter der Per. 
sonal- und Sozialverwaltung. 

Als Vertreter des Mannesmann 
onal-Direktor Schrei 
r Fälle aus den Reihen 
ie in den Detweben nicht 


selten sind. Als gelernter Schlomer 


wurde er später Betriebsrat, absok- 
vierte dann die Akademie der Arbeit 
des DGB und ist heute Personakdirek- 
tor bei Mannesmann! So ganz neben- 
bei ist er auch noch amtierender Vor- 
sitzender der SPD-Betriebsgruppe bei 
Mannesmann. 


Jener Schreiner erschien, um die! 


DEN 22 ENTL 


M 


Interesen des Konzerns gegen 22 
entlamene Arbeiter zu vertreten. 

Für die Vortreier Mannesmanns 
und ihren Rechtsanwalt Dr. Grafen 
horst war die Absicht eindeutig: 

Mit Hilfe des Arbeitsgerichts einen 
politischen Präzedenzfall zu schaffen. 

80 legten sie auch das Schwerge- 
wicht darauf, festzustellen, daß di 
Unternehm 
die „Opfer“ seien und daß Streiks 
die Aufrechterhaltung von Sicherheit 
und Ordnung im Betrieb gefährden. 

Die aufgebotenen Zeugen - alles 
Angestellte in leitender Position — ta 
ten das-ihre dazu, mit abentewerli 
chen Schilderungen diese Position zu 
untermauern 

Der „Vortreter" der sechs Arbek 


bei „wilden Streiks 
s 


ter, IGM-Rechtsanwalt Thon, ver- 
suchte die „Verteidigung“ auf Einzel- 
verstößen der Werksleitung Mannes- 
‚mann aufzubauen: 

AROMEN ENHRHEHHKENEHEREHEEEHEIEEEERERENENLERBETEERNERETEUEE EEE > Kündigungen können nicht kollek- 


ten’ macht sich der ‚inke” Tolusch 
zunutze, Aus dem Ford-Streik hat 


sich der ehemalige Ford-Betriebs 
nn EH 


8 Kündigungen können nicht kollek- 


tiv ausgesprochen werden, 


ratsvorsitzende weitgehend rausge- 
halten und keine Federn gelassen. 
Seine Stellung als 1. Bevollmächtig- 
ter st gefestigt und wird durch den 
Anschlag Kuckelhorns wahrschein- 
lich noch fester. Er scheint einen 
Konkurrenten, den jüngeren Kuckel- 
horn, zunächst lon zu sein, Noch vor 
drei Jahren hatte er mit dessen Un- 
terstützung die Wahlen zum 1. Be- 
vollmichtigten knapp gewonnen und 
vor zwei Jahren half Tolusch seinem 
Kollegen aus der Patsche. Zusammen 
hatten sie bei KHD ein linkes Flug- 
Blatt zur Provokation gefälscht, Ei- 
was drang davon an die Öffentlich- 
keit und gegen Kuckelhorn wurde 
deswegen ein gewerkschaftliches Ver- 
fahren eröffnet. Sein damaliger 
Freund Tolusch setzte sich für ihn 
ein und half ihm „uneigennützig” 
us der Patsche, Das Verfahren wur- 
gestellt. 


di 


Ein makabres Schauspiel 


Es ist schon makaber anzuschau- 
en, wie diese Sozialdemokraten ihre 
Machtkämpfe auf Kosten der Arbei- 
ter in den Gewerkschaften austragen 
— ein kieines Abbild der „Chikago- 
Methoden” in den USA-Gewerkschaf- 
ten (wo bekanntlich die widerspen- 
stigen Gewerkschafter von angewor- 
benen Schlägern zur Räson gebracht 
werden — und auch schon ein Ge- 
werkschaftsführer, Jablonski, im 
‚Auftrag seines Konkurrenten ermor- 
det wurde.) — und wie sie es dann 
noch schaffen, die Stimmen der ehr- 
lichen Arbeiter für sich zu gewinnen. 
(Tolusch 

Bezeichnend auch ist die ‚ieleiti- 
ge Verwendbarkeit" der „Extremis- 
tenerlasse", die ja angeblich zur Ab- 
wehr von „Gewerkschaftsfeinden” 
dienen sollen. Es zeigt sich, daß sie 
ein Machtmittel in den Händen der 
Gewerkschaftsführer sind, das ihrer 
Willkür Tür und Tor öffne 

Der Frankfurter Hauptvorstand 
der IG Metall hat am 14. Februar 
die Aufgabe, im Kölner Machtkampf 
zu schlichten. [ 
Metall-Komitee 
KB-Gruppe Hamburg 

ind. Daraus folgt das Recht der Un- 

ternchmer, an so einem Streik betei- 
ligte Arbeiter und Angestellte fr 
los zu entlassen und zwar nach ihrem 
eigenen „Gutdünken‘“, D.h. wen sie 


eigenen „uutounkı 
entlassen, bleibt ihnen überlassen. Da- 


> die Entlassenen konnten ja gar 


nicht arbeiten, da die Produktion 


stilistand, 

» die Kollegen sind nicht durch, 
Vorgesetzten zur Arbeit aufge! 
dert worden usw 


genschloß sich der IG Metall-Rechts- 
vertreter der Auffassung und Ableh 
nung des Streiks durch den IGM-Vor 
stand an: er distanzierte sich vom 
Streik selber: „Die Gewerkschaft ha 
be bei der Arbeitsniederlegung am 
29.130. Oktober nie von gewerk 
schaftlichem Kampf gesprochen. Die 
IGM (st nicht Träger der Aktion ge 
wesen.“ 

In einer Erklärung hatte der IGM- 
Vorstand geschrieben 

„Angesichts der eingeleiteten Ta- 
fverhandlungen in der nordrhein. 
westfälischen Sıahlindustrie bestand 
— wie der IGM-Vorstand erklärt 
kein Anlaß für die Arbeitsniederle 
gung." 

Mit diesem Vorgehen gab Thon 
die Position der Kollegen gemäß 
bekannten Einstellung des IGM-Vor- 
stands zu dem „wilden Streik“ preis. 
und yab der Werkaleitung im Prinzip 
recht, versuchte mur das Vorgehen 
im Einzelnen anzugreifen. Nur auf 
der Grundlage hatte der IGM-Vor 
stand Rechtsschutz gewährt. In der 
Vorstandserklärung heißt es dazu 

‚Die undifferenzierte (t) fristlose 
‚Kündigung ist jedoch in keinem Fall 
geeignet, einen betrieblichen Konflikt 
zu lösen. Darum (1) wird die 10 Me 
Hall allen Betroffenen, Rechtschutz 
erteilen” (,‚Metall", 23/73) 

Dieser  Arngumentationsweise 
schloß sich auch das Gericht an! In 
vier Fällen wurde die Kündigung für 
„rechtmäßig” befunden, da die Kol- 
iegen sich „arbeitsunwillig gezeigt“ 
hätten. Zwei Kollegen erhielten 
„Recht“, da sie an ihrem Arbeits 
platz erschienen waren, aber „wegen 
der Arbeitsruhe ihre Tätigkeit nicht 
aufnehmen konnten” 

Grundlage für das Urteil des Ge 
richts war ein „Oruadsataurteil” des 
Dundesarbeitsgerichts, nach di 
außer „gewerkschaftlichen Sun 
alle anderen Streiks „rechtswidrig 


In seinen allgemeinen Ausführun- | Kollegen 


mit ihrer exemplarischen Entlassungs- 
aktion gehandelt 
Das ist die Rechtssprechung der 


for- | bürgerlichen Klassenjustiz. 


Das Urteil gegen die Mannesmann- 
bedeutet eine weitere Ein- 
schränkung des Streikrechts der Ar- 
beiterklasse. Es macht deutlich, daß 
der Kampf gegen die Einschränkung 
much dieses Rechts geführt werden 


Solidarität mit den 
Entlassenen ! 
Die 22 entlassenen Kollegen 
sind entschlossen, wieder auf 
der Hätte zu arbeiten. Einer 
won Ihnen drückte es auf der 
Solidaritätsdemonstration von 
über 7000 Menschen im No- 
‚vernber in Duisburg so aus: 
„Wir bitten nicht um Gmadı 
wir verlangen unser Recht.” 
Seit dem 30. Oktober sind 
die Kollegen gekündigt. Die 
meisten von ihnen haben F: 
milie. Trotz der großen Solid 
ritht von vielen Seiten it Ihre 
finanzielle Situation miserabel 
sie erhalten durchschnittlich 
eine Unterstützung von 680 DM 


Übe Solldarltät und unter 
stützt die entlansenen Kolle 
gen. 

Solidarithtskonto, 
Kto-Nr.: 210 002 275 
Stadtsparkase Duisburg 
Pfarrer M, Höhn 


muß, aber auch, daß die Gewerk 


sich nicht nur gegen die Streikaktio- 
‚nen der Arbeiter gestellt haben, son: 
dern ebenfalls darauf verzichteten, 
den Kampf gegen die Einschränkung 
des Streikrechts au führen, Stattden- 


sie die Nestrebungen 
den Kapitalisten, indem sie daraufhin 
arbeiten, Aktionen der Arbeiter al- 
Iein dann als rechtmäßig anzuer! 
nen, wenn diese Ihren Sopen erhall 
haben, 

Metall-Komit 
KB/Gruppe Hamburg 


Kor ia 


am yartın « 
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Bi 


Am 
v 


ver, da das Landgericht Hambu 
in unbeschränkter Höhe odı 


fe bis zu 6 Monaten‘ verboten hat, den 


Kollegen In „irgendeiner Weise an der Ausübung seiner Funktion als Vertrau- 


ensmann“ zu hindern. 

ngefangen hat alles damit, daß 

(nach dem Warnstreik im Oktober 

das Weihnachtsgeld war gekürzt 
worden — eine wesentliche Forderung 
der Kollegen, nämlich sofort eine 
außerordentliche Betriebsversamm- 
lung durchzuführen, von Betriebsrat 
und VK:Leitung hartnäckig bekämpft 
wurde. Um dennoch eine Versamm- 
hung durchzusetzen, wurde eine Un- 
terschriftensammlung initiiert - auch 
der betroffene Kollege sammelte mit 
(Da der VK mehrheitlich beschlossen 

keinen entsprechenden Antrag 
triebwversammlung ap den BR 
zu stellen, wurde dem Kollegen dies 
später zur Last gelegt.) Trotz mass 
ver Gegenpropaganda von BR und 
VK-Leitung unterschrieben 457 Kol- 
iegen. Auch hiernach weigerte sich 
der BR. hartnäckig, die Versamm- 
hung durchzuführen und anzugeben, 
06.457 Unterschriften gesetzlich aus- 
reichen. (Mit ziemlicher Sicherheit 
taten sie es.) Im Gegenteil wurde auf 
der nächsten VK-Sitzung der Antrag 
auf Funktionsenthebung des einen 
Vertrauensmanns zur Abstimmung 
gebracht. Begründung: er hätte Un- 
terschriften gesammelt, obwohl der 
VK beschlossen hat, keinen "Antrag. 
an den BR zu stellen !} 

Jeder Ansatz, hierüber zu disku- 
tieren, wurde mit den berüchtigten 
Geschäftsordnungsanträgen zu Fall 
gebracht — wobei ein rechter Be- 
{riebsrat sich dennoch eine „persön- 
liche Erklärung” nicht verkneifen 
konnte. Seiner Meinung nach war 
das dann doch alles viel zu milde, 
man müßte viel schärfer verfahren. 
Erwidern durfte darauf niemand et- 
was — denn es war ja eine persönli- 
che Erklärung. Jedenfalls wurde der 
Antrag mit 2/3-Mehrheit durchgezo- 
‚gen. (Die Vertrauensleute, waren al- 
erdings vorher bearbeitet worden — 
wer für den Antrag stimmt, stimmt 
für den „freien 
wen, fü die „Roten“ 

Die Ortsyerwaltung ihrerseits setz- 
te sich auch für den „freien Westen“ 
ein und entzog dem Kollegen seine 
Funktion: 


Forts. 
Politische Entlassungen 

Gleichzeitig wurden mit Brief vom 
14. Jan. der linke VLK-Vorstand auf- 
gefordert, dieses Manöver zu beitäli- 
en, was jedoch nicht geschah, da der 
VLK-Vorstand auf Nachwahl durch 
die Gewerkschaftsmitglieder im Be- 
{trieb bestand, So sollte gewährleistet 
werden, daß im VLK tatsächlich Kok- 
iegen sitzen, die das Vertrauen der 
Arbeiter und Angestellten besitzen 
(was eine selbstverständliche Voraus 
setzung für eine erfolgreiche Gewerk- 
schaftsarbeit im Betrieb ist — sollte 
man meinen!? 1) 

Doch es kam, wie es kommen 


mußte: Auf der VLK-Sitzung am 
18. Jan. erschienen gleich vier IGM- 
Sckretäre (das ist bei HSW schon fast 


üblich, um die Linken in Schach zu 
halten), dazu die rechte Betriebs 
IMBR)-Garde (was weniger üblich 
Herrschaften sich vor 
Auseinandersetzungen gern drücken). 
Der größte Teil der vom Vorstand 
nachbenannten R 


jertrauens"leute er- 
schien ebenfalls, die meisten von 
ihnen bereits mit einem nagelneuen 
Funktionär-Ausweis der IGM in der 
Tasche. Dann begann das große Schau- 

wpiel 
In wikten „Anklage -Reden wurde 
der linke VLK-Vorstand beschimpft 
und beleidigt, um „freiwilligen 
Rücktritt aufgefordert, und. schließ. 
ich auf Grundlage der „neuen 
Stimmverhältnisse abgewählt. Minu 
ten später gab es einen neuen Vor 
stand (diesmal nach Geschmack der 
IGM-Sekretäre) aus dem Kreis der 
Nachbenannten. Den neuen Vor- 
sitz hat ein CDU-Mann, ansonsten 
tummeln sich jetzt Meister und an 
dere Vorgesetzte im VLK, im großen 
also Vertrauensleute der 


Die Hetze gegen den - nunmehr 
itep — VLK-Vorstand wurde weiter 
Anghheizt. Er würde mit dem MI 


Liebe Kollegen, 
der Vertrauenskörper der IG-Metall Im 
Work Harburg. der  Hanomag-Henschei 


73 folgenden Antrag mit Mehr 
it beschlonen 

„Der Vertrauenskörper stellt on die Ort 
Verweltung den Antrag, dem Kollegen . 
die Funktion als Vertravensmann zu ent. 
ziehen, da sich der Kollege. . - undemo- 
krotisch und dadurch gewerkschaftsschä- 
diond verhalten hat. 

Sollte die Ortsverwaltung nicht zuständig, 
sein, bitten wir um Weiterleitung an den. 
Ortsvorstand, 

Das undemokratische Verhalten Hiegt in 
folgend geschjidertem Tatbestand 

Am 11.10.73 hatte der Kollege . - , auf 
einer Sondersitzung des Vertrauenskörpers, 
einen Antrag gestellt, der Betriebsrat möge 
eine. außerordentliche Betriabsversamm- 
ung mit dem Tagesordnungspunkt „Zah. 
ung des Weihnachtigeides”“ einberufen. 
Der Antrag wurde mit überwiegender Mehr 
heit abgelehnt. Um sein Vorhaben doch 
noch zum Ziel zu bringen, hat der Kolle- 
9 dann im Betrieb‘ eine Unterschriften- 
sammlung eingeleitet mit dem Ziel, nach 
5.433 des BetrVG eine außerordentliche 
Betriebsversammiung durchführen zu las- 


Auf der ordentlichen Vertrauenskörper- 
sitzung am 16.10.73 Ist dem Kollegen... 
eindeutig erklärt worden, daß sein Vor- 
halten undemokratisch ist, weil nach den. 
Rogein der Demokratie alle, die an Be- 
schlüssen mitgewirkt haben, an diese Bo- 
schlüsse gebunden sind und keine eigenen 
Persönliche Initistiven entwickeln. kön. 
‚nen, die gegen diese Beschlüsse zielen. Es. 
stsuf dieser Sitzung auch eindeutig fest- 
‚gestiht worden, daß im Wiederholungsfall 
ein VK-Mann mit Funktionsentzug rech- 
‚nen muß. Trotzdem hat der Kollege . . . 
weiter Unterschriften gesammelt und als 


TALLARBEITER (Branchenzeitung 
des KB) zusammenarbeiten, die Ze 


tung im Betrieb verteilen, gegen die 
Betriebsräte und die IGM-Führer ar- 
beiten usw. us. Das ganze Theater 
‚kam zum Höhepunkt als Betriebara 
Perlach (SPD) seinen vorbereiteten 
Antrag zur Abstimmung brachte, in 
dem der Betriebsrat aufgefordert 
wird, bei der Geschäftsleitung An- 
trag auf Rausschmiß der Kollegen, 
des „alten” VLK-Vorstandes zu stel- 
len. 

Am Dienstag, dem 22. Jan., folgte 
eine Sondersitzung des BR, auf der 
weisungsgemäß dieser Antrag an die 
Geschäftsleitung durchging, die die 
Kündigung nur wenige Stunden spi- 
ter aussprach. Die Kollegen die zu- 
vor noch etwas beim BR und der Ge- 
schäftsleitung ins „‚Kreuzverhör" ge 
‚nommen wurden, um sich von ihrer 
früheren Politik öffentlich zu die 
tanzleren, mußten auf der Stelle den 
Betrieb verlassen und erhielten zudem 
Zutrittsverbot erteilt 


Kommunistenjagd hat 
Tradition bei HSW 


Vor noch etwa zwei Jahren wai 
HSW_ in gewisser Hinsicht „Hoch- 
burg" der Linken, d.h. sie hatten 
Mehrheiten im DR und VLK, stellten 
deren Vorsitz usw. Inzwischen hat 
sich das Matt gewendet als Ergeb 
nis eines unglaublich brutalen Vor 
‚schens der Geschäftsleitung, Gewerk 


schaftsführung und SPD-Beiriebsgrup- 
pe (als deren gemeinsamer und ver- 
längerter Arm im Betrieb). 

Auf der Basis von drei (1) Be- 
triebsratswahlen innerhalb von 
zwei (!) Jahren hatten es diese Herr 
schaften geschafft mit Hilfe von Man 
pulation, Erpressung, Einschüchte 
fristloser Kündigung, Andro- 


1. Anlauf = Bruchlandung 


ORTSVERWALTUNG WILL VERTRAUENSMAN!I DIE FUNKTION ENTZIEHEN 


22.11,73 entzog die Ortsverwaltung (OV) der IG Metall Hamburg einem 
'auensmann der HanomagHenschel-Werke, Harburg, seine Funktion al 
Vertrauensmann, am 9.1.74 entpuppte sich diesen Vorhaben als Rohrkrepie- 

der OV „unter Androhuhg einer Geldstrafe 


Beiden — Begründung des Antrags 

der VK-Leitung und der Beschluß der 
ov ;enso (rech wie falsch, so 
daß es wie gesagt zu besugtem Ge- 
richtsbeschluß kam. Abgesehen von 
den subjektiven, tendenziösen Fost- 
stellungen (über die wir uns hier nicht 
auszulassen brauchen), ist die 
Begründung in sich ein 
Schlicht und ergreifend gelogen ist 
beispielsweise die Aussage, daß auf 
der VK-Sitzung festgestellt wurde, 
daß derartiges Verhalten mit Funk- 
tionsentzug geahndet wird. Ein ent- 
sprechender Antrag ist _ vielmehr 
mehrheitlich abgelehnt worden. Auch 
ist es bereits formal falsch, daß der 
Kollege gegen den Beschluß des VK's 
verstoßen habe. In dem Beschluß 
sing es darum, daß der VK keinen 
Antrag stellt, bei der Sammlung ging 
es aber darum, daß die Belegschaft 
nach $ 43,3 des Beir.V.G. den Be- 
triebsrat dazu zwingt, eine durchzu- 
führen. Inhaltlich ist es kennzeich- 
nend für die Auffassungen der Ver- 
fasser, wenn sie den VK dazu miß- 
brauchen wollen, Kollegen die Wahr- 
nehmung ihrer gesetzlichen Rechte 
zu untersagen. Auf Deutsch gesagt, 
bricht die gesamte Beweisführung zu- 
sammen wie ein Kartenhaus. 


Trotzdem — vielleicht um der VK- 
Leitung in ‘nichts nachzustehen — 
verfaßte die Ortsverwaltung einen 
Brief an den Kollegen, in dem mit 
unverblümter Offenheit die Vorstek- 
lungen der Gewerkschaftsführung zur 
Demokratie dargelegt werden. 


Nach Punkt 1 ist es nicht, wie man 
durchaus annehmen könnte, von den. 
Kollegen abhängig, wer Vertrauens- 
mann wird, sondern einzig und allein 
von der Entscheidung der Ortsver- 
waltung! Damit wird von der Ortsver- 
waltung eine grundsätzliche Position 
der Arbeiter — nämlich.die freie Wahl 
der Vertrauensleute im Betrieb — 
abgeschafft! 

Die in Punkt 2 dargelegte Metho- 
de der „Rechtsprechung ist eben- 
falls bezeichnend. Nicht um eine of- 
fene Auseinandersetzung geht es, 
‚oder mindestens um eine Beweisfüh- 
rung, um den Nachweis von gewerk- 
‚schäftsschädigendem Verhalten, son- 
dern prinzipiell hat die VK-Leitung 
recht, weil sie die legitimierte Vertre- 
tung des Vertrauenskörpers ist. Das 


sen, Reverse-Politik usw. usf. einen 
na na mat 
ee 
‚ser Zeit wurden acht (!) engagierte 
an arte 
ensleute und Mitglieder des VLK- 
Vorstandes fristlos (!) gefeuert, wo- 
Den DE na 
a an den um 
bereit waren, anständig zu blechen 
a nA 
pro Kündigung). Den meisten wurde 
Pe nz 
Bo a dee Ki 
neh 
delt es sich zwar um fristgemäße 
ger Beurlaubung gekoppelt n). 
Dabei ist HSW kein großer Betrieb, 
a net 
tik für die HSW-Kollegen verl we 
Ba re aber 
en 
a eaebln 6 
anna Nana 
Südelbe-Raum ein spezielles Problem 
TERKAMPF nachholen. " 


Betriebszelle HSW, 


afts-Ausschlüs- 


KB/Gruppe Hamburg 


allerdings hat mehr mit der katholl- 
schen Kirche und den „Verfügungs 
rechten“ des Papstes zu tun, als mit 
den ursprünglichen Aufgaben und 


Funktion behindern.) Es legt aller- 
dings auf der Hand, daß die OV Mit« 
tel und Wege finden wird, um diesen 
Beschluß außer Kraft zu setzen, mit 


Zielen der Gewerkschaften. Sicherheit wird es zu einem awel 
Die Ortsverwaltung hat die im| ten Anlauf kommen. 
Brief dargelegten Grundsätze - wohl 


Entscheidend für den weiteren 
Verlauf wird es sein, ob es gelingt, 
die über Weihnachten und dann durch 
die Kurzarbeit abgeebbte Diskussion 
wieder zu beleben und über betrieblk 
‚che Aktionen die volle Rücknahme 


gemerkt Grundsätze — konsequent zu, 
Ende efier- dan ae cn Bleu 


Ban; Funktionsentzug 
Bezug: Antrag der VK-Laitung 


Lieber Kollege... | 
Die Leitung des Vartrauenskörpers. der 
1G Metal in der Firma Hanomag-Hensche 
Fahrzeugwerke GmbH hat mit Schreiben 
vom 6.11.1973 bei der Ortsverwaltung 
beantragt, Dir die Funktion als Vertrau- 
entsmann dor 1G Motall zu entziehen. 
Die Ortsverwaltung hat sich in Ihrer Sitzung 
am 22.11.1973 eingehend mit diesem An- 
rag befaßt, nachdem sie der VK-Abtel- 
ung beim Vorstand der IG Metall den. 
Sachverhalt (Anlage) zur Stellungnahme 
Zugeleite hatte. 

Sie faßte den Beschluß, Dir ab sofort die) 

Funktion als, Vertrauensmann zu entzie- 

han. 

Dieser Beschluß hat sich an folgenden 

Grundsätzen orientiert: 

1. Die Ortsverwaltung hat die gewählten 
Oder vorgeschlagenen Vertrauenslaute 
zu besuhtigen. 

Von ihrer Entscheidung ist somit ab-| 
hängig, ob die Funktion des Vertrau- 
enamannes vergeben wird 

2) Der Vertrauenskörper ist ein Gremium 
der 1G Metall und unterliegt somit den 


Die gewählte VK-Laitung It gegenüber 
‚der Ortaverwaltung die egitimierte Vor- 
retung des gesamten VK's 
Den von Ihr dargestellten Sachverhalt 
über Dein Verhalten muß die Ortsvor- 
waltung daher als geprüft und wahr 
heitsgetreu ansehen, zumal in der VK- 
Sitzung am 16.10.1973 Dein Verhalten 
einmürig mißßiltigt worden it 

3. Nach den demokratischen Grundsätzen 
unserer Organisation hat ein Mitglied 
einen Beschlußgremiums der IG Metall, 
wie in diesem Fall der VK, die Mehr- 
heitsentscheidungen in sinem gewerk- 
schaftlichen Wirkungsbersich zu vor- 
weten. 

Du hast Dich entgegengesetzt verhalten 
und kannst somit nicht mehr die Funk- 
tion eines Vertrauensmannes der 1 


Wir bitten Dich, Deinen Funktionsaunweis 
im Betriebsratsbüro abzugeben baw. une 
Zuzusanden 


Mit freundlichen Grüßen. 
INDUSTRIEGEWERKSCHAFT METALL 
1.4. Bundesrepubl. Deutschland. 


Grundsätze: Begründung für den Fur 


= Vorwaltungssteile Hamburg — 


H.Schreiber . Müliner 


Die Hamburger Ortsverwaltung der IG-Metall enthüllt ihre „demokratischen“ 


ınktionsentzug eines Vertrauensmanns: 


die höheren Funktionäre haben immer recht! 


‚Konsequent ist es ebenfalls, wenn 
die letzte VK-Sitzung kurzerhand ab- 
gesetzt wurde — u.a. deshalb, weil 
der betreffende Kollege dabei gewe- 
sen wäre und es sicherlich zur Diskus- 
sion hierüber gekommen wäre. 


Durch den Gerichtsbeschluß führ- 
te dieser erste Anlauf zu einer Bruch- 
landung und solange dieser Beschluß 
besteht, kann die OV den Kollegen 
auch nicht ausschließen. (Damit wür- 
de sie ihn an der Ausübung seiner 


‚Anzeige 


des Beschlusses und der Beschuldi- 
gungen durch die OV zu fordern. In 
der Diskussion muß vor allem klarge- 
macht werden, daß es hier um grund- 
sätzliche Positionen geht - um die 
Wahl der Vertrauensleute im Betrieb, 
‚darum, daß in solchen Fällen nur die 
Kollegen entscheiden können, ob je- 
mand abgesetzt wird oder nicht. m 


Betriebszelle Hanomag / Henschel 
KB/ Gruppe Hamburg 


ZUR POLITIK DIES 
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werden in erster 
‚Jahrem 1966 und 


Linie Artikel der_„Peking Rund- 
1967 wiedergegeben, die angesichts. 


eine Auswahl sein können, von der wir aber 


Die Kulturrevolution lehrt uns, den Fragen der Beziehung zwischen 
'kommunistischer Organisation und den Massen sowie der innerorgani- 
wtorischen Demokratie stärkste Aufmerksamkeit zu geben. Sie lehrt. 
uns, den Ungeist des „sklavischen Gehorsams” entschieden zu be- 
kämpfen und den „Gebrauch des eigenen Kopfs“ zu fördern. In den 
Monaten hat sich die Auseinandersetzung um die Poli 


Verhältnis zur Kulturrevolution in einen versteckten oder offenen 
Kampf gegen die Inhalte der Kulturrevolution umzuwandeln. 

Uns geht'es darum, über die Veröffentlichung der schlichten Tatsachen 
und der authentischen Äußerungen eine Grundlage für sinnvolle Aus- 
einandersetzungen zu schaffen, wobei wir natürlich im Anhang in die 
derzeit geführte Auseinandersetzung gezielt eingreifen. 

Die Broschüre wird Mitte bis Ende Februar erscheinen. 


zu bestellen bei: 
Verlag „ARBEITERKAMPF“ 


J.Rsonts 
2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35 


Forts. Faschistenprovokation 


grund bleiben müssen“, daß die 
„Funktionäre sich rechtzeitig von 
übesen Gruppen (d. h. den „Stoß 
trupps” = Anm. AK) absetzen müs- 

Die Methode dieser faschisth 
schen Fälschung besteht in folgen- 
dem: Durch ein angeblich authenti- 
sches „Dokument” soll zum einen 
eine geheimniwolle, weit verzweigte 
„Verschwörung“ vorgetäuscht wer- 
den, was auf die von den Faschisten 
seit eh und jeh genutzte Angst rück- 
ständiger Bevölkerungsteile (vor al 
lem Kleinbürgertum) vor „Verschwö- 
rungen” zielt. Zum anderen werden 
den Kommunisten damit alle mögli- 
chen massenfeindlichen Ansichten 
„authentisch nachgewiesen”, die 
ühinen die Bourgeoisie schon immer 
unterstellt hat I 

Es wäre falsch, diese faschistische 
Provokation wegen ihrer scheinbar 
‚offensichtlichen Unsinnigkeit und Ar 
bergheit nur mit einem Schmunzeln 
bet die faschistischen „Spinner” zu 
registrieren. Die Tatsache, daß eine so 
unverschämte faschistische Fälschung 
in bürgerlichen Zeitungen mit Massen- 
auflage veröffentlicht werden kann 
und sich bürgerliche Wissenschaftler 
offen zum Geist dieser Fälschung be- 
kennen (Erklärung des „Bund Frei- 
heit der Wissenschaft”), zeigt deut- 
lich, was die Stunde geschlagen hat. 

Das historische Vorbild der von 
der „Welt” publizierten. Fälschung 
ist ein heute kaum noch bekanntes. 
antisemitisches Machwerk, das aber 
vor einigen Jahrzehnten in der fa- 
schistischen Demagogie eine unge- 
heure Rolle spielte, nämlich die an- 
geblichen „Protokolle der Weisen von 
Zion”. 

Diese Fälschung war zu Ende des 
letzten Jahrhunderts in der Werkstatt 
des zaristischen Geheimdienstes ent- 
standen. 1902 wurden die angebli- 
chen „Protokolle” erstmals in Ruß- 
land veröffentlicht, 1920 wurden sie 
von „Gottfried zur Beck” (hinter die- 
sem Pseudonym verbarg sich ein 
Hauptmann Müller von Hausen) in 
dentscher Sprache veröffentlicht und 
gehörten zur Standard-Ausrüstung des 
Antisemitismus und Antikommunis- 
mus. 


ANTISEMITISMUS 


BILD wärmt eine alte Lüge wieder auf 


n den Jahren 1939/60 erreichte 
Tarecaccne eine Welle von 
faschistischen und antisemitischen 
Schmierereien auf jüdischen Fried- 
höfen und an Synagogen ihren Höhe- 
punkt 
Die „Bild“ vom 10. Januar 74 schrieb 
jetzt dazu;,, .. . alles war das Werk 
des sowjetischen Geheimdienstes.” 

„Bild“ nennt das eine „ 
nelle Enthüllung”. Nun, so , 
ell” ist diese Lüge denn doch nicht. 
Sie tauchte nämlich bereits in den 
Jahren 1959/60.auf. Einer der ersten, 
der dieses Märchen auftischte, war 
Faschistenführer Adolf von Thad- 
‚den, damals noch Chef der neofa 
schistischen „Deutschen Reichspar- 
tei® (DRP): nachdem 1960 zwei 
Mitglieder der DRP als Synagogen: 
schmierer entlarvt worden waren, be- 
hauptete Thadden, hinter den 
Schmierereien stecke die SED. Auch 
indeskanzler Adenauer machte „die 
Kommunisten” für die Schmierereien 
verantwortlich, 

„BÜd” kann natürlich, ebensowe- 
ig wie die Verleumder damals, nicht 


Köln 1969: Hakonkreuze und „Juden rau 
tor waren Mitglieder der neofaschistischen DRP- 


den geringsten konkreten Anhalts- 
punkt für die Lüge vom „Werk des 
sowjetischen Geheimdienstes" ge: 
ben. Stattdessen wird mit dunklen 
Andeutungen folgender Art gearber- 
tet Es begann in Köln: Weih- 
nachten 1959 beschmierte der Bäk- 
kergeselle Arnold 5. (25) die Synago- 
ge mit der Parole: „Deutsche fordern. 
Juden raus.“ Arnold S. gab damals 
Zu, angestifet worden zu sein. Seine 
Hintermänner nannte er nicht.“ 
(Bild) 

Was „Bild“ verschweigt: Arnold 
$: («Amold Strunk) und sein Kom: 
plize Paul-Joseph Schönen waren bei 
de Mitglieder der neofaschistischen 
DRP. In ihren Wohnungen hatten sie, 
wie sich bei der Haussuchung zeigte, 
faschisisches Gerümpel (Nazi-Zei 
tungen, Bücher, Fahnen etc.) ange 
haft, 


Schmierereien an der Kölner 
;e Ende 1959 lockten zahl- 


reiche weitere faschistische Ratten 
ausihren Löchern, die sich nun eben 
falls mit Farbtopf und Pinsel an 
Synagogen, aber auch an anderen 


Gebäuden betätigten. So wurden 
1960 faschistische und antisemitische 
Schmierereien u.a. aus Scheinfeld 
und Allersberg (beide Mittelfranken), 
aus Nienburg und Dinslaken, aus 
Braunschweig und Hannover, aus 
Dortmund, Westberlin, Hamburg. 
Kiel, Meldorf, Offenbach gemeldet 

"Jedoch hatte es auch schon vor 
‚den Kölner Schmierereien 1959 eine! 
Welle antisemitischer Vorfälle gege- 
ben, die hauptsächlich in antisemit 
schen Äußerungen bestanden (wie 
etwa: „Es sind noch längst nicht ge- 
nug vergast worden“), aber auch ein 
ge Schmierereien, wie auf dem jüdı 
schen Friedhof in Freiburg (Januar 
1959), am Mahnmal für die Verfolg 
ten des Faschismus in Gelsenkirchen 
(Februar 1959), am jüdischen Fried 
hof in Amberg (Februar 1959). So- 
weit die Urheber erwischt wurden, 
waren es in allen Fällen alte Nazis 
oder verführte Jugendliche, die zu 
neofaschistischen Organisationen ge- 
hörten oder ihnen nahestanden. 

Der Grund dafür ist nicht eine 

Verschwörung des sowjetischen Ge- 

heimdienstes“, sondern der Umstand, 
daß nach 1945 im westlichen Teil 
Deutschlands der Faschismus nicht 
usgerottet, sondern weiter gehegt 
wurde. Alsbald durften wieder neo- 
nazistische Organisationen ihr Um 
wesen treiben, durften Angehörige 
der SS-Mörderbande ihren „Tradr 
tionsverband” HIAG zur Pflege (# 
schistischen Brauchtums gründen, 
wurden in neofaschistischen Zeit. 
schriften die jüdischen und anderen 
Opfer des Nazi-Terrors verhöhn 
wurden die faschistischen Kriegsver- 
brechen beschönigt oder gar „gerecht 
feruge“ 

D us war der Boden, auf dem die 
antisemitischen Schmierfinken_ in 
großer Zahl wuchsen. Die Lüge vom 
„Werk des sowjetischen Gehelm 
dienstes” sieht dagegen in der Tradı 

derjenigen, die zur Verhetzung 
rückständiger Volksteile die „‚üdisch 
bolschewistische Weltverschwörung” 
erfanden [1 
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„Die Welt”, 17.1.7 


Die Fälschung gibt sich aus als Pro- 
tokoll einer geheimen zionistischen 
Konferenz, die 1897 in Basel stattge- 
funden habe. Der Zweck ist, eine „„&- 
dische Weltverschwörung” glaubhaft 
zu machen und gleichzeitig gegen die 
Arbeiterbewegung zu schlagen. Hier 
einige Sichworte aus dem „Proto- 
koli” — man vergleiche sie mit dem 
von der „Welt" veröffentlichten „Do- 
kument” 

„Ausnutzung der menschlichen 
Schwächen” (die „emotional Labi- 
Ien” im „Dokument” der „Welt”), 
„‚Gewöhnung der Arbeiter an Gesetz- 
losigkeit und Trunksucht”, „Unter- 
Wrabung der Erziehung und Bildung”, 
„Aufhebung der Lehrfreiheit an den 
Hochschulen” (1), „Liquidierung des 
Humanismus und der Geschichtswis- 
senschaft”, um so die „jüdische Welt- 
herrsthaft zu erreichen”. Gleichzeitig 
müsse auch die „Irriehre des Kom- 
munismus”, das „jüdische Heer von 
Sozialisten, Anarchisten und Kom- 
munisten” eingesetzt werden, um die 
„blinde Masse des Volkes” zu ge- 
innen, die „Zerstörung der nicht- 
‚jüdischen Industrie durch ‚erhöhte 
Lohnforderungen” sei anzustreben 


usw. 
Die enge Verwandtschaft in Geist 
und Methode zwischen dem „Proto- 
Die enge Verwandtschaft In Geist 
und Methode zwischen dem „Proto- 
koll” des zaristischen Geheimdienstes 
und dem „Dokument” der „Welt” 
ist offensichtlich 
Mit ähnlichen Mitteln arbeitet 
auch die faschistische „Deutsche Bür- 
gerinitiative” des Rechtsanwalts Man- 
fred Roeder aus Bensheim (Hessen). 
Dieser Faschisten-Verein war sogar 
bis vor wenigen Monaten vom Staat 
als „gemeinnätzig” anerkannt. Die 
Aufdeckung antisemitischer Unver 
schämtheiten dieser „Bürgerinitiat 
ve” durch liberale Publizisten kostete 
den Verein schließlich im Oktober 73 
das Prädikat „Gemeinnötzig”: Roe- 
der hatte behauptet, es seien keines- 


falls mehr als 200.000 (1) Juden von 
worden, 
und hatte die KZ’s als idyllische Er- 


den Faschisten ermordet 


holungsstätten beschrieben („Die 
Häftlinge verrichteten ihre Arbeit mit 
Eifer und Freude .... Mir fiel auf, wie 
elegant unsere Häftlinge gekieidet 
waren _.") 

Noch. als „gemeinnützig” aner- 
kannt, verbreitete die „Deutsche Bür- 
gerinitiative" vor einigen Monaten 
‚ein Flugblatt mit dem Titel „Sex als 
politische Waffe", das mit einer Reihe 
von erfundenen und gefälschten Zi 
taten den Eindruck erwecken soll, 
„die Kommunisten” wollten ihre Zie- 
ie durch „sexuelle Zersetzung” errei- 
chen. Die einzelnen gefälschten „Zr 
tate” (wie etwa 
gend”, „Verursache 
den Zusammenbruch aller morali- 
schen Tugenden”) sind unterschrie- 
ben mit „Anweisungen der KP in 
Florida” oder „Interne Anweisung 
der Kommunistischen Partei Italiens” 
0.4.,und natürlich alle frei erfunden. 
Von Mao wird ein angebliches „Zitat” 
erwähnt: „Wir werden unsere Ideolo- 
ie durch die moralischen Schwächen 
des Gegners einschleusen”, und einem 
„KP-Chef in Hongkong” wird die 
Äußerung zugeschrieben, „Peking” 
habe „rund eine Milliarde Dollar in 
den subversiven Rauschgift-Export 
‚nach Europa investiert”, um Europa 
so „fertigzumachen" 

mas Bunapn neo 

so „fertigzumachen 


Die Methode ist in allen Fällen die 
gleiche: Die Faschisten appellieren an 
Rückständigkeit, Aberglauben und 
‚Ängste vor allem kleinbärgerlicher Be- 
völkerungsteile („große Verschwö- 
nung”, deren „Drahtzieher” sich ge- 
heimnisvoll „im Hintergrund halten”, 
„sexuelle Zersetzung” usw.); die 
Bourgeoisie sucht dabei die Glaub- 
wördigkeit ihrer Lügen durch Aufma- 
chung als angebliche „Protokolle“, 
„Dokumente” oder „Zitate” zu sei. 
‚gern. Das Ziel ist, neben den kurzfri- 
stigen Effekten (Diffamierung der 
Linken), eine langfristig, wirkende 
Verdummung von Teilen des Volkes, 
die daran gewöhnt werden sollen, je- 
den Dreck gläubig zu schlucken. 1 


KONTAKTADRESSEN 


Oldenburg: 
Th. Piepgras 
29 Oldenburg 
‚Postfach 
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Fortsetzung 
1G-Chemie — Verfassungsschutz 
‚Gewerkschaftsauschlüme 


hen ua 


Funktion, 
Nicht-Bestätigung gewählter Mitplie 


der der Tarifkommission, des Jü- 
‚gendausschuß, Rausschmisse aus dm 
Jugendvertra® anskörper, olfene Dro- 


hung mit dım Verfassungsschutz 1e- 
genüber linken. Vertrauensleuten, 
igenmächtiges Verändern beschlor- 
soner Forderungen des Vertrauens 
körpers usw. unf, Die Liste ließe sich 
beliebig verlängern. 

Ausschluß-Antrag der 1# 
Schering-Vertrauenaleute deckte einen 
Teil der arbeiterfeindlichen und un- 
demokratischen Schweinerelon dieses 
Mannes im Laufe der letzten Jahre 
allein im Schering Werk Müllorstr 
auf und begründete den Antrag recht 
sorgfältig, In einer neunseitigen Ant- 
wort versucht sich Kolitsch von zehn 
der „schwersten Vorwürfe“ reinzu- 
waschen, 

Dazu eine Kostprobe. Zum Vor- 
wurf des Gewerkschaft Auschlussen 
gegen aktive linke Vertrauensleut 

„Aierzu it lediglich au sagen, daß 
die Verwaltungsatelle viel zu toleran! 
war, daß sie nicht schon bei früheren 
Gelegenheiten von diesen Möglichket 
ten Gebrauch gemacht hat. Alles an- 
dere ist dem Hauptvorstand (..) be 
kannı.”" (R. Kolitsch an den Haupt 
vorstand im Brief vom 4.1.74) 

Und nun der Hammer: Kolitich 
bestätigt die Zusammenarbeit mit 
dem Verfassungsschutz (der Spitzel- 
und Spionage-Örganisation der Kapi- 
talisten!!) gegen linke Kollegen und 
der 1G Chemie-Hauptvorstand findet 
nichts dabei. Im Gegenteil, Br „folgt" 
der „Argumentation“ des Arbeiter 
feindes Kolitsch ausdrücklich! 

Kolitsch schrieb: „Es stimmt, daß 
Ich in besagten VL- Versammlungen 
(Achtung: Mehrzahl) in Bezug auf 
Mitglieder, die bereits aus unserer Or- 


“u Gewerkschafts-Ausschluß besiegelt 


‚ranination wegen gewerkschaftsichd: 
digenden. Verhaltens ausgeschlossen 
waren oder gegen die noch ein Aus 
schlußverfahren lief, Auskünfte (') 
des Verfassungsschutzen zitierte, Ich 
tat dies, weil von Sympathlsanten (!) 
dieser Kollegen immer wieder die Be- 
hauptung aufgestellt wurde, daf kei: 
ner der betroffenen Kollegen weder 
einer Unkaradikalen Organisation an- 
‚kehört oder eine solche Organination 
unterstützen (?) würde und dafür 
auch keinerlei Beweise vorlägen, 

Ich erklärte, daß die Berichte vom 
Verfassungsschutz zur Überprüfung 
der eigenen Beweise (!) eingeholt wur- 
den, um eine größtmögliche Sicher- 
heit (? «bei der Beurteilung zu ha 
ben.“ (siert nach Brief von Kolitsch 
an den Hauptvorstand vom 4.1.74) 

Ist die enge Zusammenarbeit zwi 
schen sozialdemokratischer Gewerk- 
schaftsführung und dem — auf Basis 
des alten faschistischen Gestapo-Ka- 
ders (!!) aufgebauten — Verfassungs- 
schutz auch kein neuer Tatbestand, 
so erstaunt doch das „freimütige“ Be: 
kenntnis zu dieser Tatsache durch 
einen Gewerkschaftsführer. Ist doch 
sonst diese Zusammenarbeit von bei 
den Selten eher gutgehütetes Geheim- 
nis, mit dem man nicht hausieren 
weht. Aber wahrscheinlich ist inzwi- 
schen auch der Verfassungsschutz in 
den Augen der SPD-Gewerkschafts 
führer zur „demokratischen Institu- 
tion" geworden? ! ? 

Es ist aus der Geschichte bekannt, 
daß die SPD-Führer und besonders 
deren Kumpane aus der Gewerk- 
schaftsführung mit allem und jedem 
gemeinsame Sache machen, wenn es 
gegen die Kommunisten oder andere 
linke Arbeiter geht. (In diesem Zu- 
nammenhang werden wir in nichster 
Zeit Dokumente veröffentlichen, aus 
denen die enge Zusammenarbeit der 
ischen Gewerkschaft 


den Nazk-Faschisten hervorgeht, zu 


einer Zeit, als Gewerkschafts-Mitgli 
der - Kommunisten wie Sozial 
kraten = zu Tausenden in den Folgen 
kammern der GESTAPO und den 
KZ's der SA unsagbares Leid erlitten.) 
Kolitisch gibt auch zu, daß er mit 
diesen „Auskünften” vom „Verfas- 
PR ionelie Kollegen 
offen erproßt, Aus 
seiner Feder klingt das #0 (im selben 


und nach dieser Frage 
(nach K.'s Zusammenarbeit mit dem 
„Verfassungsschutz“ - die Red.) 
Ratte sich der Kollege H.B. durch 
unqualifisierte (? ) Zwischenrufe be: 
merkbar gemacht, worauf ich ihn 
fragte, ob ich ihm einmal vorlesen 
solle, was über Ihn beim Verfassungs- 
schutz aktenkundig sel. Ab diesem 
Augenblick war der Kollege B. dann 
seill”” (Man beachte den unglaubli- 
hen Zynismus!!!) 

Bespitzelung der Kollegen, Zu- 
sammenarbeit mit dem Verfassungs- 
schutz, - Gewerkschaftsausschlüsse, 
Funktionsentzug usw. seien notwen- 
dig, so Kolitsch, um „die Gewerk + 
schaften (nicht) widerstandlos für 
radikale und utopische Zwecke von 
einzelnen Chaoten mißbrauchen zu 
lassen.” - Der Zweck heiligt die 
Mittel! Alle Mittel sind erlaubt, wenn. 
sie dem Ziel dienen, die Kommu- 
misten und andere linke Arbeiter 
aus den Gewerkschaften zu feuern! 
Das allein ist die Logik der Gewerk- 
schaftsführer, und zwar nicht nur 
irgendwelcher superrechter Sckretä- 
re, sondern es ist die Logik der DGB- 
Führung überhaupt. 


‚Gefährliche Illusionen 


Die Gruppe „KPD”, die schon 
weit. einigen Jahren bei Schering eine 
„Betriebszeitung” herausbringt, ver- 
breitet in ihrer „Roten Fahne” 
(„Zentralorgan” der Gruppe) Nlusio- 


nen, Offenbar erwartete sie, daß 
der 1G-Chemie-Hauptvorstand Herrn 
Kolitsch von seinem Posten ablösen 
de also ein unmittek 
vom Ausschluß-An- 
trag der 18 Schering-Vertrauensleute 
erwartet, 
ie warnt bereits vor Kolitsch's 
„Nachfolger“, wenn der Hauptvor- 
stand E. Kolitsch „aus taktischen 
Gründen” „aus der Schußlinie” zie- 
hen würde, selbstverständlich „um Ihn 
an einem anderen Posten einzuset- 
zen”. Der „Nachfolger” würde zwar 
„die arbeiterfeindliche Politik der 
Bonzen fortsetzen”. Aber: „Der 
‚nächsıe Kolitsch könnte sich nicht 
so leicht über die Beschläse der Kol: 
legen hinwegsetzen.“ (alle Zitate aus 
RF Nr. 3/5. Je). 

Diese „W „nich“ 
sten Koliisch”) wollten die Genossen 
als ganz. besonders „realistisch” vor- 
standen wissen. Sie leiteten ihn 
Spekulationen über einen „nächsten 
Kolitsch” ausdrücklich noch mit 
„Warnung” ein; „Machen wir uns 
keine Ilusiönen.” 

Zweifellos machten sich die Ge- 
nossen von der „KPD” Illusionen. 
Was ist dafür die Grundlage? 

Die Genossen haben eine gründ- 
lich falsche Einschätzung vom Kräf- 
teverhältnis der Klassen in West- 
deutschland, sowie vom Stand der 
der Klassenkämpfe. Nach Meinung 
der Genossen, befinden sich Arbeiter- 
bewegung und Kommunisten in der 
Offensive, während sich die Kapitali- 
sten und mit ihnen die Gewerk- 
schaftsführer, in Rückzugsgefechten 
befinden usw. 

"Tatsächlich aber befinden sich die 
westdeutschen Kapitalisten (samt ih- 
ren Agenturen) in. einer alleitigen 
Offensive (ideologisch, politisch und 
ökonomisch), drängen die Arbeiter- 
bewegung (und an den Unis und 
Schulen die demokratische Schüler- 


und Studenttenbewegung) und mit 
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ihnen die Kommunisten zurlck, be 
treiben die Faschisierung aller ge- 
sellschaftlichen Bereiche usw. 

Die Arbeiterklame dagegen ber 
findet sich auf dem Rückmarsch 
und nicht in der Olfensive, Der ver- 
mehrten Streiks, inkl. der spontan 
entstandenen, die Verschärfung der 
innemewerkschaftlichen Auseinander 
setzungen, die Zunahme des Aus 
schluß-Terrors, aber auch der ver 
mehrte Widerstand dagegen, sind Aus- 
druck und Produkt dieser Kapitals- 
Offensive, Die Kollogen kämpfen und 
kämpften gegen zunehmende Ver- 
schlechterung ihrer wirtschaftlichen 
Lage, gegen den weiteren Abbau 
ihrer gewerkschaftlichen Rechte usw, 
Alle Kämpfe in den letzten Jahren 
galten dem Erhalt des Bestehenden 
und nicht einer Verbesserung. odı 
Erreichung neuer Ziele. Die Kom- 
munisten — und die Arbeiterlinke 
insgesamt — müssen ihren defensi- 
ven Kampf so führen, daß Positionen 
etc. aufgebaut werden, die geeignet 
sind, um von ihnen aus zu einem 
späteren Zeitpunkt zur Offensive ge- 
gen den Kapitalismus in der BRD 
Überleiten zu können. 


Die innergewerkschaftliche Aus- 
einandersetzung bei Schering und be- 
sonders ihre Ergebnisse beweisen im 
Klein-Maßstab die Richtigkeit un- 
serer Einschätzung. Solche Leute wie 
Kolitsch werden nicht „ads der 
Schußlinie” gezogen, sondern im Ge- 
genteil, ausdrücklich ermuntert, wei- 
ter so zu verfahren wie bisher und 
möglichst noch einen Zahn zuzule- 
gen. Das ist der allgemeine Trend. 
Zu erwarten ist eher der Gewerk- 


schaftsausschluß der 18 Schering- 
Vertrauensleute, oder zumindest 
ihres „harten Kerns”, [ 
Gewerkschafts-Kommission der 
Chemie-Bereiches, 

KB/Gruppe Hamburg 


er Hauptvorstand hat mit 
Diane 2124 dm 

'@werkschaftsausschluß von 13 lin- 
ken Kollegen des Hamburger Chemie- 
Betriebes Reichhold verfügt”. Wie 
nicht. anders zu erwarten, kam er di 
mit dem Antrag der Hamburger Vi 
waltungsstelle vom 20.11.73 vollstän- 
dig nach, „Verfügt” wurde dieser Aus- 
schluß im wahrsten Sinne des Wor- 
tes, d.h, der Hauptvorstand hat nicht 
‚den Schatten einer Begründung, ei- 
ner irgendwie stichhaltigen Argumen- 
tation gebracht. Außer nackten Be- 
hauptungen (also Unterstellungen!!") 
absolut nicht 

Damit wird den Kollegen praktisch 
auch die Möglichkeit einer echten 
Verteidigung vor dem Beschwerde- 
ausschuß genommen (was offenbar 
beabsichtigt ist), ein Recht, das ihnen 
zumindest formal zusteht. Gegen eine 
Behauptung, dieser und jener Kolle- 
ae schöre zu den „seutigen Urhe- 
bern der gewerkschaftsfeindlichen Pu- 
blikation „Der Chemiearbeiter‘, U 
sich einfach nicht argumentieren, 
nichts ins Veld führen, als die schlich: 
te Gegenbehauptung. Dies ist aber 
schon geschehen und zwar gegen: 
über den Hamburger Geworkschafts- 
führern, denen auch per durchge- 
setzter „Rinstweiliger Verfügung” ge- 
richtlich verboten Ist, derartige Be- 
hauptungen weiter zu verbreiten. Der 
Hauptvorstand hat dies jetzt dennoch 
getan, 

Es muß davon ausgegangen wer- 
den, daß die Gewerkschaftsführer 
sich ihre „Beweise (Behauptungen!) 
entweder aus dem Zylinder gezau 
dert haben, oder aber beim „Ver 
fassungsschutz" „besorgt” haben, wo- 
bei dieser dann wohl in den be- 
rühmten Zylinder gegriffen hat. Weir 
ter wird klar, daß der ganze „demo- 
kratisc "(Verwal 
tungsstelle, Hauptvorstand, Beschwer‘ 
de-Ausschuß) reinster Mumbug ist, 
„demokratischer“ Humbug zweifel 
los, also Humbug, um „Demokrat 
vorzutäuschen, wo. {n Wirklichkeit 
absolute Willkür und Vorstandndik 
tatur herrscht, Die IG-Chemie-Führer 
haben ihre Willkür nur schlecht ver 
bergen können. Wie Wenig tatsäch- 
lich „abpewogen", „sorgfältig ge 
prüft” usw, wurde, mag das Indiz 
zeigen, daß der CHIMIBARBEITER 
= eine Dranchenaeitung des KB 
in der Kile der Ausschlußverfügung 


iner underen Organisation zugedich- 
tet wurde. 


Ausschluß — was nun? 


Diese Frage wird sich in nächster 
Zeit füreine ganze Reihe von Kommu- 
nisten, linken Gewerkschaftern usw, 
stellen. Eine Gegen-Gewerkschaft 
läßt sich auf dem gegebenen Stand 
des Klassenkampfes nicht aufmachen. 
Das dürfte für jeden klar sein, der 
seine fünf Sinne beieinander hat. 

Andererseits wird der Ausschluß- 
Terror der Gewerkschaftsführer zu 
nehmen, wird dieser Terror zunch- 
mend auch Kollegen treffen, die po- 
tisch nicht organisiert sind und für 
die diese Perspektive sich noch nicht 
unmittelbar ergibt 

Der Gewerkschafts-Ausschluß zielt 

aus der Sicht der Gewerkschafts- 
führer — nicht auf bloßen Ausschluß 
aus den DGB-Gewerkschaften, in dem 
Sinn, daß die soziakdemokratischen 
Führer ihren Laden „sauber” halten 
wollen, sondern er zielt auf „Aus 
schaltung” vom Klassenkampf Über- 
haupt. Dies gilt besonders für poli- 
tisch noch. nicht organisierte Kolle- 
gen, die durch Ausschluß jede Ver- 
bindung, jeden organisierten. Zusam- 
menhang zu anderen klassenbewuß- 
ten Kollegen verlieren sollen. Sie »ol- 
len sich — nach Willen der Gewerk- 
schaftsführ resignierend in Ihr 
„Schicksal” fügen, sollen sich dem 

listen ergeben, da man Ihnen 

den gewerkschaftlichen Schutz 
(Rechtsschutz etc.) und die gewerk- 
schaftliche Solidarität entzogen, ge 
stohlen hat, Diejenigen, die sich am 
meisten für die Interessen ihrer Kol- 
ins Zeug gelegt haben, die in 
Front beim Kampf gegen 
‚den „Unternehmer” gestanden haben, 
sollen verheizt werden - wenn es 
nach den Führern der DGB-Gewerk- 
schaften einge 

Dem kann und muß entgegenge 
treten werden, Keinenfalls darf der or 
‚ganierte Zummmmenhang unter den 
Kollegen aufgegeben werden. Im G 
genteil, er muß noch ausgehaut wer 
den, Kne Beteiligung am betriebli 
chen und sogar auch am gewerk 
schaftlichen Kampf kann aufrecht 
erhalten, ja sogar intensiviert wer 
den. Als erster Schritt könnten 
;ppen augeschlomener und ur 


setretener Gewerkschaftsmitglieder“ 
auf betrieblicher Ebene, mit regelml- 
iger politischer Diskussion, aktiver 
Betriebsarbeit, eigenem Kampffond 
usw. usf, aufgebaut werden. In diese 
‚Gruppen können solche ehemaligen 
Gewerkschaftsmitglieder einbezogen 
werden, die schon vorher vor den Ge- 
werkschaftsführern „geflüchtet sind 
Ziel dieser Gruppen muß sein, ua. 
auch für ihre Wiederaufnahme - oh 

ne Opportunismus und Versöhnler- 
tum - in die Gewerkschaften zu 
kämpfen. Sie sollten Zusammenar 

beit mit _ Gewerkschaftsmitgliedern 
halten und ausbauen. 


Ausschlußantrag gegen 
Kodolitsch abgelehnt 


Das von 18 Reichhold4ewerk- 
schaftern angestrengte (und wohlbe- 
gründete!!) Ausschlußverfahren gegen 
IG-Chemie-Sekretär Ph. von Kodo- 
itsch ist von seinen Kumpanen in der 
Veraltungsstelle „zurückgewiesen ” 
worden, und zwar mit derselben 

gründung”, wie der Ausschlußantng 


sammen mit den Rechtsradikalen 
(eschner & Co.) auf gemeinsamer 
Liste kandidieren. Die IG-Chemie- 
Führung hat ausdrücklich auf di 
Aufstellen einer offiziellen Gewerk- 
schaftsListe verzichtet, was sie na- 
ürlich nicht hindert, Reklame für die 
Rechten zu machen. Dieser Verzicht 
muß als indirektes Eingeständnis da- 
für gewertet werden, daß sie nach ei- 
‚gener Einschätzung nach den Gewerk 
schafts-Ausschlüssen zu schwach 
für eine eigene Kandidatur ist. Sie 
fand zu wenig Bewerber für eine 
Kandidatur. Ein deutlicher Beleg für 
die Spalterei der GewerkschaftsOrga- 
nisation bei Reichhold und die 
Schwächung gewerkschaftlicher Posi- 
tionen. Übrigens kandidi 
die sog. „Unabhängigen” mil 
rechten Liste. Diese Vögel 
den. letzten Betriebsrats-Wahlkampf 
in direktem Auftrag der Geschäftslei 
tung. Eine bute Mischung. 

Obgleich in ihrer Arbeit erheblich 
erschwert, haben die Linken in reis 
tiv kurzer Zeit die für die Einr 
chung einer Wahlliste notwendige Un 
terschriften-Zahl nicht nur erreicht, 


wegen 13 Linke durchkam ..ı nämlich 
mit gar keiner, 

‚Kühn wird im, entsprechenden 
Schreiben der Hamburger Verw 
tungsstelle etwa behauptet, di 
von I# Antragstellern bei Antrag- 
hung „schon nicht mehr Mitglied der 
Gewerkschaft” waren (was nachweis- 
lich unrichtig Ist.) Zwei weitere An » 
tragsteller hätten „unleserlich” (wer 
bestimmt das? ) unterschrieben usw 
Im übrigen hätte Kodolitsch „seine 
Aufgaben pflichtgemäß erfüllt” (was 
miemand bestritten hatte), sowie 
„jederzeit in Übereinstimmung mit 
den Beschlüssen des Verwaltungistel 
lenvorstandes“ gehandelt (was eben. 
falls niemand bezweifelte und zur 
Sache selbst nicht das geringste sagt). 
Zudem si das ganze „Ausschlußbe 
sehren (.) als Teil einer gewerk 

indlichen Aktion anzusehen” 


Betriebsrats-Wahlkampf — 
ein erster Erfolg 


Wie schon im letzen AK angedeu 
tet, kandidieren 12 linke Kollegen 
‚auf einer Liste, während die Sazlal 


‚demokraten (Volkmann & Co.) zu- 


sondern eiwa das Doppelte zusam- 
mengebracht, Sie kandidieren als 


Liste I 

Die Rechten haben Anstrengun- 
en gemacht, ihre Liste eifrig zu 
schminken. Nicht der SPD-Führer 
Volkmann steht an der Spitze, son- 
‚dern der erheblich weniger „verschlis- 
‚sene” SPD-Mann Hollop, der im Be- 


trieb allgemein das Image einen 
„ehrlichen Kollegen" hat. Nicht 
Schlecht ausgeheckt. Aber es 
kommt noch besser 

Das 2. Zugpferd der gemeinsa- 


men Liste, der Rechtsradikale Tesch- 
ner, erscheint erst auf Platz Nr. 12 
Da nur 11 Befricbsräte zu wählen 
sind, erscheint sein Platz absolut aus- 
sichtslos zu sein. Der Schein trügt je- 
doch. Gemäß Verabredung werden 
nach vollzogener Wahl eine Reihe 
von Papp-Kameraden auf vorderen 
Plätzen ganz „freiwillig” zurücktreten 
und Herrn Teschner den zugesagten 
Weg frei machen. 

Dieser Trick scheint für die Rech- 
ten notwendig, um besonders unter 
den Produktionarbeitern auf Stim- 
menfang zu gehen, die einen Tesch- 


ner unter gar keinen Umständen 
wählen würden. [ 
Betriebszelle Reichhold 
‚KB-Gruppe/Hamburg 


2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35 


erhältlich im: 


Arbeiterbuch 
2 Hamburg 13 
Grindelhof 45 


ARBEITERKAMPF NR. 39/6. Febr. 1974 


KAMPF DER 
KAPITALIS 


=, 
TISCHEN 


RATIONALISIERUNG 


® wie hier die Arbeiter und 

Angestellten von _ Klöckner- 
Draht in Düsseldorf vor der Haupt- 
verwaltung des Konzerns in Duis- 
burg gegen das „Wegrationalisieren” 
yon 1100 Arbeitsplätzen (in den 
Zweigwerken Düsseldorf und Göppin- 
en) protestierten (Anfang Januar 
1974), haben in den zurückliegen- 
den Wochen und Monaten tausende 


Solidarität 


rotz vorläufiger Besiegelung des 
Gewerkschafts-Ausschlusses ge- 
gen 13 linke Reichhold-Kollegen ist 
auch weiterhin kämpferische Solidari- 
tät mit ihnen nötig. 

Dies bezieht sich sowohl auf mo- 
ralische Unterstützung (Solidaritäts- 
erklärungen) als auch auf finanzielle 
Hilfe (es sind noch eine ganze Reihe 
von Prozessen durchzustehen und der 
betriebliche Kampf der Reichhold- 
Linken geht weiter und kostet Geld 
für Fiugblätter, Dokumentationen 
um). 

Wir möchten hier wie auch in den 
letzten beiden Ausgaben des ARBEI- 
TERKAMPFs wiederum einige Soli- 
daritätsadressen veröffentlichen: 


‚Nordelbischer Arbeitskreis Kirche 
‚Adresse: (Der Redaktion bekannt) 
Sollderäissdrese 22.12.1973 


An die vom Gewerkschaftsaus- 
schluß bedrohten Kolleginnen und 
Kollegen der Reichhold-Albert-Che- 
mie AG Hamburg, 

Hiermit versichern wir euch unse- 
rer Solidarität im Kampf gegen die 
drohenden Gewerkschaftsausschlässe, 
‚gegen die Gewerkschaftaführung und 
gegen die rechten SPD-Betriebsräte. 
Wir unterstützen euren Kampf gegen 
den Abbau demokratlicher Rechte 
im Betrieb und Gewerkschaft, gegen 
den Lohnabbau und für einen star- 
ken VLK. Wir werden mit unseren 
Kollegen, den krichlichen Mitarbei- 
tern und in unserer Gewerkschaft, 
der ÖTV, über euren Kampf dis 
kutieren und euch nach unseren Mög- 
iehkelten unterstützen, 

NAK (eine Gruppe von krichlichen 
Angestellten, Vikaren, Pastoren und 
Theologiestudenten). 

‚PS. Wir haben ca. 50,- DM auf euer 
‚Konto überwieden, 


Liebe Kolleginnen und Kollegen! 


von Arbeitern verschiedenster Br 
chen durch Protestmärsche und 
Streiks zum Ausdruck gebracht, daß 
sie gegen die Verwirklichung der 
tionalisierungspläne „ihres” Kapita- 
listen kämpfen wollen 

Speziell auf die Kämpfe in der 
westdeutschen Metallindustrie gegen 
Massenentlassungen und „Kurzarbeit 
wollen wir im nächsten AK eingehen, 


BESOLUTION 


dahr G - 12 * 16.1.74 

‚Hiermit protestieren wir gegen den 
geplanten Ausschluß der 13 Kollegen 
bei Reichhold sowie der Jugendver- 
treter bei HDW aus der Gewerk- 
schaft. 

Wir betrachten dies als einen An- 
priff, der sich gegen alle Vertrauens- 
leute, Betriebsräte, Jugendvertreier 
und Mitglieder des DGB richtet, die 
sich für mehr innergewerkschafili- 
‚che Rechte und Einbeziehung aller 
Kollegen in die gewerkschaftliche 
Diskussion eingesetzt haben. 

Gerade in einer Situation, wo wir 
angesichts der scheinbaren Ölkrise 
zum Stillhalten von allen Seiten an- 
‚gehalten werden, benötigen die Ar- 
beiter und Angestellten eine aktive 
Interessensvertretung. 

Für die einzelnen vom Ausschluß 
bedrohten Kollegen bedeutet der Aur- 
schlußantrag im weiteren einen An- 
griff auf ihre Existenz. Ihnen wird 
das Recht genommen, ihre Interessen 
organisiert zu vertreien, sie ind im 
Streik unterstätzungslos, bei Ent- 
lassung ohne rechtliche und finan- 
zielle Unterstützung und damit noch 
mehr der Unternehmerwillkür aus- 
gesetzt. 

Wir erklären uns mit den oben 
‚genannten Kollegen solidarisch und 
Tordern die Zurücknahme der Au 
schlußanträge. 

(Es folgen Namen und Unterschrif: 
ten der jungen Kollegen). 


Jugendvertretung der Firma 

Jungheinrich & Co. 

2uH 70 

‚Friedrich-Ebert-Damm 129 
Hamburg, den 14.1.74 


Wir haben auf unserer letzten Sitzung über die Vorgänge in unseren Ge- 


werkschaften diskutiert, Wir sind dabei 
‚hungen und Rausschmisse nicht zu den 
derserzung gehören. 


zu dem Schluß gekommen, daß Dro- 
Mittein gewerkschaftlicher Auseinan- 


Dieser Entwicklung müssen wir Binhalt gebieten! 


Am 


‚Kollegen beizutragen, unsere Resolurson. Diese solid 


liesem Grunde schicken wir Euch, um zu einer breiten Diskussion aller 


istert sich mit den 13 


Kollegen von Reichhold-Chemie, die zuerst als Vertrauensleute abgeserut wur- 
den und denen jetzt ein gewerkschaftliches Ausschlußverfahren droht. Weiter 


mit den vier Kollegen von HDW, die sich pauschal von 


inks” und von der 


HDW Jugendgruppe distanzieren müssen, Andernfalls wird auch hier mit dem 


Ausschluß gedroht, 


Wır fordern Euch auf, auch bei Euch diese Entwicklung zu diskutieren und 
‚Buch mit diesen Kollegen zu solldarisieren! 


Dieser Brief geht an. 

IV, Vertrauensieute (VK) 

und Betriebsrat (HR) von HDW 
JV,VK, BR von Reichhold 

SVen der Berufschulen 

Die größeren HH Metallbeiriehe 
‚Die Ortsverwaltung der 15 Metall 
und der IG Chemie 

den Kreis und Ortsjugendausschuß 


Mit volidarischem Gruß 


(Ks folgen Stempel und Unterschrift 
der Jugendvertretung) 


Soldaritätsspenden erbitten wir auf 
folgenden Konto: 

Hamburger Sparkanse 
„Unterstützungskonto Reichhold” 
13290/120060 e/o M. Jenschke 
und 11.3. Bock 


Nadelstiche-gegen wen? 


‚WARNSTREIKS“ IN HAMBURGER METALLBETRIEBEN 


Mit einer Nadelstichtaktik wollen 
die Hamburger Gewerkschaftsführer 
die Metallarbeiter Hamburgs am Ta- 
rifkampf teilhaben lassen: Überzie- 
hen der Mittagspausen oder Früh- 
stückspausen, Protest am Verhand- 
lungsort „Curiohaus” — allerdings 
erst nach Feierabend — und eventuell 
sogar einmal einen kurzen Warnstreik 
Ziel dieser Taktik:die Arbeiter und 
Angestellten sollen als Tarifstatisten 
ihre Rolle spielen, die Unternehmer 
dürfen nicht so stark geschädigt wer- 
den. Besonders die DKP/SDAJ ma- 
chen sich zum Fürsprecher dieser 
Taktik und „wiegeln ordentlich auf” 
Noch einen Tag vor den 2. Melallver- 
handlungen in Hamburg riefen sie zur 
„Großkundgebung” vor dem Curio- 
haus auf, um der „Verhandlungs- 
kommission den Rücken zu stärken” 
Zeitpunkt 17.00 Uhr. Beginn der 
Mobilisierung: nicht einmal 24 Stun- 
den vorher, sozusagen im „engsten 
Familienkreise”. Auf Kritik an die- 
ser Taktik auf einer Jugendmitglieder- 
versammlung der IG-Metall antworte- 
te DKP-Vorstandmitglied „Mügo 
sroßmaulig und _ kraftmeierisch 
glhr habt ja alle Schiß vor einem 
Streik!" Besagte DKP/SDAlJler waren 
dann allerdings vor dem Curiohaus 
nahezu unter sich: 30 Leute waren ver 
sammelt. 


Wollte man der Analyse der DKP/ 
SDAJ folgen, so bleibt der Schluß, 
daß an diesem Abend die mehr als 
50.000 organisierten Metaller Ham- 
burgs „Schiß hatten” 


Eine andere Möglichkeit ist aller- 
dings, daß für Vorbereitung und 
Durchführung dieser Aktion niemand 
so recht zu erwärmen war. 


In anderen norddeutschen Städten 
wie Kiel (Warnstreiks bei MaK und 
Hagenuk), Lübeck und Flensburg 
(Warnstreik bei FSG) ergibt sich ein 
ähnliches Bj 


Am Freitag, den 25. Januar fand 
im  Siemens-Werk Hamburg-Rothen- 
burgsort ein geplanter kurzer Warn- 
streik statt. (von 15.00 Uhr - 15.30 
Uhr). Rund 155 der 240 in der Werk- 
statt anwesenden Arbeiter beteiligten 
sich daran. 

Die Initiative dazu ging ein Tag 
vorher von einigen rechten Sozialde- 
mokraten aus. Die Siemens-Arbeiter 
sollten der Verhandlungskommission 
der IG-Metall durch einen "Warnstreik 
ihre "Loyalität’ bekunden. Der „Kon- 
like" sollte aber „begrenzt" bleiben. 
Deswegen wurde der Streik eine 3/4 
Stunde vor Feierabend gelegt - hinzu 
kam, daß um diese Zeit (Freitag 
nachmittags!) sowieso nur halbe 
Kraft gearbeitet wird. Gefördert wur 
de die Bereitschaft der Kollegen zu 
diesem Warnstreik durch die Veröf- 
fentlichung des provokatorischen Brie 
fes vom Unternehmeryerband Ge- 
samtmetall an den 1G-Metall-Vor 
stand. 

Eine Stunde vor Beginn der ge 
planten Aktion fand eine Veramm- 
hung statt. Man wollte die Streik 
stimmung „abwägen”. Als sich bei 
Befragung herausstellte, daß wohl 
nur 80 Kollegen zum Streik bereit 
seien, und davon aber mur 60 fes 
gerieten die anwesenden Kollegen ins 
Zögern, Einige fortschrittliche Kolle- 
sen aber forderten die Durchführung 
des geplanten Warnstreiks und konn- 
ten sich schließlich auch durchset - 
zen 

Um 15.00 Uhr versammelten sich 
nicht 60 sondern 155 Kollegen auf 
dem Hof und marschierten über den 
Beuriebshof zur Kantine. Dort wurde 

Gesamtmetall verlesen 

Empörung aufgenom- 
men. Neben 'Informationen’ über den 
Stand der Verhandlungen (da gab's 
nicht viel zu informieren) wurde dann 
noch eine Resolution verabschiedet 
volle 18% (die Hamburger IGM 
Forderung), Kaufkraft erhöhen etc 

Fazit: es war eine Aktion ganz 
nach dem Geschmack der Gewerk 
schaftsführer, Ein begrenzter, 'ordent. 
cher’ Konflikt 

Kt Ki 


daß 
vitäten letztlich nur Bagleit 


solche Aktı 
si zur 


Tarifverhandiung der Gewerkschs 
führer sind, 

Metall-Komiteo 

KB-Gruppe Hamburg 


Conz - Demag;: 


Am Montagmorgen, den 28.1.74, 
wurden alle Vertrauensleute (VL) 
der IG-Metall in unserem Betrieb ge- 
‚gen 8.00 Uhr zusammengetrommelt, 
um das neueste Mitteilungsblatt der 
Yerwaltungsstelle (über den letzten 
Stand der Tarifverhandlungen) abau- 
holen und an die Kollegen zu vertei- 
len. 

Bei dieser Gelegenheit erfuhren 
sie auch, daß von 9.00 - 9.30 Uhr eine 
"Arbeitsniederlogung’ stattfinden wür- 
de — als Protest gegen das unver- 
schämte 8,5% "Angebot' von Ge- 
samtmetall. Die Kollegen sollten sich. 
in der großen Maschinenhalle treffen 

Die VL schwirrten also ab und in- 
formierten erstmal die gewerkschaft- 
lich organisierten Kollegen, 

‚Von 8,45 - 9.00 Uhr ist erstmal 
Frühstück. Die Kollegen lassen einige 
Maschinen weiterlaufen. Gegen 9.00 
Uhr wird der Hauptschalter ausge- 
stellt — keine Maschine läuft mehr. 


Dann sammeln sich die Kollegen 
in kleinen Gruppen von 3 - 6 Mann 
an vielen Stellen der großen Maschi- 
nenhalle. Nur zögernd kommen Ar- 
beiter aus anderen Abteilungen - vie- 
1e bleiben unentschlossen am Haupt- 
gang stehen. 

Einige Abteilungen haben zwar 
die Arbeit niedergelegt, bleiben aber 
am Arbeitsplatz (a.B. Stanzerei). 
Die Beteiligung der Angestellten ist 
uneinheitlich. 

Als einzige Abteilung der 'Gewerb- 
lichen’ arbeitet die Wickelei weiter. 
Nicht informiert worden waren die 
Angestellten im Verwaltungsgebäude, 
weil dort kein Vertrauensmann ist 

Bestens informiert jedoch schien 
dagegen die Geschäftsleitung zu sein: 
Ihr Vertreter, Herr Schneider, war 
als einer der ersten am ‘Ort des Ge- 
schehens’ und forderte die Kollegen 
einzeln auf, sofort wieder die Arbeit 
aufzunehmen. „Meine Herren, die 
Pause ist vorbell Gehen Sie an Ihre 
Arbeitsplätze! Die Zeit wird nicht 
bezahlt!” Die Kollegen drehen sich 
um und bleiben stehen. Im Haupt- 
gang wird es langsam voller. Jetzt 
kommt auch Stimmung. auf. Über- 
all wird diskutiert. 

Das Informationsblatt der IGM 
wird von einigen Vertrauensleuten 
hochgehalten: „Provokation, die 
8,5%", rufen sie in Richtung Schnei- 
der. 

Der versucht zu beschwichtigen: 
„Das ist doch die erste Runde 
& istnoch nichts beschlossen! Es wird. 
doch weiterverhandelt! Das ist doch 
kein Grund, einfach die Arbeit nie: 
derzulegen!” 

Einige Zeit lang diskutieren die 
Kollegen noch über den bisherigen 
Verlauf der Tarifrunde, über das zu 
erwartende- Ergebnis und: auch über 
die möglichen Folgen dieser nponta - 
nen Arbeitsniederlogung 

Um 9.20 Uhr erscheint der BR- 
Vorsitzende, von der Geschäftsleitung 
gerufen und beauftragt, die Kollegen 
wieder an die Arbeitsplätze zu schik 
ken. Das macht er jedoch. nicht, er 
spricht “nur' mit einzelnen Kollogen. 

Die Versammlung löst sich lang 
sam auf, Allon voran marschiert die 
Abteilung des VK-Leiters ab 

Viele Kollegen gehen enttäuscht 
an ihre Arbeitsplätze zurück 


Organisierung 

Ebenso wie in einigen anderen 
Hamburger Metall-Betrieben geht der 
„Warnstreik“ auch in unserem Betrieb 
auf die taktischen Richtlinien der 
letzten „Kleinen Funktionär»Konfe- 
renzen“ (daran nehmen nur die VK 
Leitungen und Betriebsratsvorsitzen: 
‚den teil) zurück, „Eingeweiht“ w; 
also bestenfalls ein halbes Dutzend 
Kollegen. Selbst die Vertrauensleu 
die Aktion ja organisieren sollten 
wurden nicht wenig 


als die Kollegen, die den ha 
schließlich tragen wllten. Daß man 
‚den Kapitalisten nicht „überraschen“ 


konnte, kann deshalb als gesichert 
gelten, weil die Geschäftsleitung b 
reits um 8,48 Uhr (also noch vor Be- 
ginn!) den BR ermahnte, die geplan- 
te Aktion zu verhindern. 

Ds ist gewiß nicht dem Geschi 
der Initiatoren dieses „Warnstreik 
zu danken, daß noch relativ viele Kol 
legen in der Kürze mobilisiert wor 
den konnten — sondern wohl eher 
‚dem hohen Organisationsgrad bei den 
Arbeitern und dem raschen Ringrel 
fen der Vertrauensleute, 


Konsequenzen ... 


Natürlich haben Aktivitäten dieser 
Art auf das Ergebnis der Tarifver- 
handtungen keinen Einfluß! Anderer- 
seits besteht Gefahr, daß sich die 


adikalsten‘“ Kollegen vorschnell her- 
uslocken lassen, z.B. beim Versuch 
einer Ausweitung des Streiks! 

Aber die Möglichkeit besteht 
und muß in jedem Fall genutzt wer- 
den — anhand der konkreten Erfah- 
rungen, die die Arbeiter in solchen 
Bewegungen mächen, das Vorgehen 
‚der Kapitalisten deutlich zu machen 
und anzuprangern: $o wurden noch 
am selben Tag die Abteilungsleiter 
von der Geschäftsleitung angewiesen, 


alle Kollegen, die sich an der Aktion 


und weiterzumelden. Bei den Ange- 
stellten nahm diese Schnüffelei bis- 
weilen die Form von Verhören an. 
Weiter (und das ist ein entschei- 
dender Punkt): An der Vorbereitung 
und dem konkreten Ablauf dieses 
„‚Warnstreiks“ wird man die Politik 
der sorialdemokratischen Gewerk- 
schaftsführer überhaupt und die „Na 
deistich-Taktik“ im besonderen’ dis- 
kutieren und kritisieren müssen — 
und in dieser „Manöverkritik“ ent- 
wickeln müssen, wie eine konsequen- 
te Klassenpolitik der Gewerkschaften 
tatsächlich auszuschen hat. D 


Betriebszelle Conz-Demap 
KB/Gruppe Hamburg 


HDW Hamburg: 


Wohin die Taktik der „Nadelsti 
che“ (bzw. „Schwerpunkistreiks“ 
die von den Gewerkschaftsführern als 
„wirksame Waffe“ angepriesen wird, 
in Wahrheit führt, wird sehr gut deut 
lich am Beispiel der HDW 

jelang den Sozialdemokraten 
die Überraschung der Arbeiter so per- 
fekt, daß von den knapp 7 000 Be- 
schäftigten der Werft maximal 350 (1 
anfänglich gar nur 200 Kollegen mo 
bilisiert werden konnten. Ganze (ie: 
werke und Abteilungen erfuhren erst 
später aus der Presse, daß sich „auf 
der HDW was getan hat 

Am Montagmorgen, den 28.1.74, 
sammelten sich zunächst die Kollegen 
der Schlosserei nach der Frühstücks- 
pause (um 9.15 Uhr) — wozu sich 
noch die Tischler gesellten. Dann eı 
wurden die Kollegen der Bordmonta- 
ge-Neubau, Bordmontage-Reparatur 
und Maschinen-Reparatur informiert 
Angeschlossen haben sich aber nur 
Kollegen von BM-Neubau 

Nach ca. 20 Minuten marschierten 
‚dann rund 350 Kollegen los. 

Der Zug führte durch die Kupfer- 
schmiede und dann in die Maschinen- 
fabrik — angeschlossen haben sich je- 
‚doch nur Kollegen der Kupferschmie- 
de, Die vereinzeiten Rufe der Demon 
stranten: „Stellt die Maschinen aus!“ 
‚oder einfach „Muht, konnten nur 
wenige Kollegen aum Mitmachen be- 
wegen, 

Keiner der Initiatoren und Organ 
satoren dieser Aktion hat es fertig ge- 
bracht, auch nur mal mit einigen we 
nigen Worten zu sagen, „was Sache 
ist!“ — und das, obwohl darunter 
Leute waren, deren Redegewandiheit 
in Sachen Anuikommunimus einfach 
umwerfend it! 

Als offenkundig wurde, daß diese 
Aktion isoliert bleiben würde, mar 
schierte man zurück zur Kantine, wo 
die Sache dann sang- und klanglos ab 
geborchen wurde " 


Arbeiter-Zelle Werften 
4 KB/Gruppe Hamburg 
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GEW - HAMBURG 


Gewerkschaftsführung auf Spalterkurs 


schaftsausschluß der beiden SSG-Leh- 
rer von der Vertrauensleuteversam: 


'r mangelnde politische Aktivi 
tät der Führer der Lehrergewerk- 
schaft GEW kann man sich in den 
ietzten 12 Monaten nicht beklagen: 
@ im April 73 versucht die GEW« 
Führung die in Hamburg noch be- 
stehende Hauptversammlung aller 
“Mitglieder wegen „linker Unterwan- 
derung” zugunsten einer Delegierten- 
versammlung abzuschaffen (AK 29); 
auf der GEW-Demonstration am 
3. Juli gegen die Schulmisere ver- 
bietet der Vorstand die von den Mit- 
gliedern auf einer HV beschlossene 
Parole („Für das Recht auf Schuk 
‚streik!*); 
am 20.9., einen Tag nach der Sus- 
pendierung zweier der 8SG ange- 
hörenden Jungichrer (siehe AK 33) 
durch die Schulbehörde, stellt der 
geschäftsführende Aumchuß des 
GEW-Vorstandes den Antrag auf Ge- 
werkschaftsausschluß. dieser beiden 
Lehrer wegen „Verfassungsfeindlich- 
keit”; am 2.10. werden die beiden 


@am 3.11. kündigt Gewerkschafts- 
vorsitzender Wunder in der HLZ 
(Hamburger Lehrerzeitung) an, daß 
die Gewerkschaft sich in Zukunft 
von Mitgliedern trennen muß, die 
nicht die „tragenden Prinzipien des 
Grundgesetzes anerkennen“ 
@auf einer HV am 12.11. verhindert 
‚der Vorstand durch geschicktes 
‚Anwenden der Geschäfts und Tages- 
ordnung eine Diskussion über den Ge- 
werkschaftsausschluß der beiden 
Junglehrer; 
@als die Vertrauensleute-Versamm- 
hung der GEW am 27.11. den Ge- 
werkschaftsausschluß mit 216 zu 207 
Stimmen ablehnt, setzt der Vorstand 
kurzerhand eine von den Mitgliedern 
beschlossene HV zum Thema „Berufs- 
verbote” und eine dazu angekündigte 
öffentliche Veranstaltung am 12.12 
er 
Sim Informationscienit für Ver- 
trauensleute (16/73) kündigt der Vor- 
stand die Übernahme der DGB-Un- 
vereinbarkeitsbeschlüsse an, am letz- 
ten Schultag schreibt das stets be- 
stens informierte (von wem wohl? ) 
Springer-Blatt „Welt“: „Jetzt will der 
GEW-Vorstand die Radikalen aus der 
Gewerkschaft verbannen;” 
@am 7.1.74 fordert Vorsitzender 
Wunder vom Ajle (Arbeitsgemein- 
schaft junger Lehrer und Erzieher in 
der GEW) in einem Brief unmißver- 
indich eine Distanzierung vonder 


en ren si, im ge 
schäftsführenden “Ausschuß be- 


gledschaft und Aktividt in kommu- 
nistischen Gruppen als einen „Bei- 
rag“ zur „Auseinandersetzung” mit 
„Jinkafaschistischen und antidemo- 
Kratischen Strömungen“ („Welt”, 
18.1); 
für die nächste HY am 18.2. kün- 
digt der Vorstand an, mit „Allen 
Mitteln” eine Diskussion diesen Be- 
schlusses zu verhindern. 


„Reformpolitik "nach 
‚Art des Hauses. 


In geradezu groteskem Gegensatz, 
zu diesem Eifer bei Maßnahmen ge- 
en linke Gewerkschaftsmi 

steht die ‚Zurückhaltung der GEW- 
Führer 


Hauptaufgabe der GEW. Nicht nur, 
daß sich die Mißstände im Bildungs 
wesen, vor allem an den Schulen, 


men der „Gegenreform“. Im Frühjahr 
1973 würde in Hamburg das neue 
Schulverfassungsgesetz verabschiedet 
(siehe AK 32), mit dem vot allem ver- 
sucht wird, die Aktivitäten der El- 
ternräte unter unmittelbare Kontrolle 
‚der Behörde zu stellen. Obwohl die 
GEW „nicht mit allen Regelungen des 
neuen Gesetzes einverstanden” ist, be- 
grüßt der Vorstand das neue SVG. 

Während die Gewerkschaftsführer für 
‚das verabschiedete SVG ganze 30 Zei- 
ien voller Allgemeinplätze über ha- 
ben (HLZ 6/73), lassen sie sich sieben. 
Seiten lang in derselben Nummer 
über die Gewerkschaftslinke aus. 


Im August 73 veröffentlichte die " 
Schulbehörde neue Stundentafeln 
und Lehrpläne für Grund-, Haupt-, 
Real- und die ersten sechs Klassen 
der Oberschulen. Die Stundentafein 
verringern die Stunden in wichtigen 
Fächern vor allem an der Hauptschu- 
ie, die Lehrpläne zielen offensichtlich 
auf noch stärkere Auslese durch stei- 
‚gende Leistungshetze, beides zusam- 
men dient unmittelbar der Verhär- 
tung und Verschärfung der bestehen- 
den Klassenbildung. 


Gegenüber diesem umfassenden 
und schwerwiegenden Schritt der 
„Gegenreform“ — den die GEW-Füh- 
‚er, Aatürich „grundsätzlich begrü- 

— haben sie einzuwenden, daß 
er Samt (apeh elek: 
se keinen Weg gezeigt (hat), wie sie 
(die Lehrpläne und Stundentafeln) in 
die Praxis umgesetzt werden können.” 
ALZ 14773) 


‚er Hamburger Senat hat sich 
in den USA für die Bomben 


bedankt, durch die Hamburg im 


?. Weltkrieg in Schutt und Asche 
gelegt wurde! Das geht aus einem 
Artikel der „Chicago Tribune” vom 


19. November letzten Jahres hervor, 
der zu einem bevorstehenden Besuch 
des SPD-Wirtschafissenators Kern in 
den USA veröffentlicht wurde. In 
diesem Artikel heißt es ua. 

Am Ende des 2. Weltkriegs waren 
‚80 Prozent des großen Hafens ver 
stört, Ähnlich wie im Ruhrgebiet, 
erwier sich die großflächige Zersto 
rung alter Anlagen aber alı wohl 
iend für die Wirtschaft und gab 
Deusichland einen Vorsprung vor 
weinen Konkurrenten, 


störten die Alllieren veraltere An- 
Augen wölllg kostenlos”, sagte ein 
offizieller Vertreter der Stadt. „Das 
inter Grund, warum Hamburg heute 
#0 moderne Hafenanlagen hat.” Der 
Beamie erinnerte daran, daß man 
wor einigen Jahren, als der neue 
Afrika » Terminal "gebaut wurde, 
600.000 Dollar für den Abriß von 
drei alıen Schuppen ausgeben mußte 
Nach dem Krieg wurden demgegen 
über nur Bulldoxer benötigt, um den 
Boden einzuebnen. 

Wer dieser „Beamte” ist, der sol 
cherart Erklärungen in den USÄ ab- 
gegeben hat, wird nicht genannt. Da 
der Artikel aber der Vorbereitung des 
Besuchs von Wirtschaftssenator Kern 


Seit September sieht das 2. Be- 

‚soldungsvereinheitlichungs- und Neu- 

regelungsgesetz und damit verbunden 

die Einführung der Stufeniehreraus- 
bildung an. Auch mit seinen Stellung- 
nahmen dazu beabsichtigt der GEW- 

Vorstand ausschließlich die Ablen- 

kung der Mitglieder vom politischen 

Kern der Sache. In den Vordergrund 

‚gestellt werden Forderungen nach 

(durchaus notwendiger) wigenschaft- 

licher Ausbildung der Lehrer in min- 

destens 8 Semestern und die Beibe- 
haltung der bisherigen Besoldungs- 
einordnung der Volks und Real 

‚schullehrer. 

Kein Wort gegen die beabsichtigte 
Spaltung der Lehrer in solche mit 
einfachem und solche mit erweiter- 
tem Lehramt; kein Wort gegen den 
Versuch, die Ausbildung zum „er 
weiterten” Lehrer von der Genehmi- 
gung der Behörde abhängig machen 
zu lassen, und gegen die damit ver- 
bundene politische Auslese. 

Solche Fälle gewerkschaftlicher 
„Reformpolitik lassen sich noch zu 
Dutzenden anführen. Allen gemein- 
sam ist 

@die Maßnahmen des Staates wer- 
den „kritisch” begrüßt (als „Schritt 
in die richtige Richtung”) oder 
verschwiegen: 

@eine Diskussion unter den Mitglie- 
dern über diese Maßnahmen wird 
nicht nur nicht angeregt, sondern 
verhindert, dadurch, daß der Vor- 
stand nur sehr oberflächlich, schr 
spät oder gar nicht informiert und 
gleichzeitig seine Meinung dazu 


als die GEW.Meinung darstellt. 
‚Angesichts der Realität ist esblan- 


ker Zynismus, wenn Vorstandsmit- 
gied Depenau schreibt (HLZ 11/12 
73): „Als Einheitsgewerkschaft muß 
die GEW darauf bedacht sein, in allen 
Stellungnahmen zu für die gesamte 
Mitgliedschaft repräsentativen Be- 
schlüssen zu kommen. Das kann nicht 
heißen, daß Beschlüsse per Meinungs- 


schaftsorganisation eine breite Dis- 
kussion vorangeht und sich daraus 
dann Beschlüsse ergeben, die von der 
Mitgliedschaft getragen werden kön- 
nen.” 


„Einheitsgewerkschaft” bedeutet 
nach den Vorstellungen der GEW- 
Führung in Wirklichkeit: Einheit der 
Mitglieder mit der Meinung des Vor- 
stands. Diese Art von „Einheit” se- 
hen die Gewerkschaftsführer aller- 
dings gefährdet: Der Antrag auf Ab- 
schaffung der HV wurde von den Mit- 
gliedern abgelehnt, gegen den Vor- 
standswillen die Demonstration am 
3. Juli beschlossen, der Gewerk- 


gewidmet war, kann man annehmen, 
daß es sich dabei um Erklärungen ei 
ner nicht unbedeutenden Figur des 
städtischen. Regierungsapparats han- 
delt 

Den Imperialisten und ihren Poll 
tikern - auch denen von der SPD 
ist die mawenhafte Ermordung von 
Menschen und die Zerstörung des 
von den Arbeitern geschaffenen ge 
sellschaftlichen Reichtums noch nie 
peinlich gewesen, wenn dies der Auf 
techterhaltung oder Expansion ihrer 
Herrschaft diente: Der Profit der 
Reichen geht über Krieg und Leichen. 
Was die SPD betrifft,’so hat sie sich 
mit ihrer Zustimmung zu den Kriegs 
krediten 1914 unwiderruflich zum 
imperialistischen Massenmord be 
kannt — und diese bluttriefende Fah- 
ne seitdem ergebenst hochgehalten 

Wenn die bürgerliche Presse sich 
heute wieder über bewaffnete Ter- 
ror-Aktionen palästinensischer Frei 
heitskämpfer und der „Linksradika 
ien” überhaupt heiser schreit, dann 
sollte die Arbeiterklasse sich wieder 
an den wirklichen Massenterror se 
ner Feinde erinnern - und daran, 
wie dieser nachträglich (und v 
blickend!) von den bourgeoisen Po- 
ütikern als „nützlich” gerechtfertigt 
wird 

Die englischen und ämerikani 
schen Flächenbombardierungen auf 
deutsche Städte (darunter auch H 
burg), worüber der Hamburger 


amte” in der „Chicago Tribune” 21 


scharf kritisiert. Mehr noch, in keinem 
ı Vorstand 


zu Felde. zieht. Dabei kommen na- 
ürlich nicht nur linke Lehrer ins 
Schußfeld, sondern nach und nach 


demokratischen Rechten bestehen. 

Im April 73 kennzeichnete Vor- 

sitzender Dieter Wunder die Vor- 

als „Fundamentalisten”, 
deren Politik „auf eine Konfronta- 
tion .... zum Siaat und den ihn tra- 
genden (1) Parteien hinausliuft.” 
ALZ 6/73) 

Per „fundamentale” Artikel Wun- 
ders hatte offenbar nicht die ge- 
wünschte Wirkung, die Opposition 
einzuschüchtern und Kritik in gench- 
me Bahnen zu lenken. Der Gewerk- 
schaftsausschluß der beiden SSG- 
Lehrer sprach daher eine deutlichere 
Sprache. Argumentiert wurde damit, 
die beiden Lehrer hätten „zur Besei- 
tigung der rechtsstaatlichen Ordnung 
in der Bundesrepublik” aufgerufen 
(HLZ 15/73). Auch mit dieser Maß- 
nahme gelang es dem Vorstand nicht, 
eine „staatstragende” Mehrheit zu ge- 
'winnen, zweifellos nicht etwa, weil 
die Lehrer in Massen danach trachten, 
diesen Staat zu beseitigen. Eine sol- 
che Interpretation der Vorstandsnie- 
derlage geht völlig vorbei an den soll- 
den sozialdemokratischen Vorstellun- 
gen vieler Lehrer. 


auf die Liquidierung der demokra- 
tischen Diskussion in der Gewerk- 
schaft abzielt, 

‚@noch mehr Lehrer ichnen es ab, 
sich ihre Meinung über Sozialisten 
und Kommunisten einfach vom 
Vorstand vorschreiben zu lassen 
und bestehen auf einem eigenen 
Urteil. 

Die Mitgliederschelte durch den 

Vorstand blieb nicht aus. Den Ver- 


tiert wird, haben nicht „aur"” Gebäu- 
de und (alte) wirtschaftliche Anla- 
gen in Schutt und Asche gelegt, son- 
dern viele Tausend — Zehntausende 
und Hunderttausende — Menschen 
umgebracht. In Hamburg hieß das: 
30.000 Tote, 40.000 Verletzte, 
900.000 Obdachlose und Vermißte, 
Zerstörung von 24 Krankenhäusern 
und 280 Schulen. Gerade die Flächen- 
bombardements wirkten sich beson 
ders verheerend_aus, weil ale riesige 
Flichenbrände “zur Folge hatten, 


Nicht die bloße Zerstörung der 
militärischen Kraft des Nazi-Regimes 
war_ hier das Ziel der Westalli 
sondern die Vernichtung 
ie der Bevölkerung. Im Gegensatz 
dazu stand übrigens die Kriegsfüh- 
rung seitens der damaligen sowjeti 
schen Führung, die nicht mit Mas- 
senbombardierungen gegen das deut- 
sche Volk operierte, sondern die 
sich tatsächlich auf die Besiegung 
des (aschistischen NazıStantes „be- 


Die Kriege der Imperlalisten un- 
tereinander (wie d 


Länder der „Di 
die dortigen Befrelungsbewegungen. 
In Vietnam hat der US-Imperlalismus 
die „Stralegie der verbrannten Erde” , 
den systematischen Völkermord, al- 
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trauensleuten wurde nach der Ab- 
stimmung in der HLZ 20 vorgewor- 
fen, sie verträten nicht die Meinung 
Dienststelle, sie setzten sich 
über „Grundlagen der DGB-Politik 
hinweg”, sie hätten „gewerkschafts- 
‚fremde Gesichtspunkte 


Nach dem für Juni 74 geplanten 
Unvereinbarkeitsbeschluß für die ge- 
samte GEW wird der Vorstand dann 
die „legale Möglichkeit haben, sol- 
‚Che „uneinsichtigen” Mitglieder ohne, 
Verfahren aus der Gewerkschaft sus- 
zuschalten. Von diesem Beschluß 
darf sich die GEW-Führung einigen 
Einschüchterungseffekt versprechen. 
Denn selbstverständlich bedeutet in 
diesem Fall jeder Gewerkschaftsaus- 
schluß unmittelbar den Verlust des 
Arbeitsplatzes. 


Ziele der Gewerkschaftsführer 


Selbstverständlich ist das Ziel aller 
Maßnahmen der letzten zwölf Monate 
nicht murdie Ausschaltung der linken 
Opposition. Auch hier sind ganz deut- 
lich langfristigere Interessen erkenn- 
bar. Zum ersten geht es darum, die 
GEW als Partner des Siästes bei der 
Durchführung einer reaktionären Bil- 
dungspolitik zu erhalten. So wie die 
GEW bisher ein Berufsverbot für 
„Verfassungsfeinde", das Schulver- 
fassungsgesetz, die Stufenichreraus- 
bildung usw. usw. grundsätzlich, 
wenn auch „kritisch” begrüßt hat, 
soll sie auch zukünftig möglichst viele. 
politische und materielle Angriffe des 
Staates mittragen und durchsetzen 
helfen. 

Zum zweiten soll die GEW ihren 
Charakter auch im Selbstverständnis 
ihrer Mitglieder verändern: An die 
Stelle der „Interessenvertretung in 
der Bildungspolitik” soll ein Kampf- 
verband für die „freibeitlich 

T treten. 

Im diese Ziele zu erreichen, wird 
die GEW-Führung auch nicht vor 
Massenausschlüssen und Spaltung der 

Zurückschrecken. Bei- 
spiele dafür gibt es bereits im Landes- 
verband Bremen und Ortsverband 
Marburg. 

Wer gegenüber dieser Politik zu- 
ückweicht, freiwillig auf demokrati- 
sche Rechte in der Gewerkschaft ver- 
zichtet, der nutzt unmittelbar diesen 
Zielen. Genau, dieses kampflose 


lerdings mit Hilfe einer inzwischen 
viel weiter entwickelten Technologie 
‚noch um einiges brutaler praktiziert 
Diejenigen, die den erreichten 
Stand des wirtschaftlichen Wieder- 
aufbaus in unserem 
dernisierung” der Hamburger Hafon- 
anlagen usw. mit den Flichenbom- 
bardierungen im 2. Weltkrieg be- 
gründen (und sich dafür bei den USA 
bedanken), gehören zweifellos. au 
den widerwärtigsten Hannerträgern 
der imperialistischen Herrschaft. Sie 
werden mit den gleichen (und mit 
anderen) Argumenten auch einen zu- 
künftigen Krieg vorbereiten und der 
Arbeiterklasse dann auch noch ay 
nisch für ihre Vaterlandaliebe und 
ihren Opfermut einen „höheren Le- 
bensstandard” versprechen, 


Die deutsche (und insbesondere 
‚die westdeutsche) Arbeiterklasse hat 
durch den 2. Weltkrieg nichts gewon- 
nen, sondern hat Ihn mit ihrem eige- 
‚nen Blut bezahlen müssen, Das wird 
ihr wieder so gehen, wenn se dem 
kriegstreibenden Impertallamus im 
eigenen Land nicht vorher gründlich 
das Handwerk legt. Die Arbeiter 
klasse wird dazu auch einen Krieg 
führen müssen: einen Krieg gegen 
die Kapitalisien und ihren Staat 
ist der einzige Kırleg, der vom 
unkt der Arbeiterklame a 

ist und sich für sie durch 

ngung ihrer eigenen Hei 
= 


gerec 
die En 
schaft bezahlt machen wird 


D) 
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stade: Faschisten gehen mit "linker” Tarnung auf Schülerfang 


‚nische Schülorbund‘ 
't_ nordniedersichsi- 
‚schen Kleinstadt Stade verteilte kürz- 
lich ein vierseitiges Blatt vor den 
Schulen, wein „Demokratischer An- 
zeiger“ Nr. 2/74, 


Drei der Seiten sind der „Ölkrise" 
und der Situation im Nahen Osten 
gewidmet, mit Überschriften wie; 
„Ölkrise < die wahren Hintergründe“, 
„Die Wahrheit über die zionistische 
Mafia“, „Israels Rolle in der imperia- 
listischen Globalstrategie“ und „Diese 
Regierung (die SPD/FDP-I 
ist arbeitnehmerfeindlich!". — Eine 
„fortschrittliche Sache“, könnte man 
meinen, wenn man dann auch noch 
die Parole auf Seite 2 liest: „Kampf 
den Unterdrückern — Freiheit den 
Völkern — Nieder mit den Imperia- 
listen aller Ländert!!“, Und auch im 
Text finden sich solche Sellen: es 
heißt_dort, daß. „die Reaktionäre 
aller Schattierungen den Arabern die 
Schuld” geben. Und weiter über die 
Reaktionäre: 


„Sie faseln von einer moralischen 
Verpflichtung gegenüber Israel, wie 
&.B. Herr Springer, der so schön 
‚emotional duseln kann, wenn es um 
seine zionistischen Busenfreunde 
‚geht. - Diese Typen wollen verschlei- 
ern. daß der Staat Israel nur unter 
verbrecherischer Vertreibung der ein- 
‚gesessenen arabischen Bevölkerung 
zustande kam. Wollen vertuschen, 
daß die Israelis den arabischen Flücht- 
lingen die Rückkehr zu Haus und Hof 
verweigerten - obwohl die Volks- 
wirtschaften der angrenzenden arabi- 
schen Staaten nicht in der Lage waren, 
die Vertriebenen zu integrieren. — 


‚Die Pro-Zionisten versehen jenen Staat 

inem verbalen Heiligenschein, 
dessen Essenz nichts „Unheiligeres 
ist als imperialistische Aggression. 
‚Sie bejubeln die Idee des Zionismus, 
die in ihrer Praxis lupenreiner FA- 
SCHISMUS ist — der schmutzige 
Aufguß einer längst totgesagten Ge- 
waltlehre.“ 

‚Abgesehen von der irreführenden 


inter der Überschrift „Ein Clown 

schminkt ab” berichteten wir in. 
AK 30 (Juli 73) von einem provoka- 
torischen antichinesischen Flugblatt, 
das unter dem Namen von Günter 
Ackermann, Duisburg (früher Köln) 
verschickt worden war. 


G.A. war 1967 Mitbegründer einer 
sogenannten „Freien Sozialistischen 
ich später noch den Bei- 
b, und deren objektive 
Funktion es war, den Marxismus-Le- 
ninismus und die Kommunistische 
Partei lächerlich zu machen, Faden 
Reformismus verband sie mit inhalts- 
Iosem Krakeel. 


Einige Stichworte aus dem ‚Grund- 
atzprogramm” der „FSP” („ML") 
„Die Freie Sozialistische Partei steht 
auf dem Boden der Verfassung aus 
dem Jahre 1949", „Aufsichtiratzver 
ltungen sind nach Abzug einer Un- 
kostenpauschele einem von der Ge- 
werkschaft oder der FSP (!) zu er- 
richtenden Kampffonds zur Verfü. 
‚gung zu stellen, „Der sträflichen Ver- 
‚nachläusigung von Wissenschaft und 
‚Forschung muß durch großzügige In- 
westitionen Einhalt geboten werden”, 
IARX und ENGELS haben wieder- 
holt festgestellt, daß in hochindustria- 
lisierien Staaten die Arbeiterklasse 
auf friedlichem Weg die politische 
Macht erobern kann. Das ist auch un- 
vera Auffassung." USW. 


1968 war G.A. Gründungsmitglied 
der „KPD/ML”, die das Erbe der sich 
alsbald auflösenden „NSP” („ML“) 

In der „KPD/ML” hatte G.A, 
iedene Führungspositionen in 
ne; Ende 1971 wurde er ausgeschlos- 
sen, 


wegung gibt es zahlreiche Beispiele, 
wo besonders 
Schreihälse sich alı Brock. 


und falschen „Definition“, d 
Fäschlemus nur eine Gewaltehre" 

sei (der Faschismus Ist die offen 
terroristische Herrschaftsform der 
Bourgeoisle), handelt ‘es sich hier 
doch um eine „richtige Auffassung“, 
und man könnte das ganze für „sozia- 
listisches Gedankengut“ _ halten, 
‚oder? 

Das „oder" ist nur allzu berechtigt. 
Wenn man sich „die andere Seite“ 
dieser Zeitung anschaut, dann füngt 
es nämlich an, aus der ganz rechten 
Ecke ‚zu stinken. Da ist zum einen 
„als Gegensatz zu der pro-zionisti- 
schen Hetzkampagne der Melı 
fabrik“ ein „Interview mit einem 
‚scheich“(!), und zwar mit Sheik M. 
Bin Mubarek al Khalifa, dem Außen- 
minister des Inselstaates Bahrein im 
arabischen Golf, Den „Gegensatz zur 
pro-zionistischen Hetzkampagne““ 
‚ausgerechnet durch den Mund eines 
„Ölscheichs““ formulieren zu lassen, 
deutet schon auf ganz andere als 
fortschrittliche Absichten hin. 


Noch dazu handelt es sich ausge- 
rechnet um den Außenminister von 
Bahrein, d.h. den Vertreter eines 
völlig vom US-Imperialismus abhän- 
‚tigen Regimes: Die USA unterhalten 
auf der Insel Bahrein u.a. einen Mark- 
nestützpunkt gegen die Befreiungs- 
bewegungen am Arabischen Golf. 


Entsprechend ist auch, was dieser 
Imperialistenknecht in dem Interview 
zusagen hat: Er beklagt sich darüber, 
daß „der Westen" den Scheichtümern 
nicht genug hilft, und lügt dann: 


„Die einzigen, die uns helfen, sind 
die Russen. leider! Die sind auch die 
einzigen, die an diesem Krieg gewin- 
‚nen. Nicht die Araber, nicht die Is- 
raelis, nicht Amerika und nicht Ew- 
ropa 

Die Sache ist klar: Das ganze geht 
in Richtung „Russenschreck“. Eine 
ausgemachte faschistische Demagogie, 
die freilich zwecks besserer „Tiefen- 
wirkung“ in eine „Anklage“ gegen 
„Amerika und Holland“ eingerahmt 
Wird, „weil sie Israels Aggression 


tieristen oder/und clevere Geschäfts- 
leute entpuppten: J. Grippa, Chef der 
1963 gegründeten belgischen „ML'- 
Partei, begann im Herbst 1967, Sturm 
gegen die Kulturrevolution und Mao 
Tse-tung zu laufen und gründete eine 
neue Partei. Die erste englische „ML" 
Partei MLOB (an deren Gründungs- 
kongreß im September 67 G.A. übri- 
gens als „Gastdelegierter” teilnahm) 
ging Anfang 68 auf anti-chinesischen 
Kurs. Die Schweizer „ML"-Partei PS 
griff 1968 nicht nur Mao Tse-tung an, 
sondern leistete sich auch antisemiti- 
sche Provokationen („Lin Biao steht 
im Solde der Juden und Mao, der ein 
wahres Genie wat, ist heute nur ein 
einfaches Opfer"). 


Indiesen Zusammenhang also ord 
neten wir zunächst auch das unter 
‚dem Namen von G.A. im letzten Jahr 
verbreitete anti-chinesische Flugblatt 
ein. GA. hat jedoch inzwischen er- 
ki ‚nicht der Verfasser dieses Flug- 
blattes zu sein. Wir halten die für uns 
zunächst selbstverständliche Behaup- 
tung, daß G.A. der Verfasser des Flug- 
blatts sei, daher nicht mehr aufrecht. 
Ein ähnliches Pamphlet soll inzwi- 
schen unter dem Namen des KBW auf. 
getaucht sein, und dies macht ein di- 
tektes Einwirken des „Verfassungs- 
‚schutzes“ oder ähnlicher Stellen wahr- 
scheinlich, die möglicherweise auch 
‚dem durch seine bewegte Vergangen. 
heit gekennzeichnet ‚A. „einen 
bösen Streich gespielt" haben, indem 
sie unter seinem Namen ein gefälsch- 
tes Flugblatt verschickten. 


Unabhängig davon Ist an dem Arti- 
kei „Kin Clown schminkt ab” auch 
politische Kritik geübt worden 


Hin Kritikpunkt wa 
kel zu schr auf „Agenten-story” abge 
stellt war, matt die objektive 
Funktion klarzumachen, die eine sol 


‚daß der Anti 


aktiv unterstützen“. Letztlich kommt 
dabei nur ein verschärfter Hinweis 
auf die Gefahr „der Russen“ heraus, 
n“ offenbar so blind 


von die „einaigen (ind), diean die. 
sem Krieg gewinnen“. 


Die letzte Seite dieses BI 
zeigt dann unverhüllt, wen der RS] 
und sein „Demokratischer Anzeiger“ 
sich zum Hauptgegner ausgesucht 
haben: die Kommunisten. Unter der 
Maske von Vertretern eines sogenann- 
ten ionär-antiimperialist- 
schen Bei " geifern 
sie mit faschistischer Demagogie ge- 
‚gen Kommunisten, die sie als „Ver- 
{reter des Scheinsozialismus, der ra- 
dikalsten und unhumanitärsten Form 
des Kapitalismus“, als „Totengrüber 
des wahren Sozialismus“ und ähnli- 
ches mehr titulieren: 


„Sie reden mit Marx- und Engels- 
zungen, aber nicht in der Sprache 
des Volkes, weil sie nicht das Volks- 
interesse vertreten. Sie reden von der 
Macht des Kapitals, aber ihr Geld 
fließt aus Villen und komfortablen 
Datschas, Sie reden von Sozialismus 
und meinen damit nur ihr eigenes 
‚Funktionärspösichen. „Ihr Leitbild 
ist ein Uropa, ein unwahrscheinlich 
alter Knacker aus dem Biedermeier 
‚namens Karl Marx — auch so ein Typ, 
der sich sein ganzes Leben lang mit 
alten Büchern abgeschleppt und hin- 
ter dem Schreibtisch gehockt hat...“ 
usw. 


Und schließlich der Aufruf zur 
aktiven Kommunistenjagd 


„Jetzt gilt es Schluß zu machen! 
Jetzt müssen die Neuen nach vorn! 
„.chpfı qugen. die Totengräber des 
wahren Sozialismus! Schlagt sie, 
lange sie Euch nicht die Hände = 
den!“ 
Was ist dieser RSB und wer steckt 
dahinter? 
Ende März letzten Jahres wurde 
er gegründet. Kurze Zeit später trat 
er zum ersten Mal mit einer Veran- 


che Politik hat, wie sie die Acker- 
mann, Aust & Co. zum Schaden der 
‚Arbeiterklasse trieben oder noch trei- 
ben. Diese Kritik halten wir für be- 
rechtigt, 


Eine andere Kritik laut 
müsse „sich mit der KPD/ML politisch 
auseinandersetzen” und „nicht auf 
dieser Ebene”, Diese Meinung halten. 
wir für falsch. Denn die Führer der 


nieren ob) ektiv als agents 
provocateurs der Bourgeoisie, indem 
sie den Marxismus-Leninismus und 
‚den Namen der Kommunistischen Par- 
tei in den Dreck ziehen. Selbst dort, 
wo sie grundsätzlich richtige Positio- 
nen vertreten (z. B. im Kampf gegen 
den Sowjetrevisionismus oder in der 
Propagierung der RGO), tun sie dasin 
so wahnwitziger Form, daß sie di 
richtige Politik diskreditieren und da- 
mit den Revisionisten, Reformisten 
etc, Munition für ihren Generalangriff 
gegen links zutragen. 


Außerdem ist es angesichts der 
ständigen marktschreierischen Selbst- 
anpresungen der „KFDML'- Führer, 

ie „KPD/Mi 
(*) der deutschen Afbei 
gründet worden sel, immer wieder not- 
wendig aufzuzeigen, aus welchem 
Sumpf die „KPD/ML” tatsäch- 
lich hervorgegangen ist 


Dies heißt nicht, daß wir uns mit 
der „KPD/ML" nicht auch „pojitisch 
auseinandersetzen” müssen, wlange es 
ihr noch gelingt, auch nur einen ehrli- 
‚chen’Schüler, Lehrling oder gar Arbei- 
ter irre zu führen, Zugleich muß aber 
inaller Schärfe die objektive Funktion 
der „KPD/ML” aufgezeigt werden. 
Und &s ist auch keineswegs unwichtig 
(wie manche Genomen vielleicht mel: 
nen) zu erkennen, in welch starkem 
Maß die westeuropäische „ML'"Bewe 
‚gung in ihren Anfängen ein Tummel- 


‚gewesen ist und welcher Schaden da. 
durch verursacht wurde, 
“ 


staltung an die Stader SchülerÖffent- 
lichkeit: Gemeinsam mit den „Jungen 
Nationaldemokraten“, der Jugendor- 
anisation der NPD. Reforent auf die- 
ser Veranstaltung war B. C. Wintaek, 
Herausgeber der faschistischen Ze 
schrift „Mut", Namhafte Faschistı 


wie Jürgen Rieger aus Hamburg 
(„Aktion Odeı , CSU-Freun- 
deskreis, Ver der rassistischen 
Broschüre „Rasse — ein Problem auch 


für uns“) und Heiko Oetker (IN-Vor- 
sitzender von . Schleswig-Holstein) 
kümmern sich um die ideologische 
Aufpäppelung der RSBler (im AK 
. 30 vom Juli 73 wurde bereits 
‚einmal darüber berichtet). Bisher hat 
der RSB (er ist zumindest teilweise 
direkt mit den IN in Stade personell 
ider :h) meistens Material aus dem 
„‚Mut“-Verlag vor den Schulen verteilt; 
kürzlich noch eine Zeitung mit dem 
unverhüllten Namen „Antikommu- 
nist“, 

Die Sache ist keineswegs deswegen, 
leicht zu nehmen, weil es sich beim 
RSB „nur“ um eine kleine lokale 
Schülergruppe in einer Kleinstadt 
handelt, von der viele vielleicht nichts 
weiter als den Namen kennen. Ein- 
mal zeigt sich, daß hier mehr hinter- 
‚steht, nämlich eine national organ 
‚sierte faschistische Organisation, die 
IN. Zum andern, und das halten wir 
dabei für das wichtigste, wird hier 
‚ein Muster faschistischen Rattenfän- 
gertums entwickelt, mit dem nach 
unserer Einschätzung in Zukunft 
häufiger auch in anderen Orten zu 
rechnen sein wird (und es gibt ja 
heute schon derartiges nicht 
de): faschistische „Basisarbei 
dem Tarnmantel irgendeines besonde- 
ren ‚Sozialismus‘ („Befreiungssozinliss 
mus“ beim RSB, „Europäischer So- 
zialismus“. bei der „Aktion Neue 
Rechte“ (ANR), — und früher hieß 
es „Nationalsozialismus“ unter Hit- 


Der Grund, daß die Faschisten zu 
derartigen Tarnnamen greifen, ist 


demagogisch an antikapitalistische 
Strömungen an, im Falle des RSB 
unter den Schülern, die noch weit- 


Die Justiz in der BRD ist Klassenju- 
stiz. Nicht Gleichheit, sondern Un- 
Beichheit vor dem Gesetz güt. ‚Die 
Herrschafts- und Ausbeutungsinteres- 
sen der Bourgeoisie bestimmen das 
„Recht“. Für die Ungleichheit vor 
üem Gesetz hier zwei 

I: Ein 48jähriger Kraftfahrer 
valta Hamburger Stsäei Bllmedt 
von einer Polizeistreife angehalten 
worden — nach einem Verkehrsunfall, 
an dem nicht er, sondern zwei anderg, 
Kraftfahrzeuge beteiligt waren. Der 
Mann machte daraufhin seinem Ärger 
uft, indem er auf die Polizisten und 
auf den „Bullen- und Knüppelstaat" 
schimpfie. 

Der Kraftfahrer bekam eine Straf- 
anzeige „wegen Verunglimpfung un- 
serer Regierung und wegen Beleidi- 
gung der Polizisten". Beim Prozeß, 
der im Januar stattfand, beantragte 
der Staatsanwalt 600 DM Geldstrafe. 
Harm 


des Volkes“ verurteilte er den Auto- 


gehend in einer dumpfen und poll 
tisch unklaren Ablehnung einiger 
fensichtlicher  „Ungerschtigkeiteı 
‚des Kapitalismus ihren Ausdruck fin 
‚den. Die Faschisten finden auf diese 
Weise Gehör, ohne daß viele deren 
wahre Absichten durchschauen, fin- 
den schließlich auch Gefolgsleute, 
aus denen sie dann nach eingehend« 
kleologischer Bearbeitung mit. r 
sistischen, antikommunistischen und 
militaristischen Wahnideen. schließ- 
lich Ihre gegen die Arbeiterklasse ge- 
richteten $toßtrupps zusammenzim- 
mern. Zweitens benutzen sie diese 
Tarnung, um Verwirrung zu stiften 
und allerlei Provokationen vorzube- 
reiten und durchzuführen, die dann 
zum Vorwand für eine Verfolgungs- 
Jagd der Linken direkt durch den 
Staat dienen. Hierfür hat uns beson- 
ders die politische Entwicklung in 
Italien. in den letzten Jahren eine 
Fülle von Beispielen geliefert (siche 
dazu z.B. unsere Broschüre „Von Pi- 
nelli zu Feltrinelli — Politischer Mord 
in Italien“ in unserer Zeitschriften- 
reihe UNSER WEG). Aber auch in 
unserm Land hat es solche Beispiele 
schon gegeben: Etwa die sogenannte 
„Europäische Befreiungsfront“, eine 
faschistische Organisation, die Waf- 
fenlager angelegt hatte (hat? ) und 
seinerzeit von der Bourgeoisie in Ver- 
bindung mit der RAF (sog. Baadeı 
Meinhof-Gruppe) gebracht wurde. 


Die Aufgabe, die hier an uns ge- 
stellt ist, hat zwei Seiten: Zum einen 
müssen wir durch unsere Agitation 
und Propaganda nach besten Kräften 
‚dafür sorgen, daß möglichst wenig 
Menschen, die mit der bestehenden 
kapitalistischen Ordnung unzufrieden. 
Sind, sich durch die pseudo-ozialisti- 
schen Phrasen solcher faschistischer 
‚Gruppen täuschen lassen und ihnen 
nicht auf den Leim gehen. Zum an- 
deren ist es unsere Pflicht, den Pro- 
vokationen der Faschisten (wie im- 
mer sie sich heute noch vermummen 
mögen) in der Praxis unbeirrt ent- 
‚einzutreten, Ein Beispiel dafür in 

ie im ARBEITERKAMPF Nr. 37 
(Dezember 1973) beschriebene Ver- 
hinderung einer Veranstaltung der 
„Jungen Nationaldemokraten“ in der 
Schleswig-holsteinischen Kleinstadt 
Reinbek durch eine antifaschistische 
Aktionseinheit. 


tern, wie sich dann herausstellte). Als 
die Polizisten den Mann unhöflich 
behandelten, kam es zu einem Wort- 
gefecht zwischen den Polizisten und 
drei Bekannten des Mannes. Obwohl 
eingestandenermaßen von den dreien 
keiner irgendwie handgreiflich wurde, 
begannen die Polizisten plötzlich wie 
wild mit dem Gummi-Knüppel auf sie 
einzuprügeln. 

Das Urteil gegen die Prügel-Polai- 
sten sah dann so aus: 500 DM Geld- 
strafe für den einen, 1.000 DM für den 
anderen — die sie wahrscheinlich 
nicht einmal selbst zu zahlen brau- 
chen, da sich in so einem Fall Immer 
ein reicher Gönner finden dürfte, dem 
die Pflege polizeilichen Brauchtums 
ein paar Mark wert it 

Daß die Polizisten in diesem Fall 
überhaupt verurteilt wurden — wäh- 
rend in ähnlichen Fällen meist Frei- 
spruch der Schläger in Uniform er- 
folgt - ist möglicherweise dem Um- 
stand zuzuschreiben, daß der angehal- 
tene_ Autofahrer ein Studienrat ist 


fahrer zu sechs Monaten Freiheitsent- 
zug — mit Bewährung — ünd zur Zah- 
lung einer „Buße“ von 1,000 DM. 
Beyer sagte dazu u.a,: „Durch Leu: 
te wie Sie lausen wir unsere Polizei 
‚nicht in den Dreck ziehen. Wir lassen 
es uns nicht gefallen, daß unser Staa 
mit seinen freiheitlichen Grundsätien 
beschmutzt wird. Er soll bestehen. 
bleiben. Deswegen ist die Sırafe be 
wußt hart.“ 
Im Hamburger Stadtteil 
Eppendorf wird ein Autofahrer von 
Polizisten angehalten, um „ins Röhr« 
chen zu pusten” (er war völlig nüch- 
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und auch die Verprügelten Akademl- 
ker sind. 

Der Vergleich beider Urteile aut 
erneut: während auf der einen Seite 
{mmer härter bestraft wird, wer einen 
Polizisten nur schlof anzusehen wagt, 
werden andererseits Polizisten, die im 
Dienst „ontgleisen", bewußt milde 
„best 

Der bürgerliche Staat, der sich eine, 
wilige Terror-Truppe  heranzichen 
möchte, muß dazu seinen Leuten das 


h e 


ARBEITERKAMPF NR. 39/6, Febr. 1974 


Wer im Glashaus sitzt... 


DKP drängt auf Verbot der „KPD" 


ke bürgerliche Justiz hat durch 
einen am 10. Januar veröffent- 


‚Sinn des bürgerlichen Rechts ist. Die 
KPD" steht damit formal im Schutz 
‚des bürgerlichen Partelenrechts, kann 
nicht ohne weiteres angegriffen wer- 


Überfall 


nur vom Bundesverfassungs: 
gericht verboten werden. 

Übrigens wurde der „KPD/ML" 
(„Roter Morgen") bereits im Novm- 


ber 1969 vom Verwaltungsgericht 
Köln bestätigt, „daß es sich bei der 
Antragstellerin um eine durch Art, 
21 GG privilegierte Partei handelt 
Sie ist auch nicht als verbotene Br- 
satzorganisation der ehemaligen KPD 
anzusehen ..." 

‚Scharf angegriffen wurde das Ur- 
teil. des Bundengerichtshofs von 
CDU/CSU und von der DKP, die di 
mit wieder einmal Ihren politischen 
Standort dokumentierte 
I" der DKP vom 12 

„Stastsorgane leisten 
Provokateuren Hilfe". „Die Entschei- 
‚dung des Bundesgerichtshofes macht 
‚das Zusammenspiel der maoistischen 
Gruppen von Provokateuren und 
Staatsorganen deutlich. Die DKP 
brandmarkt den Schri 

‚Schon nach der Polizei-Aktion ge- 
‚sen die „KPD" im Mai 73 hatte die 
„UZ" geschrieben: „CDU-Führun, 
stellt sich schützend vor Chaoten. 
(„UZ" 


‚ganisation der DKP) gab die schwei 
nische Erklärung ab, von der Poli- 
zeirAktion gegen die „KPD" seien 
„Kommunisten und andere demo- 
kratische Kräfte nicht unmittelbar 
betroffen.” 

Es ist deutlich: den DKP-Führern 
geht es nicht schnell genug mit dem 
Verbot der „KPD"! 

Die DKP selbst ist natürlich schon 
längst als „Partei” im Sinn des bür- 
‚gerlichen Rechts von der Bourgeoisio 


anerkannt, und sie gleicht mi 


demagogischen Gegeifer gegen die 
„KPD demjenigen, der im Glashaus 
sitzt und mit Steinen wirft 

Aber mehr noch; der Gründung 
der DKP 1968 ging ein. heftigen 
Drängen der Bourgeoisie zu diesem 
Schritt voraus: „ch bin sehr dafür, 
daß es bei uns in der Bundesropu- 
blik wieder eine kommunistische Par- 
tel gibt”, sagte Willy Brandt, damals 
noch Außenminister der Großen Ko- 
alltion („Bild”, 11. November 67), 
Diese Auffassung wurde in einer re- 
‚sierungsamtlichen Mitteilung, unter- 
zeichnet vom damaligen Bundeskanz- 
ler Kiesinger, von Brandt und Innen- 
minister Lücke (CDU), am 27.11,67 
bestätigt. May Reimann und andere 
Führer der seit 1956 verbotenen KPD 
wandten aich zunächst gegen eine 
Neugründung  („nicht' diskutabel” 
‚sagte der KPD Vorsitzende Max Rei- 
mann laut „Frankfurter Rundschau” 
vom 25.10.67 zu solchen Angebo- 
ten), gaben dann aber doch nach. 
Im Herbst 1968 gaben sie nach einer 
geheimen Unterredung mit dem da- 
maligen Justizminister Heinemann die 
Gründung der DKP bekannt: das Ge- 
spräch mit Heinemann hatte die Funk- 
tion, festzulegen, in welchem Rah- 
men die Bourgeoisie die Tätigkeit 
einer „kommunistischen” Partei dul- 
den würde. 

Noch niemals ist eine „‚kommuni- 
stische” Partei in einer derart engen 
Absprache mit dem _ bürgerlichen 

egründet worden wie die DKP. 
Diese Tatsache können die DKP- 
Führer auch mit ihrem demagogi- 
schen Geschrei über das angebliche 
„Zusammenspiel” der „KPD” mit 
den Staatsorganen nicht verdecken. 

Die DKP-Führer unterstützen die 
antikommunistische Verbotshetze der 
der Bourgeoisie, um die eigenen Rei- 
hen antikommunistisch auszurichten 
und den günstigen Boden für Pro- 
vokationen (wie 2.B. die von der DKP 
‚auf mehreren Veranstaltungen insze- 
nierten Prügeleien) zu schaffen, und 
um sich selbst um den Preis des 
‚offenen Verrats von 


‚drohungen „freizukaufe 


Hamburg-Bergedorf: 
DKP und politische Auseinandersetzung 


m Artikel „DKP-Schläger” (iehe| 

AK 35/8, 24) enthällten wir einige‘ 
Methoden Hamburger DKP-Führer, 
auf ihren Veranstaltungen politische 
Auseinandersetzungen mit Positionen] 
des KB au verhindern, 

Die Schlägereien einiger DKP'r 
auf einer „Chile-Veranstaltung” des 
DKP in Hamburg-Bergedorf, nahı 
auch der dortige OJA (Ortsjugend- 
Ausschuß) der IGM zum Anlaß ei 
scharfen Kritik gegen die DKP. Der 
OJA war Mitveranstalter dieser Ver- 
anstaltung gewesen und verschiedene 
seiner Mitglieder konnten sich auf der] 
Veranstaltung selbst vom Geschehen] 
überzeugen. 

In einem ‚offenen Brief‘ „an die 
Genossen der DKP“ kritisierte der] 
OJA „mit Empörung“ das Verhalten] 
der DKP. „Die DKP kann wohl nur) 
‚noch mit Fäusten Meinungsverschie- 
denheiten mit anderen sczialistichen 
Gruppen austragen.“ Der OJA weint 
dann auf die Notwendigkeit der offe- 
nen Auseinandersetzung innerhalb der 
Arbeiterbewegung hin, die der DKP| 
aber offenbar unerwünscht ist etc. 
Mit folgender Bemerkung schließt der 
‚offene Brief“ 

„Wir stellen zum Schluß noch fest, 
‚daß wir unter diesen Umständen in 
Zukunft keine gemeinsamen Veran 
staltungen mehr mit der DKP durch- 
führen werden. 

Eine Kritik von dieser Richtung 
mußte für die Nernedorfer DKP-Obe- 
ren besonders herh und unangenehm 
sein. War os doch in Bergedorf schon 
seit langem Praxis, „gemeinsam mil 
der Gewerkschaftnjugend 
ten, Zu gern hi 
Führer bisher mit dem OJA „we 
schmückt". 

Interessant Ist nun, wie die DKP 
auf diese Kritik reagiert hat. Nach) 
außen hin wurde der ‚offene Brief‘ 
einfach ignoriert, Nach innen hin 
besonders gegenüber solchen DKP/| 


tung nicht selbst als Augenzeugen bei 
‚gewohnt hatten - wurde eine man 
kürte. „Tatsachen“ Darstellung der 
Vorgänge serviert und die Mit 


glieder darauf _ vereinheitlicht. 
Danach hätten „KB-Leute pri 
woziert” und schließlich sogar den 
„Genossen Banchero tätlich angegrif- 
fen“. (Banchero ist ZK-Mitglied der 
chilenischen revisionistischen KP). 
Tatsächlich wurden von unserer Seite 
seinerzeit einige Fragen an Banchero, 
gestellt, die dieser aber nicht mehr be- 
antworiete, weil inzwischen das DKP- 
Schläger-Kommando jede weitere Dis- 
kussion unmöglich machte. 

Die Darstellung der Vorgänge durch 
‚die DKP-Führer war dann wiederum 
Grundlage für einen organisations-in- 
ternen Beschluß der Bergedorfer DKP, 
wonach alle ihnen bekannten KB-Ge- 
nossen generelles Verbot haben, noch 
irgendwelche DKP-Veranstaltungen 
zu besuchen, Dieses Verbot für KB- 
Genossen soll mit Hilfe von Polizei, 
‚oder gegebenenfalls mit „körperlichen 
Einsatz" (Schlägereien) durchgesetzt 
werden. Die Mitglieder des Bergedor- 
fer OJA sind offenbar inzwischen in 
die organlsationsinterne antikommu- 
nistische Hetze der DKP(Chaoten etc.) 
‚einbezogen worden, wie man verschie- 
‚denen Außerungen entnehmen känn, 

So pöbelte Alfred Dreckmann (Be: 
gedorfer DKP-Führer, Landesvorstand, 
Bürgerschaftskandidat), anläßlich ei- 
ner „Öl-Veranstaltung" seiner Partei 
unsere Genoen an, als diese 
nach einer Reaktion auf die OJA. 
tik erkundigten: „Der DKP ist der 
OJA scheißegnl 

Wenngleich für einen Kommuni- 
sten esauch ekelorregend ist,zu schen, 
wie tief sich diese angeblich „marxi- 
stische Partei „im Sud des Antikom- 
muniımun und der Arbeiterfeindlich- 
keit sahlt, mit welch üblon Methoden 
wegen die grundlegenden Prinzipien 
der Arbeiterbewegung (4,1. Prinzip 
der Ehrlichkeit, Nählgkeit aur Salbst- 
kritik, offene "politische Auseinan- 
densetzung etc.) vorgegangen wird, 10 

diese Intwicklung dach auch Ihre 
olierung des für die 


Bezirksgruppe Bergedorf 
KB/Gruppe Hamburs 


schädlichen Kevin 
" 


Wieder Angriff auf die Pressefreiheit 


[ES SOLL VERBOTEN WERDEN, DIE WAHRHEIT ÜBER DIESEN STAAT 


ZU SAGEN 


m Februar und März soll vor dem 

‚Dortmunder Landgericht ein. Pro- 
zeß gegen die Genossen Norbert Oss- 
wald und Michael Schulte, die ehema- 
ligen presserechtlich Verantwortli- 
‚chen der „KPD/ML" - „Rote Fahne” 
(inzwischen aufgelöst), stattfinden 
Die Anklage lautet auf Mitgliedschaft 
in einer kriminellen Vereinigung und 
auf Verächtlichmachung der BRD, 

In der Anklageschrift sind auf 20 
Seiten Zitate aus der „Roten Fahne” 
zusammengestellt, deren entscheiden- 
‚der Inhalt ist, daß die BRD ein Staat 
der Kapitalisten ist, wie etw. 

‚Bonner Demokratie ist eine 
tie für Kapitalisten und ihre politi- 
schen Parteien, sie ist eine Diktatur 
gegen die Arbeiterklasse und alle 
Werktätigen”, „daß nur die Gewalt 
eines Millionenheeres von bewaffne- 
ten Staatsdienern die Ordnung der 
‚Krupp und Thyssen, die Ordnung der 
Unterdrückung und Rechtlosigkeit der 
Massen, die Ordnung der Ausbeutung 
von Millionen und des Schmarotzer- 
ums von wenigen, die Ordnung von 
Krisen und Kriegen aufrechterhält", 
„Das Volk ist nicht der Herrsche 

sondern das Kapital”, „Solange dieser 
Ausbeuterstaat existiert, wird er mit 
allen Mitteln versuchen, seinen Unter- 
‚sang mit Mord und Terror zu verzö- 
‚gern. Dazu braucht er die staatlich be- 
zahlten Killer“, 

Diese Aussagen über das Wesen des 
bürgerlichen Staates sollen als „Ver- 
ächtlichmachung der BRD" kriminali- 
siert werden, 

Und mehr noch: Auf der Anklage 
der „Verächtlichmachung” baut sich 
sogleich der Vorwurf der „kriminel- 
len Vereinigung” auf. In der Anklage- 
schrift heißt esdazu: „Bei der Gruppe 


KPD/ML-RF handelt es sich um eine 
kriminelle Vereinigung im Sinne des 
& 129 StGB, Ein wesentlicher Zweck 
der Vereinigung besteht darin, durch 
entsprechende publizistische Tätig- 
keit die BRD bzw. ihre verfassungs- 
mäßige Ordnung in verfassungsfeind- 
licher Absicht zu beschimpfen und 
böswillig verächtlich zu machen, also 
Straftaten im Sinne des $ 90 a StGB 
= - 

Es ist offensichtlich, daß dies nicht 
nur auf die Pressefreiheit zielt, son- 
dern auch auf die Organisationsfrei- 
heit. Kommunisten bekämpfen selbst- 
verständlich den bürgerlichen Staat, 
also sollen sie für „kriminel” erklärt 
werden. Die Bourgeoisie hat offenbar 
eingesehen, daß die Kommunisten 
sich nicht auf politische Abenteuer 
und Provokationen d ia „Baader-Mein- 
hof” einlassen (was für die Bourgeoisie 
am bequemsten wäre). So soll jetzt 
kommunistische Politik p rinzi-! 
piell für „kriminell” erklärt wer. 
den, weil sie sich gegen den bürgerli- 
chen Staat richtet, und auf dieser 
Basis soll der Vorwurf der „kriminel- 
len Vereinigung" konstruiert werden, 

Nicht ungeschickt hat sich die 
Bourgeoisie für dieses Exempel gerade 
den politischen Leichnam der „KPD/ 
ML”-Rote Fahne” ausgesucht, um so 
die demokratische Mobilisierung ge- 
gen diesen Prozeß von vornherein. 
möglichst gering zu halten, 

Die „RoteHilfe" Bochum hat zum 
Prozeß gegen die Genossen Osswald 
und Schulte eine ausführliche Bro- 
schüre herausgegeben. Darin wird ge- 
zeigt, welche Zitate die Anklageschrift 
im Einzelnen kriminalisieren will, was. 
das Ziel des Prozesses ist (Verbot mar- 
xistischer Aufklärung in den Tages- 


kämpfen, _„Revolutionsstimmung” 
soll verhindert werden, keine Mei- 
nungsfreiheit- für Kommunisten, Auf- 
hebung der Organisationsfreiht 
störung der Solidarität). Die Broschü- 
re geht auch auf die historische Mer 
kunft der $ 129 („kriminelle Vereini- 
gung") und 90 a („Verächtlichma- 


Die „Rote Hilfe” Bochum fordert 
„alle fortschrittlichen und kommunk- 
ftischen Organisationen und Einzel- 
personen auf, sich In einem Aktions- 
Bündnis gegen die Kommunistenpro- 
zesse in Dortmund zusammenzu- 
schließen. Dies Bündnis soll sich fol- 
‚gende Aufgaben stellen: 

— massenhafte Aufklärung über die 

Prozesse und die ihnen zugrunde 


— Kampf für Einstellung der Verfah- 
ren oder Freispruch der Genossen 

und ihre tatkräftige Unterstützung im 

Prozeß 

—materielle Hilfe für die Angeklag- 
ten 

—semeinsame Diskussion über das 
Wesen der politischen Unterdrük- 

‚kung und ihre Ursachen in unserem 

Land und für den Aufbau einer star- 

ken Solidaritätsfront gegen alle For: 

‚men der politischen Unterdrückung," 


Die erwähnte Broschüre ist erhält 
lich bei „Rote Hilfe" Bochum, über 
Politische Buchhandlung, 463° Bo- 
hum, Overbergstr. 5 (Preis der Bro- 
schüre: DM 1,50). 

Die „Rote Hilfe” Bochum hat für 
die angeklagten Genossen folgendes 
Spendenkonto eingerichtet: Stadt- 
Parkasse Bochum, 800 821, Rogalli, 
Stichwort: Osswald/Schulte. 


Jusos verlassen SPD 


Ende Dezember 1973 trat eine zehn- 
köpfige Gruppe von Jungsozislisten 
aus der SPD, Kreis Plön (Ostholstein), 

nachdem sie erkennen mußten, 
daß sozialistische Politik. innerhalb. 
und mit dieser Partei nicht möglich 
It. Die Genossen, die sich nunmehr 
als eigenständige kommunistische 
‚Gruppe konstitulerten und arbeiten 
wollten, haben zu ihrem Austritt 
‚einen Artikel verfaßt, den sie mehre- 
ren kommunistischen Zeitungen zu- 
sandten. Wir drucken ihn nachstehend 
im Wortlaut ab. 


Inde Derember 1973 erklärten 
E#, Jungsozialisten des Kreises 
Plön ihren Austritt aus der Sozial 
demokratischen Partei Deutschlands. 
Der Austritt wurde folgendermaßen 
begränder: 

Unter Ausnutzung ihres gewlasen 
Kredit, auf den sich die SPD als 
bürgerliche Arbeiterpartei in der Ver 
Isungenheis stützen konnte, wurden 
von der SPD-geführten Regierung seit 
Ihrem Amtsanıritt Zug um Zug Maß- 
nahmen getroffen, die zu einem wer 
teren..gunz rapiden Abbau der bür- 
|gerlicndemokratischen Rechte des 
Volkes und zu einer weiteren Ver- 
schlechterung der materiellen Lebens- 
bedingungen der Werktätigen geführt 
haben. Dazu gehören. 
© Säuberung des Öffentlichen Dien- 

ster von Sozialisten und Komm 

nisten, 
© Ilesalisierungsrorkehrungen und 

Maßnahmen gegen sozialistische 

und kommunistische Orgenisatio- 


nen, 
@ Progromhetze gegen Ausländer 
Enifachung rassistlscher Emotlo 
nen, insbesondere gegenüber.den 
arabischen Völkern, 

Verschärfung der Notstandıgesete- 
ebung, womit die überdimensio 
nale Veruärkung der Polizei und 
die Aufrüstung des Bundesgrens 


schutzes zur Bürgerkriegsarmee 
„degalisiert" wurden (Innere 
Sicherheit], 


© Durchsetzung der Verschlechte- 
rung des Lohnniveaus auf der 
Basis der Lohnleitlinien, 

@ eine verschärfte Ausplinderung 
der Werktätigen durch die Ölkon- 
‚zerne, gefördert durch die Bun- 
desregierung. 

Alles Maßnahmen, die hier nur 
repräsentativ stehen für einen Kurs, 
der eindeutig auf erhöhte Ausbeutung 
und Unterdrückung, auf noch mehr 
Brutalisierung und Demagogie hinaus: 
läuft, 

Sind Teile der Werkiätigen nicht 
länger bereit, die Appelle der SPD 
an „stabiltätskonformes Verhalten” 
zu glauben und den Lohnraub weiter. 
hin zu dulden, setzt die SPD den 
Machtapparat des Staates ein (Streiks 
bei Ford usw.) um die Intereisen 
des Kapitals zu wahren. Die oben 
‚genannten Beispiele zeigen, daß sich 
Dei einer Verschärfung der Klassen: 
auseinandersetzung die herrschende 
Klasse zur Wehr setzt und zur Ver 
veidigung des Kapitalismus mit milt 
Härischer Gewalt gegen die Bevölke- 
rung vorgehen wird. Die SPD hat in 
ihrer Geschichte bereits mehrfach 
gezeigt, auf wessen Seite sie steht 
amd worauf auch ihre gegenwärtige 
Politik hinausläuft: auf eine noch 
uneingeschränktere Herrschaft des 
Kapitals, 

‚Spätestens mit den Vorfällen um 
das „Lütjenburger Pupier”, in dem 
wir den Bundestagskundidaten des 
Kreises Plön und die Politik der 
‚Bundesregierung kritisiert haben, ist 
deutlich geworden, daß die SPD eine 
Imnerparteitiche Kritik, die die Grund: 
lagen des Selbstverständnisses dieser 
‚Pariei angreift, nicht zuläßı. Am der 
Reaktion auf die Veröffentlichung 
dieses Pupiers sowie der Vorgehens 
weise des Landesvorstundes (u.a. Ver 
teumdungen in der Presse, Ausschluß: 
bemähungen gegen zwölf Jungsosiali 
iten) it einmal mehr klar geworden, 
daß die schleswigholsteinische SPD 
Ihren Anspruch als „linker . 


verband. kritische Positionen zu er- 
möglichen und zu fördern nicht ein- 
lösen kann, sondern in entscheiden- 
den Situationen die giche reaktionäre 
Politik wie die GesamtSPD verirtt. 

Unsere Erfahrungen haben gezeigt, 
daß wir unseren anfänglichen An- 
spruch, sozialistische Politik inner 
halb der SPD zu verwirklichen, nicht 
einlösen konnten. 


Wir sind der Meinung, daß man 
sich über den Charakter der SPD 
keine Nlusionen machen darf; soziali 
stische und kommunistische Politik 
st nur außerhalb der SPD möglich! 
Ein weiteres Verbleiben fortschrittli 
cher Kräfte in dieser Partei schafft 
nur flusionen und tuscht die Mas- 
sen über die wirkliche Funktion der 
SPD ats Handlanger des Kapital, 

‚Eine Alternative kann für uns auch 
nicht die DKP sein. Sie erzeugt bei 
den Werktätigen fulsche Vorstellun- 
‚sen über den Bürgerlichen Staat und 
über einen frilichen Übergang zum 
‚Sozialismus auf der Grundlage einer 
nagen in wesentlichen Punkten un: 
marsistischen Theorie der antimo- 
‚nopolistischen Demokratie, Heion- 
ders die politische Praxis der DKP 
innerhalb der Betriebe und der Ge- 
werkschaften zeigt, daß die DRP 
in angeblicher Verwirklichung ihrer 
‚Forderungen nach einem breiten 
Bündnis mit Sozialdemokraten allzu 
oft auf die offizielle DGB-Linie ein- 
schwenkt. 

Eine Partei, die eine Alternative 
zu den bestehenden polltischen Pur- 
teten sein. könni im der 
Bundesrepublik 
Diese Partei, die eine eigensnindige 
Klassenpolitik der _Arbeiterklane 
führt, muß geschaffen werden. Wir 
werden hier in Preetz ebenso wie 
zahlreiche andere Gruppen in der 
BRD um Aufbau dieser Orgunisarion 
arbeiten.” " 


Eine Gruppe ehemaliger 
Jungsorialisten 


ARBEITERKAMPF NR. 39/6. Febr. 1974 


Sind kurze Haare fortschrittlich? 


, "KPD/ML "PREDIGT BÜRGERLICHEN IDEALISMUS 


‚jese Musik- und Tanzformen sind 

Jangelegt auf Enthemmung. Sie ver- 
Auchen nicht nur, den Riss zwischen 
Jung und alt zu vergrößern, sondern 
wollen Hemmungslosigkeit verbrei- 
ten. Sie berwecken damit wachsen 
‚den Alkoholismus, sexuelle Kxuense, 
Rauschgiftsucht, Gammlertum, Hip- 
pylamus, wachsende Brutalitdt und 
die Bildung von Rockerbanden." 

Diese eindrucksvolle Schilderung 
kommt nicht aus einem bayrischen 
Bierzelt, sondern aus dem „Roten 
Morgen" der „KPD/ML' vom 21. Ju 
473, 

‚Anlaß des Artikels war ein angeb- 
lich in Albanien erlassenes Gesetz, das 
laut dem „Roten Morgen“ „modische 
Einflüsse, wie lange Haare, lange Ko“ 
teleiten und Vollbärte bei Männern, 
Miniröcke, Minibikinis und aufrei- 
‚zende Kleidung bei Frauen und über- 
betonte Mode wie ausgeschlagene Ho- 
sen, extravagante Frisuren, Auftake- 
lung und ähnliches” verbietet 

‚Ob es in Albanien wirklich ein sol- 
‚chen Gesetz gibt, Ist zwi ft. Der 
„Rote Morgen“ selbst veröffentlichte 
in seiner Ausgabe vom 1. September 
73 den Brief eines Genossen, der in 
Albanien gewesen ist, und woraus her- 
vorgeht, daß in Albanien in dieser 
Frage nicht mit Gesetzen, sondem 
mit Überzeugungsarbeit vorgegangen 
wird. Dies wäre in einem sozialisti- 
schen Land wohl auch das Richtige. 

Der Artikel des „Roten Morgen“ 
löste bei den jungen Genossinen und 
Genossen der „KPD/ML“ offenbar 
so große Verwirrung aus, daß der 
„Rote Morgen“ vom 12. Januar 74 
noch einmal auf das Thema Bezug 
nimmt — allerdings nur die alten Ge- 
danken wiederkäut, ohne neue Aspek- 
te vorzubringen. 

Die Haltung des „Roten Morgen“ 
in dieser Frage geht vom bürgerlichen 
Idealismus aus und stellt den gesell- 
schaftlichen Zusammenhang auf den 
Kopf. Denn nur ein bürgerlicher Idea- 


hist kann ernsthaft glauben, daß Er 
cheinungen wie Alkoholismus, Bil- 
‚dung von Rockerbanden etc. dadurch 
verursacht werden, daß junge 
Leute eine bestimmte Musik hören, 
ınzen, das Haar 


„Diese Musik- und 
bezwecken wachsen- 


Tanzformen 
‚den Alkoholismus, sexuelle Exzes- 


"etc. 
Vielmehr haben Alkoholismus, Kri- 
minalität, Rauschgiftsucht usw. m a 
tertelle Ursachen, die in be- 
stimmten gesellschaftlichen Bedingun- 
gen begründet sind. Wenn also z.B. in 
der Sowjetunion offiziell über zu- 
nehmenden Alkoholismus, Bildung 
von jugendlichen Banden etc. geklagt 
wird, dann ist die Ursache nicht, daß 
die Jugendlichen von „westlichen 
Musik- und Tanzformen“ „ent- 
hemmt“ worden sind, sondern die Ur- 
‚che liegt in der Rückentwicklung 
der ehemals sozialistischen Sowjetge- 
sellschaft in Richtung Kapitalismus. 
Der „Rote Morgen‘ verwechselt 
hier völlig Ursache und Wirkung, 
Krankheit und Symptom; indem er 


die Aufmerksamkeit auf ÄAußer- 
tiehkeiten orientiert, lenkter 


vom Wesen derSache ab. 


Dies gewinnt besonders Bedeutung 
durch die Erklärung des „Roten Mor- 
gen“, „daß wir auch in unseren Rei 
"hen den Kulturkampf führen 
denn such unsere Partei versuc) 
Bourgeoisie mit den bewährten Mit- 
teln zu unterminieren.“ (21.7.73) 
Für den „Roten Morgen" sind „lange 
Haare“ nicht nur eine Äußerlichkeit, 
sondern ein untrügliches Signal, daß 
jemand „der bürgerlichen Ideologie 
erliegt“ (12.1.74). Dies müßte dann 
z.B. auch für Marx und Engels gelten, 
die Haar und Bart recht lang trugen. 


Der „Rote Morgen“ setzt einen Be- 
griff des „Normalen“ voraus, und was 
nicht „normal“ ist, ist ungesund und 
ist Ausdruck bürgerlicher Ideologie, 


Ex ist „normal“, daß Männer die Han- 
re kurz tragen und Fräuen etwas län- 
ger, Aber warum eigentlich? 


Mit: seinem idealistischen Begriff 
‚des „Normalen“ nähert sich der „Ro- 
m faschistischen Be- 
„aesunden Volksempfin- 
dens“ gefährlich an. So weitert der 
„Rote Morgen“ z.B. gegen „Sachen, 
die normalen (1) Menschen unbegreif- 
lich und gleichgültig sind", wie etwa 
„Beckett, Ioneıco, Picasso, Warhole 
nd ähnliches” (21.7.73). Das ist kei- 
ne marxistisch-leninistlsche Kritik an 
‚der bürgerlichen Kultur, sondern ist 
Demagogie. 

Damit lockt der „Rote Morgen“ 
zwangsläufig. {aschistoid. beeinflußte 
Elemente an. So druckte der „Rote 
Morgen“ den Leserbrief einer alten 
Frau ab, die bei der „KPD/ML offen- 
bar verwandte Seelen vermutete. Die 
Alte schreibt z.B., „daß ich zwei En- 
"kel habe, die beide kommunistische(!) 
Jusos sind, und die man mit ihren 
weibischen Haaren nicht von Frauen 
unterscheiden kann“. An anderer Stel- 
ie rühmt sie das „natürliche Schamge- 
fühl, das wir Älteren ja zum Glick 
noch haben“: (RM, 1.9.73) Auch das 
„natürliche Schamgefühl“ gehört 
zweifellos in den Bereich der bürgerli- 
‚chen Ideologie, als ob es sich sozusa- 
gen um etwas „Gottgegebene 
einem bestimmten Gesellschaltssy- 
stem Unabhängiges handeln würde. 


Der „Rote Morgen“ stört sich in- 
dessen keineswegs an solchen Sympa- 
thie-Kundgebungen von rechts, son- 
‚dern wertet vergnügt den Brief als Be- 
weis, „daß die Partei wirklich den 
Wünschen der Massen entspricht" 
Von welchen Massen ist hier die Re- 
de? (vgl. Abdruck des Briefs und der 
‚Antwort des RM im Kasten) 

Da die bürgerliche Gesellschaft 
ständig bürgerliches Denken selbst in 
den Köpfen ihrer Gegner hervorruft, 
muß der Kampf gegen die bürgerliche 


Ideologie auch in den kommunisti- 
schen Organisationen geführt werden, 
Der „Rote Morgen“ macht dies aber 
mit seinem lücherlichen Streit über 
die Länge von Haaren und Röcken 
zu einem reaktionären Schildbürger- 
stweich. 


Vom Kampf zwischen proletark 
scher und bürgerlicher Ideologie wird 
so abgelenkt auf eine Überbetonung 
von Außerlichkelten, was den Parolen 
der bürgerlich-reaktiondren und bür- 
gerlich-faschistischen Jugendbewe- 
rung im Grunde nicht fern steht. 


‚Anzeige 


| Zur besseren Information: 


DER KATALOG 


== Do) dielnternationale SP 


ekarbeiter —— — az. 


SHARAN 


Vor kurzem bekam ich zufällig Ihre Zeitung "Roter Morgen‘ in die Hände und 
Ihatte much Gelsgenheit, mit den Varkäufern, die offensichtlich der KPD/ML ange- 
Ihören, zu sprechen. Und ich war gleich angenehm von der sauberen äußeren Erschei- 
mung dieser Jungen Leute überrascht; die Jungans hatten durchweg gewaschene, kurze 
Haare und vernänftige, nicht a0 wie heute enscheinend übliche verrückte Kleidung 
und much des Mädchen machte einen frischen, natürlichen Eindruck, wie man Ihn 
haute gar nicht mehr antrifft. Auch während der Unterhaltung konnte ich mit den 
ungen Leuten wie mit normalen Menschen reden, ws ja heute selten ist. 


Bitte verstehen Sie mich recht, aber es ist für eine alım Frau wie mich richtig er 
rnchend zu sehen, dad es noch nette junge Menschen gibt, die noch dazu,we ich, 
im Genprich hörn durfim, von Ihrer Organlanion dazu angehalten und erzogen wer- 
dan. Mein Rmpekt! Auch wenn ich nicht allem zustimmen konnne, mas die Jungen 
Laute ungen, vo kann ich doch sagen, dal eine politische Organisation, die nach 10 
il Verantwortung für die ‚Jugend zeigt, mein Vertrauen hat. 

Und auch ats ich dann zu Hause Ihm Zeitung Jar, wie Sie gegen die hälichen 
langen Haare bei jungen Menuchen und auch gegen die aufreizenden Miniröcke der 
kungen Gören, die jedem natürlichen Schamgefühl. das wir Ältaren ja nach zum 
Glück haben, Hohn spricht, Steilung bezogen haben, wer ich angenehm überrascht; 
meh daß un Albanian »o loben, wo sowas anscheinend nicht zugelassen wird von 
erantwortungwallen Stasteführern, het mich gefreut. In so einem sauberen Stast 
möcht ich germe Jeban! 

Sie missen dazu noch wissen, daß ich zwei Enkel haba, die beide kommunistische 
Aunon sind, und die man mit Ayren weibischen Haaren nicht von Frauen unterscheiden 
kann, Alk ich ae Iragte, was denn die teren Parteiminglieer dazu sagen, sagt ie 
in her schnodirigen Art: "Da kümmern die sich nicht drum!" 


Nicht zuletzt deshalb wor ich von Aurer vorbildichen Partelugend überrascht und 
nicht zuletzt deshalb werde ich mir jetzt öfter den "Roten Morgen) kaufen und mit 
China, wo die Jugend ja auch zur Ordentlichkeit erzogen wird, beschäftigen. 

Halten Sie Ihr Jugend weiter zur dulleren und moralischen Sauberkeit an, und 
ich werde Sie bei der nächsten Wahl wählen, 


Herzliche Grüße, 8.6. 


Kommentar der RM-Redaktion: 
Liebe; neugewonnene Leserin aus München, wir haben uns über Ihren Brief 
sehr gefreut. Er beweist uns, daß die Partei wirklich den Wünschen der 
Massen entspricht, wenn sie den schädlichen Einflüsgen der Bourgeoisie 
auf die Jugend, aber auch auf die ältere Generation, eine Absage erteilt und 
den Kampf gegen den bewußt gesteuerten moralischen und kulturellen Zer 
fall aufnimmt. 


Wir sind uns unserer Verantwortung dabei bewußt. Denn keine anderen 
Staaten als die sozialistischen Staaten China und Albanien, keine anderen 
rteien als die wahrhaft marxistisch-leninistischen Parteien sind in der 
Lage, der Jugend und den älteren Menschen die moralischen und kulturellen 
Werte bewulkt zu machen, für die es sich zu leben und zu kämpfen lohnt. 
Kommunistische Mora} und kommunistische Kultur sind untrennbarer Be: 
standieil des revolutionären Defrehungakampfes gegen das Kapital und 
seinen $taat. Aus dem Proletarlat und den unter seiner Führung kämpfenden, 
Klassen und Schichten des Volkes gegen diesen gemeinsamen Feind allein 
köionen darum heute auch die Menschen erwachsen, die als wirkliche Helden 
der Massen bereit sind, ihr Leben für die Sache des Proletariats hinzugeben. 

iehung au kommunistischer Moral und Kultur ist ein unabdingba- 
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